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VERORDNUNG (EU) 2024/ 573 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 7. Februar 2024

iiber fluorierte Treibhausgase, zur Anderung der Richtlinie (EU) 2019/1937 und zur Aufhebung der
Verordnung (EU) Nr. 517/2014

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1,
auf Vorschlag der Europiischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),

nach Anho6rung des Ausschusses der Regionen,

gemaf dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(I)  Im europdischen Griinen Deal gemif$ der Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 wurde eine neue
Wachstumsstrategie fiir die Union vorgestellt, mit der sich die Union zu einer fairen und wohlhabenden Gesellschaft
mit einer modernen, ressourceneffizienten und wettbewerbsfahigen Wirtschaft wandeln soll. Er bekriftigt das
Bestreben der Kommission, Europa bis 2050 zum ersten klimaneutralen Kontinent und Null-Schadstoff-Kontinent
zu machen, und zielt darauf ab, die Gesundheit und das Wohlergehen der Biirgerinnen und Biirger vor
umweltbedingten Risiken und Auswirkungen zu schiitzen und dabei gleichzeitig fiir einen inklusiven, fairen und
gerechten Uberhang zu sorgen, bei dem niemand zuriickgelassen wird. Daritber hinaus ist die Union der
Sicherstellung der umfassenden Umsetzung der Verordnung (EU) 2021/1119 des Europdischen Parlaments und des
Rates (}) und des mit dem Beschluss (EU) 2022/591 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) geschaffenen
achten Umweltaktionsprogramms sowie der Agenda 2030 der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung und
deren Zielen ftir nachhaltige Entwicklung verpflichtet.

(2)  Fluorierte Treibhausgase sind kiinstlich hergestellte Chemikalien, bei denen es sich um sehr starke Treibhausgase
handelt, die oft tausendfach stirker wirken als Kohlendioxid (im Folgenden ,CO,“). Zusammen mit CO,, Methan
und Distickstoffoxid gehoren fluorierte Treibhausgase zu der Gruppe von Treibhausgasemissionen, die unter das im
Rahmen des Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen iiber Klimainderungen (UNFCCC) geschlossene
Ubereinkommen von Paris (im Folgenden ,Ubereinkommen von Paris“) fallen (). Heute belaufen sich die
Emissionen von fluorierten Treibhausgasen auf 2,5 % der gesamten Treibhausgasemissionen in der Union, und sie
haben sich zwischen 1990 und 2014 im Gegensatz zu anderen Treibhausgasemissionen, die zuriickgegangen sind,
verdoppelt.

(3)  Die Verordnung (EU) Nr. 517/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates (°) wurde erlassen, um den Anstieg
der Emissionen von fluorierten Treibhausgasen umzukehren. Wie eine von der Kommission durchgefiihrte
Bewertung ergab, hat die Verordnung (EU) Nr. 517/2014 im Jahresvergleich zu einem Riickgang der Emissionen
von fluorierten Treibhausgasen gefithrt. Das Angebot an teilfluorierten Kohlenwasserstoffen (im Folgenden
LHFKW*) ist zwischen 2015 und 2019 in metrischen Tonnen um 37 % und in Tonnen CO,-Aquivalent um 47 %
zuriickgegangen. Auch bei vielen Arten von Einrichtungen, in denen traditionell fluorierte Treibhausgase verwendet
wurden, kam es zu einer deutlichen Verlagerung hin zur Verwendung von Alternativen mit geringerem
Treibhauspotenzial, einschlieflich natiirlicher Alternativen (z. B. Luft, CO,, Ammoniak, Kohlenwasserstoffe und
Wasser).

() ABL C 365 vom 23.9.2022, S. 44.

(®) Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 16. Januar 2024 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Beschluss des Rates vom
23. Januar 2024.

() Verordnung (EU) 2021/1119 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung des Rahmens fiir die
Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und (EU) 2018/1999 (,Européisches
Klimagesetz“) (ABL. L 243 vom 9.7.2021, S. 1).

() Beschluss (EU) 2022/591 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 6. April 2022 iiber ein allgemeines Umweltaktions-
programm der Union fiir die Zeit bis 2030 (ABL. L 114 vom 12.4.2022, S. 22).

() ABL L 282 vom 19.10.2016, S. 4.

(®) Verordnung (EU) Nr. 517/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 iiber fluorierte Treibhausgase und zur
Authebung der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 (ABL L 150 vom 20.5.2014, S. 195).
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(4)  In seinem Sonderbericht von 2021 kam der Zwischenstaatliche Ausschuss fur Klimadnderungen (IPCC) zu dem
Schluss, dass die Emissionen von fluorierten Treibhausgasen bis 2050 weltweit um bis zu 90 % im Vergleich zum
Jahr 2015 zuriickgehen missten. Als Reaktion auf die Dringlichkeit von Klimaschutzmaflnahmen hat sich die
Union mit der Verordnung (EU) 20211119 ein ehrgeizigeres Klimaziel gesetzt. In jener Verordnung werden das
verbindliche Ziel der Senkung der Nettotreibhausgasemissionen (Emissionen nach Abzug des Abbaus) der Union bis
2030 um mindestens 55 % gegeniiber dem Niveau von 1990 und dem Ziel der Erreichung der Klimaneutralitit in
der Union bis spitestens 2050 festgelegt. Die Union hat auch ihren urspriinglichen im Rahmen des
Ubereinkommens von Paris national festgelegten Beitrag einer Treibhausgasemissionssenkung von mindestens 40 %
bis 2030 auf mindestens 55 % erhoht. Die Bewertung der Verordnung (EU) Nr. 5172014 zeigt jedoch, dass die
Emissionseinsparungen, die bis 2030 im Zusammenhang mit den alten Klimazielen der Union angestrebt wurden,
nicht vollstindig erreicht werden.

(5)  Aufgrund eines globalen Anstiegs der HFKW-Emissionen beschlossen die Vertragsparteien des Montrealer Protokolls
von 1987 iiber Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht fithren (im Folgenden ,Protokoll”), im Jahr 2016 im
Rahmen der Kigali-Anderung des Protokolls (im Folgenden ,Kigali-Anderung®), die im Namen der Union durch den
Beschluss (EU) 2017/1541 des Rates () gebilligt wurde, einen Ausstieg aus der Verwendung von HFKW
umzusetzen, mit dem die Herstellung und der Verbrauch von HFKW in den ndchsten 30 Jahren um mehr als 80 %
gesenkt werden sollen. Dies bedeutet, dass jede Vertragspartei einen Zeitplan fiir die Verringerung der Herstellung
und des Verbrauchs von HFKW einhalten sowie ein Lizenzsystem fiir Ein- und Ausfuhren vorsehen und ttber HFKW
Bericht erstatten muss. Schitzungen zufolge wird allein durch die Kigali-Anderung bis zum Ende dieses Jahrhunderts
eine zusitzliche Erwdrmung von bis zu 0,4 °C eingespart werden.

(6)  Esist wichtig, dass mit dieser Verordnung sichergestellt wird, dass die Union ihren internationalen Verpflichtungen
im Rahmen der Kigali-Anderung langfristig nachkommt, insbesondere in Bezug auf die Verringerung des
Verbrauchs und der Herstellung von HFKW, sowie die Berichterstattungs- und Lizenzvergabeanforderungen,
insbesondere durch die Einleitung eines Ausstiegs aus der Herstellung und zusitzliche Reduzierungsschritte fur das
Inverkehrbringen von HFKW fiir die Zeit nach 2030.

(7)  Einige fluorierte Treibhausgase, die unter diese Verordnung fallen, sind Per- und Polyfluoralkylsubstanzen (PFAS)
oder werden nachweislich oder vermutlich zu PFAS abgebaut. PFAS sind Chemikalien, die nicht abgebaut werden
und moglicherweise negative Auswirkungen auf die Gesundheit und die Umwelt haben. Im Einklang mit dem
Vorsorgeprinzip sollten Unternehmen, soweit verfiigbar, die Verwendung von Alternativen in Erwédgung ziehen, die
fur die Gesundheit, die Umwelt und das Klima weniger schadlich sind. Im Jahr 2023 wurde der Europdischen
Chemikalienagentur nach der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates (%) ein
Vorschlag zur Beschrankung der Herstellung, des Inverkehrbringens und der Verwendung von PFAS, einschliefSlich
fluorierter Treibhausgase, vorgelegt. Bei der Priifung potenzieller Beschrankungen fiir PFAS sollten die Kommission
und die Mitgliedstaaten die Verfiigbarkeit solcher Alternativen beriicksichtigen.

(8)  Um die Kohdrenz mit den sich aus dem Protokoll ergebenden Verpflichtungen zu gewihrleisten, sollten das
Treibhauspotenzial von HFKW auf der Grundlage des Vierten Sachstandsberichts des IPCC als das
Treibhauspotenzial eines Kilogramms eines Gases bezogen auf einen Zeitraum von 100 Jahren gegeniiber dem
entsprechenden Potenzial eines Kilogramms CO, berechnet werden. Fiir andere fluorierte Treibhausgase sollte der
Sechste Sachstandsbericht des IPCC verwendet werden. Angesichts der Bedeutung einer raschen Verringerung der
Treibhausgasemissionen dahin gehend, das im Ubereinkommen von Paris festgelegte Ziel, die Erderwdrmung auf
1,5 °C zu begrenzen, in Reichweite zu halten, gewinnt das auf 20 Jahre bezogene Treibhauspotenzial von
Treibhausgasen zunehmend an Bedeutung. In dieser Hinsicht sollte das Treibhauspotenzial bezogen auf einen
Zeitraum von 20 Jahren angegeben werden, soweit verfiigbar, um besser tiber die Klimaauswirkungen der unter
diese Verordnung fallenden Stoffe zu informieren. Die Kommission sollte in Bezug auf das Treibhauspotenzial
fluorierter Treibhausgase bezogen auf einen Zeitraum von 20 Jahren sensibilisierend titig sein.

(9)  Die absichtliche Freisetzung fluorierter Stoffe in die Atmosphare stellt, wenn sie rechtswidrig geschieht, einen
schweren Verstoff gegen diese Verordnung dar und sollte ausdriicklich verboten werden; Betreiber und Hersteller
von Einrichtungen sollten verpflichtet werden, das Austreten solcher Stoffe so weit wie moglich zu verhindern, auch
durch Kontrollen der relevantesten Einrichtungen auf Dichtheit. Ist die Freisetzung fluorierter Stoffe technisch
notwendig, so sollten die Betreiber alle technisch und wirtschaftlich durchfihrbaren Malnahmen ergreifen, um die
Freisetzung solcher Stoffe in die Atmosphire zu verhindern, etwa auch durch eine Abscheidung der freigesetzten
Gase.

() Beschluss (EU) 2017/1541 des Rates vom 17. Juli 2017 iiber den Abschluss im Namen der Europdischen Union der Kigali-Anderung

des Montrealer Protokolls iiber Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht fithren (ABL L 236 vom 14.9.2017, S. 1).

(®) Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung,
Zulassung und Beschrinkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Européischen Chemikalienagentur, zur Anderung der
Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der
Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der
Kommission (ABI. L 396 vom 30.12.2006, S. 1).

ELL http://data.europa.eu/elijreg/2024/57 3|oj



ABL. L vom 20.2.2024

DE

(10)

(13)

Sulfurylfluorid ist ein weiteres sehr starkes Treibhausgas, das bei der Begasung ausgestoflen werden kann. Betreiber,
die Sulfurylfluorid zur Begasung verwenden, sollten die Anwendung der Mafnahmen zur Abscheidung und zur
Entnahme dieses Gases dokumentieren oder, wenn eine Abscheidung technisch oder wirtschaftlich nicht machbar
ist, die entsprechenden Griinde erldutern.

Da das Herstellungsverfahren fiir einige fluorierte Verbindungen zur Emission anderer fluorierter Treibhausgase als
Nebenprodukte fihren kann, sollten als Voraussetzung fiir das Inverkehrbringen fluorierter Treibhausgase solche als
Nebenprodukt entstandenen Emissionen zerstort oder fiir spitere Verwendungen riickgewonnen werden. Die
Hersteller und Einfiihrer sollten verpflichtet werden, die Minderungsmafnahmen zur Vermeidung von Trifluorme-
thanemissionen wihrend des Herstellungsprozesses zu dokumentieren und einen Nachweis iiber die Zerstérung
oder Riickgewinnung solcher als Nebenprodukt entstandenen Emissionen im Einklang mit den besten verfiigbaren
Techniken zu erbringen. Zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens fluorierter Treibhausgase sollte eine Konformitits-
erklirung vorgelegt werden.

Um Emissionen von fluorierten Stoffen zu vermeiden, miissen Bestimmungen iber die Riickgewinnung von Stoffen
aus Erzeugnissen und Einrichtungen und tiber die Verhinderung des Austretens solcher Stoffe festgelegt werden.
Schiume, die fluorierte Treibhausgase enthalten, sollten gemdf der Richtlinie 2012/19/EU des Europdischen
Parlaments und des Rates (°) behandelt werden. Um die Emissionen so weit wie moglich zu verringern, sollten die
Riickgewinnungspflichten auch auf Gebdudeeigentimer und Bauunternehmen ausgeweitet werden, wenn
bestimmte Schiaume aus Gebiduden entfernt werden. Da die Riickgewinnung, das Recycling und die Aufarbeitung
fluorierter Treibhausgase Anwendungen der Grundsitze der Kreislaufwirtschaft darstellen, werden vor dem
Hintergrund der Mitteilungen der Kommission vom 10. Marz 2020 mit dem Titel ,Eine neue Industriestrategie fiir
Europa“, vom 11. Mérz 2020 mit dem Titel ,Ein neuer Aktionsplan fiir die Kreislaufwirtschaft — Fiir ein saubereres
und wettbewerbsfihigeres Europa“, vom 14. Oktober 2020 mit dem Titel ,Chemikalienstrategie fiir Nachhaltigkeit
— Fiir eine schadstofffreie Umwelt“, vom 5. Mai 2021 mit dem Titel , Aktualisierung der neuen Industriestrategie von
2020: einen stirkeren Binnenmarkt fiir die Erholung Europas aufbauen” und vom 12. Mai 2021 mit dem Titel , Auf
dem Weg zu einem gesunden Planeten fiir alle — EU-Aktionsplan ,Schadstoftfreiheit von Luft, Wasser und Boden*
auch Bestimmungen iiber die Riickgewinnung von Stoffen eingefiihrt.

Kithl- und Gefriergerdte sind fiir einen ordnungsgemifien Betrieb in hohem MafSe auf fluorierte Treibhausgase
angewiesen und stellen eine der wichtigsten Kategorien bei der Abfallbewirtschaftung von Elektro- und
Elektronikgerdten dar. Im Einklang mit dem Verursacherprinzip und zur Sicherstellung einer ordnungsgemafien
Bewirtschaftung der Abfille bei diesen schidlichen Gasen ist es wichtig, dass die Verpflichtungen im
Zusammenhang mit der erweiterten Herstellerverantwortung bei Elektro- und Elektronikgerdten auch die
Bewirtschaftung der fluorierten Treibhausgase umfassen, die in Elektro- und Elektronik-Altgeriten enthalten sind
oder verwendet werden. In der Richtlinie 2012/19/EU sind fiir Hersteller Finanzierungsverpflichtungen fiir Elektro-
und Elektronikgerite festgelegt. Diese Verordnung erginzt diese Richtlinie, indem sie die Finanzierung der
Sammlung, der Behandlung, der Verwertung, der umweltgerechten Entsorgung, des Recyclings, der Aufarbeitung
oder der Zerstérung der in den Anhidngen I und II der vorliegenden Verordnung genannten fluorierten
Treibhausgase aus Erzeugnissen und Einrichtungen vorschreibt, die diese Gase enthalten oder zu ihrem
Funktionieren bendtigen und bei denen es sich um Elektro- und Elektronikaltgerite handelt.

Kilte- und Klimaanlagen in Transportmitteln weisen aufgrund der wiahrend des Transports auftretenden
Erschiitterungen besonders hohe Leckageraten auf. Die Betreiber der meisten Transportmittel sollten Dichtheits-
kontrollen durchfithren oder Leckage-Erkennungssysteme einrichten und fluorierte Treibhausgase bei mobiler
Ausriistung dieser Art riickgewinnen. Betreiber von Kilte- und Klimaanlagen an Bord von Schiffen sollten ebenso
wie Betreiber anderer unter diese Verordnung fallende Ausriistung dazu verpflichtet sein, Vorsorgemaffnahmen zu
ergreifen, um das Austreten fluorierter Treibhausgase zu verhindern, und sie sollten gegebenenfalls erkannte
Leckagen unverziiglich reparieren. In Anbetracht des internationalen Charakters der Schifffahrt ist es wichtig, dass
die Union und ihre Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer jeweiligen Zustindigkeiten mit Drittlindern
zusammenarbeiten, um sicherzustellen, dass unnétige Emissionen fluorierter Treibhausgase in diesem Sektor
vermieden werden, darunter auch bei der Installation, Instandhaltung oder Wartung, Reparatur und
Riickgewinnung aus Kalte- und Klimaanlagen auf Schiffen. Bei der Uberpriifung der Durchfithrung dieser
Verordnung sollte die Kommission priifen, ob es machbar ist, den Anwendungsbereich der Begrenzungsmafinahmen
auf Schiffe auszuweiten.

() Richtlinie 2012/19/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 iiber Elektro- und Elektronik-Altgerite (EEAG)
(ABL L 197 vom 24.7.2012, S. 38).
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(15) Die Verordnung (EU) 2018/1139 des Europdischen Parlaments und des Rates (%) und die entsprechenden
Durchfithrungsrechtsakte enthalten Bestimmungen iiber die Fertigkeiten und Kenntnisse, die natiirliche Personen
benoétigen, die Instandhaltungs- oder Wartungsarbeiten an Luftfahrzeugkomponenten durchfithren. Um unnétige
Emissionen fluorierter Treibhausgase in diesem Sektor zu vermeiden, auch bei der Installation, Instandhaltung oder
Wartung, Reparatur und Riickgewinnung aus Kalte- und Klimaanlagen an Luftfahrzeugen, ist es angezeigt, die
erforderlichen Kompetenzen im Rahmen des regelméfSigen Verfahrens der Aktualisierung der Zertifizierungsspezifi-
kationen und anderer Einzelspezifikationen, der annehmbaren Nachweisverfahren und Anleitungen fur die
Anwendung der genannten Verordnung zu erfassen.

(16) Um zur Erreichung der Klimaziele der Union beizutragen und die Verwendung von Technologien mit keinen oder
niedrigeren Klimaauswirkungen zu fordern, bei denen moglicherweise giftige, entziindliche oder unter hohem
Druck stehende Stoffe verwendet werden oder andere relevante Risiken bestehen, sollten die Mitgliedstaaten
geeignete Mafinahmen zur Deckung des Bedarfs an qualifiziertem Personal ergreifen, damit viele natiirliche
Personen, die Titigkeiten in Verbindung mit fluorierten Treibhausgasen und Technologien ausiiben, die als Ersatz
fir fluorierte Treibhausgase dienen oder deren Verwendung verringern, ausgebildet und zertifiziert werden. Diese
Maflnahmen sollten Mafnahmen im Wirmepumpensektor umfassen, in dem unter anderem im Hinblick auf die in
der Mitteilung der Kommission vom 18. Mai 2022 mit dem Titel ,REPowerEU-Plan“ festgelegten Ziele zunehmend
Personal mit den erforderlichen Kompetenzen benétigt wird, um Wirmepumpen auf der Grundlage neuartiger
Kaltemitteltechnologien, fiir die unterschiedliche Sicherheitsanforderungen und technische Anforderungen gelten,
zu installieren und zu warten. Die Mitgliedstaaten konnten beispielsweise die Unterstiitzung durch die im Rahmen
der Europdischen Kompetenzagenda aufgelegten offentlich-privaten Partnerschaften nutzen, um die Zahl der
ausgebildeten Personen zu erhohen. Ausbildungsprogramme sollten Informationen iiber Energieeffizienzaspekte
und geltende Vorschriften und technische Normen umfassen. Gemif§ der Verordnung (EU) Nr. 517/2014
eingerichtete Zertifizierungs- und Ausbildungsprogramme, die moglicherweise in die nationalen Berufsbil-
dungssysteme integriert sind, konnten iiberpriift oder angepasst werden, damit Techniker in die Lage versetzt
werden, mit alternativen Technologien sicher umzugehen. Bestehende, gemifs der Verordnung (EU) Nr. 517/2014
ausgestellte Zertifikate, sollten weiterhin giiltig bleiben.

(17) Die Kommission hat im Mai 2022 den REPowerEU-Plan vorgelegt. Der REPowerEU-Plan umfasst das Ziel, dass bis
2027 10 Millionen hydronische Wirmepumpen im Einsatz sind und das Einbautempo in Bezug auf
Wiarmepumpen bis 2030 verdoppelt wird, um so zu erreichen, dass bis 2030 mindestens 30 Millionen
Wirmepumpen neu installiert werden. Wihrend der Warmepumpensektor infolge der in dieser Verordnung
vorgesehenen Mafnahmen auf Kiltemittel mit niedrigerem GWP umgestellt wird, konnte sich der zunehmende
Einbau von Wirmepumpen gemifl REPowerEU auf die Verfiigbarkeit von HFKW-Gas auf dem Unionsmarkt
auswirken und zum Teil von der Markteinfihrung alternativer Technologie abhidngen, bevor die Verbote des
Inverkehrbringens gemifl Anhang IV in Kraft treten, sowie von der Menge der eingesetzten Wirmepumpen, die
noch Gase mit hoherem GWP erfordern. Die Kommission sollte die Marktentwicklungen, einschlieflich der
Entwicklung der Preise fiir die in Anhang I Abschnitt 1 genannten fluorierten Treibhausgase, genau beobachten,
und sie sollte mindestens einmal jahrlich bewerten, ob schwerwiegende Engpisse bestehen, die die Erreichung der
Ziele fiir den Einsatz von Warmepumpen gemifs dem REPowerEU-Plan gefihrden konnten. Stellt die Kommission
fest, dass solche Engpisse bestehen, sollte es moglich sein, zusitzliche Mengen von HFKW-Quoten fiir den
Wirmepumpensektor iiber die in Anhang VII festgelegten Quoten hinaus zu gewéhren.

(18) Wo geeignete Alternativen zur Verwendung bestimmter fluorierter Treibhausgase verfugbar sind, sollte das
Inverkehrbringen von neuen Kailteanlagen, Klimaanlagen und Brandschutzeinrichtungen, die fluorierte
Treibhausgase enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen, und von Schaumen und technischen Aerosolen,
die fluorierte Treibhausgase enthalten, verboten werden. Vorbehaltlich besonderer Bedingungen sollten solche
Verbote nicht fur Teile gelten, die fur die Reparatur oder Wartung bereits installierter Ausriistung erforderlich sind,
um sicherzustellen, dass diese Ausriistung wihrend ihrer gesamten Lebensdauer repariert und instand gehalten
werden kann. Gibt es keine Alternativen oder konnen diese aus technischen oder sicherheitsbezogenen Griinden
nicht genutzt werden oder wire die Verwendung dieser Alternativen mit unverhiltnisméifigen Kosten verbunden,
sollte die Kommission Ausnahmen gewdhren konnen, um das Inverkehrbringen solcher Erzeugnisse und
Einrichtungen fiir einen Zeitraum von hochstens vier Jahren zu erlauben. Diese Ausnahme sollte verlingert werden
konnen, wenn die Kommission nach Priifung eines neuen begriindeten Ausnahmeantrags im Rahmen des
Ausschussverfahrens zu dem Schluss gelangt, dass noch immer keine Alternativen verfiigbar sind.

() Verordnung (EU) 2018/1139 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften

fur die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der Europiischen Union fiir Flugsicherheit sowie zur Anderung der
Verordnungen (EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 996/2010, (EU) Nr. 376/2014 und der Richtlinien 2014/30/EU
und 2014/53/EU des Europdischen Parlaments und des Rates, und zur Authebung der Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG)
Nr. 216/2008 des Europiischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates (ABlL. L 212 vom
22.8.2018, S. 1).
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(19)

(21)

(22)

(23)

Die Kommission sollte die europiischen Normungsorganisationen dazu anhalten, einschlidgige harmonisierte
Normen auszuarbeiten und zu aktualisieren, um die reibungslose Umsetzung der in dieser Verordnung festgelegten
Beschrankungen fiir das Inverkehrbringen sicherzustellen. Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass die
nationalen Sicherheitsnormen und Bauvorschriften aktualisiert werden, um den einschlédgigen internationalen und
europdischen Normen Rechnung zu tragen, einschlieSlich der Sicherheitsnormen IEC 60335-2-89 und IEC
60335-2-40 der Internationalen Elektrotechnischen Kommission.

Bei der Herstellung von Dosier-Aerosolen fiir die Verabreichung pharmazeutischer Inhaltsstoffe wird aktuell ein
nicht unerheblicher Teil aller in der Union verbrauchten HFKW genutzt. Es stehen Alternativen zur Verfiigung, unter
anderem von der Industrie neu entwickelte Dosier-Aerosole, die fluorierte Treibhausgase mit niedrigerem GWP als
Treibmittel verwenden. Mit dieser Verordnung wird der Dosier-Aerosol-Sektor in das HFKW-Quotensystem
aufgenommen, womit fiir die Industrie ein Anreiz daftir geschaffen wird, auf dem Weg zu saubereren Alternativen
voranzuschreiten. Um einen reibungslosen Ubergang zu ermoglichen, wird der vorgesehene Quotenmechanismus
fur den Dosier-Aerosol-Sektor fiir den Zeitraum 2025 bis 2026 vollstindige Quoten garantieren, die dem jiingsten
Marktanteil dieses Sektors entsprechen, und die fiir die anderen Sektoren im Rahmen des Quotensystems geltenden
umfassenden Reduktionsziele werden fiir diesen Sektor erst 2030 gelten. HFKW, die als Treibmittel in Dosier-
Aerosolen verwendet werden, sind fur die Gesundheit von Patienten mit Atemwegserkrankungen wie Asthma und
chronisch obstruktiven Lungenerkrankungen von entscheidender Bedeutung. Dosier-Aerosole sind Arzneimittel, die
strengen Bewertungen unterliegen, einschlieflich klinischer Studien zur Sicherstellung der Patientensicherheit. Durch
eine Zusammenarbeit zwischen der Kommission, den zustindigen Behorden in den Mitgliedstaaten und der
Europdischen Arzneimittel-Agentur sollte ein reibungsloses Genehmigungsverfahren fiir Dosier-Aerosole, bei denen
fluorierte Treibhausgase mit niedrigem GWP-Wert und entsprechende Alternativen zur Anwendung kommen,
gefordert und somit der Ubergang zu saubereren Lésungen sichergestellt werden.

Sofern technisch geeignete Alternativen zur Verfiigung und diese mit der Wettbewerbspolitik der Union im Einklang
stehen, sollte die Inbetriebnahme neuer elektrischer Schaltanlagen mit einschldgigen fluorierten Treibhausgasen
verboten werden. Ist eine Erweiterung bestehender elektrischer Einrichtungen erforderlich, kénnen eine oder
mehrere zusitzliche Zellen mit fluorierten Treibhausgasen mit demselben GWP wie die vorhandenen Zellen
hinzugefiigt werden, wenn eine Technologie, bei der fluorierte Treibhausgase mit einem niedrigeren GWP
verwendet werden, den Austausch der gesamten elektrischen Anlage zur Folge hitte.

Um den Bedarf an der Herstellung von neuem Schwefelhexafluorid (SF¢) zu begrenzen, sollten die Kapazititen fiir
die Riickgewinnung von SF, aus bestehenden Anlagen gesteigert werden. Die Verwendung von neuem SF; in
elektrischen Schaltanlagen sollte vermieden werden, wenn es technisch machbar und aufgearbeitetes oder recyceltes
SF; verfiigbar ist und dabei das sichere Funktionieren der Stromnetze und Kraftwerke nicht gefahrdet wird.

Um die indirekten Auswirkungen des Betriebs von Kilte- und Klimaanlagen sowie Warmepumpen auf das Klima zu
verringern, sollte der maximale Energieverbrauch dieser Einrichtungen, der in den gemifs der
Richtlinie 2009/125/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (') erlassenen einschlidgigen Durchfithrungs-
mafinahmen festgelegt ist, weiterhin als Grund daftir genutzt werden, bestimmte Arten von Einrichtungen vom
Verbot der Verwendung fluorierter Treibhausgase auszunehmen.

Nicht wieder auffiillbare Behilter fiir fluorierte Treibhausgase sollten verboten werden, da in diesen Behaltern nach
der Entleerung unweigerlich Kaltemittel verbleiben, die dann in die Atmosphire freigesetzt werden. Mit dieser
Verordnung sollte ihre Ausfuhr, ihre Einfuhr, ihr Inverkehrbringen, ihre anschliefende Lieferung oder ihre
Bereitstellung auf dem Markt und ihre Verwendung aufler fur Labor- und Analysezwecke verboten werden. Um
sicherzustellen, dass wieder auffullbare Behilter fiir fluorierte Treibhausgase wieder aufgefiillt und nicht entsorgt
werden, sollten Unternehmen dazu verpflichtet werden, beim Inverkehrbringen von wieder auffiillbaren Behaltern
eine Konformititserklirung mit Nachweisen iiber die Vorkehrungen fiir die Riickgabe zwecks Wiederauffullung
vorzulegen.

Infolge der Kigali-Anderung ist die Ausfuhr von HFKW aus Staaten, die Vertragsparteien des Protokolls sind, in
Nichtvertragsstaaten verboten. Dieses Verbot ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur schrittweisen Einstellung von
HFKW. Mehrere Vertragsparteien des Protokolls halten das Verbot jedoch fiir unzureichend, um den
Umweltbedenken im Zusammenhang mit der Ausfuhr von HFKW Rechnung zu tragen. Mehrere
Entwicklungslinder, die Vertragsparteien des Protokolls sind, haben das Problem zur Sprache gebracht, dass

(") Richtlinie 2009/125/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Schaffung eines Rahmens fiir die

Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte (ABlL. L 285 vom
31.10.2009, S. 10).
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ineffiziente Kalte- und Klimagerite, bei denen veraltete Kaltemittel und Kaltemittel mit hohem Treibhauspotenzial
zur Anwendung kommen, von anderen Parteien in ihre Markte ausgefithrt werden, wodurch der Wartungsbedarf
steigt. Besonders problematisch ist eine solche Situation in Entwicklungslindern mit begrenzten Ressourcen und
begrenzten Kapazititen fiir die Begrenzung und Riickgewinnung sowie in Bezug auf gebrauchte Einrichtungen mit
voraussichtlich kurzer Restlebensdauer und neue Einrichtungen wihrend der Nutzung, aber am Ende der
Lebensdauer. Im Rahmen der globalen Anstrengungen der Union zur Einddimmung des Klimawandels und zur
Unterstiitzung der Verwirklichung der Ziele des Protokolls sowie im Einklang mit den Bestimmungen der
Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates (%) ist es angezeigt, die Ausfuhr
bestimmter gebrauchter und neuer Einrichtungen, die fluorierte Treibhausgase mit hohem GWP enthalten oder zu
ihrem Funktionieren benotigen, zu verbieten. Dieses Ausfuhrverbot sollte ausschlielich in Fillen gelten, in denen
die Einrichtungen einem Verbot gemaff Anhang IV unterliegen und gleichzeitig die Anforderungen des Artikels 22
Absatz 3 erfiillen.

(26) Um die Durchsetzung der Verbote des Inverkehrbringens und der Beschrinkungen fiir Erzeugnisse und
Einrichtungen, die fluorierte Treibhausgase enthalten oder zu ihrem Funktionieren bendtigen, zu erleichtern,
einschlieflich wenn diese Gase in Behaltern in Verkehr gebracht werden, ist es wichtig, die erforderlichen Kennzeich-
nungsanforderungen fiir diese Waren festzulegen.

(27)  Das sehr starke Treibhausgas Desfluran wird bei der Verwendung als Inhalationsandsthetikum freigesetzt. Angesichts
der Verfugbarkeit weniger starker Alternativen sollte die Verwendung von Desfluran nur dann zulissig sein, wenn
aus medizinischen Griinden keine Alternativen verwendet werden konnen. Wenn die Ausnahmeregelung fiir die
Verwendung von Desfluran gilt, sollte es ebenso wie alle anderen Gase abgeschieden werden, und die Gesundheits-
einrichtung sollte Nachweise zur medizinischen Begriindung aufbewahren.

(28)  Zur Umsetzung des Protokolls, einschlieflich der schrittweisen Verringerung der Mengen von HFKW, sollte die
Kommission weiterhin den einzelnen Herstellern und Einfithrern Quoten fiir das Inverkehrbringen von HFKW
zuweisen und dabei sicherstellen, dass die im Rahmen des Protokolls erlaubte Gesamtmenge nicht tiberschritten
wird. Die Kommission sollte HFKW in Ausnahmefillen von den Quotenanforderungen fiir die Verwendung in
bestimmten Anwendungen oder spezifischen Kategorien von Erzeugnissen oder Einrichtungen fiir bis zu 4 Jahre
ausnehmen konnen. Diese Ausnahme sollte verlingert werden konnen, wenn die Kommission nach Priifung eines
neuen begriindeten Ausnahmeantrags im Rahmen des Ausschussverfahrens zu dem Schluss gelangt, dass noch
immer keine Alternativen verfiigbar sind. Um die Integritdt der allmihlichen Verringerung der Mengen von HFKW
zu wahren, die in Verkehr gebracht werden, sollten HFKW, die in Einrichtungen enthalten sind, weiterhin im
Rahmen des Quotensystems beriicksichtigt werden.

(29) Die Berechnung der Referenzwerte und die Quotenzuweisungen an einzelne Hersteller und Einfithrer wurde
zundchst auf der Grundlage der Mengen HFKW vorgenommen, die die einzelnen Unternehmen im
Referenzzeitraum 2009-2012 gemdf ihren Berichten in Verkehr gebracht haben. Um gleichwohl Unternehmen
nicht vom Markteintritt oder von einer Ausweitung ihrer Tatigkeiten auszuschliefen, sollte ein kleinerer Teil der
Hochstmenge Herstellern und Einfithrern vorbehalten sein, die zuvor keine HFKW in Verkehr gebracht haben, sowie
Herstellern und Einfithrern mit einem Referenzwert, die ihre Quotenzuweisung erhohen mochten.

(30) Die Kommission sollte die Referenzwerte und Quoten mindestens alle drei Jahre neu berechnen, um sicherzustellen,
dass Unternehmen ihre Titigkeit auf der Grundlage der Durchschnittsmengen fortsetzen konnen, die sie in den
letzten Jahren in Verkehr gebracht haben; dabei sollten auch Unternehmen einbezogen werden, fiir die es bisher
keinen Referenzwert gab.

(31) Die Kommission erstattet dem Ozon-Sekretariat im Namen der Union jéhrlich tiber die Ein- und Ausfuhr der im
Rahmen des Protokolls geregelten teilfluorierten Kohlenwasserstoffe Bericht. Auch wenn die Mitgliedstaaten fiir die
Berichterstattung tiber die Herstellung und Zerstorung von teilfluorierten Kohlenwasserstoffen zustindig sind, sollte
die Kommission Rohdaten zu diesen Tatigkeiten bereitstellen, um dem Ozon-Sekretariat eine frithzeitige Berechnung
des Verbrauchs der Union zu ermoglichen, und sie sollte auch Daten zu den HFKW-23-Emissionen bereitstellen. In
Ermangelung von Mitteilungen zur Verlingerung der Klausel iiber Organisationen der regionalen Wirtschaftsin-
tegration sollte die Kommission dieses Verfahren der jihrlichen Berichterstattung fortsetzen und gleichzeitig
sicherstellen, dass den Mitgliedstaaten ausreichend Zeit eingerdumt wird, um die von der Kommission vorgelegten
Rohdaten zu tiberpriifen, um Unstimmigkeiten zu vermeiden.

(") Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 iiber Stoffe, die zum Abbau
der Ozonschicht fithren (ABL L 286 vom 31.10.2009, S. 1).
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(32)

(33)

(34)

(36)

In Anbetracht des Marktwerts der zugewiesenen Quote ist es angemessen, einen Preis fiir ihre Zuweisung zu
verlangen. Dadurch wird eine weitere Fragmentierung des Marktes zum Nachteil derjenigen Unternehmen
vermieden, die HFKW benoétigen und auf dem schrumpfenden Markt bereits vom Handel mit HFKW abhangig sind.
Bei Unternehmen, die beschliefen, eine Quote, auf die sie in dem Jahr bzw. den Jahren vor der Berechnung von
Referenzwerten Anspruch hitten, nicht in Anspruch zu nehmen und zu bezahlen, wird davon ausgegangen, dass sie
beschlossen haben, aus dem Markt auszutreten, und sie erhalten somit keinen neuen Referenzwert. Ein Teil der
Einnahmen sollte zur Deckung der Verwaltungskosten verwendet werden.

Um die Flexibilitdt des Marktes fiir HFKW als Massengut zu erhalten, sollte es Unternehmen, fiir die ein Referenzwert
festgelegt wurde, moglich sein, Quoten auf andere Hersteller oder Einfiihrer in der Union oder auf andere Hersteller
und Einfiihrer, die in der Union durch einen Alleinvertreter vertreten werden, zu tibertragen.

Die Kommission sollte ein zentrales sogenanntes F-Gas-Portal einrichten und betreiben, um Quoten fiir das
Inverkehrbringen von HFKW, die Registrierung der betreffenden Unternehmen und die Berichterstattung tiber alle
Stoffe und alle Einrichtungen, die in Verkehr gebracht werden, zu verwalten, insbesondere wenn die Einrichtungen
mit HFKW vorbefiillt sind, die vor der Befiillung nicht in Verkehr gebracht wurden. Um sicherzustellen, dass sich
nur echte Hindler im F-Gas-Portal registrieren konnen, sollten spezifische Bedingungen festgelegt werden. Eine
giiltige Registrierung im F-Gas-Portal sollte eine Lizenz darstellen, die gemifl dem Protokoll eine wesentliche
Anforderung fiir die Uberwachung des HFKW-Handels ist und diesbeziiglich illegale Tatigkeiten verhindert.

Um automatische Zollkontrollen in Echtzeit auf Sendungsebene sowie einen elektronischen Austausch und die
elektronische Speicherung von Informationen iiber alle die unter diese Verordnung fallenden Sendungen fluorierter
Treibhausgase und von Erzeugnisse und Einrichtungen, die den Zollbehorden in den Mitgliedstaaten (im Folgenden
,Zollbehorden®) gestellt werden, zu gewihrleisten, ist es erforderlich, das F-Gas-Portal mit der Single-Window-
Umgebung der Europdischen Union fir den Zoll (im Folgenden ,Single-Window-Umgebung der EU fiir den Zoll)
zu vernetzen, die mit der Verordnung (EU) 2022/2399 des Europischen Parlaments und des Rates (’) eingerichtet
wurde.

Um die Wirksamkeit dieser Verordnung titberwachen zu konnen, sollten die Berichterstattungspflichten auf weitere
fluorierte Stoffe ausgeweitet werden, die ein hohes GWP haben oder die fluorierten Treibhausgase wahrscheinlich
ersetzen werden. Aus demselben Grund sollte auch iber die Zerstorung fluorierter Treibhausgase und die Einfuhr in
die Union von solchen in Erzeugnissen und Einrichtungen enthaltenen Gasen Bericht erstattet werden. Weiterhin
sollten Geringfuigigkeitsgrenzen bestimmt werden, um insbesondere Kleinstunternehmen sowie kleineren und
mittleren Unternehmen im Sinne der Definition im Anhang der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission (*#)

unverhiltnismafligen Verwaltungsaufwand zu ersparen, sofern dies nicht zu einem Verstoff gegen das Protokoll
fuhrt.

Um sicherzustellen, dass die Berichte iiber bedeutende Stoffmengen korrekt sind und dass die in vorbefullten
Einrichtungen enthaltenen Mengen von HFKW im Rahmen des Quotensystems der Union beriicksichtigt werden,
sollte eine Uberpriifung durch unabhingige Dritte verlangt werden.

Die Verwendung einheitlicher hochwertiger Daten fir die Meldung von Emissionen von fluorierten Treibhausgasen
ist unerldsslich, um die Qualitdt der Emissionsberichterstattung gemafl dem Klimaschutziibereinkommen von Paris
zu gewihrleisten. Durch die Einrichtung von Systemen fiir die Berichterstattung tiber Emissionen von fluorierten
Treibhausgasen durch die Mitgliedstaaten wiirde Kohérenz mit der Verordnung (EU) 2018/1999 des Europdischen
Parlaments und des Rates (**) hergestellt werden. Diese Systeme fiir die Emissionsberichterstattung konnen durch
die Sammlung von Daten tiber Leckagen von fluorierten Treibhausgasen aus Einrichtungen durch die Unternehmen
gemifl der vorliegenden Verordnung erheblich verbessert werden. Es sollte zudem eine bessere Schitzung der
Emissionen von fluorierten Treibhausgasen in den nationalen Treibhausgasinventaren erreicht werden.

(") Verordnung (EU) 2022/2399 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. November 2022 zur Einrichtung der Single-
Window-Umgebung der Européischen Union fiir den Zoll und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 (ABL L 317 vom

9.12.2022,S. 1).
Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen

und mittleren Unternehmen (ABI. L 124 vom 20.5.2003, S. 36).

(**) Verordnung (EU) 2018/1999 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 iiber das Governance-System fiir
die Energieunion und fiir den Klimaschutz, zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 663/2009 und (EG) Nr. 715/2009 des
Europdischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 94/22[EG, 98/70/EG, 2009/31/EG, 2009/73/EG, 2010/31/EU, 2012/27/EU
und 2013/30/EU des Europdischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2009/119/EG und (EU) 2015/652 des Rates und zur
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (ABI. L 328 vom 21.12.2018, S. 1).
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(39)  Zur Erleichterung der Zollkontrollen ist es wichtig, die Informationen festzulegen, die den Zollbehorden bei Ein- und
Ausfuhren der unter diese Verordnung fallenden Gase, Erzeugnisse, und Einrichtungen vorzulegen sind, sowie die
Aufgaben der Zollbehorden und gegebenenfalls der Marktiiberwachungsbehorden bei der Umsetzung der Verbote
und Beschrinkungen fur die Ein- und Ausfuhr dieser Stoffe, Erzeugnisse und Einrichtungen festzulegen. Die
Verordnung (EU) 2019/1020 des Europiischen Parlaments und des Rates (%), die Vorschriften fur die
Marktiiberwachung und die Kontrolle von auf den Unionsmarkt gelangenden Erzeugnissen enthalt, gilt fiir die unter
die vorliegende Verordnung fallenden Stoffe, Erzeugnisse und Einrichtungen, sofern es keine spezifischen
Bestimmungen zur eingehenderen Regulierung bestimmter Aspekte der Marktiiberwachung und der Durchsetzung
gibt. In Fillen, in denen die vorliegende Verordnung spezifische Bestimmungen, etwa iiber Zollkontrollen, enthalt,
haben diese spezifischeren Bestimmungen Vorrang und erginzen damit die Vorschriften der Verordnung
(EU) 2019/1020. Im Interesse des Umweltschutzes sollte die vorliegende Verordnung fiir alle Formen der Lieferung
von unter diese Verordnung fallenden fluorierten Treibhausgasen gelten, einschlieflich des Fernabsatzes gemifs
Artikel 6 der Verordnung (EU) 2019/1020.

(40) Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten sollten alle erforderlichen Mafinahmen, einschlieflich Einziehung und
Beschlagnahme, ergreifen, um den rechtswidrigen Ein- oder Ausgang von unter diese Verordnung fallenden Gasen
und Erzeugnissen oder Einrichtungen oder in die Union und aus der Union zu verhindern. Die Wiederausfuhr
illegal eingefithrter Gase, Erzeugnisse oder Einrichtungen, die unter diese Verordnung fallen, sollte in jedem Fall
untersagt werden.

(41) Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass die Bediensteten der Zollbehérden oder andere im Einklang mit den
nationalen Vorschriften befugten Personen, die Kontrollen im Rahmen dieser Verordnung durchfithren, iber
angemessene Ressourcen und Kenntnisse verfiigen, beispielsweise durch Schulungen, die ihnen zur Verfiigung
gestellt werden, und dass sie ausreichend ausgestattet sind, um gegen Fille des illegalen Handels mit Gasen und
Erzeugnissen und Einrichtungen, die unter diese Verordnung fallen, vorzugehen. Die Mitgliedstaaten sollten die
Zollstellen oder andere Orte benennen, die diese Voraussetzungen erfillen und daher beauftragt sind,
Zollkontrollen bei der Einfuhr, der Ausfuhr und im Falle der Durchfuhr durchzufiihren.

(42) Die Zusammenarbeit und der Austausch der erforderlichen Informationen zwischen allen zustindigen Behorden der
Mitgliedstaaten, die an der Durchfithrung dieser Verordnung beteiligt sind, d. h. Zollbehorden, Marktiiberwachungs-
behérden, Umweltbeh6rden und anderen zustindigen Behorden mit Inspektionsaufgaben, zwischen den
Mitgliedstaaten und mit der Kommission, sind fiir die Bekdmpfung von Verstoflen gegen diese Verordnung,
insbesondere des illegalen Handels, duferst wichtig. Da der Austausch zollrisikorelevanter Informationen
vertraulich ist, sollte zu diesem Zweck das Zollrisikomanagementsystem genutzt werden.

(43) Bei der Wahrnehmung der ihr durch diese Verordnung tibertragenen Aufgaben und im Hinblick auf die Forderung
der Zusammenarbeit und des angemessenen Informationsaustauschs zwischen den zustindigen Beh6rden und der
Kommission in Fillen von Konformititskontrollen und illegalem Handel mit fluorierten Treibhausgasen sollte die
Kommission das mit dem Beschluss 1999/352/EG, EGKS, Euratom der Kommission () errichtete Europaische Amt
fur Betrugsbekampfung (OLAF) in Anspruch nehmen. OLAF sollte zur Erleichterung seiner Aufgaben Zugang zu
allen Informationen haben.

(44) Die Ein- und Ausfuhr von HFKW sowie von Erzeugnissen und Einrichtungen, die HFKW enthalten oder zu ihrem
Funktionieren bendtigen, aus einem bzw. in einen Staat, der nicht Vertragspartei des Protokolls ist, sollte ab 2028
verboten sein. Im Rahmen des Protokolls ist ein solches Verbot ab 2033 vorgesehen, wobei mit dessen fritherer
Durchsetzung im Rahmen dieser Verordnung sichergestellt werden soll, dass die globalen Mafnahmen zur
Verringerung von HFKW gemif der Kigali-Anderung so bald wie méglich den angestrebten Nutzen fiir das Klima
entfalten.

(45) Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass VerstofSe gegen diese Verordnung durch Unternehmen mit wirksamen,
verhaltnismafigen und abschreckenden Sanktionen belegt werden.

(") Verordnung (EU) 2019/1020 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 iiber Marktiiberwachung und die

Konformitdt von Produkten sowie zur Anderung der Richtlinie 2004/42/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 765/2008 und (EU)
Nr. 305/2011 (ABL L 169 vom 25.6.2019, S. 1).

(") Beschluss 1999/352/EG, EGKS, Euratom der Kommission vom 28. April 1999 zur Errichtung des Européischen Amtes fiir Betrugsbe-
kdmpfung (OLAF) (ABL. L 136 vom 31.5.1999, S. 20).
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(46)

(47)

(51)

Die Mitgliedstaaten sollten fiir ein und denselben Verstof§ strafrechtliche Sanktionen oder verwaltungsrechtliche
Sanktionen oder beides festlegen konnen. Wenn Mitgliedstaaten fiir ein und denselben Verstof§ sowohl
strafrechtliche als auch verwaltungsrechtliche Sanktionen vorsehen, sollten diese nicht zu einer Verletzung des
Rechts fithren, wegen derselben Straftat nicht zweimal strafrechtlich verfolgt oder bestraft zu werden (ne bis in idem),
wie es vom Gerichtshof der Europiischen Union ausgelegt wird.

Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten, darunter die Umwelt-, Marktiiberwachungs- und Zollbehorden,
sollten Kontrollen nach einem risikobasierten Ansatz durchfihren, um die Einhaltung dieser Verordnung
sicherzustellen. Ein solcher Ansatz ist notwendig, um gezielt die unter diese Verordnung fallenden Tatigkeiten
anzugehen, bei denen das hochste Risiko fiir illegalen Handel oder rechtswidrige Freisetzung von fluorierten
Treibhausgasen besteht. Dariiber hinaus sollten die zustindigen Behorden Kontrollen durchfithren, wenn sie iiber
Nachweise oder andere relevante Informationen iiber mogliche Verstofle verfiigen. Gegebenenfalls und soweit
moglich sollten diese Informationen gemifl Artikel 47 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen
Parlaments und des Rates (**) den Zollbehorden iibermittelt werden, damit diese vor Kontrollen eine Risikoanalyse
vornehmen konnen. Es muss sichergestellt werden, dass in den Fillen, in denen die zustidndigen Behorden Verstof3e
gegen die vorliegende Verordnung festgestellt haben, die fiir die Folgemafnahmen nach Verhidngung von
Sanktionen zustindigen Behorden informiert werden, damit sie die entsprechenden Sanktionen verhingen kéonnen,
wo dies notwendig ist.

Hinweisgeber konnen den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten neue Informationen zur Kenntnis bringen, die
diesen bei der Aufdeckung von Verstofen gegen diese Verordnung helfen konnen und ihnen die Verhidngung von
Sanktionen ermoglichen. Deshalb sollte sichergestellt werden, dass angemessene Vorkehrungen bestehen, um
Hinweisgebern die Unterrichtung der zustidndigen Behorden iiber tatsichliche oder magliche Verstofle gegen diese
Verordnung zu ermdglichen und die Hinweisgeber wirksam vor Vergeltungsmaflnahmen zu schiitzen. Zu diesem
Zweck sollte vorgesehen werden, dass die Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europiischen Parlaments und des
Rates (**) auf die Meldung von Verstofen gegen diese Verordnung und den Schutz von Personen, die solche Verstofie
melden, Anwendung findet.

Nach stindiger Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europiischen Union ist es Sache der Gerichte der
Mitgliedstaaten, den gerichtlichen Schutz der Rechte zu gewihrleisten, die einer Person aus dem Unionsrecht
erwachsen. Ferner sind die Mitgliedstaaten nach Artikel 19 Absatz 1 des Vertrags tiber die Europdische Union (EUV)
verpflichtet, Rechtsbehelfe bereitzustellen, die ausreichen, um einen wirksamen Rechtsschutz in den vom
Unionsrecht erfassten Bereichen zu gewihrleisten. In diesem Zusammenhang sollten die Mitgliedstaaten
sicherstellen, dass die Offentlichkeit, einschlieflich natiirlicher oder juristischer Personen, im Einklang mit den
Verpflichtungen, die die Mitgliedstaaten mit dem Ubereinkommen der Wirtschaftskommission der Vereinten
Nationen fiir Europa iiber den Zugang zu Informationen, die Offentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren
und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten vom 25. Juni 1998 (*) (im Folgenden ,Ubereinkommen
von Aarhus®) eingegangen sind, Zugang zur Justiz erhilt.

Die Kommission sollte ein sogenanntes Konsultationsforum einrichten. Dieses Konsultationsforum sollte fiir eine
ausgewogene Beteiligung von Vertretern der Mitgliedstaaten und von Vertretern einschligiger Interessentriger,
darunter Umweltorganisationen, Vertreter von Gesundheits- und Patientenverbanden sowie Vertreter von
Herstellern und Betreibern sowie zertifizierte Personen sorgen. Das Konsultationsforum sollte gegebenenfalls die
Europdische Arzneimittel-Agentur einbeziehen.

Um die Rechtssicherheit zu erh6hen, sollte sich die aus dieser Verordnung ergebende Anwendbarkeit der Richtlinie
(EU) 2019/1937 auf Meldungen von Verstoen gegen diese Verordnung und auf den Schutz von Personen, die
solche Verstofe melden, in der Richtlinie (EU) 2019/1937 widerspiegeln. Der Anhang der Richtlinie
(EU) 2019/1937 sollte daher entsprechend gedndert werden. Es ist Sache der Mitgliedstaaten, dafiir zu sorgen, dass
sich diese Anderung in ihren geméR dieser Richtlinie erlassenen Umsetzungsmafnahmen widerspiegelt, auch wenn
weder die Anderung noch die Anpassung der nationalen Umsetzungsmafinahmen eine Voraussetzung fiir die
Anwendbarkeit der Richtlinie (EU) 2019/1937 auf die Meldung von Verstofen gegen diese Verordnung und den
Schutz von Personen, die solche Verstoffe melden.

Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der
Union (ABI. L 269 vom 10.10.2013, S. 1).
Richtlinie (EU) 2019/1937 des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2019 zum Schutz von Personen, die

Verstofle gegen das Unionsrecht melden (ABL L 305 vom 26.11.2019, S. 17).

ABL. L 124 vom 17.5.2005, S. 4.
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(52) Um einheitliche Bedingungen fiir die Durchfithrung dieser Verordnung zu gewihrleisten, sollten der Kommission
Durchfithrungsbefugnisse iibertragen werden in Bezug auf Folgendes:

— Nachweise, die fiir die Zerstérung oder Riickgewinnung von bei der Herstellung anderer fluorierter Stoffe als
Nebenprodukt entstandenem Trifluormethan vorzulegen sind;

— Anforderungen an die Dichtheitskontrollen;
— das Format, die Erstellung und die Aufbewahrung der Aufzeichnungen;

— Mindestanforderungen an Zertifizierungsprogramme und Ausbildungsbescheinigungen und das Format der
Mitteilung von Zertifizierungs- und Ausbildungsprogrammen;

— Anforderungen an die Aufnahme der Elemente, die fur die verpflichtenden Vorkehrungen von wesentlicher
Bedeutung sind und in die Konformititserklirung aufgenommen werden sollten, aus der hervorgeht, dass
wieder auffullbare Behilter zur Wiederauffillung zuriickgegeben werden konnen;

— befristete Ausnahmen fiir Erzeugnisse und Einrichtungen, die unter ein Verbot des Inverkehrbringens oder der
Inbetriebnahme elektrischer Schaltanlagen fallen;

— das Format der Kennzeichnungen;

— befristete Ausnahmen des Verbots der Verwendung von HFKW mit bestimmten GWP-Werten in Kilteanlagen,
Klimaanlagen und Warmepumpen im Zuge der Instandhaltung oder Wartung;

— die Festlegung der Produktionsrechte fuir Hersteller von HFKW;
— die Festlegung von Referenzwerten fiir Hersteller und Einfuhrer fir das Inverkehrbringen von HFKW;
— die Einzelheiten fiir die Zahlung des filligen Betrags;

— die Einzelheiten zu der Konformitétserkldrung fiir vorbefiillte Einrichtungen und deren Uberpriifung sowie fiir
die Akkreditierung von Priifstellen;

— das reibungslose Funktionieren des F-Gas-Portals und seine Kompatibilitdt mit der Single-Window-Umgebung
der EU fiir den Zoll;

— Ausnahmen von den Verboten der Ausfuhr bestimmter Erzeugnisse und Einrichtungen;
— die Genehmigung des Handels mit Gebieten, die nicht unter das Protokoll fallen, sowie

— die Einzelheiten zur Uberpriifung von Berichten und zur Akkreditierung von Priifern sowie die Form der
Ubermittlung der Berichte.

Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments
und des Rates (*!) ausgeiibt werden.

(53) Zur Ergdnzung oder Anderung bestimmter nicht wesentlicher Vorschriften dieser Verordnung sollte der Kommission
die Befugnis iibertragen werden, gemaf$ Artikel 290 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
(AEUV) delegierte Rechtsakte zu erlassen in Bezug auf Folgendes:

— die Festlegung einer Liste von Erzeugnissen und Einrichtungen, bei denen die Riickgewinnung oder Zerstorung
von fluorierten Treibhausgasen technisch und wirtschaftlich durchfithrbar ist, und die Festlegung der zu
verwendenden Technologie;

— vor dem Hintergrund der kommerziellen oder technologischen Entwicklung gegebenenfalls die in Artikel 12
Absitze 4 bis 14 genannten Kennzeichnungsanforderungen;

— die Ausnahme von HFKW von den Quotenanforderungen im Einklang mit den Beschliissen der Vertragsparteien
des Protokolls;

— die fiir die Quotenzuweisungen félligen Betrige und den Mechanismus fiir die Zuweisung der verbleibenden
Quoten im Sinne eines Inflationsausgleichs;

— Anhang VII, um das Inverkehrbringen einer Menge fluorierter Treibhausgase, die in Anhang I genannt sind,
zusidtzlich zu den Quoten gemifs Anhang VII zu ermdglichen;

(*') Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(55)

(56)

(57)

— die Kriterien, die von den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten bei der Durchfithrung der Kontrollen zu
beriicksichtigen sind;

— die Anforderungen, die zur Uberwachung von Stoffen sowie von Erzeugnissen und Einrichtungen, die in die
voriibergehende Verwahrung oder in ein Zollverfahren tiberfithrt wurden, zu priifen sind;

— Methoden zur Riickverfolgung von in Verkehr gebrachten fluorierten Treibhausgasen;

— die Regeln fiir die Uberlassung von Erzeugnissen und Einrichtungen zum zollrechtlich freien Verkehr, die aus
einem nicht unter das Protokoll fallenden Gebiet eingefiihrt bzw. dorthin ausgefiihrt werden, sowie fiir deren
Ausfuhr;

— die Aktualisierung des Treibhauspotenzials aufgefithrter Gase sowie

— die Liste der Gase in den Anhingen I, II und I, wenn die im Rahmen des Protokolls eingerichteten
wissenschaftlichen Bewertungsausschiisse feststellen oder eine andere gleichwertige Behorde feststellt, dass diese
Gase erhebliche Auswirkungen auf das Klima haben, und wenn diese Gase in erheblichen Mengen ausgefiihrt,
eingefiihrt, hergestellt oder in Verkehr gebracht werden.

Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene
Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverstandigen, durchfihrt, die mit den Grundsitzen in Einklang
stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung (*?)
niedergelegt wurden. Um insbesondere fiir eine gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung delegierter
Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europdische Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie
die Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstindigen haben systematisch Zugang zu den
Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kommission, die mit der Vorbereitung der delegierten
Rechtsakte befasst sind.

Den Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Mitgliedstaaten regelt die
Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) und den Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Kommission regelt die Verordnung (EU) 2018/1725 des
Europiischen Parlaments und des Rates (*), insbesondere hinsichtlich der Anforderungen an die Vertraulichkeit und
Sicherheit der Verarbeitung, der Ubertragung personenbezogener Daten von der Kommission an die Mitgliedstaaten,
die Rechtmafigkeit der Verarbeitung und die Rechte von betroffenen Personen auf Information, Zugang zu ihren
Daten und Berichtigung ihrer Daten.

Der Europiische Datenschutzbeauftragte wurde gemaff Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1725
angehort und hat am 23. Mai 2022 formelle Bemerkungen abgegeben.

Da die Ziele dieser Verordnung, ndmlich die Vermeidung von zusitzlichen Emissionen von fluorierten
Treibhausgasen als Beitrag zu den Klimazielen der Union sowie die Einhaltung des Protokolls in Bezug auf die
Verpflichtungen im Zusammenhang mit teilfluorierten Kohlenwasserstoffen, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht
ausreichend verwirklicht werden konnen, sondern vielmehr aufgrund der Tatsache, dass das gegenstindliche
Umweltproblem grenziiberschreitend ist, und wegen der Auswirkungen der Verordnung auf den innergemein-
schaftlichen Handel sowie auf den Auflenhandel auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im
Einklang mit dem in Artikel 5 EUV niedergelegten Subsidiaritdtsprinzip titig werden. Entsprechend dem in
demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhiltnismafigkeit geht diese Verordnung nicht tiber das fur die
Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maf hinaus.

Die Verordnung (EU) Nr. 517/2014 ist erheblich zu dndern. Aus Griinden der Klarheit empfiehlt es sich, die genannte
Verordnung aufzuheben und zu ersetzen —

() ABLL 123 vom 12.5.2016, S. 1.
(¥) Verordnung (EU) 2016/679 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) (ABL. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).

(*) Verordnung (EU) 2018/1725 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien

Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABL L 295 vom
21.11.2018, S. 39).
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HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

Gegenstand

In dieser Verordnung ist Folgendes festgelegt:

a) Regeln fir die Emissionsbegrenzung, Verwendung, Riickgewinnung, Recycling, Aufarbeitung und Zerstérung von
fluorierten Treibhausgasen und fiir damit verbundene zusitzliche Maffnahmen wie und Zertifizierung und Ausbildung,
die den sicheren Umgang mit fluorierten Treibhausgasen und alternativen Stoffen, die nicht fluoriert sind, umfassen;

b) Auflagen fiir die Produktion, Einfuhr und Ausfuhr, das Inverkehrbringen, die anschlieBende Lieferung und die
Verwendung von fluorierten Treibhausgasen und von bestimmten Erzeugnissen und Einrichtungen, die fluorierte
Treibhausgase enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen;

) Auflagen fiir bestimmte Verwendungen von fluorierten Treibhausgasen;
d) Mengenbegrenzungen fiir das Inverkehrbringen von teilfluorierten Kohlenwasserstoffen;

e) Vorschriften fiir die Berichterstattung.

Artikel 2

Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt fiir:

a) die in den Anhdngen I, Il und I aufgefithrten fluorierten Treibhausgase, unabhingig davon, ob sie allein oder als
Gemische vorliegen, und

b) Erzeugnisse und Einrichtungen, einschlieflich ihrer Teile, die fluorierte Treibhausgase enthalten oder zu ihrem
Funktionieren benotigen.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Fir die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1. ,Treibhauspotenzial“ oder ,GWP* (fiir ,global warming potential®) bezeichnet das Klimaerwdrmungspotenzial eines
Treibhausgases im Verhiltnis zu dem von Kohlendioxid (CO,); soweit nichts anderes bestimmt ist, wird es als das
Treibhauspotenzial eines Kilogramms eines Treibhausgases, bezogen auf einen Zeitraum von 100 Jahren, gegeniiber
dem entsprechenden Potenzial eines Kilogramms CO,, gemdf den Anhidngen I, II, IIl und VI bzw. fur Gemische
gemif Anhang VI berechnet;

2. ,Gemisch“ bezeichnet einen Stoff aus zwei oder mehr Stoffen, von denen mindestens einer in Anhang I, Anhang Il oder
Anhang IIT aufgefiihrt ist;

3. ,Tonne CO,-Aquivalent* bezeichnet die Menge an Treibhausgasen, ausgedriickt als Produkt aus der Masse der
Treibhausgase in metrischen Tonnen und ihrem Treibhauspotenzial;

4. teilfluorierte Kohlenwasserstoffe* oder ,HFKW* bezeichnet die in Anhang I Gruppe 1 aufgefithrten Stoffe oder
Gemische, die einen dieser Stoffe enthalten;

5. ,Betreiber” bezeichnet das Unternechmen, das die tatsichliche Kontrolle {iber das technische Funktionieren der unter
diese Verordnung fallenden Erzeugnisse, Einrichtungen oder Anlagen ausiibt, oder den Eigentiimer, dem durch einen
Mitgliedstaat fiir bestimmte Situationen die Pflichten des Betreibers iibertragen wurden;
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.
20.

21.

22.

Jnverkehrbringen bezeichnet die Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr in der Union oder die erstmalige
entgeltliche oder unentgeltliche Lieferung oder Bereitstellung an Dritte innerhalb der Union oder die Verwendung von
hergestellten Stoffen oder von Erzeugnissen oder Einrichtungen, die fiir den Eigengebrauch hergestellt wurden;

LEinfuhr” bezeichnet den Eingang von Stoffen, Erzeugnissen und Einrichtungen in das Zollgebiet der Union, soweit das
Gebiet von der Ratifizierung des Montrealer Protokolls von 1987 iiber Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht
fihren (im Folgenden ,Protokoll), erfasst ist, und umfasst die voriibergehende Verwahrung und die Zollverfahren
gemif$ den Artikeln 201 und 210 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013;

»Ausfuhr” bezeichnet den Ausgang von Stoffen, Erzeugnissen und Einrichtungen aus dem Zollgebiet der Union, soweit
das Gebiet von der Ratifizierung des Protokolls erfasst ist;

Jhermetisch geschlossene Einrichtung” bezeichnet eine Einrichtung, bei der alle Teile, die fluorierte Treibhausgase
enthalten, bei der Herstellung auf dem Betriebsgeldnde des Herstellers durch Schweiflen, Loten oder eine dhnliche
dauerhafte Verbindung abgedichtet wurden, und die auch gesicherte Ventile oder gesicherte Zugangsstellen fur die
Wartung enthalten kann, die einer ordnungsgemifen Reparatur oder Entsorgung dienen, und bei der die
Verbindungen im geschlossenen System eine gepriifte Leckagerate von weniger als 3 Gramm pro Jahr unter einem
Druck von wenigstens einem Viertel des hochstzuldssigen Drucks aufweisen;

,Behilter” bezeichnet ein Gefdf, das in erster Linie zum Transport oder zur Lagerung fluorierter Treibhausgase
bestimmt ist;

,Riickgewinnung“ bezeichnet die Entnahme und Lagerung fluorierter Treibhausgase aus Behiltern, Erzeugnissen und
Einrichtungen bei der Instandhaltung oder Wartung oder vor der Entsorgung der Behilter, Erzeugnisse oder
Einrichtungen;

,Recycling” bezeichnet die Wiederverwendung eines riickgewonnenen fluorierten Treibhausgases im Anschluss an ein
grundlegendes Reinigungsverfahren, einschlieflich Filterung und Trocknung;

»Aufarbeitung“ bezeichnet die Behandlung eines riickgewonnenen fluorierten Treibhausgases, durch die es unter
Beriicksichtigung seiner Verwendungen Eigenschaften erreicht, die denen eines ungebrauchten Stoffes gleichwertig
sind, in zugelassenen Aufbereitungseinrichtungen, die iiber fir die Aufarbeitung dieser Gase geeignete Anlagen und
Abldufe verfugen und die die erforderliche Qualitdt bewerten und bescheinigen konnen;

,Zerstorung“ bezeichnet das Verfahren der dauerhaften und moglichst vollstindigen Umwandlung oder der
dauerhaften und moglichst vollstindigen Zerlegung eines fluorierten Treibhausgases in einen oder mehrere stabile
Stoffe, die keine fluorierten Treibhausgase sind;

»Auflerbetriebnahme” bezeichnet die dauerhafte Einstellung des Betriebes oder der Nutzung eines Erzeugnisses oder
einer Einrichtung, das bzw. die fluorierte Treibhausgase enthalt, einschlieflich der endgiiltigen Stilllegung einer Anlage;

,Reparatur bezeichnet die Wiederherstellung beschddigter oder undichter Erzeugnisse oder Einrichtungen, die
fluorierte Treibhausgase enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen, bei der ein Teil betroffen ist, der solche
Gase enthilt oder hierzu bestimmt ist;

JInstallation” bezeichnet das Verbinden von zwei oder mehreren Teilen von Einrichtungen oder Kreislaufen, die
fluorierte Treibhausgase enthalten oder dazu bestimmt sind, fluorierte Treibhausgase zu enthalten, zwecks
Zusammenbau eines Systems am Ort seines kiinftigen Betriebs, was das Verbinden von Gasleitungen eines Systems
zur SchlieBung eines Kreislaufs einschliefSt, und zwar ungeachtet, ob das System nach dem Zusammenbau befillt
werden muss oder nicht;

Jnstandhaltung oder Wartung® bezeichnet simtliche Tatigkeiten, ausgenommen Riickgewinnungstitigkeiten gemaf
Artikel 8 und Dichtheitskontrollen gemaff Artikel 4 und Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b, die das
Offnen von Kreisldufen oder anderen Teilen, die fluorierte Treibhausgase enthalten oder dazu bestimmt sind,
fluorierte Treibhausgase zu enthalten, erfordern, und zwar im Hinblick auf das Befiillen des Systems mit fluorierten
Treibhausgasen, den Ausbau eines oder mehrerer Teile des Kreislaufs oder der Einrichtung, den erneuten
Zusammenbau zweier oder mehrerer Kreislauf- oder Einrichtungsteile und die Reparatur von Lecks oder die Zugabe
von fluoriertem Treibhausgas;

Jungebrauchter Stoff* bezeichnet einen Stoff, der noch nicht verwendet worden ist;

Lortsfest“ bedeutet wihrend des Betriebs im Normalfall unbewegt und umfasst Raumklimagerite, die von einem Raum
in einen anderen bewegt werden konnen;

,mobil“ bedeutet wihrend des Betriebs im Normalfall in Bewegung;

,Einkomponentenschaum“ bezeichnet eine in einem einzelnen Aerosolzerstiuber enthaltene Schaumzusam-
mensetzung in urspringlichem oder teilweise umgesetztem flilssigem Zustand, die beim Austritt aus dem
Aerosolzerstiuber aufquillt und abhartet;
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23. Kiihllastkraftfahrzeug“ bezeichnet ein Kraftfahrzeug mit einer Masse von mehr als 3,5 Tonnen, das hauptsichlich dazu
bestimmt und gebaut ist, Waren zu beférdern, und mit einer Kilteanlage ausgeriistet ist;

24. ,Kiihlanhdnger bezeichnet ein Fahrzeug, das dazu bestimmt und gebaut ist, von einem Strafenfahrzeug oder einer
Zugmaschine gezogen zu werden und hauptsichlich Waren zu befordern, und mit einer Kilteanlage ausgeriistet ist;

25. leichtes Kiihlfahrzeug” bezeichnet ein Kraftfahrzeug mit einer Masse von 3,5 Tonnen oder weniger, das hauptsachlich
dazu bestimmt und gebaut ist, Waren zu befordern, und mit einer Kélteanlage ausgeriistet ist;

26. ,Leckage-Erkennungssystem“ bezeichnet ein kalibriertes mechanisches, elektrisches oder elektronisches Gerit, das das
Austreten fluorierter Treibhausgase aus Lecks feststellt und bei einer solchen Feststellung den Betreiber warnt;

27. ,Unternehmen® bezeichnet jede natiirliche oder juristische Person, die eine in dieser Verordnung genannte Tatigkeit
ausiibt;

28. ,Ausgangsstoff” bezeichnet jedes in Anhang I oder Anhang II genannte fluorierte Treibhausgas, dessen urspriingliche
Zusammensetzung wahrend eines chemischen Umwandlungsprozesses vollstindig verindert wird und dessen
Emissionen unbedeutend sind;

29. ,gewerbliche Verwendung® bezeichnet die Verwendung fiir die Lagerung, Prisentation oder Abgabe von Erzeugnissen
zum Verkauf an Endverbraucher, im Einzelhandel und in der Gastronomie;

30. ,Brandschutzeinrichtung® bezeichnet Einrichtungen und Systeme, die bei Anwendungen fiir die Brandvorbeugung und
-bekimpfung eingesetzt werden, einschlielich Feuerldschern;

31. ,Organic-Rankine-Kreislauf“ bezeichnet einen Kreislauf mit kondensierbaren Stoffen, bei dem Wairme aus einer
Wirmequelle in Energie zur Erzeugung von elektrischer oder mechanischer Energie umgewandelt wird;

32.  Militdrausriistung” bezeichnet Waffen, Munition und Material, die eigens fur militdrische Zwecke bestimmt sind, die
fur die Wahrung der wesentlichen Sicherheitsinteressen der Mitgliedstaaten erforderlich sind;

33. ,elektrische Schaltanlagen” bezeichnet Schaltgerdte und die Kombination solcher Gerite mit zugehorigen Steuer-,
Mess-, Schutz- und Regeleinrichtungen sowie Baugruppen aus derartigen Gerdten und Einrichtungen mit den
dazugehorigen Verbindungen, Zubehorteilen, Gehdusen und tragenden Elementen, die zur Verwendung in
Verbindung mit der Erzeugung, Ubertragung, Verteilung und Umwandlung von elektrischer Energie bestimmt sind;

34. ,mehrteilige zentralisierte Kdlteanlagen bezeichnet Systeme mit zwei oder mehr parallel betriebenen Kompressoren,
die mit einem oder mehreren gemeinsamen Kondensatoren und mehreren Kithlstellen wie Vitrinen, Kithimobeln und
Tiefkiihltruhen oder Kiihlrdumen verbunden sind;

35. ,primdrer Kaltemittelkreislauf in Kaskadensystemen® bezeichnet den Priméarkreislauf in Einrichtungen fur die indirekte
Kithlung im mittleren Temperaturbereich, bei denen zwei oder mehr getrennte Kiltemittelkreislaufe hintereinanderge-
schaltet sind, sodass der Primirkreislauf die Kondensationswirme aus dem Sekundirkreislauf fiir den mittleren
Temperaturbereich aufnimmt;

36. ,Verwendung® bezeichnet in Bezug auf fluorierte Treibhausgase deren Einsatz zur Herstellung, Instandhaltung oder
Wartung (einschlieBlich der Wiederauffiillung) von Erzeugnissen und Einrichtungen oder zu anderen in dieser
Verordnung genannten Zwecken und Verfahren;

37. ,Niederlassung innerhalb der Union“ bedeutet in Bezug auf eine natiirliche Person, dass diese Person ihren
gewohnlichen Aufenthalt in der Union hat, oder in Bezug auf eine juristische Person, dass diese Person in der Union
eine stindige Niederlassung im Sinne von Artikel 5 Nummer 32 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 unterhilt;

38. ,in sich geschlossen® bezeichnet ein vollstindiges, fabrikgefertigtes System, das sich in einem geeigneten Rahmen oder
Gehiuse befindet, vollstindig oder in zwei oder mehr Teilen hergestellt und transportiert wird, Absperrventile
enthalten kann und mit dem vor Ort keine Gas enthaltenden Teile verbunden werden;

39. ,Splitsystem“ bezeichnet ein System, das aus einer Anzahl von Einheiten mit Kaltemittelleitungen besteht, die eine
separate, aber miteinander verbundene Einheit bilden und die Installation und das Verbinden von Komponenten des
Kiltemittelkreislaufs am Ort der Verwendung erfordern;

40. ,Klimatisierung“ bezeichnet den Vorgang, bei dem Luft so behandelt wird, dass sie den Anforderungen eines
klimatisierten Raums entspricht, indem ihre Temperatur, Feuchtigkeit, Reinheit oder Verteilung geregelt wird;
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41. ,Wirmepumpe*“ bezeichnet eine Einrichtung, die Umgebungswirme oder Abwirme aus der Luft, dem Wasser oder
dem Erdreich zur Wirme- oder Kilteerzeugung nutzen kann und auf der Verbindung eine oder mehrerer
Komponenten beruht, die einen geschlossenen Kithlkreislauf bilden, in dem ein Kaltemittel zirkuliert, um Wirme zu
entziehen und abzugeben;

42. ,Sicherheitsanforderungen” bezeichnet Anforderungen an die Sicherheit bei der Verwendung fluorierter Treibhausgase
und natiirlicher Kéltemittel oder von Erzeugnissen und Einrichtungen, die diese enthalten oder benétigen, welche die
Verwendung bestimmter fluorierter Treibhausgase oder ihrer Alternativen verbieten, auch wenn sie in einem
Erzeugnis oder einer Einrichtung an einem bestimmten Ort der beabsichtigten Nutzung enthalten sind, aufgrund der
Besonderheiten des Standorts und der Anwendung, die in Folgendem festgelegt sind:

a) dem Unionsrecht oder dem nationalen Recht oder

b) einem nicht rechtsverbindlichen Rechtsakt, der technische Unterlagen oder Normen umfasst, die anzuwenden sind,
um die Sicherheit an dem betreffenden Ort sicherzustellen, sofern diese mit dem einschligigen Unionsrecht oder
dem nationalen Recht im Einklang stehen;

43. Kiihlung“ bezeichnet den Vorgang, bei dem die Temperatur eines Erzeugnisses, eines Stoffs, eines Systems oder eines
anderen Gegenstands aufrechterhalten oder gesenkt wird;

44. Kiihler” bezeichnet ein einzelnes System, dessen Hauptfunktion darin besteht, eine Warmetibertragungsfliissigkeit
(wie Wasser, Glykol, Sole oder CO,) fiir Kiihl-, Prozess-, Konservierungs- oder Komfortzwecke zu kiihlen;

45. ,Schaumstoffelement” bezeichnet eine Struktur, die aus Schichten gefertigt ist und einen Schaum und ein starres, an
eine oder beide Seiten gebundenes Material wie Holz oder Metall enthilt;

46. ,Beschichtete Platte” bezeichnet eine Schaumstoffplatte, das mit einer diinnen Schicht aus einem nicht starren Material
wie Kunststoff iiberzogen ist.

KAPITEL II

Emissionsbegrenzung

Artikel 4

Vermeidung von Emissionen

(1)  Die absichtliche Freisetzung von fluorierten Treibhausgasen in die Atmosphdre ist verboten, sofern diese Freisetzung
fiir die vorgesehene Verwendung nicht technisch notwendig ist.

Ist eine absichtliche Freisetzung fiir die vorgesehene Verwendung technisch notwendig, so ergreifen die Betreiber von
Einrichtungen, die fluorierte Treibhausgase enthalten, oder von Anlagen, in denen fluorierte Treibhausgase verwendet
werden, alle technisch und wirtschaftlich durchfithrbaren Mafinahmen, um deren Freisetzung in die Atmosphire so weit
wie moglich zu verhindern, einschlieflich durch das Auffangen der freigesetzten Gase.

(2)  Im Falle der Begasung mit Sulfurylfluorid dokumentieren die Betreiber die Anwendung von Maflnahmen zum
Auffangen und Sammeln oder geben die Griinde an, aus denen die Manahmen zum Auffangen und Sammeln technisch
oder wirtschaftlich nicht durchfithrbar waren. Die Betreiber haben die unterstiitzenden Nachweise mindestens finf Jahre
lang aufzubewahren und sie der zustidndigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats oder der Kommission auf Verlangen
zur Verfiigung zu stellen.

(3)  Die Betreiber und Hersteller von Einrichtungen, die fluorierte Treibhausgase enthalten, oder die Betreiber von
Anlagen, in denen fluorierte Treibhausgase verwendet werden, sowie die Unternehmen, in deren Besitz sich solche
Einrichtungen wihrend deren Befoérderung oder Lagerung befinden, treffen alle notwendigen Vorkehrungen, um jede
unbeabsichtigte Freisetzung dieser Gase zu verhindern. Sie miissen alle technisch und wirtschaftlich durchfithrbaren
Mafinahmen ergreifen, um Leckagen der Gase auf ein Mindestmaf§ zu begrenzen.

(4)  Wiahrend der Herstellung, Lagerung, Beforderung und der Umfullung fluorierter Treibhausgase von einem Behalter
oder System in einen anderen Behilter oder ein anderes System, in eine Einrichtung oder in eine Anlage muss das
betreffende Unternehmen alle erforderlichen Vorkehrungen treffen, um die Freisetzung fluorierter Treibhausgase so weit
wie moglich zu begrenzen. Dieser Absatz gilt auch in Fillen, in denen fluorierte Treibhausgase als Nebenprodukte erzeugt
werden.
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(5) Wird eine Leckage von fluorierten Treibhausgasen festgestellt, so miissen die Betreiber und Hersteller von
Einrichtungen und die Betreiber von Anlagen, in denen fluorierte Treibhausgase verwendet werden, und die Unternehmen,
die wihrend der Beforderung oder Lagerung im Besitz dieser Einrichtungen sind, sicherstellen, dass die Einrichtung oder
Anlage, in der fluorierte Treibhausgase verwendet werden, unverziiglich repariert wird.

Wurde bei einer Einrichtung, fiir die gemidfl Artikel 5 Absatz 1 eine Dichtheitskontrolle vorgeschrieben ist, eine
Undichtigkeit repariert, so miissen die Betreiber der Einrichtung sicherstellen, dass die Einrichtung frithestens nach Ablauf
einer Betriebszeit von 24 Stunden, spitestens jedoch innerhalb eines Monats nach der Reparatur von einer gemif
Artikel 10 zertifizierten natiirlichen Person gepriift wird, um zu bestitigen, dass die Reparatur erfolgreich war. Bei den in
Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben a, b und ¢ aufgefithrten mobilen Einrichtungen kann unmittelbar nach einer Reparatur eine
Dichtheitskontrolle durchgefithrt werden.

(6)  Unbeschadet des Artikels 11 Absatz 1 Unterabsatz 1 ist das Inverkehrbringen fluorierter Treibhausgase verboten,
sofern nicht die Hersteller oder Einfithrer der zustindigen Behorde eines Mitgliedstaats zum Zeitpunkt des Inverkehr-
bringens nachweisen, dass jegliches Trifluormethan, das als Nebenprodukt wihrend des Herstellungsprozesses der
fluorierten Treibhausgase, einschlieflich der Herstellung von Ausgangsstoffen fiir die Herstellung dieser Gase, anfillt, unter
Einsatz der besten verfiigbaren Technologien zerstort oder fiir eine spatere Verwendung riickgewonnen wurde.

Zur Nachweisfithrung stellen die Hersteller und Einfiihrer eine Konformititserklarung aus und fiigen begleitende Unterlagen
bei, in denen

a) die Herkunft der in Verkehr zu bringenden fluorierten Treibhausgase festgestellt wird;

b) die Produktionsanlage der in Verkehr zu bringenden fluorierten Treibhausgase angegeben wird, einschlieflich der
Angabe der Ursprungsanlagen aller Vorlduferstoffe, bei denen im Zuge der Herstellung der in Verkehr zu bringenden
fluorierten Treibhausgase Chlordifluormethan (R-22) entsteht;

c) die Verfiigbarkeit und der Betrieb der emissionsmindernden Technologie in Ursprungsanlagen nachgewiesen werden,
die der vom UNFCCC genehmigten Basismethodik AMO00O01 fiir die Verbrennung von Trifluormethan-Abfallstromen
gleichwertig sind, oder nachgewiesen wird, mit welcher Abscheidungs- und Zerstérungsmethode sichergestellt wurde,
dass die Trifluormethanemissionen gemifl den Anforderungen des Protokolls zerstort werden;

d) alle zusitzlichen Informationen zur leichteren Riickverfolgung der fluorierten Treibhausgase vor der Einfuhr
dokumentiert werden.

Die Hersteller und Einfithrer miissen die Konformititserklarung und die begleitenden Unterlagen fiir einen Zeitraum von
mindestens fiinf Jahren ab dem Inverkehrbringen aufbewahren und der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats oder der
Kommission auf Verlangen zur Verfiigung stellen.

Die Kommission kann im Wege von Durchfithrungsrechtsakten Einzelheiten zur Konformititserklirung und zu den
begleitenden Unterlagen gemaf8 Unterabsatz 2 festlegen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 34
Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

(7)  Natiirliche Personen, die die in Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und ¢ genannten Tatigkeiten
durchfiihren, miissen gemafs Artikel 10 zertifiziert sein und Vorsorgemaflnahmen zur Verhinderung des Austretens der in
den Anhingen I und II sowie — bei Verwendung fluorierter Treibhausgase in elektrischen Schaltanlagen — auch der in
Anhang 1T aufgefithrten fluorierten Treibhausgase treffen.

Juristische Personen, die die Installation, Instandhaltung oder Wartung, Reparatur oder Aufferbetriebnahme der in Artikel 5
Absatz 2 Buchstaben a bis e und Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben a und b aufgefiihrten Einrichtungen durchfiihren, miissen
gemafd Artikel 10 zertifiziert sein und Vorsorgemafnahmen zur Verhinderung des Austretens der in Anhang I und
Anhang I Gruppe 1 aufgefiihrten fluorierten Treibhausgase treffen.
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Natiirliche Personen, die die Instandhaltung oder Wartung und Reparatur von fluorierte Treibhausgase enthaltenden
Klimaanlagen in Kraftfahrzeugen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2006/40/EG des Européischen Parlaments
und des Rates (¥) fallen, und unter mobile Einrichtungen gemafl Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe ¢ dieser Verordnung fillt,
durchfithren, miissen mindestens iiber eine Ausbildungsbescheinigung gemifl Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2 dieser
Verordnung verfiigen.

Artikel 5

Dichtheitskontrollen

(1)  Die Betreiber und Hersteller von Einrichtungen, die fluorierte Treibhausgase gemafs Anhang I in einer Menge von
mindestens 5 Tonnen CO,-Aquivalent oder fluorierte Treibhausgase gemif Anhang 1I Gruppe 1 in einer Menge von
mindestens 1 kg enthalten, die nicht Bestandteil von Schdumen sind, stellen sicher, dass die Einrichtungen Dichtheits-
kontrollen unterzogen werden.

Hermetisch geschlossene Einrichtungen werden keinen Dichtheitskontrollen unterzogen, sofern sie als hermetisch
geschlossene Einrichtungen gekennzeichnet sind und eine der folgenden Bedingungen erfiillen:

a) sie enthalten weniger als 10 Tonnen CO,-Aquivalent der in Anhang I aufgefiihrten fluorierten Treibhausgase oder

b) sie enthalten weniger als 2 kg der in Anhang I Gruppe I aufgefiihrten fluorierten Treibhausgase.

Abweichend von Unterabsatz 2 werden hermetisch geschlossene Einrichtungen, die in Wohngebauden installiert sind, nicht
auf Dichtheit kontrolliert, wenn diese Einrichtungen weniger als 3 kg fluorierte Treibhausgase enthalten, sofern sie als
hermetisch geschlossen gekennzeichnet sind.

Elektrische Schaltanlagen werden keiner Dichtheitskontrolle unterzogen, wenn sie eine der nachstehenden Bedingungen
erfiillen:

a) sie weisen eine gepriifte Leckagerate von weniger als 0,1 % pro Jahr auf, die in den technischen Spezifikationen des
Herstellers aufgefiihrt und als solche in der Kennzeichnung angegeben ist;

b) sie sind mit einem Sensor zur Uberwachung des Drucks oder der Gasdichte mit einem automatischen System zur
Warnung wihrend des Betriebs ausgestattet;

c) sie enthalten weniger als 6 kg der in Anhang I aufgefithrten fluorierten Treibhausgase.

(2)  Absatz 1 gilt fiir Betreiber und Hersteller der folgenden ortsfesten Einrichtungen, wenn diese in Anhang I oder
Anhang II Gruppe 1 aufgefiihrte fluorierte Treibhausgase enthalten:

a) Kalteanlagen;

b) Klimaanlagen;

¢) Wirmepumpen;

d) Brandschutzeinrichtungen;

e) Organic-Rankine-Kreisldufe;

f) elektrische Schaltanlagen.

(3)  Absatz 1 gilt fiir Betreiber und Hersteller der folgenden mobilen Einrichtungen, wenn diese in Anhang I oder
Anhang I Gruppe 1 aufgefiihrte fluorierte Treibhausgase enthalten:

a) Kalteanlagen in Kiihllastkraftfahrzeugen und Kithlanhingern;

b) Kilteanlagen von leichten Kithlfahrzeugen, intermodalen Containern, einschlieflich Kithlcontainern, und Eisenbahn-

kithlwaggons;

¢) Klimaanlagen und Warmepumpen in schweren Nutzfahrzeugen, Lieferwagen, nicht fiir den Straenverkehr bestimmten
mobilen Maschinen und Geridten in der Landwirtschaft, im Bergbau und im Bauwesen, in Ziigen, U-Bahnen,
Stralenbahnen und Luftfahrzeugen.

(*) Richtlinie 2006/40/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 iiber Emissionen aus Klimaanlagen in
Kraftfahrzeugen und zur Anderung der Richtlinie 70/156/EWG des Rates (ABL. L 161 vom 14.6.2006, S. 12).
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Bei den in Absatz 2 Buchstaben a bis e und Buchstaben a und b des vorliegenden Absatzes genannten Einrichtungen werden
die Kontrollen von natiirlichen Personen durchgefiihrt, die gemifS Artikel 10 zertifiziert sind.

(4)  Beiden in Absatz 3 Buchstabe ¢ genannten mobilen Einrichtungen miissen die Kontrollen von natiirlichen Personen
durchgefithrt werden, die mindestens iiber eine Ausbildungsbescheinigung gemifl Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2
verfiigen.

(5)  Die Absitze 1 und 6 gelten bis zum 12. Marz 2027 nicht fiir Betreiber mobiler Einrichtungen gemidfl Absatz 3
Buchstaben b und c.

(6)  Diein Absatz 1 genannten Dichtheitskontrollen werden in folgenden zeitlichen Abstanden durchgefiihrt:

a) Einrichtungen, die fluorierte Treibhausgase gemdf Anhang I in einer Menge von weniger als 50 Tonnen CO,-Aquivalent
oder fluorierte Treibhausgase gemif§ Anhang Il Gruppe 1 in einer Menge von weniger als 10 kg enthalten: mindestens
alle zwolf Monate; oder wenn ein Leckage-Erkennungssystem in einer solchen Einrichtung installiert ist: mindestens
alle 24 Monate;

b) Einrichtungen, die fluorierte Treibhausgase gemafd Anhang I in einer Menge von mindestens 50 Tonnen und weniger als
500 Tonnen CO,-Aquivalent enthalten oder die fluorierte Treibhausgase gemif Anhang Il Gruppe 1 in einer Menge von
10 bis 100 kg enthalten: mindestens alle sechs Monate oder, wenn ein Leckage-Erkennungssystem in einer solchen
Einrichtung installiert ist: mindestens alle zwolf Monate;

¢) Einrichtungen, die fluorierte Treibhausgase gemdf Anhang I in einer Menge von mindestens 500 Tonnen CO,-
Aquivalent oder fluorierte Treibhausgase gemifl Anhang II Gruppe 1 in einer Menge von 100 kg oder mehr enthalten:
mindestens alle drei Monate oder, wenn ein Leckage-Erkennungssystem in einer solchen Einrichtung installiert ist,
mindestens alle sechs Monate.

(7)  Bei Brandschutzeinrichtungen gemaf8 Absatz 2 Buchstabe d gelten die Verpflichtungen aus Absatz 1 als eingehalten,
wenn die nachstehenden Bedingungen erfiillt sind:

a) das bestehende Inspektionssystem entspricht den Normen ISO 14520 oder EN 15004 und

b) die Brandschutzeinrichtung wird so oft tiberpriift, wie dies nach Absatz 6 erforderlich ist.

Die in Absatz 1 genannten Verpflichtungen fiir mobile Klimaanlagen und Warmepumpen gemif Absatz 3 Buchstabe ¢
gelten als erfullt, sofern die mobilen Klimaanlagen und Wairmepumpen einem regelmifigen Inspektionsregime
unterliegen, das auch Dichtheitskontrollen einschlief3t.

(8) Die Kommission kann im Wege von Durchfithrungsrechtsakten die Anforderungen an die nach Absatz 1
durchzufihrenden Dichtheitskontrollen fiir jede der in Absatz 2 und 3 genannten Arten von Einrichtungen festlegen und
die Teile der Einrichtungen bestimmen, bei denen eine Leckage am wahrscheinlichsten ist. Diese Durchfithrungsrechtsakte
werden gemifl dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

Artikel 6

Leckage-Erkennungssysteme

(1)  Die Betreiber der in Artikel 5 Absatz 2 Buchstaben a bis d aufgefiihrten ortsfesten Einrichtungen, die in Anhang I
aufgefiihrte fluorierte Treibhausgase in einer Menge von 500 Tonnen CO,-Aquivalent oder mehr oder 100 kg oder mehr
der in Anhang II Gruppe 1 aufgefithrten Gase enthalten, miissen sicherstellen, dass die Einrichtungen mit einem Leckage-
Erkennungssystem versehen sind, das den Betreiber oder ein Wartungsunternehmen bei jeder Leckage warnt.

(2)  Die Betreiber der in Artikel 5 Absatz 2 Buchstaben e und f aufgefiihrten ortsfesten Einrichtungen, die in Anhang I
aufgefiihrte fluorierte Treibhausgase in einer Menge von 500 Tonnen CO,-Aquivalent oder mehr enthalten und ab dem
1. Januar 2017 installiert wurden, miissen sicherstellen, dass diese Einrichtungen mit einem Leckage-Erkennungssystem
versehen sind, das den Betreiber oder ein Wartungsunternehmen bei jeder Leckage warnt.

(3)  Die Betreiber der in Artikel 5 Absatz 2 Buchstaben a bis e aufgefiihrten ortsfesten Einrichtungen, die Absatz 1 oder 2
des vorliegenden Artikels unterliegen, miissen sicherstellen, dass die Leckage-Erkennungssysteme mindestens einmal alle
zwolf Monate kontrolliert werden, um fiir ihr ordnungsgemifes Funktionieren zu sorgen.
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(4)  Die Betreiber der in Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe f aufgefithrten ortsfesten Einrichtungen, die Absatz 2 des
vorliegenden Artikels unterliegen, miissen sicherstellen, dass die Leckage-Erkennungssysteme mindestens einmal alle sechs
Jahre kontrolliert werden, um fiir ihr ordnungsgemifes Funktionieren zu sorgen.

Artikel 7
Aufzeichnungen

(1)  Die Betreiber von Einrichtungen, fiir die gemif Artikel 5 Absatz 1 eine Dichtheitskontrolle vorgeschrieben ist,
miissen fiir jede einzelne dieser Einrichtungen Aufzeichnungen fithren, die die folgenden Angaben enthalten:

a) Menge und Art der in der Einrichtung enthaltenen Gase, gegebenenfalls mit gesonderter Angabe der wihrend der
Installation hinzugeftigten Menge;

b) Menge der Gase, die bei der Instandhaltung oder Wartung oder aufgrund einer Leckage hinzugefiigt wurde,
einschlieflich des Datums einer solchen Auffiillung;

¢) Menge der riickgewonnenen Gase;

d) wenn Gase hinzugefiigt wurden, die Menge und Art dieser Gase und Angaben, ob sie recycelt oder aufgearbeitet wurden,
und den Namen und die Anschrift der Recycling- oder Aufarbeitungsanlage in der Union und gegebenenfalls deren
Zertifizierungsnummer;

e) Angaben zum Unternehmen, das die Einrichtung installiert, gewartet, instandgehalten und, wenn zutreffend,
riickgewonnenen repariert, eine Dichtheitskontrolle vorgenommen oder aufler Betrieb genommen hat, einschlieflich
gegebenenfalls der Nummer seines Zertifikats, und wenn das fiir die Durchfithrung dieser Arbeiten verantwortliche
Unternehmen eine juristische Person ist, sowohl Angaben zum Unternehmen als auch zu der natiirlichen Person, die
die Tatigkeiten durchgefuihrt hat;

f) Zeitpunkte und Ergebnisse der nach Artikel 5 Absatz 1 durchgefithrten Kontrollen sowie Zeitpunkte und Ergebnisse
aller Reparaturen von Undichtigkeiten;

g) Mafnahmen zur Riickgewinnung und Entsorgung der Gase, falls die Einrichtung aufler Betrieb genommen wurde.

(2)  Sofern die in Absatz 1 genannten Aufzeichnungen nicht in einer von den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten
eingerichteten Datenbank gespeichert sind, gelten die folgenden Regeln:

a) Die in Absatz 1 genannten Betreiber bewahren die in Absatz 1 genannten Aufzeichnungen mindestens fiinf Jahre lang
auf;

b) Unternehmen, die die in Absatz 1 Buchstabe e genannten Tatigkeiten fiir die Betreiber durchfithren, bewahren Kopien
der in Absatz 1 genannten Aufzeichnungen mindestens fiinf Jahre lang auf.

Die in Absatz 1 genannten Aufzeichnungen sind der zustindigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats oder der
Kommission auf Verlangen zur Verfiigung zu stellen.

(3)  Fiir die Zwecke des Artikels 11 Absatz 6 fithren die Unternehmen, die in Anhang I oder in Anhang II Gruppe 1
aufgefithrte fluorierte Treibhausgase liefern, Aufzeichnungen, die relevante Informationen iber die Kiufer dieser
fluorierten Treibhausgase enthalten, einschlieflich folgender Angaben:

a) Nummer des Zertifikats jedes Kaufers;

b) jeweils erworbene Mengen der Gase.

Unternehmen, die die Gase liefern, bewahren die Aufzeichnungen mindestens fiinf Jahre lang auf und stellen diese
Aufzeichnungen der zustindigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats oder der Kommission auf Verlangen zur
Verfiigung.

(4)  Fur die Zwecke von Artikel 11 Absatz 7 miissen die Unternehmen, die nicht hermetisch geschlossene Einrichtungen
verkaufen, die mit den in Anhang I und in Anhang II Gruppe 1 aufgefithrten fluorierten Treibhausgasen befiillt sind,
Aufzeichnungen iiber die verkauften Einrichtungen und die zertifizierten Unternehmen fiihren, die die Installation
durchfithren werden. Die Unternehmen, die die in Artikel 11 Absatz 7 genannten Einrichtungen verkaufen, miissen die
Aufzeichnungen mindestens finf Jahre lang aufbewahren und diese Aufzeichnungen der zustindigen Behorde des
betreffenden Mitgliedstaats auf Verlangen zur Verfiigung stellen.
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(5)  Unternehmen, die in Anhang I Gruppe 1 aufgefithrte Stoffe, die fiir die in Artikel 16 Absatz 2 genannten
ausgenommenen Verwendungen bestimmt sind — auch als Nebenprodukt —, herstellen, in Verkehr bringen, liefern oder
empfangen, missen Aufzeichnungen fithren, die mindestens die folgenden Angaben enthalten:

a) Bezeichnung des Stoffes oder Gemisches, das diese Stoffe enthilt;

b) in dem jeweiligen Kalenderjahr hergestellte, eingefiihrte, ausgefiihrte, aufgearbeitete oder zerstorte Menge;

¢) in dem jeweiligen Kalenderjahr gelieferte und erhaltene Menge je Lieferant und Empfinger;

d) Namen und Kontaktangaben der Lieferanten und Empfinger;

e) in dem jeweiligen Kalenderjahr verbrauchte Menge unter Angabe der tatsichlichen Verwendung und

f) am 1.Januar und 31. Dezember des jeweiligen Kalenderjahrs gelagerte Menge.

Die Unternehmen miissen die in Unterabsatz 1 genannten Aufzeichnungen nach der Herstellung, dem Inverkehrbringen,
der Lieferung oder dem Erhalt mindestens funf Jahre lang aufbewahren und den zustindigen Behorden des betreffenden
Mitgliedstaats oder der Kommission auf Verlangen zur Verfiigung stellen. Diese zustindigen Behorden und die
Kommission gewihrleisten die Vertraulichkeit der in diesen Aufzeichnungen enthaltenen Angaben.

(6)  Die Kommission kann in einem Durchfithrungsrechtsakt die Form der in den Absitzen 1, 3, 4 und 5 genannten
Aufzeichnungen bestimmen und festlegen, wie diese zu erstellen und aufzubewahren sind. Dieser Durchfithrungsrechtsakt
wird gemdfl dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

Artikel 8

Riickgewinnung und Zerstorung

(1)  Betreiber von Einrichtungen, die fluorierte Treibhausgase enthalten, die nicht Bestandteil von Schaumen sind, stellen
sicher, dass diese Stoffe riickgewonnen und nach der Auferbetriecbnahme der Einrichtungen recycelt, aufgearbeitet oder
zerstort werden.

Die Riickgewinnung dieser Stoffe erfolgt durch natiirliche Personen, die gemafs Artikel 10 zertifiziert sind.

(2)  Die Verpflichtung nach Absatz 1 gilt fiir Betreiber der folgenden ortsfesten Einrichtungen:
a) Kaltekreisldufe von Kilteanlagen, Klimaanlagen und Wirmepumpen;

b) Einrichtungen, die Losungsmittel auf der Basis fluorierter Treibhausgase enthalten;

¢) Brandschutzeinrichtungen;

d) elektrische Schaltanlagen.

(3)  Die Verpflichtung nach Absatz 1 gilt fiir die Betreiber der folgenden mobilen Einrichtungen:
a) Kiltekreisldufe von Kilteanlagen von Kiihllastkraftfahrzeugen und Kiithlanhdngern;

b) Kiltekreisldufe von Kilteanlagen von leichten Kiihlfahrzeugen und intermodalen Containern, einschlieflich Kithlwagen,
und Eisenbahnwaggons;

¢) Kiltekreislaufe von Klimaanlagen und Wirmepumpen in schweren Nutzfahrzeugen, Lieferwagen, nicht fiir den
Straenverkehr bestimmten mobilen Maschinen und Geriten in der Landwirtschaft, im Bergbau und im Bauwesen, in
Ziigen, U-Bahnen, Straffenbahnen und Luftfahrzeugen.

(4)  Fir die Rickgewinnung fluorierter Treibhausgase aus Klimaanlagen von Kraftfahrzeugen, die in den
Anwendungsbereich der Richtlinie 2006/40/EG fallen, und aus den in Absatz 3 Buchstaben b und ¢ genannten mobilen
Einrichtungen gelten nur natiirliche Personen als angemessen qualifiziert, die mindestens iiber eine Ausbildungsbe-
scheinigung gemifS Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2 der vorliegenden Verordnung verfiigen.
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(5)  Die Verpflichtung gemafs Absatz 1 gilt fiir Betreiber der mobilen Einrichtungen gemédf§ Absatz 3 Buchstaben b und ¢
ab dem 12. Midrz 2027.

(6) In Anhang I und Anhang Il Gruppe 1 aufgefiihrte riickgewonnene fluorierte Treibhausgase werden nicht zum
Befiillen oder Wiederauffiillen von Einrichtungen verwendet, aufler wenn das Gas recycelt oder aufgearbeitet wurde.

(7)  Ein Unternehmen, das einen Behilter mit in Anhang I und Anhang II Gruppe 1 aufgefithrten fluorierten
Treibhausgasen verwendet, sorgt unmittelbar vor dessen Entsorgung fiir die Riickgewinnung jeglicher Gasreste, um
sicherzustellen, dass sie recycelt, aufgearbeitet oder zerstort werden.

(8)  Ab dem 1. Januar 2025 stellen Gebdudeeigentiimer und Bauunternehmen sicher, dass bei der Durchfithrung von
Renovierungs-, Sanierungs- oder Abbrucharbeiten, die eine Entfernung von Schaumstoffelementen erfordern, die Schaume
mit in Anhang [ und Anhang II Gruppe 1 aufgefiihrten fluorierten Treibhausgase enthalten Emissionen so weit wie moglich
vermieden werden, indem mit den Schaumen bzw. den darin enthaltenen Gasen so umgegangen wird, dass die Zerstorung
dieser Gase sichergestellt wird. Im Falle einer Riickgewinnung dieser Gase darf die Riickgewinnung nur von angemessen
qualifizierten natiirlichen Personen durchgefiihrt werden.

(9)  Ab dem 1. Januar 2025 stellen Gebdudeeigentiimer und Bauunternehmen sicher, dass bei der Durchfithrung von
Renovierungs- Sanierungs- oder Abbrucharbeiten, die eine Entfernung von Schidumen in beschichteten Platten erfordern,
die in Hohlrdumen oder geschlossenen Strukturen installiert sind und in Anhang I und Anhang II Gruppe 1 aufgefiihrte
fluorierten Treibhausgase enthalten, Emissionen so weit wie moglich vermieden werden, indem mit den Schdumen bzw.
den darin enthaltenen Gasen so umgegangen wird, dass die Zerstorung dieser Gase sichergestellt wird. Im Falle einer
Riickgewinnung dieser Gase darf die Riickgewinnung nur von angemessen qualifizierten natiirlichen Personen
durchgefiihrt werden.

Ist die Entfernung der in Unterabsatz 1 genannten Schiume technisch nicht durchfithrbar, so erstellt der Gebdudeei-
gentiimer oder das Bauunternehmen Unterlagen, die belegen, dass die Entfernung im konkreten Fall nicht moglich war.
Diese Unterlagen sind funf Jahre lang aufzubewahren und der zustindigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats oder
der Kommission auf Verlangen zur Verfiigung zu stellen.

(10)  Die Betreiber von Erzeugnissen und Einrichtungen, die fluorierte Treibhausgase gemaff Anhang I und Anhang II
Gruppe 1 enthalten, aber in den Absidtzen 2, 3, 8 und 9 nicht aufgefiithrt sind, sorgen fiir die Riickgewinnung der Gase,
aufler wenn dies nachweislich technisch nicht méglich ist oder mit unverhaltnismifigen Kosten verbunden wire. Die
Betreiber sorgen dafiir, dass die Riickgewinnung von angemessen qualifizierten natiirlichen Personen durchgefiihrt wird,
damit die Gase recycelt, aufgearbeitet oder zerstort werden konnen, oder dass sie ohne vorherige Riickgewinnung zerstort
werden.

Die Riickgewinnung von in Anhang I und Anhang II Gruppe 1 aufgefiihrten fluorierten Treibhausgasen aus Klimaanlagen
von Kraftfahrzeugen, die nicht in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2006/40/EG fallen, wird nur von natiirlichen
Personen durchgefiihrt, die iiber eine zumindest Ausbildungsbescheinigung gemif$ Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2 der
vorliegenden Verordnung verfiigen.

(11)  Die in Anhang I Gruppe 1 aufgefithrten fluorierten Treibhausgase sowie Erzeugnisse und Anlagen, die diese Gase
enthalten, werden nur mithilfe von Zerstorungstechnologien zerstort, die von den Vertragsparteien des Protokolls
zugelassen wurden.

Andere fluorierte Treibhausgase, fiir die die Zerstérungstechnologie nicht zugelassen wurde, werden nur mithilfe von
Zerstorungstechnologien zerstort, die mit dem Unionsrecht und dem Recht der Mitgliedstaaten iiber Abfélle im Einklang
stehen, und nur dann, wenn die zusitzlichen Anforderungen dieses Rechts erfiillt sind.

(12)  Der Kommission wird die Befugnis tibertragen, gemafs Artikel 32 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese
Verordnung durch Festlegung einer Liste der Erzeugnisse und Einrichtungen zu erginzen, fir die die Riickgewinnung
fluorierter Treibhausgase gemdf Anhang I und Anhang II Gruppe 1 oder die Zerstérung von Erzeugnissen und
Einrichtungen, die diese Gase enthalten, ohne die vorherige Riickgewinnung dieser Gase als technisch und wirtschaftlich
machbar gilt, wobei sie, soweit angemessen, die zu verwendende Technologie angibt.

(13)  Die Mitgliedstaaten fordern Riickgewinnung, Recycling, Aufarbeitung und Zerstérung der in Anhidngen I und II
aufgefiihrten fluorierten Treibhausgase.
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Artikel 9

Regelungen zur erweiterten Herstellerverantwortung

Unbeschadet bestehender Regelungen zur erweiterten Herstellerverantwortung stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass bis
zum 31. Dezember 2027 die in den Artikeln 12 und 13 der Richtlinie 2012/19/EU genannten Finanzierungsver-
pflichtungen fir Elektro- und Elektronik-Altgerite die Finanzierung der Riickgewinnung und das Recycling, die
Aufarbeitung oder die Zerstorung fluorierter Treibhausgase umfassen, die in den Anhingen I und II der vorliegenden
Verordnung aufgefiihrt sind, aus Erzeugnissen und Einrichtungen, die diese Gase enthalten, bei denen es sich um Elektro-
und Elektronikgerite im Sinne der Richtlinie 2012/19/EU handelt und die ab dem 11. Mérz 2024 in Verkehr gebracht
wurden.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission iiber die getroffenen Mafinahmen.

Artikel 10

Zertifizierung und Ausbildung

(1)  Natiirliche Personen werden fiir die Durchfithrung der folgenden Titigkeiten im Zusammenhang mit fluorierten
Treibhausgasen im Sinne des Artikels 4 Absatz 7, des Artikels 5 Absatz 1 und des Artikels 8 Absatz 2 unter Einschluss der
dort bestimmten fluorierten Treibhausgase oder im Zusammenhang mit relevanten Alternativen zu fluorierten
Treibhausgasen einschliefSlich gegebenenfalls natiirlicher Kaltemittel zertifiziert:

a) Installation, Instandhaltung oder Wartung, Reparatur oder Auflerbetriecbnahme der in Artikel 5 Absatz 2 Buchstaben a
bis f und in Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben a und b aufgefiihrten Einrichtungen;

b) Dichtheitskontrollen der in Artikel 5 Absatz 2 Buchstaben a bis e und in Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben a und b
aufgefithrten Einrichtungen;

¢) Riickgewinnung aus in Artikel 8 Absatz 2Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe a genannten Einrichtungen.

Natiirliche Personen verfigen zumindest iiber eine Ausbildungsbescheinigung fiir die Durchfithrung der folgenden
Tatigkeiten im Zusammenhang mit fluorierten Treibhausgasen im Sinne des Artikel 4 Absatz 7, des Artikels 5 Absatz 1
und des Artikels 8 Absatz 3 unter Einschluss der dort bestimmten fluorierten Treibhausgase und im Zusammenhang mit
gegebenenfalls mit relevanten Alternativen zu fluorierten Treibhausgasen einschlieflich natiirlicher Kaltemittel:

a) Instandhaltung oder Wartung oder Reparatur von Klimaanlagen von Kraftfahrzeugen im Geltungsbereich der
Richtlinie 2006/40/EG und Riickgewinnung fluorierter Treibhausgase aus diesen Anlagen;

b) Riickgewinnung fluorierter Treibhausgase aus in Artikel 8 Absatz 3 Buchstaben b und ¢ und in Artikel 8 Absatz 10
Unterabsatz 2 aufgefiithrten Einrichtungen;

¢) Instandhaltung oder Wartung, Reparatur und Dichtheitskontrollen von in Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe ¢ aufgefithrten
Einrichtungen.

(2)  Juristische Personen werden im Sinne von Artikel 4 Absatz 7 unter Einschluss der dort bestimmten fluorierten
Treibhausgase fiir die Durchfithrung der Installation, der Instandhaltung oder Wartung, der Reparatur oder
Auferbetriebnahme der in Artikel 5 Absatz 2 Buchstaben a bis e und in Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben a und b
aufgefithrten Einrichtungen, die gegebenenfalls fluorierte Treibhausgase oder relevante Alternativen zu fluorierten
Treibhausgasen einschlieflich natiirlicher Kiltemittel enthalten, zertifiziert.

(3)  Binnen eines Jahres nach dem Inkrafttreten des Durchfithrungsrechtsakts gemaf§ Absatz 8 richten die Mitgliedstaaten
Zertifizierungsprogramme einschlieflich Bewertungsverfahren ein oder passen diese an und sorgen dafiir, dass eine
Ausbildung zu praktischen Fertigkeiten und theoretischen Kenntnissen fiir natiirliche Personen zur Verfiigung steht, die die
in Absatz 1 aufgefithrten Tatigkeiten wahrnehmen. Die Mitgliedstaaten tragen auflerdem dafiir Sorge, dass Ausbildungs-
programme zur Erlangung der Ausbildungsbescheinigungen gemif§ Absatz 1 Unterabsatz 2 zur Verfiigung stehen.

(4)  Binnen eines Jahres nach dem Inkrafttreten des Durchfithrungsrechtsakts gemifs Absatz 8 richten die Mitgliedstaaten
Zertifizierungsprogramme fiir die in Absatz 2 genannten juristischen Personen ein oder passen diese Programme an.
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(5)  Diein Absatz 3 genannten Zertifizierungsprogramme und Ausbildungsmafinahmen zu praktischen Fertigkeiten und
theoretischen Kenntnissen miissen Folgendes umfassen:

a) geltende Vorschriften und technische Normen;

b) die Vermeidung von Emissionen;

¢) die Riickgewinnung der in Anhang I und in Anhang I Gruppe 1 aufgefiihrten fluorierten Treibhausgase;

d) die sichere Handhabung von Einrichtungen der Art und der Grofle, die von dem jeweiligen Zertifikat abgedeckt werden;

e) die sichere Handhabung von Einrichtungen, die entziindliche oder giftige Gasen enthalten oder die mit hohem Druck
oder anderen relevanten Risiken betrieben werden;

f) die Mafnahmen zur Verbesserung oder Aufrechterhaltung der Energieeffizienz von Einrichtungen wihrend der
Installation oder Instandhaltung oder Wartung.

(6)  Diein Absatz 3 genannten Zertifizierungsprogramme und Ausbildungsmafinahmen zu praktischen Fertigkeiten und
theoretischen Kenntnissen, die Luftfahrzeuge betreffen, werden bei der Aktualisierung der von der Europiischen Agentur
fiir Flugsicherheit gemdfl Artikel 76 Absatz 3 und Artikel 115 der Verordnung (EU) 2018/1139 herausgegebenen
Zertifizierungsspezifikationen und anderen Einzelspezifikationen, annehmbaren Nachweisverfahren und Anleitungen
beriicksichtigt.

(7)  Die Zertifikate der in Absatz 3 genannten Zertifizierungsprogramme unterliegen der Bedingung, dass der Bewerber
ein Bewertungsverfahren nach dem genannten Absatz erfolgreich abgeschlossen hat.

(8)  Bis 12. Mirz 2026 legt die Kommission im Wege von Durchfithrungsrechtsakten die Mindestanforderungen an die
in den Absitzen 3 und 4 genannten Zertifizierungsprogramme und Ausbildungsbescheinigungen fiir die in Absatz 1
genannten Tatigkeiten fest. Mit diesen Mindestanforderungen wird fiir jede Art von Einrichtungen, die in Absatz 1 genannt
werden, festgelegt, welche praktischen Fertigkeiten und theoretischen Kenntnisse erforderlich sind, wobei gegebenenfalls
zwischen den abzudeckenden Titigkeiten unterschieden wird, welche Modalititen fur die Zertifizierung oder
Bescheinigung gelten und welche Bedingungen fiir die gegenseitige Anerkennung von Zertifikaten und Ausbildungsbeschei-
nigungen bestehen. Die Kommission passt diese Mindestanforderungen erforderlichenfalls im Wege von Durchfiihrungs-
rechtsakten an. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten Priifverfahren
erlassen.

(9)  Bestehende Zertifikate und Ausbildungsbescheinigungen, die gemif§ der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 ausgestellt
wurden, bleiben unter den Bedingungen, unter denen sie urspriinglich ausgestellt wurden, giiltig. Spétestens am 12. Mirz
2027 haben die Mitgliedstaaten sichergestellt, dass zertifizierte natiirliche Personen mindestens alle sieben Jahre zur
Teilnahme an Auffrischungskursen oder zum Abschluss eines in Absatz 3 genannten Bewertungsverfahrens verpflichtet
werden. Die Mitgliedstaaten tragen dafiir Sorge, dass natiirliche Personen, die im Besitz eines Zertifikats oder einer
Ausbildungsbescheinigung gemif$ der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 sind, spdtestens am 12. Marz 2029 erstmals an
solchen Auffrischungskursen teilnehmen oder solche Bewertungsverfahren abschliefSen.

(10)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission binnen eines Jahres nach dem Inkrafttreten des Durchfithrungs-
rechtsakts gemafd Absatz 8 ihre Zertifizierungs- und Ausbildungsprogramme mit.

Die Mitgliedstaaten erkennen die in einem anderen Mitgliedstaat gemifl diesem Artikel ausgestellten Zertifikate und
Ausbildungsbescheinigungen an. Sie schrinken die Dienstleistungs- oder Niederlassungsfreiheit nicht ein, weil ein
Zertifikat in einem anderen Mitgliedstaat ausgestellt wurde.

(11)  Die Kommission kann im Wege von Durchfiithrungsrechtsakten die Form der in Absatz 10 genannten Mitteilung
bestimmen. Diese Durchfiithrungsrechtsakte werden gemifS dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

(12)  Ein Unternehmen dbertrdgt eine in Absatz 1 oder Absatz 2 genannte Titigkeit nur dann einem anderen
Unternehmen, wenn es sich vergewissert hat, dass dieses im Besitz der fiir die Ausfithrung der erforderlichen, in Absatz 1
oder Absatz 2 genannten Titigkeiten notwendigen Zertifikate ist.

(13)  Wiirde ein Mitgliedstaat aufgrund der Verpflichtungen aus diesem Artikel in Bezug auf die Zertifizierung und
Ausbildung unverhiltnismifig belastet werden, weil seine Bevolkerungszahl gering ist und daher eine mangelnde
Nachfrage nach einer solchen Zertifizierung und Ausbildung besteht, kann die Einhaltung der Verpflichtungen dadurch
erreicht werden, dass in anderen Mitgliedstaaten ausgestellte Zertifikate anerkannt werden.

Mitgliedstaaten, die Unterabsatz 1 anwenden, unterrichten die Kommission dariiber. Anschlieend setzt die Kommission
die anderen Mitgliedstaaten davon in Kenntnis.
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(14)  Dieser Artikel hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, weitere Zertifizierungs- und Ausbildungsprogramme fiir
Einrichtungen und Tatigkeiten, die nicht in Absatz 1 aufgefiihrt sind, einzurichten.

KAPITEL 111

Beschriinkungen und Kontrolle der Verwendung

Artikel 11

Beschrinkungen des Inverkehrbringens und des Verkaufs

(1)  Das Inverkehrbringen der in Anhang IV aufgefiihrten Erzeugnisse und Einrichtungen, einschlieflich Teilen davon,
aufler Militdrausriistung, ist ab dem in diesem Anhang angegebenen Zeitpunkt untersagt, wobei gegebenenfalls nach der
Art oder dem Treibhauspotenzial des enthaltenen Gases differenziert wird.

Abweichend von Unterabsatz 1 ist das Inverkehrbringen von Teilen von Erzeugnissen und Einrichtungen, die fiir die
Reparatur und Wartung bestehender, in Anhang IV aufgefithrter Einrichtungen erforderlich sind, gestattet, sofern die
Reparatur oder Wartung nicht Folgendes bewirkt:

a) eine erhohte Leistung des Erzeugnisses oder der Einrichtung;
b) eine Erhohung der Menge fluorierter Treibhausgase in dem Erzeugnis oder der Einrichtung oder

c) eine Anderung der Art des verwendeten fluorierten Treibhausgases, die eine Erhdhung des Treibhauspotenzials des
verwendeten fluorierten Treibhausgases nach sich ziehen wiirde.

Erzeugnisse und Einrichtungen, einschlieflich Teilen davon, die nach dem in Unterabsatz 1 genannten Zeitpunkt
unrechtmifig in Verkehr gebracht wurden, diirfen anschlieSend weder verwendet noch geliefert noch Dritten in der Union
entgeltlich oder unentgeltlich zur Verfiigung gestellt oder ausgefiithrt werden. Die Wiederausfuhr dieser Erzeugnisse und
Einrichtungen ist gestattet, wenn die Nichteinhaltung dieser Verordnung vor der Uberlassung von Waren zum freien
Verkehr zum Zwecke der Einfuhr im Einklang mit den in Artikel 23 Absatz 12 genannten Mafnahmen festgestellt wurde.
Diese Erzeugnisse und Einrichtungen diirfen nur zur spiteren Entsorgung und zur Riickgewinnung des Gases vor der
Entsorgung gemdf Artikel 8 oder fiir die Wiederausfuhr gelagert oder beférdert werden.

Die Wiederausfuhr von Erzeugnissen und Einrichtungen, fiir die die Nichteinhaltung dieser Verordnung vor der
Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr festgestellt wurde, ist gestattet. In diesen Fillen findet Artikel 22 Absatz 3
keine Anwendung.

Ein Jahr nach den in Anhang IV aufgefithrten Zeitpunkten ist die anschliefende entgeltliche oder unentgeltliche Lieferung
oder Bereitstellung von Erzeugnissen oder Einrichtungen, die vor dem in Unterabsatz 1 genannten Datum rechtmifig in
Verkehr gebracht wurden bzw. werden, fiir Dritte in der Union nur zuléssig, wenn nachgewiesen wird, dass das Erzeugnis
oder die Einrichtung vor diesem Zeitpunkt rechtmifig in Verkehr gebracht wurde.

(2) Das in Absatz 1 Unterabsatz 1 festgelegte Verbot gilt nicht fiir Einrichtungen, fiir die in auf Grundlage der
Richtlinie 2009/125/EG erlassenen Okodesign-Anforderungen festgehalten wurde, dass ihre Emissionen in CO,-
Aquivalenten iiber ihren gesamten Lebenszyklus gesehen niedriger wiren als die gleichwertiger Einrichtungen, die diesen
einschligigen Okodesign-Anforderungen geniigen.

(3)  Zusitzlich zu den Verboten des Inverkehrbringens gemdfl Anhang IV Nummer 1 sind die Einfuhr, die anschliefende
entgeltliche oder unentgeltliche Lieferung oder Bereitstellung fiir Dritte in der Union sowie die Verwendung oder Ausfuhr
von nicht wieder auffiillbaren Behiltern fiir in Anhang I und in Anhang II Gruppe 1 aufgefithrten fluorierten
Treibhausgasen, die leer oder vollstindig oder teilweise befullt sind, verboten. Solche Behalter diirfen nur zur spiteren
Entsorgung gelagert oder befordert werden. Dieser Absatz gilt nicht fiir Behilter fur zu Labor- oder Analysezwecken
verwendeten fluorierten Treibhausgasen.
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Unterabsatz 1 gilt fiir nicht wieder auftiillbare Behilter, ndmlich
a) Behilter, die nicht wieder aufgefiillt werden kénnen, ohne dass sie zu diesem Zweck umgearbeitet werden, und

b) Behilter, die wieder aufgefillt werden konnten, aber eingefithrt oder in Verkehr gebracht werden, ohne dass
Vorkehrungen fiir ihre Riickgabe zwecks Wiederauffiillung getroffen wurden.

(4)  Unternehmen, die wieder auffillbare Behilter fur fluorierte Treibhausgase in Verkehr bringen, miissen eine
Konformititserklirung vorlegen, die auch einen Nachweis dariiber umfasst, dass verbindliche Vorkehrungen fir die
Riickgabe des Behilters zum Zwecke der Wiederauffilllung getroffen wurden, wobei insbesondere die einschligigen
Akteure, ihre vorgeschriebenen Verpflichtungen und die entsprechenden logistischen Modalititen aufgefithrt werden.
Diese Vorkehrungen sind fiir die Vertreiber von wieder auffiillbaren Behiltern fiir fluorierte Treibhausgase fur
Endverbraucher verbindlich.

Die in Unterabsatz 1 genannten Unternehmen miissen die Konformitatserklarung ab dem Inverkehrbringen der wiederauf-
fullbaren Behilter fur fluorierte Treibhausgase mindestens funf Jahre lang aufbewahren und diese Erklirung der
zustdndigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats oder der Kommission auf Verlangen zur Verfiigung stellen. Anbieter
von wieder auffilllbaren Behaltern fir fluorierte Treibhausgase fur Endverbraucher miissen die Nachweise fur die
Einhaltung der in Unterabsatz 1 genannten verbindlichen Vorkehrungen fiir einen Zeitraum von mindestens finf Jahren ab
der Lieferung an den Endverbraucher aufbewahren und sie der zustindigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats oder
der Kommission auf Verlangen zur Verfiigung stellen.

Die Kommission kann im Wege von Durchfithrungsrechtsakten die Anforderungen dafiir festlegen, dass Angaben, die fur
die in Unterabsatz 1 dieses Absatzes genannten verbindlichen Vorkehrungen wichtig sind, in die Konformititserklarung
aufgenommen werden. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten
Priifverfahren erlassen.

(5)  Die Kommission kann in Ausnahmefillen auf einen mit Griinden versehenen Antrag einer zustindigen Behorde
eines Mitgliedstaats hin und unter Beriicksichtigung der Ziele dieser Verordnung im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten
eine befristete Ausnahme von bis zu vier Jahren genehmigen, aufgrund deren das Inverkehrbringen von in Anhang IV
aufgefithrten Erzeugnissen und Einrichtungen oder abweichend von Artikel 13 Absatz 9 die Inbetriebnahme neuer oder
erweiterter elektrischer Schaltanlagen, einschliefSlich Teilen davon, die fluorierte Treibhausgase enthalten oder zu jhrem
Funktionieren bendtigen, erlaubt ist, sofern nachgewiesen wird, dass

a) es fir spezifische Erzeugnisse oder Einrichtungen oder fiir eine spezifische Kategorie von Erzeugnissen oder
Einrichtungen keine Alternativen gibt oder diese aus technischen oder sicherheitsbezogenen Griinden nicht genutzt
werden kénnen oder

b) bei der Verwendung von technisch realisierbaren und sicheren Alternativen unverhaltnismaflige Kosten entstiinden.

Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemafl dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

(6)  Nur natiirliche Personen, die Inhaber eines Zertifikats gemifs Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a sind,
oder Unternehmen, die natiirliche Personen beschiftigen, die Inhaber eines Zertifikats gemifl Artikel 10 Absatz 1
Unterabsatz 1 Buchstabe a oder einer Ausbildungsbescheinigung gemifl Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2 sind, diirfen
die in Anhang I oder in Anhang II Gruppe 1 aufgefiihrten fluorierten Treibhausgase fiir die Zwecke der Installation,
Instandhaltung oder Wartung oder Reparatur von Einrichtungen, die in Artikel 5 Absatz 2 Buchstaben a bis f, Artikel 5
Absatz 3 Buchstaben a und b genannt sind und unter Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2 fallen, die diese Gase enthalten
oder zu ihrem Funktionieren benétigen, erwerben. Die Verkdufer verkaufen diese Gase sowohl direkt als auch indirekt
ausschlieSlich den im vorliegenden Absatz genannten Unternchmen bzw. bieten diese Gase ausschlieBlich diesen
Unternehmen zum Kauf an.

Dieser Absatz hindert Unternehmen ohne Zertifikat, die die in Unterabsatz 1 genannten Tétigkeiten nicht ausfithren, nicht
daran, die in Anhang I und in Anhang I Gruppe 1 aufgefiihrten fluorierten Treibhausgase zu sammeln, zu befordern oder
zu liefern.

(7)  Nicht hermetisch geschlossene Einrichtungen, die mit in Anhang I und in Anhang II Gruppe 1 aufgefithrten
fluorierten Treibhausgasen befiillt sind, diirfen nur dann an Endverbraucher verkauft werden, wenn der Nachweis erbracht
wird, dass die Installation von einem nach Artikel 10 zertifizierten Unternehmen ausgefithrt wird.
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(8)  Nur Unternehmen, die eine Niederlassung innerhalb der Union haben oder einen Alleinvertreter mit einer
Niederlassung innerhalb der Union bestellt haben, der die volle Verantwortung fiir die Einhaltung dieser Verordnung
ibernimm, ist es gestattet, fluorierte Treibhausgase als Massengut in Verkehr zu bringen und anschlieend zu liefern. Bei
dem Alleinvertreter kann es sich um den Vertreter handeln, der gemif8 Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006
bestellt wurde.

Artikel 12

Kennzeichnung und Informationen iiber Erzeugnisse und Einrichtungen

(1)  Die folgenden Erzeugnisse und Einrichtungen, die fluorierte Treibhausgase enthalten oder zu ihrem Funktionieren
diese Gase bendtigen, diirfen nur in Verkehr gebracht, geliefert oder Dritten zur Verfiigung gestellt werden, wenn sie
gekennzeichnet sind als:

a) Kalteanlagen;

b) Klimaanlagen;

¢) Wirmepumpen;

d) Brandschutzeinrichtungen;

e) elektrische Schaltanlagen;

f) Aerosolzerstiuber, die fluorierte Treibhausgase enthalten, einschlieflich Dosier-Aerosolen;
g) alle Behilter fiir fluorierte Treibhausgase;

h) Losungsmittel auf der Grundlage fluorierter Treibhausgase oder

i) Organic-Rankine-Kreisldufe.

(2)  Erzeugnisse oder Einrichtungen, die einer in Artikel 11 Absatz 5 genannten Ausnahmeregelung unterliegen, sowie
Erzeugnisse oder Einrichtungen, die in Anhang I Gruppe 1 aufgefiihrte fluorierte Treibhausgase enthalten, die einer in
Artikel 16 Absatz 4 genannten Ausnahmeregelung unterliegen, werden mit Angabe des Ablaufdatums der
Ausnahmeregelung entsprechend gekennzeichnet, und es wird angegeben, dass diese Erzeugnisse oder Einrichtungen nur
fiir den Zweck verwendet werden diirfen, fiir den eine Ausnahme nach dem genannten Artikel gewéhrt wurde.

(3)  Die gemdfs Absatz 1 erforderliche Kennzeichnung muss folgende Angaben enthalten:

a) den Hinweis, dass das Erzeugnis oder die Einrichtung fluorierte Treibhausgase enthilt oder zu seinem/ihrem
Funktionieren benotigt;

b) die anerkannte industrielle Bezeichnung des betreffenden fluorierten Treibhausgases oder, wenn diese nicht verfiigbar
ist, die chemische Bezeichnung;

) ab 1.Januar 2017 die Menge der in dem Erzeugnis oder in der Einrichtung enthaltenen fluorierten Treibhausgase oder
die Menge fluorierter Treibhausgase, fiir die die Einrichtung ausgelegt wurde, ausgedriickt in Gewicht und CO,-
Aquivalent, sowie das Treibhauspotenzial dieser Gase.

Die Kennzeichnung muss gegebenenfalls folgende Angaben enthalten:
a) den Hinweis, dass fluorierte Treibhausgase in hermetisch geschlossenen Einrichtungen enthalten sind;

b) den Hinweis, dass die elektrischen Schaltanlagen gemdfS den technischen Spezifikationen des Herstellers eine gepriifte
Leckagerate von weniger als 0,1 % pro Jahr aufweisen.

Wenn Produkte oder Einrichtungen nachgeriistet und die fluorierten Treibhausgase ausgetauscht wurden, so werden diese
Erzeugnisse oder Einrichtungen mit aktualisierten Informationen gemif$ diesem Absatz neu gekennzeichnet.

(4)  Die gemif Absatz 1 erforderliche Kennzeichnung ist deutlich lesbar und dauerhaft anzubringen, entweder
a) in unmittelbarer Nihe der Zugangsstellen fiir das Befiillen oder die Riickgewinnung der fluorierten Treibhausgase oder

b) auf dem Teil des Erzeugnisses oder der Einrichtung, der das fluorierte Treibhausgas enthilt.
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Die Kennzeichnung ist in den Amtssprachen des Mitgliedstaats abzufassen, in dem die Ware in Verkehr gebracht,
bereitgestellt oder geliefert wird.

(5)  Schdume und Polyol-Vorgemische, die in den Anhingen I und II aufgefiihrte fluorierte Treibhausgase enthalten,
werden nicht ohne eine Kennzeichnung in Verkehr gebracht, bereitgestellt oder geliefert, auf der die fluorierten
Treibhausgase mit Angabe der anerkannten industriellen Bezeichnung oder, wenn diese nicht verfiigbar ist, der chemischen
Bezeichnung bezeichnet sind. Die Kennzeichnung muss den deutlichen Hinweis enthalten, dass der Schaum oder das
Polyol-Vorgemisch fluorierte Treibhausgase enthilt. Bei Schaumstoffelementen und beschichteten Platten wird dies
deutlich und dauerhaft auf den Platten angegeben.

(6)  Gegebenenfalls sind wieder aufgefiillte Behalter mit fluorierten Treibhausgasen mit den in Absatz 3 Unterabsatz 1
genannten aktualisierten Angaben neu zu kennzeichnen.

(7)  Behilter mit in den Anhidngen I und II aufgefithrten aufgearbeiteten oder recycelten fluorierten Treibhausgasen
werden mit einer Kennzeichnung versehen, auf der angegeben ist, dass es sich um aufgearbeitete oder recycelte Stoffe
handelt. Im Fall einer Aufarbeitung sind auch die Fertigungsnummer sowie Name und Anschrift der Aufarbeitungsein-
richtung in der Union anzugeben.

(8)  Behilter mit fluorierten Treibhausgasen, die in Anhang I aufgefithrt sind und zur Zerstérung in Verkehr gebracht,
bereitgestellt oder geliefert werden, werden mit einer Kennzeichnung versehen, auf der angegeben ist, dass der Inhalt des
Behilters nur fur die Zerstorung bestimmt ist.

(9)  Behalter mit fluorierten Treibhausgasen, die in Anhang I aufgefithrt sind und unmittelbar ausgefithrt werden sollen,
werden mit der Angabe gekennzeichnet, dass der Inhalt des Behilters nur fiir die unmittelbare Ausfuhr bestimmt ist.

(10)  Behilter mit fluorierten Treibhausgasen, die in Anhang I aufgefiihrt sind und zur Verwendung in Militdrausriistung
in Verkehr gebracht, bereitgestellt oder geliefert werden, werden mit einer Kennzeichnung versehen, auf der angegeben ist,
dass der Inhalt des Behilters nur fiir diesen Zweck bestimmt ist.

(11)  Behdlter mit fluorierten Treibhausgasen, die in den Anhdngen I und II aufgefithrt sind und zum Atzen von
Halbleitermaterial oder zur Reinigung von Kammern fiir die chemische Beschichtung aus der Gasphase in der Halbleiter-
industrie in Verkehr gebracht, bereitgestellt oder geliefert werden, werden mit einer Kennzeichnung versehen, auf der
angegeben ist, dass der Inhalt des Behilters nur fiir diesen Zweck bestimmt ist.

(12)  Behdlter mit fluorierten Treibhausgasen, die in Anhang I aufgefithrt sind und zur Verwendung als Ausgangsstoft in
Verkehr gebracht, bereitgestellt oder geliefert werden, werden mit einer Kennzeichnung versehen, auf der angegeben ist,
dass der Inhalt des Behilters nur fiir die Verwendung als Ausgangsstoff bestimmt ist.

(13)  Behdlter mit fluorierten Treibhausgasen, die in Anhang I Gruppe 1 aufgefiihrt sind und zur Herstellung von Dosier-
Aerosolen fiir die Verabreichung pharmazeutischer Inhaltsstoffe in Verkehr gebracht, bereitgestellt oder geliefert werden,
werden mit einer Kennzeichnung versehen, auf der angegeben ist, dass der Inhalt des Behilters nur fir diesen Zweck
bestimmt ist.

(14)  Im Fall von Behiltern mit fluorierten Treibhausgasen, die in Anhang I Gruppe 1 aufgefiihrt sind, muss die in den
Absitzen 8 bis 12 genannte Kennzeichnung die Angabe ,von der Quote gemifl Verordnung (EU) 2024/ des Europdischen
Parlaments und des Rates ausgenommen‘ enthalten.

Bestehen keine in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes und in den Absidtzen 8 bis 12 genannten Kennzeichnungs-
pflichten, so unterliegen die teilfluorierten Kohlenwasserstoffe den Quotenanforderungen gemif$ Artikel 16 Absatz 1.

(15)  Inden in Anhang IV Nummer 2 Buchstabe b, Nummer 4, Nummer 5 Buchstabe ¢, Nummer 7 Buchstaben b, ¢ und
d, Nummer 8 Buchstaben b bis e, Nummer 9 Buchstaben b bis f, Nummer 11 Buchstabe ¢, Nummer 16, Nummer 17
Buchstaben a, b und ¢ und Nummer 19 Buchstaben a und b genannten Fillen ist das Erzeugnis oder die Einrichtung mit
dem Hinweis zu kennzeichnen, dass es bzw. sie nur verwendet werden darf, wenn dies nach den Sicherheitsanforderungen
oder nationalen Sicherheitsnormen, wie jeweils anwendbar, erforderlich ist. Diese Anforderungen oder Normen sind auf
dem Etikett anzugeben. In den in Anhang IV Nummern 19 und 21 genannten Fillen ist das Erzeugnis oder die Einrichtung
mit dem Hinweis zu kennzeichnen, dass es bzw. sie nur verwendet werden darf, wenn dies fiir die auf dem Etikett zu
nennende medizinische Anwendung erforderlich ist.
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(16)  Die in den Absdtzen 3 und 5 genannten Informationen sind in den Bedienungsanleitungen fiir die betreffenden
Erzeugnisse und Einrichtungen anzugeben.

Bei Erzeugnissen und Einrichtungen, die in den Anhidngen I und II aufgefithrte fluorierte Treibhausgase mit einem
Treibhauspotenzial von 150 oder mehr enthalten, sind diese Informationen auch in den zu Werbezwecken genutzten
Beschreibungen anzugeben.

(17)  Die Kommission kann im Wege von Durchfithrungsrechtsakten die Form der in Absatz 1 und den Absitzen 4 bis
15 des vorliegenden Artikels genannten Kennzeichnungen bestimmen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemafd
dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

(18)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemiR Artikel 32 delegierte Rechtsakte zur Anderung der
Kennzeichnungsanforderungen nach den Absitzen 4 bis 15 des vorliegenden Artikels zu erlassen, wenn dies in Anbetracht
der kommerziellen oder technologischen Entwicklung angezeigt ist.

Artikel 13

Kontrolle der Verwendung

(1)  Die Verwendung von SFs fiir den Magnesiumdruckguss und beim Recycling von Magnesiumdruckguss-Legierungen
ist untersagt.

(2)  Die Verwendung von SF zum Fiillen von Fahrzeugreifen ist untersagt.

(3) Die Verwendung von fluorierten Treibhausgasen mit einem Treibhauspotenzial von 2500 oder mehr zur
Instandhaltung oder Wartung von Kalteanlagen mit einer Fiillmenge von 40 Tonnen CO,-Aquivalent oder mehr ist
untersagt. Ab dem 1. Januar 2025 ist die Verwendung von fluorierten Treibhausgasen mit einem Treibhauspotenzial von
2 500 oder mehr zur Instandhaltung oder Wartung von Kilteanlagen jeglicher Art verboten.

Die in Unterabsatz 1 genannten Verbote gilt nicht fiir Militdrausriistungen oder Einrichtungen, die fir Anwendungen zur
Kithlung von Erzeugnissen auf unter -50 °C bestimmt sind.

Das in Unterabsatz 1 genannte Verbot gilt bis zum 1. Januar 2030 nicht fiir die folgenden Arten von fluorierten
Treibhausgasen:

a) in Anhang I aufgefiihrte aufgearbeitete fluorierte Treibhausgase mit einem Treibhauspotenzial von 2 500 oder mehr, die
fur die Instandhaltung oder Wartung bestehender Kalteanlagen verwendet werden, sofern bei Behiltern mit diesen
Gasen eine Kennzeichnung gemif$ Artikel 12 Absatz 7 vorgenommen wurde;

b) in Anhang I aufgefiihrte recycelte fluorierte Treibhausgase mit einem Treibhauspotenzial von 2 500 oder mehr, die fiir
die Instandhaltung oder Wartung bestehender Kilteanlagen verwendet werden, sofern sie aus solchen Einrichtungen
riickgewonnen wurden; diese recycelten Gase werden nur von dem Unternehmen verwendet , das die Riickgewinnung
im Rahmen der Instandhaltung oder Wartung durchgefihrt hat, oder von dem Unternehmen, fiir das die
Riickgewinnung als Teil der Instandhaltung oder Wartung durchgefiihrt wurde.

Die in Unterabsatz 1 genannte Verbote gelten nicht fiir Kalteanlagen, fiir die im Einklang mit Artikel 11 Absatz 5 eine
Ausnahme genehmigt wurde.

(4)  Ab dem 1. Januar 2026 ist die Verwendung der in Anhang I aufgefithrten fluorierten Treibhausgase mit einem
Treibhauspotenzial von 2 500 oder mehr fur die Instandhaltung oder Wartung von Klimaanlagen und Wirmepumpen
verboten.

Das in Unterabsatz 1 genannte Verbot gilt bis zum 1. Januar 2032 nicht fiir die folgenden Arten von fluorierten
Treibhausgasen:

a) in Anhang I aufgefiihrte aufgearbeitete fluorierte Treibhausgase mit einem Treibhauspotenzial von 2 500 oder mehr, die
fur die Instandhaltung oder Wartung bestehender Klimaanlagen und Wirmepumpen verwendet werden, sofern Behalter
mit diesen Gasen gemifS Artikel 12 Absatz 7 gekennzeichnet wurden;
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b) in Anhang I aufgefiihrte recycelte fluorierte Treibhausgase mit einem Treibhauspotenzial von 2 500 oder mehr, die fiir
die Instandhaltung oder Wartung bestehender Klimaanlagen und Warmepumpen verwendet werden, sofern diese Gase
aus solchen Einrichtungen riickgewonnen wurden; diese recycelten Gase werden nur von dem Unternehmen
verwendet, das die Riickgewinnung im Rahmen der Instandhaltung oder Wartung durchgefithrt hat, oder von dem
Unternehmen, fiir das die Riickgewinnung als Teil der Instandhaltung oder Wartung durchgefithrt wurde.

(5)  Ab dem 1. Januar 2032 ist die Verwendung der in Anhang I aufgefithrten fluorierten Treibhausgase mit einem
Treibhauspotenzial von 750 oder mehr fiir die Instandhaltung oder Wartung ortsfester Kilteanlagen mit Ausnahme von
Kithlern verboten.

Das in Unterabsatz 1 genannte Verbot gilt nicht fiir Militdrausriistungen oder Einrichtungen, die fir Anwendungen zur
Kiihlung von Erzeugnissen auf unter -50 °C oder fiir Anwendungen zur Kithlung von Kernkraftwerken bestimmt sind.

Das in Unterabsatz 1 genannte Verbot gilt nicht fiir die folgenden Arten von fluorierten Treibhausgasen:

a) in Anhang I aufgefithrte aufgearbeitete fluorierte Treibhausgase mit einem Treibhauspotenzial von 750 oder mehr, die
fir die Instandhaltung oder Wartung bestehender ortsfester Kilteanlagen mit Ausnahme von Kiihlern verwendet
werden, sofern Behalter mit diesen Gasen gemafd Artikel 12 Absatz 7 gekennzeichnet wurden;

b) in Anhang I aufgefiihrte recycelte fluorierte Treibhausgase mit einem Treibhauspotenzial von 750 oder mehr, die fur die
Instandhaltung oder Wartung bestehender ortsfester Kilteanlagen mit Ausnahme von Kithlern verwendet werden,
sofern die Gase aus solchen Einrichtungen riickgewonnen wurden; diese recycelten Gase werden nur von dem
Unternehmen verwendet, das die Riickgewinnung im Rahmen der Instandhaltung oder Wartung durchgefithrt hat,
oder von dem Unternehmen, fiir das die Riickgewinnung als Teil der Instandhaltung oder Wartung durchgefihrt wurde.

(6)  Die Kommission bewertet auf einen mit Griinden versehenen Antrag einer zustindigen Behorde eines Mitgliedstaats
hin und unter Beriicksichtigung der Ziele dieser Verordnung die Verfiugbarkeit aufgearbeiteter und recycelter fluorierter
Treibhausgase, die in den Anwendungsbereich der Absitze 4 und 5 fallen. Deutet die Bewertung der Kommission auf einen
bestitigten Versorgungsengpass bei einem aufgearbeiteten und recycelten fluorierten Treibhausgas hin, so kann die
Kommission in dem Umfang, in dem dies fir die Behebung des ermittelten Engpasses erforderlich ist, in Ausnahmeféllen
im Wege von Durchfithrungsrechtsakten eine bis zu vier Jahre geltende Ausnahmeregelung von den in den Absitzen 4
oder 5 verankerten Verboten genehmigen.

(7)  Abdem 1. Januar 2035 ist die Verwendung von SFq fiir die Instandhaltung oder Wartung elektrischer Schaltanlagen
verboten, sofern es nicht aufgearbeitet oder recycelt wurde, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass SF4

a) aus technischen Griinden nicht verwendet werden kann oder

b) im Fall einer Notfallreparatur nicht verfiigbar ist.

In diesen Fallen legt der Nutzer auf Verlangen Nachweise vor, in denen er die Griinde fur die Verwendung der zustindigen
Behorde des betreffenden Mitgliedstaats oder der Kommission darlegt.

Der vorliegende Absatz gilt nicht fur Militdrausriistung.

(8)  Die Verwendung von Desfluran als Inhalationsnarkosemittel ist ab dem 1. Januar 2026 verboten, es sei denn, eine
solche Verwendung ist unbedingt erforderlich und aus medizinischen Griinden darf kein anderes Narkosemittel verwendet
werden. Die medizinische Einrichtung bewahrt Nachweise zur medizinischen Begriindung auf und legt sie der zustindigen
Behorde des betreffenden Mitgliedstaats oder der Kommission auf Verlangen vor.

(9) Die Inbetriebnahme der folgenden elektrischen Schaltanlagen, die fluorierte Treibhausgase als Isolier- oder
Schaltmedien nutzen oder zu ihrem Funktionieren benotigen, ist wie folgt verboten:

a) elektrische Mittelspannungsschaltanlagen fiir die Primar- und Sekundirverteilung bis einschlieflich 24 kV: ab dem
1. Januar 2026;

b) elektrische Mittelspannungsschaltanlagen fiir die Primir- und Sekundirverteilung von tiber 24 kV und bis einschlieflich
52 kV: ab dem 1. Januar 2030;
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c) elektrische Hochspannungsschaltanlagen mit einer Spannung ab 52 kV und bis einschlieflich 145 kV und einem
Kurzschlussstrom bis einschliefSlich 50 kA mit einem GWP von 1 oder mehr: ab dem 1. Januar 2028;

d) elektrische Hochspannungsschaltanlagen mit einer Spannung von mehr als 145 kV oder einem Kurzschlussstrom von
mehr als 50 kA mit einem GWP von 1 oder mehr: ab dem 1. Januar 2032.

(10)  Die voriibergehende Auferbetriebnahme einer in der Union betriebenen elektrischen Schaltanlage und die
anschlieende Inbetriebnahme dieser elektrischen Schaltanlage an einem anderen Standort innerhalb der Union gilt nicht
als Inbetriebnahme fiir die Zwecke dieses Artikels.

(11)  Abweichend von Absatz 9 ist die Inbetricbnahme einer elektrischen Schaltanlage, die Isolier- oder Schaltmedien mit
einem GWP von weniger als 1 000 nutzt oder zu ihrem Funktionieren benétigt, gestattet, sofern im Anschluss an ein
Vergabeverfahren, bei dem die technischen Besonderheiten der fir den konkreten Anwendungsfall erforderlichen
Einrichtung beriicksichtigt werden, einer der folgenden Fille zutrifft:

a) wihrend der ersten zwei Jahre nach den in Absatz 9 Buchstaben a und b genannten Zeitpunkten sind keine Angebote
oder nur Angebote eingegangen, mit denen Einrichtungen eines Herstellers elektrischer Schaltanlagen mit Isolier- oder
Schaltmedien ohne fluorierte Treibhausgase angeboten wurden;

b) wihrend der ersten zwei Jahre nach den in Absatz 9 Buchstaben ¢ und d genannten Zeitpunkten sind keine Angebote
oder nur Angebote eingegangen, mit denen Einrichtungen eines Herstellers elektrischer Schaltanlagen mit Isolier- oder
Schaltmedien mit einem GWP von weniger als Eins angeboten wurden;

¢) nach dem unter Buchstabe a genannten Zweijahreszeitraum sind keine Angebote eingegangen, mit denen Einrichtungen
eines Herstellers elektrischer Schaltanlagen mit Isolier- oder Schaltmedien ohne fluorierte Gase angeboten wurden; oder

d) nach dem unter Buchstabe b genannten Zweijahreszeitraum sind keine Angebote eingegangen, mit denen Einrichtungen
eines Herstellers elektrischer Schaltanlagen mit Isolier- oder Schaltmedien mit einem GWP von weniger als 1 angeboten
wurden.

(12)  Abweichend von Absatz 11 sind elektrische Schaltanlagen mit Isolier- oder Schaltmedien mit einem GWP von
1000 oder mehr gestattet, sofern im Anschluss an ein Vergabeverfahren, bei dem die technischen Besonderheiten der fir
den konkreten Anwendungsfall erforderlichen Einrichtung beriicksichtigt werden, kein Angebot tiber elektrische
Schaltanlagen mit Isolier- oder Schaltmedien mit einem GWP von weniger als 1 000 eingegangen ist.

(13)  Absatz 9 gilt nicht fiir elektrische Schaltanlagen, fiir die in auf Grundlage der Richtlinie 2009/125/EG erlassenen
Okodesign-Anforderungen festgestellt wurde, dass ihre Emissionen in CO,-Aquivalenten iiber ihren gesamten
Lebenszyklus gesehen niedriger wiren als die gleichwertiger Einrichtungen, die den einschligigen Okodesign-
Anforderungen geniigen, und dass sie die Treibhauspotenzial-Hochstwerte in Absatz 9 einhalten wiirden.

(14)  Absatz 9 findet keine Anwendung, wenn der Betreiber nachweisen kann, dass der Auftrag fiir das elektrische
Schaltgerit vor dem 11. Mdrz 2024 vergeben wurde.

(15)  Absatz 9 findet keine Anwendung, wenn die Gerite zur Erweiterung bestehender elektrischer Schaltanlagen, in
denen fluorierte Treibhausgase mit einem niedrigeren Treibhauspotenzial als die fluorierten Treibhausgase in der
bestehenden elektrischen Schaltanlage verwendet werden, nicht mit der bestehenden elektrischen Schaltanlage kompatibel
sind und die Verwendung dieser Gerite den Austausch der gesamten bestehenden elektrischen Schaltanlage erfordern
wiirde.

(16)  Kommt eine in den Absitzen 10, 11, 12, 13, 14 oder 15 genannte Ausnahmeregelung zur Anwendung, so bewahrt
der Betreiber die Unterlagen zum Nachweis der Ausnahmeregelung mindestens fiinf Jahre lang auf und stellt sie der
zustdndigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats oder der Kommission auf Verlangen zur Verfiigung.

(17)  Der Betreiber benachrichtigt die zustindige Behorde in dem Mitgliedstaat, in dem die elektrische Schaltanlage unter
Anwendung einer der in den Absitzen 11, 12, 14 oder 15 aufgefiihrten Ausnahmeregelungen in Betrieb genommen wird.
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(18)  Teile von Einrichtungen kénnen fiir die Reparatur oder Wartung bestehender elektrischer Schaltanlagen installiert
werden, sofern es nicht zu einer Anderung der Art des verwendeten fluorierten Treibhausgases kommt, die eine Erhhung
des Treibhauspotenzials des verwendeten fluorierten Treibhausgases oder eine Erhohung der in der Einrichtung enthaltenen
Treibhausgasmenge bewirkt.

(19)  Die Inbetriebnahme oder Verwendung von in Anhang IV Nummer 2 Buchstabe b, Nummer 4, Nummer 5
Buchstabe ¢, Nummer 7 Buchstaben b, ¢ und d, Nummer 8 Buchstaben b bis e, Nummer 9 Buchstaben b bis f, Nummer 11
Buchstabe ¢, Nummer 17 Buchstabe ¢ und Nummer 19 Buchstabe b genannten Erzeugnissen nach dem dort jeweils
angegebenen Zeitpunkt des Inkrafttretens des Verbots ist verboten, es sei denn, der Betreiber kann nachweisen, dass

a) die einschldgigen Sicherheitsanforderungen an dem betreffenden Standort die Installation von Einrichtungen, in denen
fluorierte Treibhausgase mit einem niedrigeren Treibhauspotenzial als in den jeweiligen Verboten angegeben verwendet
werden, nicht erlauben oder

b) die Einrichtung vor dem in Anhang IV genannten Zeitpunkt des Inkrafttretens des einschligigen Verbots in Verkehr
gebracht wurde.

(20)  Der Betreiber bewahrt die Unterlagen fiir den in Absatz 19 genannten Nachweis mindestens fiinf Jahre lang auf und
stellt sie der zustindigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats oder der Kommission auf Verlangen zur Verfiigung.

KAPITEL IV

Produktionsplan und Verringerung der Menge von in Verkehr gebrachten teilfluorierten Kohlenwasserstoffen

Artikel 14

Produktion von teilfluorierten Kohlenwasserstoffen

(1)  Fir die Zwecke des vorliegenden Artikels, des Artikels 15 und des Anhangs V handelt es sich bei der Produktion von
teilfluorierten Kohlenwasserstoffen um die Menge der hergestellten teilfluorierten Kohlenwasserstoffe, abziiglich der
Menge, die mithilfe von Technologie, die von den Vertragsparteien des Protokolls genehmigt wurden, zerstort wurde,
sowie abziiglich der vollstindig als Ausgangsstoff fiir die Herstellung anderer Chemikalien verwendeten Menge, aber
einschlieflich der als Nebenprodukte erzeugten teilfluorierten Kohlenwasserstoffe, aufier wenn sie nicht abgeschieden
wurden oder die Nebenprodukte wahrend des Herstellungsverfahrens oder danach vom Hersteller zerst6rt wurden oder an
ein anderes Unternehmen zur Zerstérung iibergeben wurden. Bei der Berechnung der Produktion von teilfluorierten
Kohlenwasserstoffen wird keine Menge aufgearbeiteter teilfluorierter Kohlenwasserstoffe in Anrechnung gebracht.

(2)  Die Produktion von teilfluorierten Kohlenwasserstoffen ist insoweit zuldssig, als den Herstellern von der
Kommission Produktionsrechte gemif§ dem vorliegenden Artikel zugewiesen wurden.

(3)  Auf der Grundlage der gemaf§ Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 gemeldeten Daten teilt die Kommission
Herstellern, die im Jahr 2022 teilfluorierte Kohlenwasserstoffe hergestellt haben, vor dem 1. Januar 2025 im Wege von
Durchfithrungsrechtsakten Produktionsrechte auf der Grundlage von Anhang V zu. Diese Durchfithrungsrechtsakte
werden gemifl dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

(4)  Die Kommission kann die in Absatz 3 genannten Durchfihrungsrechtsakte auf Ersuchen der zustindigen Behorde
eines Mitgliedstaats im Wege von Durchfiithrungsrechtsakten dndern, um den in Absatz 3 genannten Herstellern oder
anderen in der Union niedergelassenen Unternehmen zusitzliche Produktionsrechte zuzuteilen, sofern die
Produktionsgrenzen des Mitgliedstaats im Rahmen des Protokolls nicht iiberschritten werden. Diese Durchfithrungs-
rechtsakte werden gemif dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

(5)  In Ermangelung eines vor dem 1. Januar 2025 in Kraft getretenen Durchfithrungsrechtsakts diirfen die Hersteller
weiterhin teilfluorierte Kohlenwasserstoffe herstellen, ohne dass thnen Produktionsrechte zugeteilt wurden. Die in diesem
Zeitraum hergestellten teilfluorierten Kohlenwasserstoffe werden auf die Zuteilung der Produktionsrechte, nachdem diese
gemifl dem in Absatz 3 genannten Durchfithrungsrechtsakt bekannt gegeben wurden, angerechnet.

(6)  DreiJahre nach dem Erlass der in Absatz 3 genannten Durchfithrungsrechtsakte und danach alle drei Jahre tiberpriift
die Kommission diese Durchfithrungsrechtsakte und dndert sie erforderlichenfalls unter Beriicksichtigung der Anderungen
der Produktionsrechte gemifd Artikel 15 in den vorangegangenen drei Jahren. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden
gemif$ dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.
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Artikel 15

Ubertragung und Genehmigung von Produktionsrechten zur industriellen Rationalisierung

(1)  Zum Zweck der industriellen Rationalisierung innerhalb eines Mitgliedstaats konnen die Hersteller ihre
Produktionsrechte ganz oder teilweise auf jedes andere Unternehmen in diesem Mitgliedstaat iibertragen, sofern die
berechneten Produktionsmengen der Vertragsparteien im Rahmen des Protokolls eingehalten werden. Ubertragungen
werden von der Kommission und den jeweils zustindigen Behorden genehmigt und iiber das F-Gas-Portal durchgefiihrt.

(2)  Zum Zweck der industriellen Rationalisierung zwischen Mitgliedstaaten kann die Kommission im Einvernehmen
sowohl mit der zustidndigen Behorde des Mitgliedstaats, in dem sich die entsprechende Produktionsstitte des betreffenden
Herstellers befindet, als auch mit der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats, in dem iiberschiissige berechnete
Produktionsmengen gemifl dem Protokoll verfigbar sind, unter Beriicksichtigung der im Protokoll festgelegten
Bedingungen diesem Hersteller iiber das F-Gas-Portal gestatten, seine in Artikel 14 Absatz 3 genannten Produktionsrechte
um eine bestimmte Menge zu iiberschreiten.

(3) Die Kommission kann im Einvernehmen mit der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats, in dem sich die
entsprechende Produktionsstitte des Herstellers befindet, und der zustindigen Behorde des betreffenden Drittlands einem
Hersteller gestatten, dass die in Artikel 14 genannten Produktionsrechte mit den berechneten Produktionsmengen, die
einem Hersteller in einem Drittland gemafs dem Protokoll und dem nationalen Recht des Herstellers erlaubt sind, zum
Zweck der industriellen Rationalisierung mit einer Vertragspartei in einem Drittland kombiniert werden, sofern die
kombinierte Produktion der beiden Hersteller nicht zu einer Uberschreitung der berechneten Produktionsmengen der
beiden Vertragsparteien nach dem Protokoll und dem einschldgigen nationalen Recht fithrt.

Artikel 16

Verringerung der Menge von in Verkehr gebrachten teilfluorierten Kohlenwasserstoffen

(1)  Das Inverkehrbringen von teilfluorierten Kohlenwasserstoffen ist nur insoweit zulissig, als den Herstellern und
Einfiihrern von der Kommission Quoten gemif$ Artikel 17 zugewiesen wurden.

Die Hersteller und Einfiihrer, die teilfluorierte Kohlenwasserstoffe in Verkehr bringen, diirfen die ihnen zum Zeitpunkt des
Inverkehrbringens zur Verfigung stehenden Quoten nicht tiberschreiten.

(2)  Absatz 1 gilt nicht fir teilfluorierte Kohlenwasserstoffe, die
a) zur Zerstorung in die Union eingefiihrt werden;

b) von einem Hersteller als Ausgangsstoffe verwendet werden oder von einem Hersteller oder Einfithrer direkt an
Unternehmen zur Verwendung als Ausgangsstoffe geliefert werden;

c¢) von einem Hersteller oder Einfithrer direkt an Unternehmen zur Ausfuhr aus der Union geliefert werden und nicht in
Erzeugnissen oder Einrichtungen enthalten sind, wenn diese teilfluorierten Kohlenwasserstoffe anschliefend vor der
Ausfuhr keinem Dritten in der Union zur Verfiigung gestellt werden;

d) von einem Hersteller oder Einfithrer direkt zur Verwendung in Militdrausriistungen geliefert werden;

e) von einem Hersteller oder Einfithrer direkt an ein Unternehmen geliefert werden, das sie zum Atzen von Halbleiter-
material oder zur Reinigung von Kammern fiir die chemische Beschichtung aus der Gasphase in der Halbleiterindustrie
verwendet.

(3)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemif Artikel 32 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um Absatz 2 zu
andern und teilfluorierte Kohlenwasserstoffe gemdfl den Beschliissen der Vertragsparteien des Protokolls von der in
Absatz 1 genannten Quotenanforderung auszunehmen.

(4)  Die Kommission kann in Ausnahmefillen auf einen mit Griinden versehenen Antrag einer zustindigen Behorde
eines Mitgliedstaats hin und unter Beriicksichtigung der Ziele dieser Verordnung sowie in Anbetracht etwaiger von der
Europdischen Arzneimittel-Agentur bereitgestellter Daten im Wege von Durchfithrungsrechtsakten eine befristete
Ausnahme von bis zu vier Jahren genehmigen, wonach teilfluorierte Kohlenwasserstoffe, die fiir bestimmte
Anwendungsfille oder spezifische Kategorien von Erzeugnissen oder Einrichtungen bestimmt sind, von der in Absatz 1
festgelegten Quotenregelung ausgenommen werden, sofern in dem Antrag nachgewiesen wird, dass

a) es fir diese spezifischen Anwendungsfille, Erzeugnisse oder Einrichtungen keine Alternativen gibt oder diese
Alternativen aus technischen oder sicherheitsbezogenen Griinden oder aufgrund von Risiken fir die offentliche
Gesundheit nicht genutzt werden kénnen und
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b) eine ausreichende Versorgung mit teilfluorierten Kohlenwasserstoffen nicht sichergestellt werden kann, ohne dass
unverhiltnismédRige Kosten entstiinden.

Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

(5)  Emissionen teilfluorierter Kohlenwasserstoffe wihrend der Herstellung gelten als in dem Jahr in Verkehr gebracht, in
dem sie auftreten.

(6)  Dieser Artikel und die Artikel 17, 20 bis 29 und 31 gelten auch fiir in Polyol-Vorgemischen enthaltene teilfluorierte
Kohlenwasserstoffe.

Artikel 17

Festlegung von Referenzwerten und Quotenzuweisung fiir das Inverkehrbringen von teilfluorierten
Kohlenwasserstoffen

(1)  Bis zum 31. Oktober 2024 und danach mindestens alle drei Jahre legt die Kommission Referenzwerte fiir das
Inverkehrbringen von teilfluorierten Kohlenwasserstoffen gemaf8 Anhang VII fiir Hersteller und Einfiihrer fest.

Die Kommission legt diese Referenzwerte fiir alle Hersteller und Einfiihrer, die in den vorangegangenen drei Jahren
teilfluorierte Kohlenwasserstoffe in Verkehr gebracht haben, im Wege eines Durchfiihrungsrechtsakts zur Festlegung von
Referenzwerten fiir alle Hersteller und Einfithrer fest. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemidfl dem in Artikel 34
Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

(2)  Ein Hersteller oder Einfiihrer kann der Kommission eine dauerhafte Nachfolge oder den dauerhaften Erwerb des fiir
diesen Artikel relevanten Teils seines Unternehmens mitteilen, die bzw. der zu einer Anderung der Zuordnung seiner
Referenzwerte und der Referenzwerte seines Rechtsnachfolgers fiihrt.

Die Kommission kann zu diesem Zweck einschligige Unterlagen anfordern. Die angepassten Referenzwerte werden im
F-Gas-Portal zuginglich gemacht.

(3)  Bis zum 1. Juni 2024 und bis zum 1. April 2027 und danach mindestens alle drei Jahre konnen Hersteller und
Einfiihrer tiber das F-Gas-Portal eine Anmeldung einreichen, um Quoten aus der in Anhang VIII genannten Reserve zu
erhalten.

(4)  Bis zum 31. Dezember 2024 und danach jedes Jahr weist die Kommission jedem Hersteller und Einfithrer gemif
Anhang VIII Quoten fiir das Inverkehrbringen von teilfluorierten Kohlenwasserstoffen zu. Die Quoten werden Herstellern
und Einfithrern iiber das F-Gas-Portal mitgeteilt.

(5) Die Quotenzuweisung erfolgt vorbehaltlich der Zahlung des filligen Betrags in Hohe von 3 EUR je Tonne
zuzuweisendes CO,-Aquivalent. Hersteller und Einfithrer werden {iber das F-Gas-Portal iiber den fiir ihre berechnete
maximale Quotenzuweisung fiir das folgende Kalenderjahr filligen Betrag und die Zahlungsfrist informiert. Die
Kommission kann im Wege von Durchfithrungsrechtsakten die Einzelheiten fiir die Zahlung des filligen Betrags festlegen.
Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemifs dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

Herstellern und Einfuhrern steht es frei, nur fur einen Teil der ihnen angebotenen berechneten maximalen
Quotenzuweisung zu zahlen. In diesem Fall wird diesen Herstellern und Einfithrern die Quote zugewiesen, die der
innerhalb der Frist geméf$ Unterabsatz 1 geleisteten Zahlung entspricht.

Bis zum 31. Dezember 2027 teilt die Kommission die Quote, fiir die innerhalb der festgesetzten Frist keine Zahlung
geleistet wurde, kostenlos nur auf diejenigen Hersteller und Einfihrer auf, die den Gesamtbetrag fur ihre berechnete
maximale Quotenzuweisung gemif$ Unterabsatz 1 gezahlt haben und die eine Anmeldung gemifl Absatz 3 eingereicht
haben. Diese Aufteilung erfolgt auf der Grundlage des Anteils jedes Herstellers oder Einfithrers an der Summe aller
berechneten Hochstquoten, die diesen Herstellern und Einfithrern angeboten und vollstindig gezahlt wurden. Ab dem
1. Januar 2028 wird die Quote, fiir die innerhalb der festgesetzten Frist keine Zahlung geleistet wurde, aufgehoben.
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Die Kommission wird ermichtigt, in Abhingigkeit von Durchfithrungsproblemen im Zuweisungszeitraum die in
Anhang VII genannte Hochstmenge nicht in vollem Umfang auszuschopfen oder zusitzliche Quoten zuzuweisen.

(6)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemaf8 Artikel 32 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um Absatz 5 des
vorliegenden Artikels in Bezug auf die fur die Quotenzuweisung und den Mechanismus zur Zuweisung der verbleibenden
Quoten filligen Betrige im Sinne eines Inflationsausgleichs zu dndern.

(7)  Die Kommission bewertet jedes Jahr oder haufiger auf einen mit Griinden versehenen Antrag einer zustindigen
Behorde eines Mitgliedstaats hin und nach Konsultation der einschligigen Interessentriger die Auswirkungen des Systems
zum Ausstieg aus den Quoten gemifl Anhang VII auf den Wirmepumpenmarkt der Union und beriicksichtigt dabei
einschldgige Faktoren, insbesondere die Entwicklung der Preise fur die in Anhang I Gruppe 1 aufgefiihrten fluorierten
Treibhausgase, das Wachstum bei Wirmepumpen, fiir die derartige Gase noch benotigt werden, die Etablierung
alternativer Technologie am Markt und den Stand in Bezug auf die im REPowerEU-Plan festgelegte Zielvorgabe fiir den
Einsatz von Wirmepumpen. Die Kommission nimmt die Schlussfolgerungen aus diesen Bewertungen in den
entsprechenden jihrlichen Titigkeitsbericht iiber Klimamafnahmen auf.

Ergibt die Bewertung einen schwerwiegenden Mangel der in Anhang I Gruppe 1 aufgefithrten fluorierten Treibhausgase fiir
den Einsatz von Warmepumpen, der die Erreichung der im Rahmen von REPowerEU vorgesehenen Ziele fir den Einsatz
von Wirmepumpen gefihrden kénnte, so erldsst die Kommission gemif Artikel 32 delegierte Rechtsakte zur Anderung
des Anhangs VII, um das Inverkehrbringen einer Menge fluorierter Treibhausgase gemifs Anhang I zusitzlich zu den
Quoten gemafs Anhang VII zu ermdglichen, wobei sich diese Menge fiir den Zeitraum 2025 bis 2026 auf bis zu 4 410 247
Tonnen CO,-Aquivalent pro Jahr und fiir den Zeitraum 2027 bis 2029 auf bis zu 1 425 536 Tonnen CO,-Aquivalent pro
Jahr belaufen darf.

Erldsst die Kommission einen delegierten Rechtsakt gemaff Unterabsatz 2 des vorliegenden Artikels, so werden die
zusitzlichen Quoten auf die Hersteller und Einfithrer verteilt, die im Vorjahr gemifl Artikel 26 Bericht erstattet und
Wirmepumpen als eine der Hauptkategorien der Anwendung, fir die die Stoffe verwendet werden, angegeben haben,
nachdem sie iiber das F-Gas-Portal einen Antrag gestellt haben.

(8)  Die Einnahmen aus der Quotenzuweisung gelten als externe zweckgebundene Einnahmen im Sinne von Artikel 21
Absatz 5 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europiischen Parlaments und des Rates (*). Diese Einnahmen
werden dem LIFE-Programm und der Rubrik 7 des mehrjdhrigen Finanzrahmens (Europiische offentliche Verwaltung)
zugewiesen, um die Kosten fiir externes Personal zu decken, das mit der Verwaltung der Quotenzuweisung,
IT-Dienstleistungen und Lizenzvergabesystemen zum Zweck der Durchfithrung dieser Verordnung und zur
Gewihrleistung der Einhaltung des Protokolls befasst ist. Die zur Deckung dieser Kosten verwendeten Einnahmen diirfen
den jdhrlichen Hochstbetrag von 3 Mio. EUR nicht iiberschreiten. Alle nach der Deckung dieser Kosten verbleibenden
Einnahmen werden in den Gesamthaushalt der Union eingestellt.

Artikel 18

Bedingungen fiir die Registrierung und den Erhalt von Quotenzuweisungen

(1) Quoten werden nur Herstellern oder Einfithrern zugewiesen, die eine Niederlassung innerhalb der Union haben oder
einen Alleinvertreter mit einer Niederlassung innerhalb der Union bestellt haben, der die volle Verantwortung fir die
Einhaltung dieser Verordnung und der Anforderungen von Titel Il der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 tibernimmt. Der
Alleinvertreter kann mit dem gemif Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 bestellten Alleinvertreter identisch sein.

(2)  Nur Hersteller und Einfithrer, die in drei aufeinanderfolgenden Jahren vor dem Quotenzuweisungszeitraum
Erfahrung im Handel mit Chemikalien oder in der Wartung von Kalteanlagen, Klimaanlagen, Brandschutzeinrichtungen
oder Wirmepumpen erworben haben, diirfen eine Anmeldung gemafl Artikel 17 Absatz 3 einreichen oder auf dieser
Grundlage eine Quotenzuweisung gemaf$ Artikel 17 Absatz 4 erhalten. Die Hersteller und Einfiihrer legen der Kommission
auf Verlangen entsprechende Nachweise vor.

(*) Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 {iber die Haushaltsordnung fiir
den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des
Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABL. L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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(3)  Fir die Zwecke der Registrierung im F-Gas-Portal geben Hersteller und Einfiihrer eine physische Anschrift an, an der
sich das Unternehmen befindet und von wo aus es seine Geschiftstitigkeit ausiibt. Unter derselben Anschrift darf nur ein
Unternehmen registriert sein.

Fir die Zwecke einer Quotenanmeldung gemafl Artikel 17 Absatz 3 und des Erhalts einer Quotenzuweisung gemafd
Artikel 17 Absatz 4 sowie fiir die Zwecke der Festlegung von Referenzwerten gemafl Artikel 17 Absatz 1 gelten alle
Unternehmen mit demselben wirtschaftlichen Eigentiimer als ein einziges Unternehmen. Nur dieses einzige Unternehmen,
das zuerst im F-Gas-Portal eingetragen ist — sofern vom wirtschaftlichen Eigentiimer nicht anders angegeben —, hat
Anspruch auf einen Referenzwert gemif$ Artikel 17 Absatz 1 und eine Quotenzuweisung geméf Artikel 17 Absatz 4.

Artikel 19

Mit teilfluorierten Kohlenwasserstoffen vorbefiillte Erzeugnisse und Einrichtungen

(1)  Kalteanlagen, Klimaanlagen, Warmepumpen und Dosier-Aerosole, die mit den in Anhang I Gruppe 1 aufgefithrten
Stoffen vorbefullt sind, diirfen nicht in Verkehr gebracht werden, wenn nicht die Stoffe, mit denen die Erzeugnisse oder
Einrichtungen vorbefiillt sind, im Rahmen des Quotensystems gemif$ diesem Kapitel beriicksichtigt sind.

Das Verbot gemif$ Unterabsatz 1 gilt fiir Dosier-Aerosole ab dem 1. Januar 2025.

(2)  Beim Inverkehrbringen von vorbefiillten Erzeugnissen oder Einrichtungen im Sinne von Absatz 1 gewiahrleisten die
Hersteller und Einfithrer der Erzeugnisse oder Einrichtungen, dass die Einhaltung des Absatzes 1 vollstindig dokumentiert
ist, und stellen diesbeziiglich eine Konformititserklirung aus.

Mit der Ausstellung der Konformititserklirung iibernehmen die Hersteller und Einfithrer von Erzeugnissen oder
Einrichtungen im Sinne dieses Absatzes die Verantwortung fiir die Einhaltung dieses Absatzes und von Absatz 1.

Die Hersteller und Einfithrer von Erzeugnissen oder Einrichtungen bewahren diese Unterlagen und die Konformitits-
erkldrung ab dem Inverkehrbringen dieser Erzeugnisse oder Einrichtungen mindestens fiinf Jahre lang auf und legen sie auf
Verlangen der zustindigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats oder der Kommission vor.

(3)  Wurden in den Erzeugnissen oder Einrichtungen gemdfl Absatz 1 enthaltene teilfluorierte Kohlenwasserstoffe nicht
vor der Befiillung der Erzeugnisse oder Einrichtungen in Verkehr gebracht, so stellen die Einfithrer dieser Erzeugnisse oder
Einrichtungen sicher, dass bis zum 30. April 2025 und danach jedes Jahr die Richtigkeit der Unterlagen, die Konformitits-
erklirung und die Richtigkeit ihres Berichts gemaf§ Artikel 26 Absatz 7 fiir das vorangegangene Kalenderjahr von einem
unabhingigen Priifer, der im F-Gas-Portal registriert ist, mit einem angemessenen Maf an Sicherheit bestitigt wird.

Der unabhingige Priifer muss entweder
a) nach der Richtlinie 2003/87 EG des Europiischen Parlaments und des Rates (¥’) akkreditiert sein oder

b) nach den Rechtsvorschriften des betreffenden Mitgliedstaats fiir die Priifung von Finanzberichten zugelassen sein.

(4)  Die Kommission legt im Wege von Durchfithrungsrechtsakten die Einzelheiten zur Konformitatserklirung gemafS
Absatz 2, zur Uberpriifung durch den unabhingigen Priifer und zur Akkreditierung der Priifer fest. Diese Durchfiihrungs-
rechtsakte werden gemif dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

(5)  Ein in Absatz 1 genannter Einfithrer von Erzeugnissen oder Einrichtungen, der keine Niederlassung innerhalb der
Union hat, bestellt einen Alleinvertreter mit einer Niederlassung innerhalb der Union, der die volle Verantwortung fiir die
Einhaltung dieser Verordnung iibernimmt. Der Alleinvertreter kann mit dem gemdf Artikel 8 der Verordnung (EG)
Nr. 1907/2006 bestellten Alleinvertreter identisch sein.

() Richtlinie 2003/87/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 iiber ein System fiir den Handel mit
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union und zur Anderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABL. L 275 vom 25.10.2003,
5. 32).
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(6)  Dieser Artikel gilt nicht fiir Unternehmen, die jéhrlich weniger als 10 Tonnen CO,-Aquivalent in den Erzeugnissen
oder Einrichtungen gemif Absatz 1 enthaltene teilfluorierte Kohlenwasserstoffe in Verkehr gebracht haben.

Artikel 20

F-Gas-Portal

(1)  Die Kommission richtet ein elektronisches System fiir die Verwaltung des Quotensystems, die Lizenzvergabeanfor-
derungen fiir Ein- und Ausfuhren und die Berichterstattungspflichten in Bezug auf fluorierte Treibhausgase ein und
gewihrleistet dessen Betrieb (im Folgenden ,F-Gas-Portal®).

(2)  Die Kommission sorgt fiir die Vernetzung des F-Gas-Portals mit dem System fiir den Austausch von Bescheinigungen
im Rahmen der Single-Window-Umgebung der EU fiir den Zoll (EU CSW-CERTEX), das mit der Verordnung
(EU) 2022/2399 eingerichtet wurde.

(3)  Die Mitgliedstaaten sorgen fiir die Vernetzung ihrer nationalen Single-Window-Umgebungen fiir den Zoll mit dem
EU CSW-CERTEX, um Informationen mit dem F-Gas-Portal auszutauschen.

(4)  Unternehmen miissen iber eine giiltige Registrierung im F-Gas-Portal verfiigen, bevor sie eine der folgenden
Titigkeiten ausfithren:

a) Ein- oder Ausfuhr von fluorierten Treibhausgasen sowie Erzeugnissen und Einrichtungen, die fluorierte Treibhausgase
enthalten, aufler im Falle der voriibergehenden Verwahrung im Sinne des Artikels 5 Nummer 17 der Verordnung (EU)
Nr. 952/2013;

b) Einreichung einer Anmeldung gemifs Artikel 17 Absatz 3;

c) Erhalt einer Quotenzuweisung fur das Inverkehrbringen von teilfluorierten Kohlenwasserstoffen gemifl Artikel 17
Absatz 4 oder Abgabe bzw. Annahme von Quoteniibertragungen gemifs Artikel 21 Absatz 1 oder Erteilung bzw.
Erhalt einer Genehmigung zur Nutzung von Quoten gemdfR Artikel 21 Absatz 2 oder Ubertragung dieser
Genehmigung zur Nutzung von Quoten gemaf$ Artikel 21 Absatz 3;

d) Lieferung oder Entgegennahme teilfluorierter Kohlenwasserstoffe fiir die in Artikel 16 Absatz 2 Buchstaben a bis e
genannten Zwecke;

e) Durchfithrung aller anderen Tétigkeiten, iiber die gemif Artikel 26 Bericht zu erstatten ist;

f) Erhalt von Produktionsrechten gemaf Artikel 14 und Abgabe bzw. Annahme einer Ubertragung und Genehmigung von
Produktionsrechten gemaf Artikel 15;

g) Uberpriifung der in Artikel 19 Absatz 3 und Artikel 26 Absatz 8 genannten Berichte.

Die Registrierung im F-Gas-Portal ist erst nach der Validierung durch die Kommission giiltig und gilt, solange diese sie nicht
aussetzt oder widerruft oder das Unternehmen sie nicht zuriickzieht.

(5)  Eine giiltige Registrierung im F-Gas-Portal zum Zeitpunkt der Ein- oder Ausfuhr stellt eine Lizenz gemidfd Artikel 22
dar.

(6)  Die Kommission prizisiert, soweit dies erforderlich ist, im Wege von Durchfithrungsrechtsakten die Vorschriften fiir
die Registrierung im F-Gas-Portal, um das reibungslose Funktionieren des F-Gas-Portals und die Kompatibilitdt mit der
Single-Window-Umgebung der EU fiir den Zoll sicherzustellen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemifl dem in
Artikel 34 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

(7)  Die zustindigen Behorden, einschlieflich der Zollbehérden, haben Zugang zum F-Gas-Portal, um die Umsetzung der
einschldgigen Anforderungen und Kontrollen zu erméglichen. Der Zugang der Zollbehorden zum F-Gas-Portal wird iiber
die Single-Window-Umgebung der EU fiir den Zoll sichergestellt.

Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten und die Kommission gewiahrleisten die Vertraulichkeit der Daten im F-Gas-
Portal.
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Die Kommission macht spitestens drei Monate nach Abschluss der Zuweisung fiir ein bestimmtes Jahr Folgendes 6ffentlich
zuginglich:

a) eine Liste der Quoteninhaber,

b) eine Liste der Unternehmen, die den Berichterstattungsanforderungen gemaf8 Artikel 26 unterliegen.

(8)  Etwaige Antrige von Herstellern und Einfithrern auf Berichtigung der von ihnen im F-Gas-Portal eingegebenen
Informationen iiber Quoteniibertragungen gemafd Artikel 21 Absatz 1, Genehmigungen zur Nutzung von Quoten gemafS
Artikel 21 Absatz 2 oder Ubertragung von Genehmigungen gemifl Artikel 21 Absatz 3 werden der Kommission mit
Zustimmung aller an der Transaktion beteiligten Unternehmen gegebenenfalls unverziiglich, spitestens jedoch bis zum
31. Mirz des Jahres mitgeteilt, das auf das Jahr der Eingabe der Quoteniibertragung oder der Genehmigung zur Nutzung
von Quoten oder gegebenenfalls der Ubertragung der Genehmigung folgt . Die Antrige werden durch Nachweise belegt,
dass es sich um einen Schreibfehler handelt.

Ungeachtet des Unterabsatzes 1 werden Antrige auf Berichtigung von Daten, die sich negativ auf die Anspriiche anderer
nicht an der zugrunde liegenden Transaktion beteiligter Hersteller und Einfiihrer auswirken, abgelehnt.

Artikel 21

Ubertragung von Quoten und Genehmigung der Nutzung der Quoten fiir das Inverkehrbringen von
teilfluorierten Kohlenwasserstoffen in eingefiihrten Einrichtungen

(1)  Jeder Hersteller oder Einfuhrer, fur den gemifl Artikel 17 Absatz 1 ein Referenzwert festgelegt wurde, kann auf
Grundlage des Artikels 17 Absatz 4 seine Quotenzuweisung im F-Gas-Portal ganz oder teilweise einem anderen Hersteller
oder Einfithrer in der Union oder einem anderen Hersteller oder Einfiithrer, der durch einen in Artikel 18 Absatz 1
genannten Alleinvertreter in der Union vertreten wird, {ibertragen.

Gemif$ Unterabsatz 1 tibertragene Quoten diirfen kein zweites Mal tibertragen werden.

(2)  Jeder Hersteller oder Einfiihrer, fir den ein Referenzwert gemafS Artikel 17 Absatz 1 festgelegt wurde, kann einem
Unternehmen in der Union oder einem Unternehmen mit einem in Artikel 19 Absatz 5 genannten Alleinvertreter in der
Union im F-Gas-Portal die Genehmigung erteilen, seine Quote ganz oder teilweise fiir die Einfuhr vorbefillter
Einrichtungen gemif$ Artikel 19 zu nutzen.

Die betreffenden Mengen an teilfluorierten Kohlenwasserstoffen gelten als vom genehmigenden Hersteller oder Einfiihrer
zum Zeitpunkt der Genehmigung in Verkehr gebracht.

(3)  Jedes Unternehmen, das Genehmigungen erhilt, kann diese Genehmigung zur Nutzung der gemifl Absatz 2 im
F-Gas-Portal erhaltenen Quoten zum Zweck der Einfuhr vorbefiillter Einrichtungen gemif8 Artikel 19 an ein anderes
Unternehmen iibertragen. Eine iibertragene Genehmigung darf kein zweites Mal tibertragen werden.

(4 Quoteniibertragungen, Genehmigungen zur Nutzung von Quoten und Ubertragungen von Genehmigungen iiber
das F-Gas-Portal sind nur giiltig, wenn das Unternehmen, das sie erhalt, sie iiber das F-Gas-Portal akzeptiert.

KAPITELV

Handel

Artikel 22

Einfuhren und Ausfuhren

(1) AuRer im Fall einer voriibergehenden Verwahrung ist den Zollbehorden fir die Ein- und Ausfuhr von fluorierten
Treibhausgasen sowie von Erzeugnissen und Einrichtungen, die diese Gase enthalten oder zu ihrem Funktionieren
benotigen, eine von der Kommission gemafd Artikel 20 Absitze 4 und 5 erteilte giiltige Lizenz vorzulegen.
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Der vorliegende Absatz gilt nicht fur Erzeugnisse und Einrichtungen, die personliche Gebrauchsgegenstande sind.
(2)  Fluorierte Treibhausgase, die in die Union eingefiihrt werden, gelten als ungebrauchte Gase.

(3)  Ab dem 12. Midrz 2025 ist die Ausfuhr der in Anhang IV genannten Schidume, technischen Aerosole, ortsfesten
Kilteanlagen und ortsfesten Klimaanlagen sowie Warmepumpen, die fluorierte Treibhausgase mit einem GWP von 1 000
oder mehr enthalten oder zu ihrem Funktionieren bendtigen, verboten.

Das Verbot gemifl Unterabsatz 1 gilt nicht fir Militdrausriistung sowie Erzeugnisse und Einrichtungen, die gemif
Anhang IV in der Union in Verkehr gebracht werden diirfen.

(4)  Abweichend von Absatz 3 kann die Kommission in Ausnahmefillen auf einen mit Griinden versehenen Antrag der
zustdndigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats hin und unter Beriicksichtigung der Ziele dieser Verordnung im Wege
von Durchfithrungsrechtsakten die Ausfuhr der in Absatz 3 genannten Erzeugnisse und Einrichtungen genehmigen, wenn
nachgewiesen ist, dass ein Ausfuhrverbot angesichts des wirtschaftlichen Werts und der voraussichtlichen Lebensdauer der
betreffenden Ware eine unangemessen hohe Belastung fiir den Ausfithrer darstellen wiirde. Derartige Ausfuhren sind nur
zulissig, wenn sie mit dem nationalen Recht des Bestimmungslands im Einklang stehen.

Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemafl dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

(5)  Unternehmen, die eine Niederlassung innerhalb der Union haben, ergreifen alle erforderlichen Mafinahmen, um
sicherzustellen, dass die Ausfuhr von Kilteanlagen, Klimaanlagen und Wirmepumpen nicht gegen Einfuhrbeschrinkungen
verstoft, die der Einfuhrstaat im Rahmen des Protokolls gemeldet hat.

Artikel 23

Handelskontrollen

(1)  Die Zollbehorden und Marktiiberwachungsbehorden setzen die in dieser Verordnung festgelegten Verbote und
sonstigen Beschrankungen in Bezug auf Ein- und Ausfuhren durch.

(2)  Zur Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr ist der in der Zollanmeldung anzugebende Einfithrer das
Unternehmen, das iiber Quoten oder Genehmigungen zur Nutzung von Quoten gemif§ dieser Verordnung verfiigt und
gemifd Artikel 20 im F-Gas-Portal registriert ist.

Fiir die Zwecke der Einfuhr, abgesehen von der Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr, ist der in der Zollanmeldung
anzugebende Anmelder, der Zulassungsinhaber eines anderen besonderen Verfahrens als des Versandverfahrens ist, sofern
keine Ubertragung von Rechten und Pflichten gemaf Artikel 218 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 vorliegt, um eine
andere Person als Anmelder zuzulassen, das gemidfl Artikel 20 im F-Gas-Portal registrierte Unternechmen. Im Falle eines
Versandverfahrens ist das Unternehmen, das iiber Quoten oder Genehmigungen zur Nutzung von Quoten gemif§ der
vorliegenden Verordnung verfiigt, Inhaber des Verfahrens.

Fiir die Zwecke der Ausfuhr ist der in der Zollanmeldung anzugebende Ausfithrer das gemafl Artikel 20 im F-Gas-Portal
registrierte Unternehmen.

(3)  Den Zollbehorden sind in der Zollanmeldung — bei Einfuhren von fluorierten Treibhausgasen und von Erzeugnissen
und Einrichtungen, die diese Gase enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen, vom Einfithrer oder, falls nicht
verfiigbar, vom Anmelder, der in der Zollanmeldung oder der Anmeldung zur voriibergehenden Verwahrung angegeben
ist, und bei Ausfuhren vom in der Zollanmeldung angegebenen Ausfithrer — folgende Angaben, soweit erforderlich, zu
tibermitteln:

a) Registriernummer im F-Gas-Portal;
b) Registrierungs- und Identifizierungsnummer fiir Wirtschaftsbeteiligte (EORI-Nummer);

¢) Nettomasse von Massengut-Gasen sowie von Gasen, die in Erzeugnissen und Einrichtungen sowie in Teilen davon
enthalten sind;
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d) Warencode, in den die Waren eingereiht sind;

e) Tonnen CO,-Aquivalent an Massengut-Gasen und an Gasen, die in Erzeugnissen und Einrichtungen sowie Teilen davon
enthalten sind.

(4)  Die Zollbehorden priifen insbesondere, ob der in der Zollanmeldung angegebene Einfiihrer bei der Uberlassung zum
zollrechtlich freien Verkehr iiber Quoten oder Genehmigungen zur Nutzung von Quoten gemif dieser Verordnung verfiigt,
bevor die Waren in den zollrechtlich freien Verkehr iiberfithrt werden. Die Zollbehorden stellen sicher, dass bei Einfuhren
der in der Zollanmeldung angegebene Einfiihrer oder, falls nicht verfiigbar, der Anmelder und bei Ausfuhren der in der
Zollanmeldung angegebene Ausfithrer gemaf Artikel 20 im F-Gas-Portal registriert ist.

(5)  Erforderlichenfalls iibermitteln die Zollbehérden iiber die Single-Window-Umgebung der EU fiir den Zoll
Informationen zur Zollabfertigung von Waren an das F-Gas-Portal.

(6)  Einfithrer von in Anhang I und in Anhang II Gruppe 1 aufgefihrten fluorierten Treibhausgasen in wieder
auffiillbaren Behiltern legen den Zollbehérden zum Zeitpunkt der Zollanmeldung fiir die Uberlassung zum zollrechtlich
freien Verkehr eine Konformititserklirung gemifl Artikel 11 Absatz 4 samt Nachweis dariiber vor, dass Vorkehrungen fiir
die Riickgabe des Behalters zwecks Wiederauffiillung getroffen wurden.

(7)  Einfithrer von fluorierten Treibhausgasen legen den Zollbehdrden zum Zeitpunkt der Zollanmeldung fiir die
Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr die Nachweise gemif§ Artikel 4 Absatz 6 vor.

(8)  Die Konformitdtserklirung und die Dokumentation gemdfl Artikel 19 Absatz 2 sind den Zollbehérden zum
Zeitpunkt der Zollanmeldung fiir die Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr vorzulegen.

(9)  Bei der Durchfithrung der Kontrollen auf der Grundlage einer Risikoanalyse im Kontext des Zollrisikomanage-
mentsystems und im Einklang mit Artikel 46 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 iberpriifen die Zollbehorden die
Einhaltung der Ein- und Ausfuhrvorschriften der vorliegenden Verordnung. Bei dieser Risikoanalyse werden insbesondere
alle verfugbaren Informationen iiber die Wahrscheinlichkeit eines illegalen Handels mit fluorierten Treibhausgasen sowie
die bisherige Einhaltung der Vorschriften durch das betreffende Unternehmen beriicksichtigt.

(10)  Auf der Grundlage einer Risikoanalyse tiberpriift die Zollbehorde bei physischen Zollkontrollen von unter diese
Verordnung fallenden Stoffen, Erzeugnissen und Einrichtungen bei der Ein- und Ausfuhr insbesondere,

a) ob die gestellten Waren den Angaben in der Lizenz und der Zollanmeldung entsprechen;
b) ob das gestellte Erzeugnis oder die gestellte Einrichtung nicht unter die Verbote gemafS Artikel 11 Absitze 1 und 3 fallt;

c) ob die Waren vor ihrer Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr ordnungsgemif gemiR Artikel 12 gekennzeichnet
sind.

Der Einfithrer oder, falls dieser nicht verfiigbar ist, der Anmelder oder gegebenenfalls der Ausfiihrer legt den Zollbehérden
gemif$ Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 bei den Kontrollen die Lizenz vor.

(11)  Die Zollbehorden oder Marktiiberwachungsbehorden treffen alle erforderlichen Mafnahmen, um Versuche zu
verhindern, die unter diese Verordnung fallenden Stoffe, Erzeugnisse und Einrichtungen, fir die bereits ein Ein- oder
Ausfuhrverbot in das bzw. aus dem Hoheitsgebiet besteht, ein- oder auszufiihren.

(12)  Nicht wieder auffiillbare Behalter gemaff Artikel 11 Absatz 3 Unterabsatz 2 Buchstabe a der vorliegenden
Verordnung, die nach der vorliegenden Verordnung verboten sind, werden von den Zollbehérden gemaf den Artikeln 197
und 198 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Entsorgung durch Zerstorung eingezogen oder beschlagnahmt, oder die
Zollbehorden unterrichten die zustindigen Behdrden, um dafiir zu sorgen, dass die betreffenden Behilter zur Entsorgung
durch Zerstorung eingezogen oder beschlagnahmt werden. Die Marktiiberwachungsbehorden nehmen solche Behilter
zudem gemif Artikel 16 der Verordnung (EU) 2019/1020 vom Markt oder rufen sie zuriick.
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In anderen, nicht in Unterabsatz 1 genannten Fillen einer unrechtmifigen Einfuhr, Weiterlieferung oder Ausfuhr, die unter
Verstof§ gegen diese Verordnung erfolgt, und insbesondere, wenn in Anhang I Gruppe 1 aufgefithrte fluorierte
Treibhausgase in Gebinden oder in Erzeugnissen und Einrichtungen unter Verstoff gegen die in dieser Verordnung
festgelegten Quoten- und Genehmigungsregelungen in Verkehr gebracht werden, kénnen die Zollbehorden oder
Marktiiberwachungsbehorden alternative Mafinahmen ergreifen. Diese Mafnahmen konnen auch Versteigerungen
umfassen, sofern das anschliefende Inverkehrbringen im Einklang mit dieser Verordnung steht.

Die Ausfuhr der in Anhang I Gruppe 1 aufgefiihrten fluorierten Treibhausgase, bei denen nach ihrer Uberlassung zum
zollrechtlich freien Verkehr festgestellt wurde, dass sie dieser Verordnung nicht entsprechen, ist verboten.

(13)  Die Mitgliedstaaten benennen oder genehmigen Zollstellen oder andere Orte und legen den Weg zu diesen
Zollstellen und Orten gemif den Artikeln 135 und 267 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 fir die Gestellung der in
Anhang I der vorliegenden Verordnung aufgefithrten fluorierten Treibhausgase und der in Artikel 19 der vorliegenden
Verordnung genannten Erzeugnisse und Einrichtungen bei deren Eingang in das oder Ausgang aus dem Zollgebiet der
Union fest. Die Kontrollen werden von Bediensteten der Zollstellen oder anderen im Einklang mit den nationalen
Vorschriften befugten Personen durchgefiithrt, die iiber Sachkenntnis in Angelegenheiten, die die Verhiitung illegaler
Aktivititen im Rahmen dieser Verordnung betreffen, verfiigen und Zugang zu geeigneter Ausstattung haben, um die
einschldgigen physischen Kontrollen auf der Grundlage einer Risikoanalyse durchfiihren zu konnen.

Nur die bezeichneten oder zugelassenen Zollstellen oder anderen Orte gemifs Unterabsatz 1 sind befugt, ein
Versandverfahren fir die unter diese Verordnung fallenden Gase, Erzeugnisse oder Einrichtungen einzuleiten oder zu
beenden.

Artikel 24

Mafinahmen zur Uberwachung eines illegalen Handels

(1) Auf der Grundlage einer regelmifigen Uberwachung des Handels mit fluorierten Treibhausgasen und einer
Bewertung der potenziellen Risiken eines illegalen Handels, die mit der Verbringung von fluorierten Treibhausgasen sowie
Erzeugnissen und Einrichtungen, die diese Gase enthalten oder zu ihrem Funktionieren bendtigen, verbunden sein konnen,
wird der Kommission die Befugnis iibertragen, gemifl Artikel 32 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um

a) diese Verordnung durch die Festlegung der Kriterien zu ergdnzen, die von den zustdndigen Behorden zu beriicksichtigen
sind, wenn sie Kontrollen gemafd Artikel 29 durchfithren, um festzustellen, ob die Unternehmen ihren Verpflichtungen
aus dieser Verordnung nachkommen;

b) diese Verordnung durch die Festlegung der Anforderungen zu ergénzen, die bei der Uberwachung gemif Artikel 23 von
fluorierten Treibhausgasen sowie von Erzeugnissen und Einrichtungen, die diese Gase enthalten oder zu ihrem
Funktionieren benotigen und die in die voriibergehende Verwahrung oder ein Zollverfahren, einschlieflich eines
Zolllagers oder der Freizone, iiberfihrt wurden oder die im Rahmen eines Versandverfahrens durch das Zollgebiet der
Union befordert werden, zu priifen sind;

c¢) diese Verordnung durch die Aufnahme von Methoden zur Riickverfolgung in Verkehr gebrachter fluorierter
Treibhausgase zu 4ndern, nach denen gemif$ Artikel 22 die Ein- und Ausfuhr von fluorierten Treibhausgasen sowie
von Erzeugnissen und Einrichtungen, die diese Gase enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen und die in die
voriibergehende Verwahrung oder ein Zollverfahren tiberfithrt wurden, iiberwacht werden kann.

(2)  Beim Erlass eines delegierten Rechtsakts gemaf$ Absatz 1 beriicksichtigt die Kommission die Umweltvorteile und die
soziookonomischen Auswirkungen der Methode, die gemifs Absatz 1 Buchstaben a, b und c festzulegen ist.

Artikel 25

Handel mit Staaten oder Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration und Gebieten, die nicht unter das
Protokoll fallen

(1)  Die Ein- und Ausfuhr von teilfluorierten Kohlenwasserstoffen sowie von Erzeugnissen und Einrichtungen, die
teilfluorierte Kohlenwasserstoffe enthalten oder zu ihrem Funktionieren bendtigen, aus und in Staaten oder
Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration, die den fiir diese Gase geltenden Bestimmungen des Protokolls nicht
zugestimmt haben, ist ab dem 1. Januar 2028 verboten.
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(2)  Der Kommission wird die Befugnis tibertragen, gemaf8 Artikel 32 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese
Verordnung durch die Festlegung von Vorschriften zu erginzen, die fiir die Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr
sowie die Ausfuhr von Erzeugnissen und Einrichtungen, die aus Staaten oder Organisationen der regionalen Wirtschaftsin-
tegration im Sinne von Absatz 1 eingefithrt oder in diese ausgefithrt und unter Verwendung teilfluorierter Kohlenwas-
serstoffe hergestellt wurden, jedoch keine eindeutig als teilfluorierte Kohlenwasserstoffe identifizierbaren Gase enthalten,
sowie fiir die Identifikation solcher Erzeugnisse und Einrichtungen gelten. Beim Erlass dieser delegierten Rechtsakte trigt
die Kommission den einschldgigen Entscheidungen der Vertragsparteien des Protokolls und — in Bezug auf die Vorschriften
zur Identifikation solcher Erzeugnisse und Einrichtungen - jeglicher technischen Beratung Rechnung, die den
Vertragsparteien des Protokolls in regelmifigen Abstinden bereitgestellt wird.

(3)  Abweichend von Absatz 1 kann die Kommission den Handel mit teilfluorierten Kohlenwasserstoffen sowie mit
Erzeugnissen und Einrichtungen, die teilfluorierte Kohlenwasserstoffe enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen
oder die mit einem oder mehreren dieser Gase hergestellt wurden, mit Staaten oder Organisationen der regionalen
Wirtschaftsintegration im Sinne von Absatz 1 im Wege von Durchfithrungsrechtsakten gestatten, sofern auf einer Tagung
der Vertragsparteien des Protokolls gemaf8 Artikel 4 Absatz 8 des Protokolls festgestellt wurde, dass der Staat oder die
Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration alle Anforderungen des Protokolls erfiillt und diesbeziigliche Daten
nach Artikel 7 des Protokolls vorgelegt hat. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemaif§
Artikel 34 Absatz 2 erlassen.

(4)  Vorbehaltlich eines von den Vertragsparteien des Protokolls gefassten Beschlusses gemifs Absatz 2 gilt Absatz 1 fiir
die nicht unter das Protokoll fallenden Gebiete in gleicher Weise wie fiir Staaten oder Organisationen der regionalen
Wirtschaftsintegration im Sinne von Absatz 1.

(5)  Erfillen die Behorden eines nicht unter das Protokoll fallenden Gebiets alle Anforderungen des Protokolls und haben
sie diesbeziiglich Daten nach Artikel 7 des Protokolls vorgelegt, so kann die Kommission im Wege von Durchfithrungs-
rechtsakten beschlieSen, dass die Bestimmungen von Absatz 1 des vorliegenden Artikels ganz oder teilweise in Bezug auf
dieses Gebiet keine Anwendung finden. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemafs dem in Artikel 34 Absatz 2
genannten Priifverfahren erlassen.

KAPITEL VI

Berichterstattung und Erhebung von Emissionsdaten

Artikel 26

Berichterstattung durch Unternehmen

(1) Bis zum 31. Mirz 2025 und danach jedes Jahr meldet jeder Hersteller, Einfithrer und Ausfithrer, der im
vorangegangenen Kalenderjahr teilfluorierte Kohlenwasserstoffe oder mehr als eine metrische Tonne bzw. 100 Tonnen
CO,-Aquivalent an anderen fluorierten Treibhausgasen hergestellt, eingefiithrt oder ausgefiihrt hat, der Kommission die in
Anhang IX genannten Angaben zu jedem dieser Stoffe fiir das betreffende Kalenderjahr. Dieser Absatz gilt auch fir alle
Unternehmen, die gemafs Artikel 21 Absatz 1 Quoten erhalten haben.

Bis zum 31. Mérz 2024 und danach jedes Jahr meldet jeder Hersteller oder Einfithrer, dem gemdfl Artikel 17 Absatz 4
Quoten uibertragen wurden oder der gemifS Artikel 21 Absatz 1 Quoten erhalten hat, im vorangegangenen Kalenderjahr
jedoch keine teilfluorierten Kohlenwasserstoffe in Verkehr gebracht hat, der Kommission eine Leermeldung.

(2)  Bis zum 31. Mdrz 2025 und danach jedes Jahr meldet jedes Unternehmen, das im vorangegangenen Kalenderjahr
teilfluorierte Kohlenwasserstoffe oder mehr als eine metrische Tonne bzw. 100 Tonnen CO,-Aquivalent an anderen
fluorierten Treibhausgasen zerstort hat, der Kommission die in Anhang IX genannten Angaben zu jedem dieser Stoffe fiir
das betreffende Kalenderjahr.

(3)  Bis zum 31. Mdrz 2025 meldet jedes Unternehmen, das im vorangegangenen Kalenderjahr 1 000 Tonnen CO,-
Aquivalent oder mehr an in Anhang I aufgefiihrten fluorierten Treibhausgasen als Ausgangsstoff verwendet hat, der
Kommission die in Anhang IX genannten Angaben zu jedem dieser Stoffe fiir das betreffende Kalenderjahr.
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(4)  Bis zum 31. Mérz 2025 meldet jedes Unternehmen, das im vorangegangenen Kalenderjahr 10 Tonnen CO,-
Aquivalent oder mehr an teilfluorierten Kohlenwasserstoffen oder 100 Tonnen CO,-Aquivalent oder mehr an anderen
fluorierten Treibhausgasen, die in Erzeugnissen oder Einrichtungen enthalten sind, in Verkehr gebracht hat, der
Kommission die in Anhang IX genannten Angaben zu jedem dieser Stoffe fiir das betreffende Kalenderjahr.

(5)  Biszum 31. Mirz 2025 und danach jedes Jahr meldet jedes Unternehmen, das die in Artikel 16 Absatz 2 genannten
Mengen an teilfluorierten Kohlenwasserstoffen erhalten hat, der Kommission die in Anhang IX genannten Angaben zu
jedem dieser Stoffe fiir das betreffende Kalenderjahr.

Bis zum 31. Mdrz 2025 und danach jedes Jahr meldet jeder Hersteller oder Einfiihrer, der teilfluorierte Kohlenwasserstoffe
zur Herstellung von Dosier-Aerosolen fiir die Verabreichung pharmazeutischer Inhaltsstoffe in Verkehr gebracht hat, der
Kommission die in Anhang IX genannten Angaben. Die Hersteller solcher Dosier-Aerosole iibermitteln der Kommission
die in Anhang IX genannten Angaben zu den erhaltenen teilfluorierten Kohlenwasserstoffen.

(6)  Bis zum 31. Mdrz 2025 und danach jedes Jahr meldet jedes Unternehmen, das mehr als eine metrische Tonne bzw.
100 Tonnen CO,-Aquivalent an fluorierten Treibhausgasen aufgearbeitet hat, der Kommission die in Anhang IX genannten
Angaben zu jedem dieser Stoffe fiir das betreffende Kalenderjahr.

(7)  Bis zum 30. April 2025 ibermittelt jeder Einfithrer von Einrichtungen, der vorbefiillte Einrichtungen gemif
Artikel 19 in Verkehr gebracht hat, die vor der Befiillung noch nicht in Verkehr gebrachte teilfluorierte Kohlenwasserstofte
in einer Menge von mindestens 1 000 Tonnen CO,-Aquivalent enthalten, der Kommission einen geméf8 Artikel 19 Absatz 3
erstellten Priifbericht.

(8)  Bis zum 30. April 2025 und danach jedes Jahr gewidhrleistet jedes Unternehmen, das gemafs Absatz 1 Bericht iiber
das Inverkehrbringen einer Menge von 1000 Tonnen CO,-Aquivalent oder mehr an teilfluorierten Kohlenwasserstoffen
im vorangegangenen Kalenderjahr erstatten muss, zusitzlich, dass die Richtigkeit seines Berichts mit einem angemessenen
Maf$ an Sicherheit von einem unabhéngigen Priifer bestitigt wird. Der Priifer muss im F-Gas-Portal registriert und

a) nach der Richtlinie 2003/87 [EG akkreditiert sein oder

b) nach den Rechtsvorschriften des betreffenden Mitgliedstaats fiir die Priifung von Finanzberichten zugelassen sein.
Die Transaktionen gemafS Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe ¢ werden unabhingig von den betreffenden Mengen gepriift.

Die Kommission kann ein Unternehmen auffordern, die Richtigkeit seines Berichts unabhingig von den betreffenden
Mengen von einem unabhingigen Priifer mit einem angemessenen Mafl an Sicherheit bestdtigen zu lassen, wenn dies
erforderlich ist, um sich iiber die Einhaltung dieser Verordnung durch das betreffende Unternehmen zu vergewissern.

Die Kommission kann im Wege von Durchfithrungsrechtsakten die Einzelheiten zur Uberpriifung von Berichten und zur
Akkreditierung von Priifern festlegen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemaf dem in Artikel 34 Absatz 2
genannten Prifverfahren erlassen.

(9)  Jegliche Berichterstattung und Uberpriifung gemdf dem vorliegenden Artikel erfolgt iiber das F-Gas-Portal.

Die Kommission kann im Wege von Durchfithrungsrechtsakten die Form der Ubermittlung der in diesem Artikel
genannten Berichte bestimmen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemaff dem in Artikel 34 Absatz 2 genannten
Priifverfahren erlassen.

Artikel 27

Erhebung von Emissionsdaten

Die Mitgliedstaaten legen Berichterstattungssysteme fiir die in dieser Verordnung aufgefiihrten einschligigen Sektoren mit
dem Ziel fest, Emissionsdaten zu gewinnen.

Die Mitgliedstaaten ermoglichen gegebenenfalls die Aufzeichnung der gemif8 Artikel 7 erhobenen Informationen tiber ein
zentrales elektronisches System.
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Die Kommission kann Leitlinien fiir die Gestaltung des zentralen elektronischen Systems durch die Mitgliedstaaten
bereitstellen.

KAPITEL VII

Durchsetzung

Artikel 28

Zusammenarbeit und Informationsaustausch

(1) Soweit dies zur Gewdahrleistung der Einhaltung dieser Verordnung erforderlich ist, arbeiten die zustindigen Behorden
jedes Mitgliedstaats, einschlieflich der Zollbehorden, Marktilberwachungsbehorden, Umweltbehérden und etwaiger
anderer zustindiger Behorden mit Inspektionsaufgaben, untereinander, mit den zustindigen Behorden der anderen
Mitgliedstaaten, mit der Kommission und erforderlichenfalls mit den Verwaltungsbehérden von Drittlindern zusammen.

Ist eine Zusammenarbeit mit den Zollbehorden notig, um eine ordnungsgemifle Umsetzung des Zollrisikomanage-
mentsystems sicherzustellen, so stellen die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten den Zollbehorden gemidfd Artikel 47
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 alle erforderlichen Informationen zur Verfiigung.

(2)  Stellt eine Zollbehorde, eine Marktiiberwachungsbehorde oder eine andere zustindige Behorde eines Mitgliedstaats
einen Verstof§ gegen diese Verordnung fest, so unterrichtet diese zustindige Behorde die Umweltbehorde oder, falls nicht
maflgeblich, eine andere Behorde, die fiir die Durchsetzung von Sanktionen gemif$ Artikel 31 zustindig ist.

(3)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass ihre zustindigen Behorden iiber einen effizienten Zugang zu allen fur die
Durchsetzung dieser Verordnung erforderlichen Informationen verfiigen und diese untereinander austauschen konnen.
Diese Informationen umfassen zollbezogene Daten, Angaben zu Eigentum und finanzieller Lage, etwaige Verstofle gegen
das Umweltrecht sowie im F-Gas-Portal gespeicherte Daten.

Ist dies zur Durchsetzung der vorliegenden Verordnung notwendig, so werden die in Unterabsatz 1 genannten
Informationen auch den zustindigen Behorden anderer Mitgliedstaaten und der Kommission zur Verfiigung gestellt. Die
zustdndigen Behorden setzen die Kommission von Verstoflen gegen Artikel 16 Absatz 1 umgehend in Kenntnis.

(4)  Die zustindigen Behorden warnen die zustindigen Behorden anderer Mitgliedstaaten, wenn sie einen Verstof§ gegen
diese Verordnung feststellen, der mehr als einen Mitgliedstaat betreffen konnte. Die zustindigen Behorden unterrichten
insbesondere die zustdndigen Behorden anderer Mitgliedstaaten, wenn sie relevante Erzeugnisse auf dem Markt entdecken,
die dieser Verordnung nicht entsprechen, damit diese zur Entsorgung beschlagnahmt, eingezogen, vom Markt genommen
oder zuriickgerufen werden konnen.

Fiir den Austausch zollrisikorelevanter Informationen wird Zollrisikomanagementsystem verwendet.

Die Zollbehorden tauschen ferner gemif der Verordnung (EG) Nr. 515/97 des Rates (*) alle sachdienlichen Informationen
tiber Verstofle gegen die vorliegende Verordnung aus und ersuchen erforderlichenfalls die anderen Mitgliedstaaten und die
Kommission um Amtshilfe.

Artikel 29

Verpflichtung zur Durchfithrung von Kontrollen

(1)  Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten fithren Kontrollen durch, um festzustellen, ob die Unternehmen ihren
Verpflichtungen aus dieser Verordnung nachkommen.

(*) Verordnung (EG) Nr. 515/97 des Rates vom 13. Mdrz 1997 iiber die gegenseitige Amtshilfe zwischen Verwaltungsbehorden der
Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit dieser Behorden mit der Kommission im Hinblick auf die ordnungsgeméiffe Anwendung der
Zoll- und der Agrarregelung (ABL. L 82 vom 22.3.1997, S. 1).
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(2)  Die Kontrollen werden nach einem risikobasierten Ansatz durchgefithrt, bei dem insbesondere die bisherige
Einhaltung der Verpflichtungen durch die Unternehmen, das Risiko der Nichtkonformitit eines bestimmten Erzeugnisses
mit dieser Verordnung und alle sonstigen einschligigen Informationen, die von der Kommission, den Zollbehorden, den
Marktiiberwachungsbehorden, den Umweltbeh6rden und anderen Behorden der Mitgliedstaaten mit Inspektionsaufgaben,
oder von den zustindigen Behorden von Drittlindern iibermittelt wurden, beriicksichtigt werden.

Ferner fithren die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten Kontrollen durch, wenn sie im Besitz von Nachweisen oder
anderen einschligigen Informationen, einschlieflich begriindeter Bedenken Dritter oder der Kommission, in Bezug auf
einen moglichen Verstoff gegen diese Verordnung sind.

(3)  Die Kontrollen in den Absitzen 1 und 2 genannten Kontrollen umfassen

a) mit angemessener Hiufigkeit durchgefithrte Vor-Ort-Besuche in Niederlassungen sowie Uberpriifungen von
einschldgigen Unterlagen und Einrichtungen und

b) Kontrollen von Online-Plattformen gemifl diesem Absatz.

Unbeschadet der Verordnung (EU) 20222065 des Européischen Parlaments und des Rates (¥) iiberpriifen die zustindigen
Behorden der Mitgliedstaaten, wenn eine in den Anwendungsbereich von Kapitel III Abschnitt 4 der genannten
Verordnung fallende Online-Plattform Verbrauchern den Abschluss von Fernabsatzvertrigen mit Unternechmen
ermoglicht, die fluorierte Treibhausgase oder diese Gase enthaltende Erzeugnisse und Einrichtungen anbieten, ob das
Unternehmen, die angebotenen fluorierten Treibhausgase, Erzeugnisse oder Einrichtungen die Anforderungen der
vorliegenden Verordnung erfiillen. Die zustindigen Behorden unterrichten die Kommission und die in Artikel 49 der
Verordnung (EU) 2022/2065 genannten jeweils zustindigen Behorden und arbeiten mit diesen zusammen, um die
Einhaltung jener Verordnung sicherzustellen.

Die Kontrollen erfolgen ohne Vorwarnung an das Unternehmen, es sei denn, eine vorherige Benachrichtigung ist
erforderlich, um die Wirksamkeit der Kontrollen sicherzustellen. Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die Unternechmen
den zustindigen Behorden jede notwendige Unterstiitzung dabei leisten, die in diesem Artikel vorgesehenen Kontrollen
durchzufiihren.

(4)  Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten fithren Aufzeichnungen iiber die Kontrollen, aus denen insbesondere
deren Art und Ergebnisse hervorgehen, sowie iiber die bei Verstoflen ergriffenen Mafinahmen. Die Aufzeichnungen iiber
alle Kontrollen werden mindestens fiinf Jahre lang aufbewahrt.

(5)  Auf Ersuchen eines anderen Mitgliedstaats kann ein Mitgliedstaat Kontrollen oder andere formliche Ermittlungen bei
Unternehmen durchfithren, die im Verdacht stehen, an der illegalen Verbringung von unter diese Verordnung fallenden
Gasen, Erzeugnissen oder Einrichtungen beteiligt zu sein, und die im Gebiet des jeweiligen Mitgliedstaats titig sind. Das
Ergebnis der Kontrolle oder der Ermittlung wird dem anfragenden Mitgliedstaat mitgeteilt.

(6)  Zur Durchfithrung ihrer Aufgaben aufgrund dieser Verordnung kann die Kommission alle erforderlichen
Informationen von den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten sowie von Unternehmen verlangen. Richtet die
Kommission ein Informationsersuchen an ein Unternehmen, so iibermittelt sie zugleich eine Kopie dieses Ersuchens an die
zustdndige Behorde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet das Unternehmen seinen Sitz hat.

(7)  Die Kommission fordert einen angemessenen Informationsaustausch und eine angemessene Zusammenarbeit
zwischen den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten untereinander sowie zwischen diesen zustdndigen Beh6rden und
der Kommission anhand geeigneter MafSnahmen. Die Kommission trifft geeignete Mafinahmen, um die Vertraulichkeit der
gemif diesem Artikel erhaltenen Informationen zu gewihrleisten.

Artikel 30

Meldung von Verstof8en und Schutz von Personen, die solche Verst6f8e melden

Fiir die Meldung von Verstofen gegen diese Verordnung und den Schutz von Personen, die solche Verstofle melden, gilt die
Richtlinie (EU) 2019/1937.

(*) Verordnung (EU) 20222065 des Européischen Parlaments und des Rates vom 19. Oktober 2022 iiber einen Binnenmarkt fiir digitale
Dienste und zur Anderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz iiber digitale Dienste) (ABl. L 277 vom 27.10.2022, S. 1).
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KAPITEL VIII

Sanktionen, Konsultationsforum, Ausschussverfahren und Ausiibung der Befugnisiibertragung

Artikel 31
Sanktionen

(1) Unbeschadet der Verpflichtungen, denen die Mitgliedstaaten gemafl der Richtlinie 2008/99/EG des Europiischen
Parlaments und des Rates (**) unterliegen, erlassen die Mitgliedstaaten Vorschriften tiber Sanktionen, die bei Verstofen
gegen diese Verordnung zu verhdngen sind, und treffen alle fir die Anwendung dieser Sanktionen erforderlichen
Mafinahmen. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Vorschriften und Mafnahmen vor dem 1. Januar 2026 mit
und melden ihr unverziiglich alle diesbeziiglichen Anderungen.

(2)  Die Sanktionen miissen wirksam, verhdltnismafig und abschreckend sein und werden — gegebenenfalls unter
gebithrender Beriicksichtigung der folgenden Aspekte — festgelegt:

a) die Art und Schwere des Verstof3es;

b) die von dem Verstofs betroffene menschliche Bevolkerung oder Umwelt, unter Beriicksichtigung der Notwendigkeit, ein
hohes Maf$ an Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt sicherzustellen;

c) etwaige frithere Verstofle des zur Verantwortung gezogenen Unternehmens gegen die vorliegende Verordnung;

d) die finanzielle Situation des zur Verantwortung gezogenen Unternchmens.

(3)  Die Sanktionen umfassen:

a) verwaltungsrechtliche finanzielle Sanktionen gemif Absatz 4; die Mitgliedstaaten konnen dariiber hinaus oder
alternativ dazu jedoch auch strafrechtliche Sanktionen verhingen, sofern diese ebenso wirksam, verhiltnismafSig und
abschreckend sind wie die verwaltungsrechtlichen finanziellen Sanktionen;

b) die Einziehung oder Beschlagnahmung oder Riicknahme oder Entfernung vom Markt oder die Inbesitznahme
rechtwidrig erlangter Waren durch die zustindigen Behérden der Mitgliedstaaten;

¢) ein voriibergehendes Verbot der Verwendung, Herstellung, Einfuhr, Ausfuhr oder des Inverkehrbringens von fluorierten
Treibhausgasen oder von Erzeugnissen und Einrichtungen, die fluorierte Treibhausgase enthalten oder zu ihrem
Funktionieren bendtigen, im Falle eines schweren oder wiederholten Verstofes.

(4)  Die verwaltungsrechtlichen finanziellen Sanktionen nach Absatz 3 Buchstabe a miissen in einem angemessenen
Verhiltnis zu dem etwaigen Umweltschaden stehen und den Verantwortlichen effektiv den wirtschaftlichen Ertrag aus
ihren Verstoflen entziehen. Die Hohe der verwaltungsrechtlichen finanziellen Sanktionen ist bei wiederholten Verstofen
schrittweise zu erhohen.

Im Falle einer rechtswidrigen Herstellung, Einfuhr, Ausfuhr, Inverkehrbringung oder Verwendung von fluorierten
Treibhausgasen oder von Erzeugnissen und Einrichtungen, die diese Gase enthalten oder zu ihrem Funktionieren
bendtigen, entspricht der Hochstbetrag der verwaltungsrechtlichen finanziellen Sanktion mindestens dem Fiinffachen des
Marktwerts der betreffenden Gase, Erzeugnisse oder Einrichtungen; Werden die Verstofe innerhalb eines Zeitraums von
funf Jahren wiederholt, so entspricht der Hochstbetrag der verwaltungsrechtlichen finanziellen Sanktion mindestens dem
Achtfachen des Marktwerts der betreffenden Gase, Erzeugnisse oder Einrichtungen.

(5)  Zusitzlich zu den in Absatz 1 genannten Sanktionen diirfen Unternehmen, die die ihnen gemaf Artikel 17 Absatz 4
zugewiesenen oder gemifl Artikel 21 Absatz 1 iibertragenen Quoten fiir das Inverkehrbringen von teilfluorierten
Kohlenwasserstoffen iiberschreiten, fiir den Zuweisungszeitraum nach der Feststellung der Uberschreitung nur eine
gekiirzte Quote zugewiesen werden.

Die Kiirzung betrigt 200 % der Menge, um die die Quote iberschritten wurde. Ist die Menge der Kiirzung hoher als die
Menge, die gemaf Artikel 17 Absatz 4 als Quote fiir den Zuweisungszeitraum nach der Feststellung der Uberschreitung
zuzuweisen ist, wird fur diesen Zuweisungszeitraum keine Quote zugewiesen, und die Quoten fiir die folgenden
Zuweisungszeitriume werden ebenfalls so lange gekiirzt, bis die volle Menge abgezogen wurde. Die Kiirzungen werden im
F-Gas-Portal erfasst.

(*) Richtlinie 2008/99/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 iiber den strafrechtlichen Schutz der
Umwelt (ABL. L 328 vom 6.12.2008, S. 28).
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Artikel 32

Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemifl Artikel 8 Absatz 12, Artikel 12 Absatz 18, Artikel 16
Absatz 3, Artikel 17 Absatz 6, Artikel 24 Absatz 1, Artikel 25 Absatz 2 und Artikel 35 Absitze 1 und 2 wird der
Kommission auf unbestimmte Zeit ab dem 11. Mérz 2024 tibertragen.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemifl Artikel 8 Absatz 12, Artikel 12 Absatz 18, Artikel 16 Absatz 3, Artikel 17
Absatz 6, Artikel 24 Absatz 1, Artikel 25 Absatz 2 und Artikel 35 Absitze 1 und 2 kann vom Europdischen Parlament
oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem
Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu
einem im Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber
bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsitzen.

(5)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, ibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europiischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemdfl Artikel 8 Absatz 12, Artikel 12 Absatz 18, Artikel 16 Absatz 3, Artikel 17
Absatz 6, Artikel 24 Absatz 1, Artikel 25 Absatz 2 und Artikel 35 Absitze 1 und 2 erlassen wurde, tritt nur in Kraft,
wenn weder das Europdische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses
Rechtsakts an das Europdische Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das

Europdische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben werden. Auf
Initiative des Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlangert.

Artikel 33
Konsultationsforum
Die Kommission richtet ein Konsultationsforum ein, das Beratung und Fachwissen im Zusammenhang mit der Anwendung

dieser Verordnung bereitstellt. Die Kommission legt die Geschiftsordnung des Konsultationsforums fest, die veroffentlicht
wird. Das Konsultationsforum bezieht gegebenenfalls die Européische Arzneimittel-Agentur ein.

Artikel 34

Ausschussverfahren

(1)  Die Kommission wird von einem Ausschuss fiir fluorierte Treibhausgase unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein
Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

KAPITEL IX

Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Artikel 35
Uberpriifung

(1)  Der Kommission wird die Befugnis tibertragen, gemifs Artikel 32 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die
Anhinge [, II, IIl und VI in Bezug auf das Treibhauspotenzial der dort aufgefithrten Gase zu dndern, wenn dies angesichts
neuer Sachstandsberichte des IPCC oder neuer Berichte des wissenschaftlichen Bewertungsausschusses (SAP) des Protokolls
erforderlich ist.
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(2)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, delegierte Rechtsakte gemafd Artikel 32 zu erlassen, um die in den
Anhingen I, I und III enthaltenen Listen der Gase zu dndern, wenn der SAP oder eine andere gleichwertige Behorde
feststellt, dass diese Gase erhebliche Auswirkungen auf das Klima haben, und wenn diese Gase in erheblichen Mengen
ausgefiihrt, eingefiihrt, hergestellt oder in Verkehr gebracht werden.

(3)  Die Kommission verdffentlicht bis zum 1. Juli 2027 einen Bericht, in dem gepriift wird, ob es kostenwirksame,
technisch realisierbare, energieeffiziente und zuverldssige alternative Moglichkeiten gibt, fluorierte Treibhausgase in
mobilen Kilte- und Klimaanlagen zu ersetzen, und unterbreitet dem Europdischen Parlament und dem Rat gegebenenfalls
einen Gesetzgebungsvorschlag zur Anderung der in Anhang IV enthaltenen Liste.

(4)  Die Kommission verdffentlicht bis zum 1. Juli 2028 einen Bericht, in dem die Auswirkungen dieser Verordnung auf
das Gesundheitswesen, insbesondere im Hinblick auf die Verfiigbarkeit von Dosier-Aerosolen fiir die Verabreichung
pharmazeutischer Inhaltsstoffe, sowie die Auswirkungen auf den Markt fiir Kiihlgerite, die in Verbindung mit Batterien
verwendet werden, gepriift werden.

(5)  Die Kommission veroffentlicht zum 1. Januar 2030 einen Bericht tiber die Auswirkungen dieser Verordnung.

In dem Bericht werden folgende Aspekte bewertet:

a) die Verfiigbarkeit kostenwirksamer, technisch realisierbarer, energieeffizienter und zuverldssiger alternativer
Moglichkeiten, fluorierte Treibhausgase in den in Anhang IV aufgefithrten Erzeugnissen und Einrichtungen, die zum
Zeitpunkt der Bewertung noch nicht anwendbaren Verboten unterliegen, zu ersetzen, insbesondere in Erzeugnissen
und Einrichtungen, fur die ein uneingeschrinktes Verbot fluorierter Treibhausgase gilt, wie etwa Split-Klimaanlagen
und Split-Warmepumpen;

b) internationale Entwicklungen, die fiir den Schifffahrtssektor von Bedeutung sind, sowie die mogliche Ausweitung des
Geltungsbereichs der Anforderungen in Bezug auf Emissionsbegrenzungen auf fluorierte Treibhausgase, die in Kiihl-
und Klimaanlagen von Schiffen enthalten sind;

¢) die mogliche Ausweitung des Geltungsbereichs des Ausfuhrverbots gemaf8 Artikel 22 Absatz 3 unter Beriicksichtigung
unter anderem der potenziell hoheren weltweiten Verfiigbarkeit von Erzeugnissen und Einrichtungen, die fluorierte
Treibhausgase mit niedrigem GWP oder natiirliche Alternativen enthalten, sowie Entwicklungen im Rahmen des
Protokolls;

d) die mogliche Ausweitung des Geltungsbereichs der in Artikel 16 Absatz 1 vorgeschenen Quotenregelung auf
teilfluorierte Kohlenwasserstoffe fiir die in Artikel 16 Absatz 2 aufgefithrten Zwecke, insbesondere von teilfluorierten
Kohlenwasserstoffen, die von einem Hersteller oder Einfithrer direkt an ein Unternehmen geliefert werden, das sie zum
Atzen von Halbleitermaterial oder zur Reinigung von Kammern fiir die chemische Beschichtung aus der Gasphase in
der Halbleiterindustrie verwendet;

e) die Gefahr einer ibermifSigen Einschrinkung des Wettbewerbs auf dem Markt infolge der Verbote und der fiir diese
geltenden Ausnahmen gemif Artikel 13 Absatz 9 insbesondere diejenigen mit Bezug auf elektrische Hochspannungs-
schaltanlagen mit einer Spannung von mehr als 145 kV oder einem Kurzschlussstrom von mehr als 50 kA.

Die Kommission legt dem Europdischen Parlament und dem Rat gegebenenfalls einen Gesetzgebungsvorschlag vor, der
Anderungen an Anhang IV enthalten kann.

(6)  Die Kommission iiberpriift vor dem 1. Januar 2040 den Bedarf an teilfluorierten Kohlenwasserstoffen in den
Sektoren, in denen diese noch verwendet werden, sowie das fiir 2050 geplante Auslaufen der in Anhang VII festgelegten
Quoten fiir das Inverkehrbringen von teilfluorierten Kohlenwasserstoffen, unter besonderer Beriicksichtigung der
technologischen Entwicklungen, der Verfiigbarkeit von Alternativen zu teilfluorierten Kohlenwasserstoffen fiir die
betreffenden Verwendungen sowie der Klimaziele der Union. Wenn dies angezeigt ist, wird dem Europaischen Parlament
und dem Rat im Zusammenhang mit der Uberpriifung ein Gesetzgebungsvorschlag vorgelegt.

(7)  Der gemidfl Artikel 10a der Verordnung (EG) Nr. 401/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates (*!)
eingesetzte europdische wissenschaftliche Beirat fiir Klimawandel kann auf eigene Initiative wissenschaftliche Gutachten
und Berichte iiber die Kohdrenz der vorliegenden Verordnung mit den Zielen der Verordnung (EU) 2021/1119 und mit
den internationalen Verpflichtungen der Union im Rahmen des Ubereinkommens von Paris vorlegen.

(") Verordnung (EG) Nr. 401/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 iiber die Europdische Umweltagentur
und das Europdische Umweltinformations- und Umweltbeobachtungsnetz (ABL. L 126 vom 21.5.2009, S. 13).
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Artikel 36

Anderung der Richtlinie (EU) 2019/1937

In Teil I Abschnitt E Nummer 2 des Anhangs der Richtlinie (EU) 2019/1937 wird folgende Ziffer angefiigt:

,vi) Verordnung (EU) 2024/573 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. Februar 2024 iiber fluorierte
Treibhausgase, zur Anderung der Richtlinie (EU) 2019/1937 und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 517/2014
(ABL L, 2024/573, 20.2.2024, ELL http:|/data.curopa.eu/eli/reg/2024/57 3/0j.)*

Artikel 37
Aufhebung und Ubergangsbestimmungen
(1)  Die Verordnung (EU) Nr. 517/2014 wird aufgehoben.

(2)  Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 in der am 10. Mirz 2024 geltenden Fassung gilt weiterhin bis zum
31. Dezember 2024.

(3)  Artikel 14 Absatz 2 und Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 in der am 10. Mirz 2024 geltenden Fassung
gilt weiterhin fiir den Berichtszeitraum vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023.

(4)  Die gemifl Artikel 16 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 zugewiesene Quote bleibt fur die Zwecke der
Einhaltung der vorliegenden Verordnung giiltig. Die Ausnahme von teilfluorierten Kohlenwasserstoffen gemifl Artikel 15
Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe f der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 gilt bis zum 31. Dezember 2024.

(5)  Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind
nach Maflgabe der Entsprechungstabelle in Anhang X zu lesen.
Artikel 38
Inkrafttreten und Anwendung
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
Artikel 12 und Artikel 17 Absatz 5 gelten ab dem 1. Januar 2025.
Artikel 20 Absitze 2 und 3 sowie Artikel 23 Absatz 5 gelten ab dem 3. Mérz 2025 in Bezug auf die Uberlassung zum

zollrechtlich freien Verkehr gemifl Artikel 201 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 sowie fiir alle anderen Einfuhrverfahren
und die Ausfuhr.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Straburg am 7. Februar 2024.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Die Prisidentin Die Prisidentin
R. METSOLA H. LAHBIB
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ANHANG I

FLUORIERTE TREIBHAUSGASE GEMA3 ARTIKEL 2 BUCHSTABE A (') — TEILFLUORIERTE KOHLENWAS-
SERSTOFFE, PERFLUORIERTE KOHLENWASSERSTOFFE UND ANDERE FLUORIERTE VERBINDUNGEN

Stoff

GWP, bezogen auf

Industrielle Chemische Bezeichnung Chemische Formel CWP () 20) Ianhfz)err(:l)é;trilsrrl it
Bezeichnung (gebriuchliche Bezeichnung)

Gruppe 1: Teilfluorierte Kohlenwasserstoffe (HEKW)
HFKW-23 Trifluormethan (Fluoroform) CHF; 14 800 12 400
HFKW-32 Difluormethan CH,F, 675 2690
HFKW-41 Fluormethan (Methylfluorid) CH;F 92 485
HFKW-125 Pentafluorethan CHF,CF; 3500 6740
HFKW-134 1,1,2,2-Tetrafluorethan CHF,CHEF, 1100 3900
HFKW-134a 1,1,1,2-Tetrafluorethan CH,FCF; 1430 4140
HFKW-143 1,1,2-Trifluorethan CH,FCHF, 353 1300
HFKW-143a 1,1,1-Trifluorethan CH,CF; 4470 7 840
HFKW-152 1,2-Difluorethan CH,FCH,F 53 77,6
HFKW-152a 1,1-Difluorethan CH,CHF, 124 591
HFKW-161 Fluorethan (Ethylfluorid) CH;CH,F 12 17,4
HFKW-227ea 1,1,1,2,3,3,3-Heptafluorpropan CF;CHFCF; 3220 5850
HFKW-236¢cb 1,1,1,2,2,3-Hexafluorpropan CH,FCF,CF; 1340 3750
HFKW-236ea 1,1,1,2,3,3-Hexafluorpropan CHEF,CHEFCF; 1370 4420
HFKW-236fa 1,1,1,3,3,3-Hexafluorpropan CF;CH,CF; 9810 7 450
HFKW-245ca 1,1,2,2,3-Pentafluorpropan CH,FCF,CHF, 693 2680
HFKW-245fa 1,1,1,3,3-Pentafluorpropan CHEF,CH,CF; 1030 3170
HFKW-365mfc 1,1,1,3,3-Pentafluorbutan CF;CH,CF,CH; 794 2920
HFKW- 1,1,1,2,2,3,4,5,5,5-Decafluorpentan CF;CHFCHEFCEF,C- 1640 3960
43-10mee F;

(") Gestiitzt auf den Vierten Sachstandsbericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses fir Klimadnderungen (IPCC), wenn nicht anders

angegeben.

() Gestiitzt auf den Sechsten Sachstandsbericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses fiir Klimadnderungen (IPCC), wenn nicht anders

angegeben.

(") Gemif Artikel 2 Buchstabe a gelten Gemische, die die in diesem Anhang aufgefithrten Stoffe enthalten, als unter diese Verordnung
fallende fluorierte Treibhausgase.
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Stoff
Industrielle Chemische Bezeichnung (gebrauchliche . GWP 100 () GWP 20 ()
. . Chemische Formel
Bezeichnung Bezeichnung)
Gruppe 2: Perfluorierte Kohlenwasserstoffe (FKW)
FKW-14 Tetrafluormethan CF, 7 380 5300
(Perfluormethan Kohlenstofftetrafluorid)
FKW-116 Hexafluorethan (Perfluorethan) C,Fs 12 400 8940
FKW-218 Octafluorpropan CsFg 9290 6770
(Perfluorpropan)
FKW-3-1-10 Decafluorbutan C,Fio 10000 7 300
(R-31-10) (Perfluorbutan)
FKW-4-1-12 Dodecafluorpentan CsFy, 9220 6680
(R-41-12) (Perfluorpentan)
FKW-5-1-14 Tetradecafluorhexan CF;CF,CF,CF,C- 8620 6260
(R-51-14) (Perfluorhexan) F,CF;
FKW-c-318 Octafluorcyclobutan c-C4Fq 10 200 7 400
(Perfluorcyclobutan)
FKW-9-1-18 Perfluordecalin CyoFis 7 480 5480
(R-91-18)
FKW-4-1-14 Perfluor-2-methylpentan CF;CFCF;CF,CF,. 7370 () *
(R-41-14) CF,
(i-CoF14)
Gruppe 3: Andere (per)fluorierte Verbindungen und fluorierte Nitrile
Schwefelhexafluorid SE, 24 300 18 200
Heptafluoroisobutyronnitril Iso-C;F,CN 2750 4580
(2,3,3,3-Tetrafluoro-2-(trifluoromethyl)-
propannitril)

(") Gestiitzt auf den Sechsten Sachstandsbericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses fiir Klimadnderungen (IPCC), wenn nicht anders

angegeben.

(*) Droste et al. (2019), ,Trends and Emissions of Six Perfluorocarbons in the Northern and Southern Hemisphere®, Atmospheric
Chemistry and Physics, https://acp.copernicus.org/preprints/acp-2019-873/acp-2019-873.pdf.
(*) Treibhauspotenzial noch nicht verfiigbar.
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ANHANG II

FLUORIERTE TREIBHAUSGASE GEMA 3 ARTIKEL 2 BUCHSTABE A () — UNGESATTIGTE
TEIL(CHLOR)FLUORIERTE KOHLENWASSERSTOFFE, ALS INHALATIONSNARKOTIKA

VERWENDETE FLUORIERTE STOFFE UND ANDERE FLUORIERTE STOFFE

Stoff

GWP, bezogen auf

GWP () 20 Jahre (!), nur zur
Gebrauchliche/industrielle Bezeichnung Chemische Formel Information
Gruppe 1: Ungesittigte teil(chlor)fluorierte Kohlenwasserstoffe
HFCKW-1224yd CF,CF=CHCl 0,06 () *)
Trans— 1,2-Difluorethen (HFCKW-1132) und CHF=CHF >1 *
[somere
1,1-Difluorethen (HFKW-1132 a) CH,=CF, 0,052 0,189
1,1,1,2,3,4,5,5,5(oder1,1,1,3,4,4,5,5,5)- CF;CF=CFCFCF;CF, 10) *
Nonafluor-4(oder2)-(trifluormethyl)pent-2-en oder
CF;CF;C=CFCF,CF;

HFKW-1234yf CF;CF = CH, 0,501 1,81
HFKW-1234ze und Isomere CHF = CHCF; 1,37 4,94
HFKW-1336mzz(E) (E)-CF,CH = CHCF, 17,9 64,3
HFKW-1336mzz(Z) (Z)-CE;CH = CHCF, 2,08 7,48
HFCKW-1233zd und Isomere CF;CH = CHCl 3,88 14
HFCKW-1233xf CF,CCl = CH, 10) *)
Gruppe 2: Als Inhalationsnarkotika verwendete fluorierte Stoffe
HFE-347mmz1 (Sevofluran) und Isomere (CF5),CHOCH,F 195 702
HCFE-235ca2 (Enfluran) und Isomere CHF,OCF,CHECI 654 2320
HCFE-235da2 (Isofluran) und Isomere CHF,0CHCICF; 539 1930
HFE-236ea2 (Desfluran) und Isomere CHF,0CHFCF; 2590 7020
Gruppe 3: Andere fluorierte Stoffe
Stickstofftrifluorid NF; 17 400 13 400
Sulfurylfluorid SO,F, 4630 7510

(") Gestiitzt auf den Sechsten Sachstandsbericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses fiir Klimadnderungen (IPCC), wenn nicht anders

angegeben.

(%) Tokuhashi, K., Uchimaru, T., Takizawa, K. & Kondo, S. (2018), ,Rate Constants for the Reactions of OH Radical with the (E)/(Z) Isomers

of CF;CF=CHCl and CHF,CF=CHCI", The Journal of Physical Chemistry A 122:3120-3127.

(*) Treibhauspotenzial noch nicht verfiigbar.

() Standardwert, Treibhauspotenzial noch nicht verfiigbar.

(") Gemif Artikel 2 Buchstabe a gelten Gemische, die die in diesem Anhang aufgefithrten Stoffe enthalten, als unter diese Verordnung

fallende fluorierte Treibhausgase.
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ANHANG III

FLUORIERTE TREIBHAUSGASE GEMA 3 ARTIKEL 2 BUCHSTABE A () — FLUORIERTE ETHER,
KETONE UND ALKOHOLE UND ANDERE FLUORIERTE VERBINDUNGEN

Stoff GWP, bezogen auf
GWP () 20 Jahre ('), nur zur
Gebriuchlichefindustrielle Bezeichnung Chemische Formel Information
Gruppe 1: Fluorierte Ether, Ketone und Alkohole
HFE-125 CHF,0CF; 14300 13500
HFE-134 (HG-00) CHF,OCHF, 6630 12700
HFE-143a CH;0CEF; 616 2170
HFE-245¢b2 CH;0CF,CF; 747 2630
HFE-245fa2 CHF,0CH,CF; 878 3060
HFE-254cb2 CH;OCF,CHF, 328 1180
HFE-347 mcc3 (HFE-7000) CH;0OCEF,CF,CF; 576 2020
HFE-347pcf2 CHF,CF,0CH,CF; 980 3370
HFE-356pcc3 CH;0CE,CF,CHF, 277 995
HFE-449s1 (HFE-7100) C,F,OCH; 460 1620
HFE-569sf2 (HFE-7200) C,FyOC,H; 60,7 219
HFE-7300 (CF5),CFCFOC,H;CF,CF,CF; 405 1420
n-HFE-7100 CF;CF,CF,CF,0CH; 544 1920
i-HFE-7100 (CF3),CFCF,0CH; 437 1540
i-HFE-7200 (CF;),CFCF,0CH,CH; 34,3 124
HFE-43-10pcccl24 (H-Galden 1040x) HG-11 CHF,0CF,0C,F,OCHF, 3220 8720
HFE-236cal2 (HG-10) CHF,0CF,0CHF, 6060 11700
HFE-338pccl3 (HG-01) CHF,0CF,CF,0CHF, 3320 9180
HFE-347mmyl (CF),CFOCH, 392 1400
2,2,3,3,3-Pentafluorpentan-1-ol CF;CF,CH,OH 34,3 123
1,1,1,3,3,3-Hexafluorpropan-2-ol (CF;),CHOH 206 742
HFE-227ea CF;CHFOCEF; 7520 9800
HFE-236fa CF;CH,0CF; 1100 3670
HFE-245fal CHF,CH,0CF; 934 3170
HFE 263mf CF;CH,0CH; 2,06 7,43
HFE-329 mcc2 CHF,CF,0CF,CF; 3770 7550
HFE-338 mcf2 CF;CH,0CF,CF; 1040 3460
HFE-338mmzl (CF5),CHOCHEF, 3040 6500

(") Gemif Artikel 2 Buchstabe a gelten Gemische, die die in diesem Anhang aufgefithrten Stoffe enthalten, als unter diese Verordnung

fallende fluorierte Treibhausgase.
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Stoff

GWP, bezogen auf

GWP () 20 Jahre (), nur zur
Gebriuchliche/industrielle Bezeichnung Chemische Formel Information

HFE-347 mcf2 CHF,CH,OCF,CF; 963 3270
HFE-356 mec3 CH;OCF,CHECF; 264 949
HFE-356mm1 (CF;),CHOCH; 8,13 29,3
HFE-356pcf2 CHF,CH,OCF,CHF, 831 2870
HFE-356pcf3 CHF,0CH,CF,CHF, 484 1730
HFE 365 mcf3 CF;CF,CH,0CH; 1,6 5,77
HFE-374pc2 CHF,CF,0CH,CH; 12,5 45
2,2,3,3,4,4,5,5-Octafluorcyclopentan-1-ol - (CF,),CH (OH)- 13,6 49,1
1,1,1,3,4,4,4-Heptafluor-3-(trifluoromethyl) CF;C(O)CF(CF;), 0,29 (3 *)
butan-2-on
Perfluorpolymethyl-isopropylether (PFPMIE) CF;0CF(CF;)CF,0CF,0CF; 10 300 7750
Perfluor(2-methyl-3-pentanon) CF;CF,C(O)CF(CF;), 0,114 0,441
(1,1,1,2,2,4,5,5,5-nonafluoro-
4-(trifluoromethyl)pentan-3-one)
Gruppe 2: Andere fluorierte Verbindungen
Trifluormethylschwefelpentafluorid SFsCF; 18500 13900
Perfluorcyclopropan c-C5Fs 9200 () 6850 ()
Perfluortributylamin (PFTBA, FC43) CoFN 8490 6 340
Perfluor-N-methylmorpholin CsF1NO 8 800 (%) *
Perfluortripropylamin CoFyN 9030 6750

(") Gestiitzt auf den Sechsten Sachstandsbericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses fur Klimainderungen (IPCC), wenn nicht anders

angegeben.

(* Ren et al. (2019), ,Atmospheric Fate and Impact of Perfluorinated Butanone and Pentanone®, Environ. Sci. Technol. 2019, 53, 15,

8862-8871.
(*) Noch nicht verfiigbar.

() WMO et al. (2018). Scientific Assessment of Ozone Depletion.
(*) REACH-Registrierungsdossier, https://echa.europa.eu/registration-dossier/-[registered-dossier/10075/5/1.
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VERBOTE DES INVERKEHRBRINGENS GEMA3 ARTIKEL 11 ABSATZ 1

ANHANG IV

Erzeugnisse und Einrichtungen

Datum des Verbots

Leere, ganz oder teilweise gefullte nicht wieder auffillbare Behilter fiir in Anhang I
aufgefiihrte fluorierte Treibhausgase, die bei der Wartung, Instandhaltung oder Befiillung
von Kilteanlagen, Klimaanlagen, Wirmepumpen, Brandschutzsystemen oder elektrischen
Schaltanlagen oder als Losungsmittel verwendet werden

4.Juli 2007

ORTSFESTE KUHLUNG

Haushaltskiihl- und -gefriergerite,

a) die HFKW mit einem GWP von 150 oder mehr ent-
halten

1. Januar 2015

b) die fluorierte Treibhausgase enthalten, auffer wenn
dies zur Einhaltung der Sicherheitsanforderungen
am Standort erforderlich ist

1. Januar 2026

Kithlgerdte und Gefriergerite fur
die gewerbliche Verwendung (in
sich geschlossene Einrichtungen),

a) die HFKW mit einem GWP von 2 500 oder mehr ent
halten

1. Januar 2020

b) die HFKW mit einem GWP von 150 oder mehr ent-
halten

1. Januar 2022

c) die andere fluorierte Treibhausgase mit einem GWP
von 150 oder mehr enthalten

1. Januar 2025

In sich geschlossene Kalteanlagen, mit Ausnahme von Kiihlern, die fluorierte Treibhausgase
mit einem GWP von 150 oder mehr enthalten, auffer wenn dies zur Einhaltung der
Sicherheitsanforderungen am Standort erforderlich ist.

1. Januar 2025

Kilteanlagen, mit Ausnahme von
Kiihlern und den unter den Num-
mern 4 und 6 genannten Einrich-
tungen, die Folgendes enthalten
oder zu ihrem Funktionieren be-
notigen:

a) HFKW mit einem GWP von 2 500 oder mehr, aufSer
Einrichtungen, die fir Anwendungen zur Kithlung
von Erzeugnissen auf unter -50 °C bestimmt sind

1. Januar 2020

b) fluorierte Treibhausgase mit einem GWP von 2 500
oder mehr, aufler Einrichtungen, die fir Anwendun
gen zur Kithlung von Erzeugnissen auf unter -50 °C
bestimmt sind

1. Januar 2025

¢) fluorierte Treibhausgase mit einem GWP von 150
oder mehr, auler wenn dies zur Einhaltung der Si-
cherheitsanforderungen am Standort erforderlich ist

1. Januar 2030

Mehrteilige zentralisierte Kalteanlagen fiir die gewerbliche Verwendung mit einer
Nennleistung von 40 kW oder mehr, die in Anhang I aufgefithrte fluorierte Treibhausgase
mit einem GWP von 150 oder mehr enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen,
aufer im primidren Kiltemittelkreislauf in Kaskadensystemen, in dem fluorierte
Treibhausgase mit einem GWP von weniger als 1 500 verwendet werden diirfen

1. Januar 2022
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Erzeugnisse und Einrichtungen

Datum des Verbots

ORTSFESTE KUHLER

(7) Kiihler, die Folgendes enthalten
oder zu ihrem Funktionieren be-
notigen:

a)

HFKW mit einem GWP von 2 500 oder mehr, ausge
nommen Einrichtungen, die zur Kithlung von Produk
ten auf Temperaturen unter — 50°C bestimmt sind

1. Januar 2020

b)

fluorierte Treibhausgase mit einem GWP von 150
oder mehr bei Kiihlern mit einer Nennleistung von
bis zu einschlieflich 12 kW, aufSer wenn dies zur Ein-
haltung der Sicherheitsanforderungen am Standort
erforderlich ist

1. Januar 2027

fluorierte Treibhausgase bei Kithlern mit einer Nenn-
leistung von bis zu einschlieflich 12 kW, aufler wenn
dies zur Einhaltung der Sicherheitsanforderungen am
Standort erforderlich ist

1. Januar 2032

fluorierte Treibhausgase mit einem GWP von 750 bei
Kithlern mit einer Nennleistung von tiber 12 kW, au-
Rer wenn dies zur Einhaltung der Sicherheitsanforde-
rungen am Standort erforderlich ist

1. Januar 2027

ORTSFESTE KLIMAANLAGEN UND ORTSFESTE WARMEPUMPEN

(8)  Insich geschlossene Klimaanlagen
und Wirmepumpen, mit Ausnah-
me von Kithlern

a)

steckerfertige Raumklimagerite, die Endnutzer von ei-
nem Raum in einen anderen bringen konnen und die
HFKW mit einem GWP von 150 oder mehr enthalten

1. Januar 2020

b)

steckerfertige Raumklimagerite, Monoblock-Klimaan-
lagen andere in sich geschlossene Klimaanlagen und in
sich geschlossene Warmepumpen mit einer Hochst-
nennleistung von bis zu einschlielich 12 kW, die fluo-
rierte Treibhausgase mit einem GWP von 150 oder
mehr enthalten, aufer wenn dies zur Einhaltung der
Sicherheitsanforderungen am Standort erforderlich
ist; wenn die Sicherheitsanforderungen am Standort
der Anlage die Verwendung von fluorierten Treibhaus-
gasen mit einem GWP von weniger als 150 nicht zu-
lassen, betragt der GWP-Hochstwert 750

1. Januar 2027

steckerfertige Raumklimagerite, Monoblock-Klimaan-
lagen, andere in sich geschlossene Klimaanlagen und in
sich geschlossene Wirmepumpen mit einer Hochst-
nennleistung von bis zu einschlieflich 12 kW, die fluo-
rierte Treibhausgase enthalten, aufler wenn dies zur
Einhaltung der Sicherheitsanforderungen am Standort
erforderlich ist; wenn die Sicherheitsanforderungen
am Standort der Anlage die Verwendung von Alterna-
tiven zu fluorierten Treibhausgasen nicht zulassen, be-
tragt der GWP-Hochstwert 750

1. Januar 2032

Monoblock- und andere in sich geschlossene Klima-
anlagen und Wirmepumpen mit einer Hochstnenn-
leistung tber 12 kW, die 50 kW jedoch nicht iiber-
schreitet, die fluorierte Treibhausgase mit einem
GWP von 150 oder mehr enthalten, aufier wenn dies
zur Einhaltung der Sicherheitsanforderungen erfor-
derlich ist; wenn die Sicherheitsanforderungen am
Standort der Anlage die Verwendung von fluorierten
Treibhausgasen mit einem GWP von weniger als 150
nicht zulassen, betragt der GWP-Hochstwert 750

1. Januar 2027

andere in sich geschlossene Klimaanlagen und Wir-
mepumpen, die fluorierte Treibhausgase mit einem
GWP von 150 oder mehr enthalten, aufler wenn dies
zur Einhaltung der Sicherheitsanforderungen erfor-
derlich ist. Wenn die Sicherheitsanforderungen die
Verwendung von fluorierten Treibhausgasen mit ei-
nem GWP von weniger als 150 nicht zulassen, betragt
der GWP-Hochstwert am Standort 750.

1. Januar 2030
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Erzeugnisse und Einrichtungen

Datum des Verbots

©)

Split-Klimaanlagen und  Split-
Wirmepumpen (?)

a)

Mono-Splitsysteme, die in Anhang I aufgefiihrte fluo-
rierte Treibhausgase mit einem GWP von 750 oder
mehr enthalten oder zu threm Funktionieren benoti-
gen, wobei die Menge der in Anhang I aufgefithrten
fluorierten Treibhausgasen weniger als 3 kg betragt

1. Januar 2025

=

Luft-Wasser-Splitsysteme mit einer Nennleistung von
bis zu einschlieflich 12 kW, die fluorierte Treibhaus-
gase mit einem GWP von 150 oder mehr enthalten
oder zu ihrem Funktionieren bendtigen, aufer wenn
dies zur Einhaltung der Sicherheitsanforderungen am
Standort erforderlich ist

1. Januar 2027

o
-~

Luft-Luft-Splitsysteme mit einer Nennleistung von bis
zu einschlieflich 12 kW, die fluorierte Treibhausgase
mit einem GWP von 150 oder mehr enthalten oder
zu ihrem Funktionieren bendtigen, aufer wenn dies
zur Einhaltung von Sicherheitsnormen am Standort
erforderlich ist

1. Januar 2029

&

Splitsysteme mit einer Nennleistung von bis zu ein-
schlieflich 12 kW, die fluorierte Treibhausgase ent-
halten oder zu ihrem Funktionieren benétigen, aufler
wenn dies zur Einhaltung der Sicherheitsanforderun-
gen am Standort erforderlich ist

1. Januar 2035

o
~

Splitsysteme mit einer Nennleistung von mehr als
12 kW, die fluorierte Treibhausgase mit einem GWP
von 750 oder mehr enthalten oder zu ihrem Funk-
tionieren bendtigen, auler wenn dies zur Einhaltung
der Sicherheitsanforderungen am Standort erforder-
lich ist

1. Januar 2029

Splitsysteme mit einer Nennleistung von mehr als
12 kW, die fluorierte Treibhausgase mit einem GWP
von 150 oder mehr enthalten oder zu ihrem Funktio-
nieren bendtigen, auler wenn dies zur Einhaltung der
Sicherheitsanforderungen am Standort erforderlich
ist

1. Januar 2033

ANDERE ERZEUGNISSE UND EINRICHTUNGEN

(10)  Nichtgeschlossene  Direktver-
dampfungssysteme, die HFKW .
oder FKW als Kiltemittel enthal- 4 Juli 2007
ten
a) die FKW enthalten 4.Juli 2007
b) die HFKW-23 enthalten 1.Januar 2016
11) Brandschutzeinrichtungen,
an & ¢) die in Anhang I aufgefithrte fluorierte Treibhausgase
enthalten oder zu ihrem Funktionieren benotigen, au- 1. Tanuar 2025
Rer wenn dies zur Einhaltung der Sicherheitsanforde- %
rungen am Standort erforderlich ist
(12)  Fenster fiir Wohnhiuser, die in Anhang I aufgefiihrte fluorierte Treibhausgase enthalten 4. Juli 2007
(13)  Sonstige Fenster, die in Anhang I aufgefiihrte fluorierte Treibhausgase enthalten 4.Juli 2008
(14)  Fuflbekleidung, die in Anhang I aufgefiihrte fluorierte Treibhausgase enthalt 4.Juli 2006
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Erzeugnisse und Einrichtungen

Datum des Verbots

(15) Reifen, die in Anhang I aufgefiihrte fluorierte Treibhausgase enthalten 4. Juli 2007
(16) Einkomponentenschiume, die in Anhang I aufgefithrte fluorierte Treibhausgase mit einem
GWP von 150 oder mehr enthalten, auffer wenn dies zur Einhaltung nationaler 4. Juli 2008
Sicherheitsnormen erforderlich ist
a) Extrudiertes Polystyrol (XPS), das HFKW mit einem
GWP von 150 oder mehr enthilt, auer wenn dies 1. Januar 2020
zur Einhaltung nationaler Sicherheitsnormen erfor- )
derlich ist
b) Schidume, bei denen es sich nicht um extrudiertes Po-
(17)  Schiume lystyrol (XPS) handelt und die HFEKW mit einem GWP
von 150 oder mehr enthalten, auler wenn dies zur 1. Januar 2023
Einhaltung nationaler Sicherheitsnormen erforder-
lich ist
¢) Schiume, die fluorierte Treibhausgase enthalten, au-
Ber wenn dies zur Einhaltung der Sicherheitsanforde- 1. Januar 2033
rungen erforderlich ist
(18) In Anhang XVII Ziffer 40 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 aufgefiihrte Aerosolge-
neratoren, die fiir Unterhaltungs- und Dekorationszwecke in den Verkehr gebracht und an 4. Tuli 2009
die breite Offentlichkeit verkauft werden, und Signalhorner, die HFKW mit einem GWP -]
von 150 oder mehr enthalten
a) die HFKW mit einem GWP von 150 oder mehr ent-
halten, aufer wenn dies zur Einhaltung nationaler Si- 1 Tanuar 2018
cherheitsstandards erforderlich ist oder sie fiir medi- %
) zinische Anwendungen verwendet werden
(19)  Technische Aerosole, - - -
b) die fluorierte Treibhausgase enthalten, aufler wenn
dies zur Einhaltung der Sicherheitsanforderungen er- 1. Tanuar 2030
forderlich ist oder sie fiir medizinische Zwecke einge- )
setzt werden
(20)  Korperpflegeprodukte (d. h. Festiger, Cremes, Schdume, Fliissigkeiten oder Sprays), die
. ' 1. Januar 2025
fluorierte Treibhausgase enthalten
(21)  Einrichtungen zur Hautkithlung, die fluorierte Treibhausgase mit einem GWP von 150 oder

mehr enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen, aufler wenn sie fiir medizinische
Zwecke eingesetzt werden

1. Januar 2025

() Fiir die Zwecke dieser Verordnung gelten ortsfeste Zweikanal-Warmepumpen und -Klimaanlagen als Splitsysteme (Kategorie 9) und
unterliegen als solche denselben Anforderungen.

Nummer 1 gilt fiir nicht wieder auffillbare Behilter, d. h.

a) Behilter, die ohne entsprechende Anpassung nicht wieder aufgefiillt werden kénnen, sowie

b) Behilter, die wieder aufgefullt werden konnten, aber eingefithrt oder in Verkehr gebracht werden, ohne dass
Vorkehrungen fiir ihre Riickgabe zur Wiederauftillung getroffen wurden.
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ANHANG V

PRODUKTIONSRECHTE FUR DAS INVERKEHRBRINGEN VON TEILFLUORIERTEN
KOHLENWASSERSTOFFEN

Die in Artikel 14 Absatz 3 genannten Produktionsrechte fiir teilfluorierte Kohlenwasserstoffe, ausgedriickt in Tonnen CO,-
Aquivalent, werden fiir die einzelnen Hersteller wie folgt berechnet:

a) fir den Zeitraum vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2028 60 % des Jahresdurchschnitts ihrer jeweiligen
Produktion im Zeitraum 2011-2013;

b) fiir den Zeitraum vom 1. Januar 2029 bis zum 31. Dezember 2033 30 % des Jahresdurchschnitts ihrer jeweiligen
Produktion im Zeitraum 2011-2013;

¢) fiir den Zeitraum vom 1. Januar 2034 bis zum 31. Dezember 2035 20 % des Jahresdurchschnitts ihrer jeweiligen
Produktion im Zeitraum 2011-2013;

d) fur den Zeitraum ab dem 1. Januar 2036 15 % des Jahresdurchschnitts ihrer jeweiligen Produktion im Zeitraum
2011-2013.
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ANHANG VI

METHODE ZUR BERECHNUNG DES GWP EINES GEMISCHS GEMAB ARTIKEL 3 NUMMER 1

Sofern nicht anders angegeben, wird das Treibhauspotenzial eines Gemischs als massegemittelter Wert berechnet, der aus
der Summe der Massenanteile der einzelnen Stoffe, multipliziert mit deren GWP-Werten, hergeleitet wird, wobei hier auch
Stoffe eingeschlossen werden, die keine fluorierten Treibhausgase sind.

3 (Stoff X % x GWP) * (Stoff Y % x GWP) * ... (Stoff N % x GWP), wobei der Prozentsatz den massemafiigen Anteil mit einer
Massetoleranz von * 1 % angibt.

Beispiel: Anwendung der Formel auf ein Gasgemisch aus 60 % Dimethylether, 10 % HFKW-152a und 30 % Isobutan:
(60 % x 1)+ (10 % x 124) + (30 % x 0)

Gesamtwert GWP = 13,0

Das GWP der folgenden nicht fluorierten Stoffe wird zur Berechnung des GWP von Gemischen verwendet. Bei sonstigen
Stoffen, die nicht in diesem Anhang aufgefithrt werden, wird der Standardwert 0 angewandt. Fiir die Berechnung des GWP
sind nur Emissionen verursachende Teile von Gemischen relevant, die ungefihr dieselbe Funktion erfiillen.

Stoff
GWP 100 ()
Gebriuchliche Bezeichnung Industrielle Bezeichnung Chemische Formel

Methan CH, 27,9
Distickstoffoxid (Lachgas) N,O 273
Dimethylether CH;0CH;CH3Cl 10
Methylenchlorid CH,(CI, 11,2
Methylchlorid CH,CL 5,54
Chloroform CHC1, 20,6
Ethan R-170 CH5CH; 0,437
Propan R-290 CH;CH,CH; 0,02
Butan R-600 CH,CH,CH,CH; 0,006
[sobutan R-600a CH(CH5),CH; 00
Pentan R-601 CH;CH,CH,CH,CH; 0¢)
Isopentan R-601 a (CH;),CHCH,CH; 0¢
Ethoxyethan (Diethylether) R-610 CH5CH,OCH,CH; 4
Methylformiat R-611 HCOOCH; 11 (%
Wasserstoff R-702 H, 6 ()
Ammoniak R-717 NH; 0
Ethylen R-1150 C,H, 40
Propen R-1270 C3Hq 0¢)
Cyclopentan CsHyo 00)

() Gestiitzt auf den Sechsten Sachstandsbericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses fiir Klimainderungen (IPCC), wenn nicht anders
angegeben.

(%) Gestiitzt auf den Vierten Sachstandsbericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses fiir Klimadnderungen (IPCC).

() WMO et al. (2018), ,Scientific Assessment of Ozone Depletion. Darin wird der Wert mit <<1 angegeben.

(*) WMO et al. (2018). Scientific Assessment of Ozone Depletion.
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ANHANG VII

HOCHSTMENGEN UND BERECHNUNG DER REFERENZWERTE UND QUOTEN FUR DAS
INVERKEHRBRINGEN VON TEILFLUORIERTEN KOHLENWASSERSTOFFEN GEMA (3 ARTIKEL 17

(1) Die Hochstmenge an teilfluorierten Kohlenwasserstoffen, die in einem gegebenen Jahr in der Union in Verkehr
gebracht werden darf, betrdgt:

Jahre Hochstmenge in Tonnen CO,-Aquivalent

2025 -2026 42 874410
2027 -2029 21 665 691
2030 -2032 9132097
2033 -2035 8445713
2036 -2038 6782265
2039 - 2041 6136732
2042 - 2044 5491199
2045 -2047 4845666
2048 - 2049 4200133
ab 2050 0

(2) Der fiir die Hochstmenge geltende Basiswert des Jahres 2015 wird auf 176 700 479 Tonnen CO,-Aquivalent
festgelegt.

(3) Die in den Artikeln 16 und 17 genannten Referenzwerte und Quoten fiir das Inverkehrbringen von teilfluorierten
Kohlenwasserstoffen werden lgerechnet als kumulierte Mengen aller Arten von teilfluorierten Kohlenwasserstoffen,
ausgedriickt in Tonne(n) CO,-Aquivalent und gerundet auf die nichstliegende Tonne.

(4)  Fir jeden Hersteller und Einfithrer werden gemafd Artikel 17 Absatz 1 auf folgende Weise berechnete Referenzwerte
festgelegt:

a) ein Referenzwert fiir das Inverkehrbringen teilfluorierter Kohlenwasserstoffe auf der Grundlage des Jahresdurchschnitts
der von ihm ab dem 1. Januar 2015 rechtmifig in Verkehr gebrachten Mengen teilfluorierter Kohlenwasserstoffe, die
gemif Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 und Artikel 26 der vorliegenden Verordnung fiir die verfiigbaren
Jahre berichtet wurden, unter Beriicksichtigung von Quoteniibertragungen, ohne die Mengen teilfluorierter Kohlenwas-
serstoffe fiir die Verwendungen gemif8 Artikel 26 Absatz 5 der vorliegenden Verordnung im selben Zeitraum, auf der
Grundlage der verfiigbaren Daten;

b) zusitzlich fir Hersteller und Einfithrer, die das Inverkehrbringen von teilfluorierten Kohlenwasserstoffe fiir die
Verwendung gemifl Artikel 26 Absatz 5 Unterabsatz 2 der vorliegenden Verordnung gemeldet haben, ein
Referenzwert auf der Grundlage des Jahresdurchschnitts der Mengen dieser teilfluorierten Kohlenwasserstoffe, die fiir
diese Verwendung ab dem 1. Januar 2020 rechtmifiig in Verkehr gebracht wurden und gemifs Artikel 19 der
Verordnung (EU) Nr. 517/2014 und Artikel 26 der vorliegenden Verordnung fiir die verfiigbaren Jahre berichtet
wurden, auf der Grundlage der verfiigbaren Daten.
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ANHANG VIl

ZUWEISUNGSMECHANISMUS GEMAB ARTIKEL 17

(1) Festlegung der Menge, die den Unternehmen zugewiesen wird, fiir die gemifS Artikel 17 Absatz 1 Referenzwerte
bestimmt wurden.

Jedem Unternehmen, fiir das Referenzwerte bestimmt wurden, wird eine Quote gewihrt, die wie folgt berechnet wird:

a) eine Quote, die 89 % des Referenzwertes gemdf8 Anhang VII Nummer 4 Ziffer a entspricht, multipliziert mit der
Hochstmenge des Jahres, fiir das die Quote zugewiesen wird, geteilt durch den Basiswert von 176 700 479 Tonnen
CO,-Aquivalent ('), sowie,

b) soweit relevant, eine Quote, die dem in Anhang VII Nummer 4 Ziffer b genannten Referenzwert entspricht. Ab 2027
ergibt sich diese Quote durch Multiplikation des Referenzwertes mit dem Faktor 0,85. Ab 2030 entspricht die Quote
dem Referenzwert, multipliziert mit der Hochstmenge des Jahres, fur das die Quote zugewiesen wird, geteilt durch die
Hochstmenge fiir das Jahr 2025.

Wird die Hochstmenge nach Zuweisung der Gesamtmenge der Quoten gemaf$ Unterabsatz 2 {iberschritten, werden alle
Quoten proportional gekiirzt.

(2)  Festlegung der Quote, die den Unternchmen zugewiesen wird, die eine Anmeldung gemif8 Artikel 17 Absatz 3
ibermittelt haben.

Die Gesamtsumme der gemafs Nummer 1 zugewiesenen Quoten wird von der in Anhang VII festgelegten Hochstmenge fiir
das betreffende Jahr abgezogen, um die Reservemenge festzulegen, die Unternehmen zugewiesen wird, die eine Anmeldung
gemif$ Artikel 17 Absatz 3 tibermittelt haben.

Jedes Unternehmen erhilt eine Zuweisung, die einem proportionalen Anteil der Reserve entspricht.

Der proportionale Anteil wird durch Division der Zahl 100 durch die Anzahl der Unternehmen, die eine Anmeldung
tibermittelt haben, berechnet.

(3)  Bei den vorstehenden Berechnungen werden gemafd Artikel 31 festgesetzte Sanktionen beriicksichtigt.

(") Dabei handelt es sich um die fir 2015 (Beginn des Ausstiegs) ermittelte Hochstmenge unter Beriicksichtigung des Austritts des
Vereinigten Konigreichs aus der Union.
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ANHANG IX

GEMA3 ARTIKEL 26 ZU MELDENDE ANGABEN

(1)  Jeder Hersteller gemafd Artikel 26 Absatz 1 Unterabsatz 1 meldet

a) die Gesamtmenge jedes in den Anhingen I, II und III aufgefiihrten Stoffes, die er in der Union hergestellt hat,
einschliefSlich der als Nebenprodukte erzeugten Mengen, wobei zwischen abgeschiedenen und nicht abgeschiedenen
Mengen zu unterscheiden ist und anzugeben ist, welche Mengen der Produktion oder der als Nebenprodukte erzeugten
Mengen, die nicht abgeschieden wurden, zerstért wurden, oder, wenn sie abgeschieden wurden, welche Menge vor dem
Inverkehrbringen entweder in den Anlagen des Herstellers zerstort wurden oder an andere Unternehmen zur
Zerstorung iibergeben wurden, sowie welches Unternehmen die Zerstérung durchgefiihrt hat;

b) die Hauptkategorien der Anwendungen, fiir die die Stoffe verwendet werden;

¢) die Mengen jedes in den Anhingen I, I und III aufgefithrten Stoffes, die er in der Union in Verkehr gebracht hat, wobei
Folgendes getrennt anzugeben ist:

i) die fir die Verwendung als Ausgangsstoff in Verkehr gebrachten Mengen, einschlieflich (nur bei HFKW-23) der
Angabe, ob zuvor eine Abscheidung erfolgt ist oder nicht;

ii) die Direktausfuhren;
iii) die Herstellung von Dosier-Aerosolen fiir die Verabreichung pharmazeutischer Inhaltsstoffe;
iv) die Verwendung in Militirausriistung;

v) die Verwendung zum Atzen von Halbleitermaterial oder zur Reinigung von Kammern fiir die chemische
Beschichtung aus der Gasphase in der Halbleiterindustrie;

vi) die fiir vom Protokoll ausgenommene Verwendungen in der Union hergestellten Mengen teilfluorierter Kohlenwas-
serstoffe;

d) alle Bestinde, tiber die er zu Beginn und am Ende des Berichterstattungszeitraums verfiigte, mit der Angabe, ob sie
bereits in Verkehr gebracht wurden.

(2)  Jeder Einfithrer gemaf$ Artikel 26 Absatz 1 Unterabsatz 1 meldet

a) die Gesamtmenge jedes in den Anhéngen [, Il und III aufgefithrten Stoffes, die er in die Union eingefithrt hat, unter
Angabe der Hauptkategorien der Anwendungen, fiir die die Stoffe verwendet werden, wobei Folgendes getrennt
anzugeben ist:

i)  vom meldenden Unternehmen eingefihrte, nicht in den zollrechtlich freien Verkehr tiberfithrte und wiederaus-
gefithrte Mengen, die in Erzeugnissen oder Einrichtungen enthalten sind;

ii) fiir die Zerstorung bestimmte Mengen mit Angabe des Unternehmens, das die Zerstorung durchfihrt;

i) die Verwendung als Ausgangsstoff, mit gesonderter Angabe der Mengen an teilfluorierten Kohlenwasserstoffen, die
fur die Verwendung als Ausgangsstoff eingefithrt wurde sowie mit Angabe des Unternehmens, das sie als
Ausgangsstoffe nutzt;

iv)  die Direktausfuhren mit Angabe des ausfithrenden Unternehmens;

v) die Herstellung von Dosier-Aerosolen fiir die Verabreichung pharmazeutischer Inhaltsstoffe mit Angabe des
Herstellers;

vi) die Verwendung in Militdrausriistung mit Angabe des Unternehmens, das die Menge fiir diese Verwendung erhilt;

vii) die Verwendung zum Atzen von Halbleitermaterial oder zur Reinigung von Kammern fiir die chemische
Beschichtung aus der Gasphase in der Halbleiterindustrie mit der Angabe des Halbleiterherstellers, der die Stoffe
erhilt;

viii) die in Polyol-Vorgemischen enthaltenen Mengen teilfluorierter Kohlenwasserstoffe;
ix) die Mengen riickgewonnener, recycelter oder aufgearbeiteter teilfluorierter Kohlenwasserstoffe;
x)  die fiir vom Protokoll ausgenommene Verwendungen eingefithrten Mengen teilfluorierter Kohlenwasserstoffe;

die Mengen teilfluorierter Kohlenwasserstoffe sind fiir jedes Herkunftsland gesondert anzugeben;
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b) alle Bestdnde, iiber die er zu Beginn und am Ende des Berichterstattungszeitraums verfiigte, mit der Angabe, ob sie
bereits in Verkehr gebracht wurden oder nicht.

(3)  Jeder Ausfithrer gemdfl Artikel 26 Absatz 1 Unterabsatz 1 meldet die Mengen jedes in den Anhingen I, I und III
aufgefithrten Stoffes, die er aus der Union ausgefiihrt hat, einschlieflich der in Polyol-Vorgemischen enthaltenen
Mengen teilfluorierter Kohlenwasserstoffe, mit der Angabe, ob sie aus eigener Herstellung stammen oder eingefiihrt
wurden oder ob sie von anderen Unternehmen innerhalb der Union erworben wurden.

(4)  Jedes Unternechmen gemaf$ Artikel 26 Absatz 2 meldet

a) die Mengen jedes in den Anhéngen [, Il und IIl aufgefiihrten Stoffes, die zerstort wurden, einschlieflich — in gesonderter
Form — der in Erzeugnissen oder Einrichtungen enthaltenen Mengen dieser Stoffe;

b) alle zu Beginn und am Ende des Berichterstattungszeitraums vorgehaltenen Bestinde jedes in den Anhéngen [, Il und III
aufgefithrten Stoffes, die dazu bestimmt sind, zerstort zu werden, einschlieflich — in gesonderter Form - der in
Erzeugnissen oder Einrichtungen enthaltenen Mengen dieser Stoffe;

¢) die zur Zerstorung der in den Anhingen [, I und III aufgefithrten Stoffe verwendete Technologie.

(5)  Jedes Unternechmen gemafl Artikel 26 Absatz 3 meldet die Mengen jedes in Anhang I aufgefithrten Stoffes, die als
Ausgangsstoff verwendet wurden.

(6) Jedes Unternehmen gemaf$ Artikel 26 Absatz 4 meldet

o

) die Kategorien der Erzeugnisse oder Einrichtungen, die in den Anhingen I, Il und III aufgefiihrte Stoffe enthalten;

AH

die Stiickzahl bei Erzeugnissen und Einrichtungen bzw. die Masse bei nicht zdhlbaren Erzeugnissen wie Schaumen;

(a)
~

alle Mengen jedes in den Anhéngen I, II und III aufgefiihrten Stoffes, die in Erzeugnissen oder Einrichtungen enthalten
sind;

d) die Menge teilfluorierter Kohlenwasserstoffe, mit denen die in den zollrechtlich freien Verkehr tiberfithrten eingefithrten
Einrichtungen befillt sind und die zuvor aus der Union ausgefithrt wurden und unter die Quotenbeschrankungen fiir
das Inverkehrbringen in der Union fielen. In diesem Fall sind in dem Bericht auch das ausfithrende Unternehmen und
das Jahr der Ausfuhr sowie das Unternehmen, das die teilfluorierten Kohlenwasserstoffe erstmals in der Union in
Verkehr gebracht hat, und das Jahr des Inverkehrbringens anzugeben.

(7)  Jedes Unternechmen gemafs Artikel 26 Absatz 5 meldet die Mengen jedes Stoffes, die es von Herstellern und
Einfihrern zur Zerstorung, fiir Verwendungen als Ausgangsstoff, fur Direktausfuhren, zur Herstellung von Dosier-
Aerosolen fiir die Verabreichung pharmazeutischer Inhaltsstoffe, zur Verwendung in Militirausriistung und zur
Verwendung zum Atzen von Halbleitermaterial oder zur Reinigung von Kammern fiir die chemische Beschichtung
aus der Gasphase in der Halbleiterindustrie erhalten hat.

Hersteller von Dosier-Aerosolen fiir die Verabreichung pharmazeutischer Inhaltsstoffe melden die Art der teilfluorierten
Kohlenwasserstoffe und die verwendeten Mengen.

(8)  Jedes Unternehmen gemif Artikel 26 Absatz 6 meldet
a) die Mengen jedes in den Anhingen [, IT und III aufgefiihrten Stoffes, die es aufgearbeitet hat;

b) alle zu Beginn und am Ende des Berichterstattungszeitraums vorgehaltenen Bestdnde jedes in den Anhéngen [, I und III
aufgefithrten Stoffes, die dazu bestimmt sind, aufgearbeitet zu werden.
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ANHANG X

ENTSPRECHUNGSTABELLE

Verordnung (EU) Nr. 517/2014

Vorliegende Verordnung

Artikel 1
Artikel 2 Nummer 1

Artikel 2 Nummer 2

Artikel 2 Nummern 3 und 4

Artikel 2 Nummer 5

Artikel 2 Nummer 6

Artikel 2 Nummer 7

Artikel 2 Nummer 8

Artikel 2 Nummer 9

Artikel 2 Nummer 10
Artikel 2 Nummer 11
Artikel 2 Nummer 12
Artikel 2 Nummer 13
Artikel 2 Nummer 14
Artikel 2 Nummer 15
Artikel 2 Nummer 16
Artikel 2 Nummer 17
Artikel 2 Nummer 18
Artikel 2 Nummer 19
Artikel 2 Nummer 20
Artikel 2 Nummer 21
Artikel 2 Nummer 22
Artikel 2 Nummer 23
Artikel 2 Nummer 24
Artikel 2 Nummer 25
Artikel 2 Nummer 26
Artikel 2 Nummer 27
Artikel 2 Nummer 28
Artikel 2 Nummer 29
Artikel 2 Nummer 30
Artikel 2 Nummer 31

Artikel 2 Nummer 32

Artikel 1

Artikel 2 Buchstabe a
Artikel 3 Nummer 4
Artikel 3 Nummer 2
Artikel 3 Nummer 1
Artikel 3 Nummer 3
Artikel 3 Nummer 5
Artikel 3 Nummer 36
Artikel 3 Nummer 6
Artikel 3 Nummer 9

Artikel 3 Nummer 10

Artikel 3 Nummer 11
Artikel 3 Nummer 12
Artikel 3 Nummer 13
Artikel 3 Nummer 14
Artikel 3 Nummer 15
Artikel 3 Nummer 16
Artikel 3 Nummer 17
Artikel 3 Nummer 18
Artikel 3 Nummer 19
Artikel 3 Nummer 20
Artikel 3 Nummer 21
Artikel 3 Nummer 22
Artikel 3 Nummer 23
Artikel 3 Nummer 24
Artikel 3 Nummer 26
Artikel 3 Nummer 27
Artikel 3 Nummer 28

Artikel 3 Nummer 29

Artikel 11 Absatz 3 Unterabsatz 2 und Anhang IV Nummer 1

6467
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Verordnung (EU) Nr. 517/2014

Vorliegende Verordnung

Artikel 2 Nummer 33
Artikel 2 Nummer 34
Artikel 2 Nummer 35
Artikel 2 Nummer 36
Artikel 2 Nummer 37
Artikel 2 Nummer 38
Artikel 2 Nummer 39
Artikel 3 Absatz 1
Artikel 3 Absatz 2
Artikel 3 Absatz 3
Artikel 3 Absatz 4
Artikel 4

Artikel 5

Artikel 6

Artikel 7 Absatz 1
Artikel 7 Absatz 2
Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 1
Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 2
Artikel 8 Absatz 2
Artikel 8 Absatz 3
Artikel 9

Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1
Artikel 10 Absatz 2
Artikel 10 Absatz 3
Artikel 10 Absatz 4
Artikel 10 Absatz 5
Artikel 10 Absatz 6
Artikel 10 Absatz 7
Artikel 10 Absatz 8
Artikel 10 Absatz 9
Artikel 10 Absatz 10
Artikel 10 Absatz 11
Artikel 10 Absatz 12
Artikel 10 Absatz 13
Artikel 10 Absatz 14
Artikel 10 Absatz 15

Artikel 3 Nummer 30

Artikel 3 Nummer 31

Artikel 3 Nummer 32

Artikel 3 Nummer 33

Artikel 3 Nummer 34

Artikel 3 Nummer 35

Artikel 4 Absatz 1

Artikel 4 Absatz 3

Artikel 4 Absatz 5

Artikel 4 Absatz 7

Artikel 5

Artikel 6

Artikel 7

Artikel 4 Absatz 4

Artikel 4 Absatz 6

Artikel 8 Absatz 1

Artikel 8 Absatz 2

Artikel 8 Absatz 7

Artikel 8 Absatz 10

Artikel 9

Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 und Artikel 10 Absatz 3
Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a
Artikel 10 Absatz 5

Artikel 10 Absatz 7

Artikel 10 Absatz 2 und Artikel 10 Absatz 4
Artikel 10 Absatz 9

Artikel 10 Absatz 10
Artikel 10 Absatz 12
Artikel 10 Absatz 8

Artikel 10 Absatz 11
Artikel 10 Absatz 13
Artikel 10 Absatz 14
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Verordnung (EU) Nr. 517/2014

Vorliegende Verordnung

Artikel 11 Absatz 1

Artikel 11 Absatz 2

Artikel 11 Absatz 3

Artikel 11 Absatz 4

Artikel 11 Absatz 5

Artikel 11 Absatz 6

Artikel 12 Absitze 1 bis 12
Artikel 12 Absatz 13

Artikel 12 Absatz 14

Artikel 12 Absatz 15

Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 1
Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 2
Artikel 13 Absatz 2

Artikel 13 Absatz 3

Artikel 14 Absatz 1

Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 1
Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 2
Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 3
Artikel 14 Absatz 3

Artikel 14 Absatz 4

Artikel 15 Absatz 1 Unterabsatz 1
Artikel 15 Absatz 1 Unterabsatz 2
Artikel 15 Absatz 2

Artikel 15 Absatz 3

Artikel 15 Absatz 4

Artikel 16 Absatz 1

Artikel 16 Absatz 2

Artikel 16 Absatz 3

Artikel 16 Absatz 4

Artikel 16 Absatz 5

Artikel 17 Absatz 1 Unterabsatz 1
Artikel 17 Absatz 1 Unterabsatz 2
Artikel 17 Absatz 1 Unterabsatz 3
Artikel 17 Absatz 2

Artikel 17 Absatz 3

Artikel 17 Absatz 4

Artikel 18 Absatz 1

Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 1
Artikel 11 Absatz 2

Artikel 11 Absatz 5

Artikel 11 Absatz 6

Artikel 11 Absatz 7

Artikel 12 Absitze 1 bis 13
Artikel 12 Absatz 16

Artikel 12 Absatz 17

Artikel 12 Absatz 18

Artikel 13 Absatz 1

Artikel 13 Absatz 2
Artikel 19 Absatz 1
Artikel 19 Absatz 2 Unterabsatz 1
Artikel 19 Absatz 3
Artikel 19 Absatz 2 Unterabsatz 3
Artikel 19 Absatz 2 Unterabsatz 2
Artikel 19 Absatz 4
Artikel 16 Absatz 1 Unterabsatz 1
Artikel 16 Absatz 2
Artikel 16 Absatz 6
Artikel 16 Absatz 4
Artikel 17 Absatz 3
Artikel 17 Absatz 1
Artikel 17 Absatz 3
Artikel 17 Absatz 4
Artikel 20 Absatz 1
Artikel 20 Absatz 4

Artikel 20 Absatz 6

Artikel 20 Absatz 7
Artikel 21 Absatz 1 Unterabsatz 1
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Amtsblatt DE
der Europdischen Union Reihe L

2024/581 20.2.2024

DURCHFUHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2024/581 DER KOMMISSION
vom 16. Februar 2024

iiber die harmonisierte Norm fiir die Akkreditierung medizinischer Laboratorien zur Unterstiitzung
der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europiischen Parlaments und des Rates

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 zur
europdischen Normung, zur Anderung der Richtlinien 89/686/EWG und 93/15[EWG des Rates sowie der
Richtlinien ~ 94/9/EG, 94/25/EG, 95/16/EG, 97/23/EG, 98/34/EG, 2004[22[EG, 2007/23[EG, 2009/23[EG
und 2009/105/EG des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Authebung des Beschlusses 87/95/EWG des Rates
und des Beschlusses Nr. 1673/2006/EG des Europiischen Parlaments und des Rates ('), insbesondere auf Artikel 10
Absatz 6,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Nach Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europiischen Parlaments und des Rates (%) wird
bei nationalen Akkreditierungsstellen, die die Ubereinstimmung mit den Kriterien der jeweiligen harmonisierten
Norm, deren Fundstelle im Amtsblatt der Europdischen Union veroffentlicht wurde, dadurch unter Bewetis stellen, dass
sie sich erfolgreich der in Artikel 10 der genannten Verordnung festgelegten Beurteilung unter Gleichrangigen
unterzogen haben, vermutet, dass sie die Anforderungen des Artikels 8 der Verordnung erfiillen.

(2) In der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 wird ,Akkreditierung” definiert als die Bestitigung einer nationalen
Akkreditierungsstelle, dass eine Konformitdtsbewertungsstelle neben etwaigen zusitzlichen sektorspezifischen
Anforderungen die Anforderungen harmonisierter Normen erfillt.

(3)  Mit ihrem Durchfithrungsbeschluss C(2021) 9277 (}) beauftragte die Kommission das Europdische Komitee fiir
Normung (CEN) und das Europiische Komitee fiir elektrotechnische Normung (Cenelec) mit der Ausarbeitung und
Uberarbeitung harmonisierter Normen zur Unterstiitzung der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 und der in Anhang 1I
Nummer 2 des genannten Beschlusses aufgefithrten Unionsvorschriften. Die Kommission forderte dazu auf, die in
Anhang [ Tabelle 2 des Durchfithrungsbeschlusses C(2021) 9277 aufgefithrten harmonisierten Normen auf
Normen der Internationalen Organisation fiir Normung (ISO) und der Internationalen Elektrotechnischen
Kommission (IEC) zu stiitzen.

(4)  Aufder Grundlage des Auftrags im Durchfithrungsbeschluss C(2021) 9277 iiberarbeitete das CEN die harmonisierte
Norm EN ISO 15189:2012, deren Fundstelle in der Mitteilung 2018/C 209/02 der Kommission (*) veréffentlicht
wurde. Daraufhin wurden die harmonisierte Norm EN ISO 15189:2022 und ihre Anderung EN
ISO 15189:2022/A11:2023 angenommen.

(50  Die Kommission hat gemeinsam mit dem CEN gepriift, ob die Norm EN ISO 15189:2022, gedndert durch EN
ISO 15189:2022/A11:2023, dem im Durchfithrungsbeschluss C(2021) 9277 formulierten Normungsauftrag
entspricht.

() ABLL 316 vom 14.11.2012,S.12.

() Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 iiber die Vorschriften fiir die
Akkreditierung und zur Authebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABL L 218 vom 13.8.2008, S. 30. ELL https://eur-
lex.europa.eu/eli/reg/2008/765/0j).

() Durchfithrungsbeschluss C(2021) 9277 der Kommission vom 17. Dezember 2021 iiber einen Normungsauftrag an das Europdische
Komitee fiirr Normung und das Europdische Komitee fiir elektrotechnische Normung in Bezug auf Akkreditierung und Konformitts-
bewertung zur Unterstiitzung der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates.

(*) Mitteilung der Kommission 2018/C 209/02 im Rahmen der Durchfithrung der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europdischen
Parlaments und des Rates, Beschluss Nr. 768/2008/EG des Europdischen Parlaments und des Rates, Verordnung (EG) Nr. 1221/2009
des Europiischen Parlaments und des Rates (Verdffentlichung der Titel und der Bezugsnummern der harmonisierten Normen im Sinne der
Harmonisierungsrechtsvorschriften der EU) (ABL. C 209 vom 15.6.2018, S. 12).
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(6)  Die Norm EN ISO 15189:2022, gedndert durch EN ISO 15189:2022/A11:2023, erfiillt die Anforderungen, die sie
abdecken soll, und erméglicht es einer nationalen Akkreditierungsstelle, ihren Verpflichtungen gemdf Artikel 8
Absatz 10 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 nachzukommen. Daher ist es angezeigt, die Fundstelle dieser

harmonisierten Norm und ihrer Anderung im Amtsblatt der Europdischen Union zu verdffentlichen.

(7)  Die harmonisierte Norm EN ISO 15189:2022, gedndert durch EN ISO 15189:2022/A11:2023, ersetzt die
harmonisierte Norm EN ISO 15189:2012. Daher ist es notwendig, die Fundstelle der harmonisierten Norm EN
1SO 15189:2012 aus dem Amtsblatt der Europdischen Union zu entfernen.

(8)  Damit die nationalen Akkreditierungsstellen Zeit haben, ihre Akkreditierungssysteme fiir medizinische Laboratorien
zur Anwendung der harmonisierten Norm EN ISO 15189:2022, gedndert durch EN ISO 15189:2022/A11:2023,
anzupassen, muss die Streichung der Fundstelle der harmonisierten Norm EN ISO 15189:2012 verschoben werden.

(9)  Die Einhaltung der in der einschldgigen harmonisierten Norm festgelegten Kriterien begriindet die Vermutung der
Konformitdt mit den entsprechenden Akkreditierungsanforderungen ab dem Datum der Verdffentlichung der

Fundstelle dieser Norm im Amtsblatt der Europdischen Union. Dieser Beschluss sollte daher am Tag seiner
Veroffentlichung in Kraft treten —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1
Die Fundstelle der harmonisierten Norm EN ISO 15189:2022, gedndert durch EN ISO 15189:2022/A11:2023 Medizinische
Laboratorien — Anforderungen an die Qualitit und Kompetenz (ISO 15189:2022), die zur Unterstiitzung der Verordnung (EG)
Nr. 765/2008 ausgearbeitet wurde, wird hiermit im Amtsblatt der Europdischen Union verdffentlicht.

Artikel 2
Die Fundstelle der harmonisierten Norm EN ISO 15189:2012 Medizinische Laboratorien — Anforderungen an die Qualitdt und

Kompetenz (ISO 15189:2012, korrigierte Fassung 2014-08-15) wird hiermit zum 20. August 2025 aus dem Amtsblatt der
Europdischen Union entfernt.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Briissel, den 16. Februar 2024

Fiir die Kommission
Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN
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VERORDNUNG (EU) 2024/ 590 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 7. Februar 2024

iiber Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht fithren, und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1005/2009

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1,
auf Vorschlag der Europiischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (%),

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Im européischen Griinen Deal gemif$ der Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 wurde eine neue
Wachstumsstrategie fiir die Union vorgestellt, mit der sich die Union zu einer fairen und wohlhabenden Gesellschaft
mit einer modernen, ressourceneffizienten und wettbewerbsfihigen Wirtschaft wandeln soll. Er bekriftigt das
Bestreben der Kommission, Europa bis 2050 zum ersten klimaneutralen Kontinent und Null-Schadstoff-Kontinent
zu machen, und zielt darauf ab, die Gesundheit und das Wohlergehen der Biirgerinnen und Biirger vor
umweltbedingten Risiken und Auswirkungen zu schiitzen und dabei gleichzeitig fiir einen inklusiven, fairen und
gerechten Ubergang zu sorgen, bei dem niemand zuriickgelassen wird. Dariiber hinaus ist die Union der
Sicherstellung der umfassenden Umsetzung der Verordnung (EU) 2021/1119 des Européischen Parlaments und des
Rates (}) und des mit dem Beschluss (EU) 2022/591 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) geschaffenen
achten Umweltaktionsprogramms sowie der Agenda 2030 der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung und
den darin enthaltenen Zielen fiir nachhaltige Entwicklung verpflichtet.

(2)  Die Ozonschicht schiitzt Menschen und andere Lebewesen vor der schidlichen ultravioletten (UV-)Strahlung der
Sonne. Es ist wissenschaftlich erwiesen, dass kontinuierliche Emissionen von ozonabbauenden Stoffen die
Ozonschicht erheblich schidigen, was zu schwerwiegenden negativen Auswirkungen auf die menschliche
Gesundheit, die Okosysteme und die Biosphire sowie zu schweren wirtschaftlichen Folgen fiihrt, wenn keine
Gegenmafnahmen ergriffen werden.

(3)  GemiR dem Beschluss 88/540/EWG des Rates (°) wurde die Union Vertragspartei des Wiener Ubereinkommens zum
Schutz der Ozonschicht () und des Montrealer Protokolls iiber Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht
fithren () (im Folgenden ,Protokoll“). Das Protokoll und die nachfolgenden Beschliisse der Vertragsparteien bilden
eine Reihe weltweit verbindlicher Kontrollmafnahmen zur Bekimpfung des Abbaus der Ozonschicht.

(") ABL C 365 vom 23.9.2022, S. 50.

(®) Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 16. Januar 2024 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Beschluss des Rates vom
29. Januar 2024.

() Verordnung (EU) 2021/1119 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung des Rahmens fiir die
Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und (EU) 2018/1999 (,Européisches
Klimagesetz“) (ABL. L 243 vom 9.7.2021, S. 1).

() Beschluss (EU) 2022/591 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 6. April 2022 iiber ein allgemeines Umweltaktions-
programm der Union fiir die Zeit bis 2030 (ABL. L 114 vom 12.4.2022, S. 22).

() Entscheidung 88/540/EWG des Rates vom 14. Oktober 1988 iiber den Abschluss des Wiener Ubereinkommens zum Schutz der
Ozonschicht und des Montrealer Protokolls iiber Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht fithren (ABL L 297 vom 31.10.1988,
S. 8).

(9 ABLL 297 vom 31.10.1988, S. 10.

() ABLL 297 vom 31.10.1988, S. 21.
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(4)  Die Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates (%) stellt unter anderem sicher, dass
die Union die Bestimmungen des Protokolls einhilt. Die Kommission kam in ihrer Evaluierung dieser Verordnung zu
dem Schluss, dass die mit dieser Verordnung eingefithrten Kontrollmafnahmen im Allgemeinen weiterhin
zweckmifig sind, dass sie effizient sind und dass sie in erheblichem Maf zur Erholung der stratospharischen
Ozonschicht und zur Einddimmung der Klimaerwarmung beigetragen haben.

(5)  Es gibt eindeutige Belege fiir einen Riickgang der Belastung der Atmosphire durch ozonabbauende Stoffe und fiir
eine Erholung der stratospharischen Ozonschicht. Aus jiingst durchgefithrten Bewertungen geht jedoch hervor, dass
die Erholung der Ozonschicht nach wie vor fragil ist und dass das Konzentrationsniveau von vor 1980
voraussichtlich nicht vor Mitte des 21. Jahrhunderts wieder erreicht wird. Daher stellt die erhohte UV-Strahlung
nach wie vor eine erhebliche Bedrohung fiir die Gesundheit und die Umwelt dar. Um weitere Verzogerungen bei der
Erholung der Ozonschicht zu vermeiden, muss sichergestellt werden, dass die bestehenden Verpflichtungen
vollstindig umgesetzt werden, dass mehr in Bezug auf die verbleibenden Emissionsquellen unternommen wird,
damit die Emissionen zuriickgehen, und dass die erforderlichen Malnahmen ergriffen werden, um alle anstehenden
Herausforderungen rasch und wirksam zu bewiltigen.

(6)  Die meisten ozonabbauenden Stoffe besitzen zudem hohes Treibhauspotenzial (im Folgenden ,GWP“) und tragen
zum Anstieg der Temperatur auf der Erde bei. In Anbetracht der wichtigen Erkenntnisse des Sonderberichts des
Weltklimarats (IPCC) von 2021 sollte mit der vorliegenden Verordnung sichergestellt werden, dass alle moglichen
Anstrengungen unternommen werden, um die Emissionen von ozonabbauenden Stoffen zu verringern. Die
Verringerung von Emissionen trigt dazu bei, das Ziel des Ubereinkommens von Paris, das im Rahmen der
UN-Klimarahmenkonvention (UNFCCC) angenommen wurde () (im Folgenden ,Ubereinkommen von Paris), zu
erreichen, den Anstieg der durchschnittlichen Erdtemperatur deutlich unter 2 °C iiber dem vorindustriellen Niveau
zu halten und Anstrengungen zu unternechmen, um den Temperaturanstieg auf 1,5 °C iiber dem vorindustriellen
Niveau zu begrenzen.

(7)  Um das Bewusstsein fiir das GWP von ozonabbauenden Stoffen zu schirfen, sollte in dieser Verordnung neben dem
Ozonabbaupotenzial der Stoffe auch ihr jeweiliges GWP aufgefiihrt werden.

(8) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 und fritheren Rechtsakten der Union wurden strengere
Kontrollmafnahmen eingefithrt als im Protokoll vorgesehen, die restriktivere Vorschriften fiir die Ein- und Ausfuhr
umfassen.

(9)  Gemidf der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 wurden die Herstellung und das Inverkehrbringen von
ozonabbauenden Stoffen fiir nahezu alle Verwendungszwecke schrittweise eingestellt. Das Inverkehrbringen von
Erzeugnissen und Einrichtungen, die ozonabbauende Stoffe enthalten bzw. deren Funktionieren von
ozonabbauenden Stoffen abhidngt, wurde ebenfalls verboten, mit Ausnahme bestimmter Fille, in denen die
Verwendung solcher Stoffe noch zulissig ist. Auch nach dem schrittweisen Ausstieg aus der Verwendung von
ozonabbauenden Stoffen ist es unter bestimmten Bedingungen notwendig, Ausnahmen fiir bestimmte
Verwendungszwecke zuzulassen, fiir die es noch keine Alternativen gibt.

(10) Die Produktion von ozonabbauenden Stoffen in der Union war 2021 héher als in den vorangegangenen zehn Jahren,
wobei sie 2021 gegeniiber 2020 um 27 % gestiegen war. Dem Bericht der Europdischen Umweltagentur mit dem
Titel ,,Ozone-depleting substances, 2022 zufolge ist der Anstieg zu 90 % auf die Verwendung von ozonabbauenden
Stoffen als Ausgangsstoffe zuriickzufithren. Thre Verwendung als Ausgangsstoffe nahm 2021 gegeniiber 2020 um
11 % zu. Zwar ist eine Ausnahmeregelung fiir ozonabbauende Stoffe, die als Ausgangsstoffe fiir die chemische
Herstellung  bestimmter Waren, einschlieflich ~ Arzneimitteln, verwendet werden, angesichts niedriger
Emissionsraten und des Fehlens praktikabler Alternativen gerechtfertigt, doch ist es wichtig, die Verfiigbarkeit von
Alternativen sowie die tatsichlichen Emissionsmengen bestehender Verwendungen von ozonabbauenden Stoffen
als Ausgangsstoffe zu priifen. Sofern angezeigt, sollte die Kommission delegierte Rechtsakte zur Erstellung einer
Liste chemischer Herstellungsverfahren erlassen, bei denen die Verwendung der in Anhang I aufgefiihrten
ozonabbauenden Stoffe als Ausgangsstoffe verboten ist. Diese delegierten Rechtsakte sollten der Verfiigbarkeit
technisch und wirtschaftlich praktikabler Alternativen Rechnung tragen; als Grundlage sollten dabei die im Rahmen
des Protokolls durchgefithrten technischen Bewertungen dienen, insbesondere die vierjahrlichen Berichte und andere
von den Bewertungsausschiissen im Rahmen des Protokolls erstellte technische Berichte, die Bewertungen der
verfiigbaren Alternativen zu bestehenden Verwendungen als Ausgangsstoffe sowie der Emissionsmengen
bestehender Verwendungen von ozonabbauenden Stoffen als Ausgangsstoffe umfassen und eine hinreichende
Entscheidungsgrundlage beziiglich der Frage bieten, ob bestimmte Verwendungen von ozonabbauenden Stoffen als
Ausgangsstoffe verboten werden miissen. Liegen keine solchen Bewertungen, die im Rahmen des Protokolls

() Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 iiber Stoffe, die zum Abbau der
Ozonschicht fithren (ABI. L 286 vom 31.10.2009, S. 1).
() ABLL 282 vom 19.10.2016, S. 4.
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durchgefiihrt wurden, vor, so sollte die Kommission auf der Grundlage technischer Daten ihre eigene Bewertung der
bestehenden Verwendungen von ozonabbauenden Stoffen als Ausgangsstoffe, der damit verbundenen Emissionen
und Auswirkungen auf die Ozonschicht und das Klima sowie der Verfiigbarkeit technisch und wirtschaftlich
praktikabler Alternativen vornehmen und auf der Grundlage dieser Bewertung, sofern angezeigt, einen delegierten
Rechtsakt zur Erstellung der Liste chemischer Herstellungsverfahren erlassen, bei denen die Verwendung der in
Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe als Ausgangsstoffe verboten ist. Die Liste kann auf der Grundlage
der Ergebnisse der von den Bewertungsausschiissen im Rahmen des Protokolls erstellten vierjdhrlichen Berichte
oder der eigenen Bewertung der Kommission aktualisiert werden.

(11) In Anbetracht der geringen Mengen an ozonabbauenden Stoffen, die tatsichlich fiir wesentliche Labor- und
Analysezwecke verwendet werden, muss in dieser Hinsicht eine verhiltnismafige Kontrolle festgelegt werden. Die
Registrierungspflicht gemaf8 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 sollte durch die Pflicht zur Aufbewahrung von
Aufzeichnungen ersetzt werden, um einer rechtswidrigen Verwendung vorzubeugen und die Entwicklung von
Alternativen zu iiberwachen.

(12) Das Inverkehrbringen und die Verwendung von Halonen sollten nur fiir kritische Verwendungszwecke zugelassen
sein, die unter Berlicksichtigung der Verfiigbarkeit alternativer Stoffe oder Technologien und der Entwicklungen bei
internationalen Normen festgelegt werden sollten.

(13) Der im Rahmen des Protokolls eingesetzte wissenschaftliche Beurteilungsausschuss fiir Halone (Halon Technical
Options Committee (HTOC)) wies darauf hin, dass die Vorrite an gebrauchten Halonen fiir kritische
Verwendungszwecke moglicherweise nicht ausreichen, um den Bedarf auf globaler Ebene ab 2030 zu decken. Um
zu vermeiden, dass zur Deckung des kiinftigen Bedarfs Halone neu hergestellt werden miissen, ist es wichtig,
Mafnahmen zu ergreifen, um die Verfiigbarkeit von Halonen zu erhohen, die aus Einrichtungen zuriickgewonnen
wurden, und eine angemessene Uberwachung dieser Halone zu gewahrleisten.

(14) Gemaif der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 ist die Ausnahmeregelung, die fiir die Verwendung von Methylbromid
fur alle kritischen Verwendungszwecke, einschlieflich fir den Quarantinebereich und die Behandlung vor dem
Transport, galt, am 18. Mirz 2011 ausgelaufen. Das Protokoll sieht Bestimmungen fiir die Verwendung in Notfallen
vor. Diese Bestimmungen wurden in der Union bislang nicht angewandt. Es ist daher unwahrscheinlich, dass ein
Akteur in der Union von diesen Bestimmungen Gebrauch machen miisste. Da jedoch kiinftige Notfille nicht
ausgeschlossen werden konnen, sollte die Moglichkeit, in Notfdllen Ausnahmen zu gewihren, zwecks Anpassung
der vorliegenden Verordnung an das Protokoll bestehen bleiben, insbesondere bei einem plétzlichen Befall durch
besondere Schidlinge oder einem plotzlichen Ausbruch besonderer Krankheiten, wenn eine solche Verwendung in
Notfillen gemdff den Verordnungen (EG) Nr. 1107/2009 (*) und (EU) Nr. 528/2012 (*') des Europdischen
Parlaments und des Rates zu gestatten ist. In solchen Fillen sollten die zur Minimierung von Emissionen getroffenen
Vorkehrungen, z. B. die Anwendung von praktisch undurchldssigen Folien bei der Bodenbehandlung, niher
spezifiziert werden.

(15) Es besteht zunehmend Besorgnis iiber die Auswirkungen einiger der in Anhang II aufgefithrten, nicht durch das
Protokoll kontrollierten ozonabbauenden Stoffe auf die weltweiten Emissionen, darunter die Zunahme der
Konzentration von Dichlormethan in der Atmosphire, durch die sich die Erholung der stratosphirischen
Ozonschicht verzogern konnte. Im Jahr 2021 war die in der Union hergestellte Menge (in Tonnen) solcher
ozonabbauenden Stoffe etwa viermal so hoch wie die hergestellte Menge der nach dem Protokoll kontrollierten
ozonabbauenden Stoffe. Unter dem Gesichtspunkt des Ozonabbaupotenzials (in Tonnen) hingegen fiel die
Herstellung ungefihr viermal geringer aus als jene der in Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe. Es bedarf
weiterer Einddmmungsmafnahmen und eine stirkere Uberwachung ist von grofSer Bedeutung, einschlielich durch
Bestimmungen in Bezug auf die Riickgewinnung oder Zerstorung, die Beseitigung von Undichtigkeiten und die
Verhinderung einer unbeabsichtigten Freisetzung von nicht unter das Protokoll fallenden ozonabbauenden Stoffen.

(16) Die in dieser Verordnung festgelegten Beschriankungen fiir Erzeugnisse und Einrichtungen, die ozonabbauende Stoffe
enthalten, sollten auch fir Erzeugnisse und Einrichtungen gelten, deren Funktionieren von solchen Stoffen abhingt,
um eine Umgehung dieser Beschrankungen zu verhindern.

(17) Es muss sichergestellt werden, dass ozonabbauende Stoffe fiir die Zwecke der Aufarbeitung in der Union in Verkehr
gebracht werden diirfen. Ozonabbauende Stoffe sowie Erzeugnisse und Einrichtungen, die diese Stoffe enthalten
oder zu ihrem Funktionieren bendtigen, sollten auch zum Zweck der Zerstérung durch von den Vertragsparteien
des Protokolls zugelassene, oder noch nicht durch diese Vertragsparteien zugelassene, aber dem Unionsrecht und
dem nationalen Recht entsprechende Technologien in Verkehr gebracht werden diirfen.

(") Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 iiber das Inverkehrbringen von
Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates (ABL L 309 vom 24.11.2009,
S. 1).

(") Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 iiber die Bereitstellung auf dem Markt
und die Verwendung von Biozidprodukten (ABL. L 167 vom 27.6.2012, S. 1).
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(18) Nicht wieder auffiillbare Behdlter fiir ozonabbauende Stoffe sollten verboten werden, da in diesen Behaltern nach der
Entleerung unweigerlich Kaltemittel verbleiben, die dann in die Atmosphire freigesetzt werden. Mit dieser
Verordnung sollte ihre Ausfuhr, ihre Einfuhr, ihr Inverkehrbringen, ihre anschliefende Lieferung oder ihre
Bereitstellung auf dem Markt und ihre Verwendung aufSer zu Labor- und Analysezwecken verboten werden. Um
sicherzustellen, dass wieder auffiillbare Behilter fiir ozonabbauende Stoffe wieder aufgefiillt und nicht entsorgt
werden, sollten Unternehmen dazu verpflichtet werden, beim Inverkehrbringen von wieder auffillbaren Behiltern
eine Konformititserklirung mit Nachweisen iiber die Vorkehrungen fiir die Riickgabe zwecks Wiederauftullung
vorzulegen.

(19) In der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates (*?) wird die Kennzeichnung von
Stoffen, die als ozonabbauende Stoffe eingestuft sind, sowie die Kennzeichnung von Gemischen, die solche Stoffe
enthalten, geregelt. Da ozonabbauende Stoffe, die zur Verwendung als Ausgangsstoffe, Verarbeitungshilfsstoffe
sowie fiir wesentliche Labor- und Analysezwecke hergestellt werden, fiir den zollrechtlich freien Verkehr iiberlassen
werden diirfen, sollten diese Stoffe von Stoffen unterschieden werden, die fiir andere Verwendungszwecke
hergestellt werden.

(20) Die Ausfuhr von Erzeugnissen und Einrichtungen, die teilhalogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe enthalten, sollte
ausnahmsweise gestattet werden konnen, wenn es vorteilhafter sein konnte, die Verbringung dieser Erzeugnisse und
Einrichtungen am Ende ihrer natiirlichen Lebensdauer in ein Drittland zu genehmigen, als sie in der Union aufer
Betrieb zu nehmen und zu entsorgen.

(21) Da das Herstellungsverfahren einiger ozonabbauender Stoffe zur Emission des fluorierten Treibhausgases
Trifluormethan als Nebenprodukt fiihren kann, sollten als Voraussetzung fiir das Inverkehrbringen des
ozonabbauenden Stoffs solche als Nebenprodukte entstandenen Emissionen zerstort oder fiir eine spitere
Verwendung riickgewonnen werden. Die Hersteller und Einfithrer sollten verpflichtet werden, die Minderungs-
mafinahmen zur Vermeidung von Trifluormethanemissionen wihrend des Herstellungsprozesses zu dokumentieren
und einen Nachweis iiber die Zerstorung oder Riickgewinnung solcher als Nebenprodukt entstandenen Emissionen
im Einklang mit den besten verfiigbaren Techniken zu erbringen. Zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens desozonab-
bauenden Stoffs sollte eine Konformititserklirung vorgelegt werden.

(22)  Zur Erleichterung der Zollkontrollen ist es wichtig, die Informationen festzulegen, die den Zollbehorden der
Mitgliedstaaten (im Folgenden ,Zollbehorden®) bei Ein- und Ausfuhren der unter diese Verordnung fallenden
ozonabbauenden Stoffe und Erzeugnisse und Einrichtungen vorzulegen sind, sowie die Aufgaben der Zollbehorden
und gegebenenfalls der Marktiiberwachungsbehorden bei der Umsetzung der Verbote und Beschrinkungen der Ein-
und Ausfuhr dieser Stoffe Erzeugnisse und Einrichtungen festzulegen. Die Verordnung (EU) 2019/1020 des
Europdischen Parlaments und des Rates (**), die Vorschriften fiir die Marktiiberwachung und die Kontrolle von auf
den Unionsmarkt gelangenden Erzeugnissen enthalt, gilt fir die unter die vorliegende Verordnung fallenden Stoffe,
Erzeugnisse und Einrichtungen, sofern es keine spezifischen Bestimmungen zur eingehenderen Regulierung
bestimmter Aspekte der Marktiiberwachung und der Durchsetzung gibt. In Fillen, in denen die vorliegende
Verordnung spezifische Bestimmungen, etwa iiber Zollkontrollen, erhalt, haben diese spezifischeren Bestimmungen
Vorrang und ergdnzen damit die Vorschriften der Verordnung (EU) 2019/1020. Im Interesse des Umweltschutzes
sollte die vorliegende Verordnung fiir alle Formen der Lieferung von unter diese Verordnung fallenden
ozonabbauenden Stoffen gelten, einschliefSlich des Fernabsatzes geméf Artikel 6 der Verordnung (EU) 2019/1020.

(23) Um den illegalen Handel mit verbotenen Stoffen, Erzeugnissen und Einrichtungen, die unter diese Verordnung fallen,
zu verhindern, sollten die darin festgelegten Verbote sowie die Lizenzpflicht fiir den Handel nicht nur fiir das
Verbringen von Waren in das Zollgebiet der Union zwecks Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr gelten,
sondern auch fir die voriibergehende Verwahrung und alle anderen nach dem Zollrecht der Union geltenden
Zollverfahren. Fir Waren in voriibergehender Verwahrung sollten Erleichterungen bei der Lizenzerteilung
zugelassen werden, um eine unnotige Belastung der Unternehmen und der Zollbehorden zu vermeiden.

(") Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 iiber die Einstufung,
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Anderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG
und 1999/45EG und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABL. L 353 vom 31.12.2008, S. 1).

() Verordnung (EU) 2019/1020 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 iiber Marktiiberwachung und die
Konformitit von Produkten sowie zur Anderung der Richtlinie 2004/42/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 765/2008 und (EU)
Nr. 305/2011 (ABL L 169 vom 25.6.2019, S. 1).
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Das Lizenzvergabesystem fiir die Ein- und Ausfuhr von ozonabbauenden Stoffen ist eine wesentliche Anforderung d
Protokolls zur Uberwachung des Handels und zur Verhinderung rechtswidriger Handlungen in dieser Hinsicht. Die
Lizenzen sollten befristet sein, damit sichergestellt ist, dass die Unternehmen in regelmifigen Abstinden priifen, ob
Alternativen verwendet werden konnen. Um automatische Zollkontrollen in Echtzeit auf Sendungsebene sowie
einen elektronischen Austausch und die elektronische Speicherung von Informationen iiber alle Sendungen von
Stoffen, und die unter diese Verordnung fallenden Erzeugnissen und Einrichtungen, die den Zollbehdrden gestellt
werden, zu gewihrleisten, ist es erforderlich, das elektronische Lizenzvergabesystem fiir ozonabbauende Stoffe mit
der Single-Window-Umgebung der Europiischen Union fiir den Zoll (im Folgenden ,Single-Window-Umgebung der
EU fir den Zoll) zu vernetzen, die mit der Verordnung (EU) 2022/2399 des Europiischen Parlaments und des
Rates (') eingerichtet wurde. Angesichts dieser Verkniipfung mit der Single-Window-Umgebung der EU fiir den Zoll
wire es unverhaltnismagig, in der Union ein Lizenzvergabesystem fiir die Verbringung vorzusehen.

Um sicherzustellen, dass Stoffe, Erzeugnisse und Einrichtungen, die unter diese Verordnung fallen und illegal in die
Union eingefithrt wurden, nicht wieder auf den Markt gelangen, sollten die zustindigen Behorden der
Mitgliedstaaten diese Stoffe, Erzeugnisse und Einrichtungen beschlagnahmen oder zur Entsorgung sicherstellen. Die
Wiederausfuhr von Stoffen, Erzeugnissen oder Einrichtungen, die unter diese Verordnung fallen, sollte in jedem Fall
untersagt werden.

Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass die Bediensteten der Zollbehorden oder andere im Einklang mit den
nationalen Vorschriften befugten Personen, die Kontrollen im Rahmen dieser Verordnung durchfithren, tiber
angemessene Ressourcen und Kenntnisse verfiigen, beispielsweise durch Schulungen, die ihnen zur Verfiigung
gestellt werden, und dass sie hinreichend ausgestattet sind, um gegen Fille des illegalen Handels mit
ozonabbauenden Stoffen, Erzeugnissen und Einrichtungen, die unter diese Verordnung fallen, vorzugehen. Die
Mitgliedstaaten sollten die Zollstellen oder andere Orte benennen, die diese Voraussetzungen erfiillen und daher
beauftragt sind, Zollkontrollen bei der Einfuhr, der Ausfuhr und im Falle der Durchfuhr durchzufiihren.

Die Zusammenarbeit und der Austausch der erforderlichen Informationen zwischen allen zustidndigen Beh6rden der
Mitgliedstaaten, die an der Durchfiihrung dieser Verordnung beteiligt sind, d. h. Zollbehérden, Marktiiberwachungs-
behérden, Umweltbehorden und anderen zustindigen Behorden mit Inspektionsaufgaben, zwischen den
Mitgliedstaaten und mit der Kommission, sind fiir die Bekdmpfung von Verstoflen gegen diese Verordnung,
insbesondere des illegalen Handels, duflerst wichtig. Da der Austausch zollrisikorelevanter Informationen
vertraulich ist, sollte zu diesem Zweck das Zollrisikomanagementsystem genutzt werden.

Bei der Wahrnehmung der ihr durch diese Verordnung iibertragenen Aufgaben und im Hinblick auf die Forderung
der Zusammenarbeit und des angemessenen Informationsaustauschs zwischen den zustindigen Behorden und der
Kommission in Fillen von Konformititskontrollen und illegalem Handel mit ozonabbauenden Stoffen sollte die
Kommission das mit dem Beschluss 1999/352/EG, EGKS, Euratom der Kommission (”*) errichtete Europaische Amt
fur Betrugsbekimpfung (OLAF) verwenden. OLAF sollte zur Erleichterung seiner Aufgaben Zugang zu allen
Informationen haben.

Um die Einhaltung des Protokolls zu gewahrleisten, sollten die Ein- und Ausfuhr von ozonabbauenden Stoffen und
Erzeugnissen und Einrichtungen, die diese Stoffe enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen, aus einem bzw.
in einen Staat, der nicht Vertragspartei des Protokolls ist, verboten werden.

Die absichtliche Freisetzung von ozonabbauenden Stoffen in die Atmosphire stellt in Fallen, in denen eine solche
Freisetzung rechtswidrig ist, einen schweren Verstof§ gegen diese Verordnung dar und sollte ausdriicklich verboten
werden. Die Unternehmen sollten alle durchfithrbaren Maffnahmen ergreifen, um die unbeabsichtigte Freisetzung
von ozonabbauenden Stoffen in die Atmosphare auch unter Beriicksichtigung ihres GWP zu verringern. Daher ist
es erforderlich, Bestimmungen iiber die Riickgewinnung bereits verwendeter ozonabbauender Stoffe aus
Erzeugnissen und Einrichtungen sowie iiber die Verhinderung des Austretens solcher Stoffe festzulegen. Um die
Emissionen so weit wie moglich zu verringern, sollten die Verpflichtungen zur Riickgewinnung auch auf Gebiudeei-
gentiimer und Bauunternehmen ausgeweitet werden, wenn bestimmte Schaume aus Gebduden entfernt werden.

(*) Verordnung (EU) 2022/2399 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. November 2022 zur Einrichtung der Single-
Window-Umgebung der Europdischen Union fiir den Zoll und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 (ABL L 317 vom

9.12.2022,S. 1).

(**) Beschluss 1999/352/EG der Kommission vom 28. April 1999 zur Errichtung des Europdischen Amtes fiir Betrugsbekimpfung

(OLAF) (ABL L 136 vom 31.5.1999, S. 20).
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Die Verpflichtung zur Riickgewinnung von ozonabbauenden Stoffen aus Schdumen aus Baumaterialien konnte
Innovationen sowie Forschung und Entwicklung im Bereich der Abbruch-, Aufarbeitungs- und Recyclingtech-
nologien ankurbeln und sich aufgrund der mit grofem Arbeitsaufwand verbundenen Auferbetriebnahme und des
Bedarfs an mehr Kapazititen fiir die Handhabung dieser Abfallarten positiv auf die Beschaftigung auswirken. Daher
ist es wichtig, geeignete Schulungsprogramme zur Verfigung zu stellen, die dem Bedarf nach angemessen
qualifizierten natiirlichen Personen Rechnung tragen, die im Bereich der Riickgewinnung von in Schiumen
enthaltenen ozonabbauenden Stoffen eingesetzt werden konnen.

Es miissen Vorschriften fir nicht gemaff dem Protokoll kontrollierte ozonabbauende Stoffe, die in Anhang II
aufgefithrt sind, festgelegt werden, wobei die in der Union hergestellten und verwendeten Mengen sowie die
Auswirkungen der Emissionen dieser Stoffe auf die stratosphirische Ozonschicht zu beriicksichtigen sind. Es gibt
weitere festgestellte Probleme, die die Erholung der Ozonschicht in Sektoren betreffen, die nicht in den
Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen. Dazu gehort Distickstoffoxid, das auf der Grundlage der gewichteten
Emissionen mit Ozonabbaupotenzial einer der wichtigsten verbleibenden ozonabbauenden Stoffe ist.
Distickstoffoxid macht den groften Teil der anthropogenen Emissionen aus landwirtschaftlichen Tatigkeiten aus, ein
Gebiet, das die Kommission gemif$ ihrer Mitteilung vom 20. Mai 2020 mit dem Titel ,Vom Hof auf den Tisch* —
eine Strategie fiir ein faires, gesundes und umweltfreundliches Lebensmittelsystem“ angehen will. Ein weiteres
Problem sind starke Waldbriande, die verhindert werden miissen, da sie die Konzentration von Aerosolen in der
Stratosphdre erheblich erhohen und somit das Ozon in der Stratosphire zerstoren konnten.

Die Mitgliedstaaten sollten der Kommission iiber die von den zustindigen Behorden aufgedeckten Fille illegalen
Handels, einschlieflich der verhdngten Sanktionen, Bericht erstatten.

Die Verwendung von Halonen sollte nur fiir die in dieser Verordnung festgelegten kritischen Verwendungszwecke
zuldssig sein. Die Mitgliedstaaten sollten uiber die fiir kritische Verwendungszwecke installierten, verwendeten oder
gelagerten Mengen an Halonen sowie iiber die Sicherheitsmaflnahmen zur Verringerung der Emissionen dieser
Stoffe und uiber Fortschritte bei der Ermittlung von Alternativen Bericht erstatten. Diese Informationen werden
benétigt, um zu ermitteln, welche Halonmengen in der Union noch fiir kritische Verwendungszwecke zur
Verfiigung stehen, und um den technischen Fortschritt in diesem Bereich zu iiberwachen, um festzustellen, wenn
Halone fiir bestimmte Verwendungszwecke nicht mehr erforderlich sind.

Das Protokoll erfordert eine Berichterstattung iiber den Handel mit ozonabbauenden Stoffen. Hersteller, Einfithrer
und Ausfiihrer von ozonabbauenden Stoffen sollten daher jdhrlich tiber den Handel mit ozonabbauenden Stoffen
Bericht erstatten. Der Handel mit ozonabbauenden Stoffen, die nicht gemifl dem Protokoll kontrolliert werden, die
in Anhang II aufgefithrt sind, sollte ebenfalls gemeldet werden, damit beurteilt werden kann, ob es notwendig ist,
einige oder alle Kontrollmaflnahmen, die fiir die in Anhang I aufgefihrten Stoffe gelten, auch auf diese Stoffe
auszuweiten.

Die Kommission erstattet dem Ozon-Sekretariat im Namen der Union jahrlich iiber die Ein- und Ausfuhr der im
Rahmen des Protokolls geregelten ozonabbauenden Stoffe Bericht. Auch wenn die Mitgliedstaaten fiir die Berichter-
stattung tiber die Herstellung und Zerstorung dieser Stoffe zustindig sind, sollte die Kommission Rohdaten zu
diesen Titigkeiten bereitstellen, um dem Ozon-Sekretariat eine frithzeitige Berechnung des Verbrauchs der Union zu
ermoglichen. In Ermangelung von Mitteilungen zur Verlingerung der Klausel {iber Organisationen der regionalen
Wirtschaftsintegration sollte die Kommission dieses Verfahren der jahrlichen Berichterstattung fortsetzen und
gleichzeitig sicherstellen, dass den Mitgliedstaaten ausreichend Zeit eingerdumt wird, um die von der Kommission
vorgelegten Rohdaten zu iiberpriifen, um Unstimmigkeiten zu vermeiden.

Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten, darunter die Umwelt-, Marktiiberwachungs- und Zollbehorden,
sollten Kontrollen nach einem risikobasierten Ansatz durchfithren, um die Einhaltung dieser Verordnung
sicherzustellen. Ein solcher Ansatz ist notwendig, um gezielt die unter diese Verordnung fallenden Tatigkeiten
anzugehen, bei denen das hochste Risiko fir illegalen Handel mit oder rechtswidrige Freisetzung von
ozonabbauenden Stoffen besteht. Dariiber hinaus sollten die zustindigen Behorden Kontrollen durchfithren, wenn
sie iiber Nachweise oder andere relevante Informationen iiber mogliche Verstofe verfiigen. Gegebenenfalls und
soweit moglich sollten diese Informationen gemaf Artikel 47 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen
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Parlaments und des Rates (**) den Zollbehorden iibermittelt werden, damit diese vor Kontrollen eine Risikoanalyse
vornehmen konnen. Es muss sichergestellt werden, dass in den Fllen, in denen die zustidndigen Behorden VerstofSe
gegen die vorliegende Verordnung festgestellt haben, die fiir die Folgemafnahmen nach Verhingung von
Sanktionen zustindigen Behorden informiert werden, damit sie die entsprechenden Sanktionen verhingen konnen,
wo dies notwendig ist.

Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass Verstofle gegen diese Verordnung durch Unternehmen mit wirksamen,
verhdltnismafigen und abschreckenden Sanktionen belegt werden.

Die Mitgliedstaaten sollten die Moglichkeit haben, fiir ein und denselben Verstoff strafrechtliche Sanktionen oder
verwaltungsrechtliche Sanktionen oder beides vorzusehen. Wenn Mitgliedstaaten fuir ein und denselben Verstof3
sowohl strafrechtliche als auch verwaltungsrechtliche Sanktionen vorsehen, sollten diese nicht zu einer Verletzung
des Rechts fithren, wegen derselben Straftat nicht zweimal strafrechtlich verfolgt oder bestraft zu werden (ne bis in
idem), wie es vom Gerichtshof der Européischen Union ausgelegt wird.

Um einheitliche Bedingungen fiir die Durchfithrung dieser Verordnung zu gewihrleisten, sollten der Kommission
Durchfithrungsbefugnisse iibertragen werden in Bezug auf Folgendes:

— die Festlegung einer Liste von Unternehmen, in denen die Verwendung von ozonabbauenden Stoffen als
Verarbeitungshilfsstoffen zuldssig ist, wobei sie die Hochstmengen, die zur Wiederbefiillung verwendet bzw.
verbraucht werden konnen, und die Obergrenzen fiir die Emissionen jedes Unternehmens vorgibt;

— die Bestimmung der wesentlichen Labor- und Analysezwecke, fiir welche die Herstellung und Einfuhr innerhalb
eines bestimmten Zeitraums zuléssig sind, und die Spezifizierung der zugelassenen Verwender;

— die Gewidhrung von Ausnahmen von den Endterminen und Stichtagen, die in Bezug auf kritische
Verwendungszwecke von Halonen festgelegt wurden;

— die Befugnis, in Notfillen voriibergehend die Herstellung, das Inverkehrbringen, die anschlieSende Lieferung und
die Verwendung von Methylbromid zuzulassen;

— die Genehmigung der Ausfuhr von Erzeugnissen und Einrichtungen, die teilhalogenierte Fluorchlorkohlenwas-
serstoffe enthalten;

— die Festlegung der Einzelheiten der Konformititserklirung fir vorab befiillte Einrichtungen und die
Uberpriifung;

— einen zu erbringenden Nachweis iiber die Zerstorung oder Riickgewinnung von als Nebenerzeugnis bei der
Herstellung von ozonabbauenden Stoffen entstandenem Trifluormethan;

— Form und Inhalt der Kennzeichnungspflichten;
— die Genehmigung des Handels mit Gebieten, die nicht unter das Protokoll fallen;

— die Form und Mittel fiir die Ubermittlung von Informationen durch die Mitgliedstaaten {iber kritische
Verwendungszwecke von Halonen und den illegalen Handel und

— die Form und die Art der Ubermittlung der von den Unternchmen bereitzustellenden Informationen,
insbesondere iiber die Herstellung, die Einfuhr, die Ausfuhr, die Verwendung als Ausgangsstoffe und die
Zerstorung.

Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des
Rates (/) ausgeiibt werden.

Zur Ergdnzung oder Anderung bestimmter nicht wesentlicher Vorschriften dieser Verordnung sollte der Kommission
die Befugnis iibertragen werden, gemafl Artikel 290 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
(AEUV) delegierte Rechtsakte zu erlassen in Bezug auf Folgendes:

— die Verfahren, bei denen die Verwendung von ozonabbauenden Stoffen als Verarbeitungshilfsstoffe zuldssig ist,
und die Obergrenzen fiir die Mengen und die Emissionen, die fiir solche Verwendungszwecke in der Union
zuldssig sind;

(") Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der
Union (ABL L 269 vom 10.10.2013, S. 1).

(") Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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— die Bedingungen fiir das Inverkehrbringen und die Weiterverteilung von ozonabbauenden Stoffen zu
wesentlichen Labor- und Analysezwecken;

— die in Anhang V festgelegten Fristen fiir kritische Verwendungszwecke von Halonen;
— das Funktionieren des Lizenzvergabesystems fiir ozonabbauende Stoffe;

— zusitzliche Mafnahmen, um festzulegen, was die zustindigen Behorden der Mirgliedstaaten bei der
Durchfithrung von Kontrollen zu beriicksichtigen haben, sowie zusitzliche Mafnahmen zur Uberwachung der
unter diese Verordnung fallenden Stoffe, Erzeugnisse und Einrichtungen, die in die voriibergehende Verwahrung
oder in andere Zollverfahren tiberfithrt wurden;

— die Regeln fiir die Uberlassung von Erzeugnissen und Einrichtungen zum zollrechtlich freien Verkehr, die aus
einem nicht unter das Protokoll fallenden Gebiet eingefiihrt bzw. dorthin ausgefiihrt werden;

— die Festlegung einer Liste von Erzeugnissen und Einrichtungen, bei denen die Riickgewinnung oder Zerstérung
von ozonabbauenden Stoffen technisch und wirtschaftlich durchfithrbar ist, und die Festlegung der zu
verwendenden Technologie;

— Anderungen der Anhinge I und IT;
— die Aktualisierung des GWP- und Ozonabbaupotenzials der aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe;

— die Berichterstattungspflichten fiir die Mitgliedstaaten iiber kritische Verwendungszwecke von Halonen und
illegalen Handel und

— die Berichterstattungspflichten fiir Unternehmen, insbesondere in Bezug auf Herstellung, Einfuhr, Ausfuhr,
Verwendung als Ausgangsstoffe und Zerstorung.

Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene
Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverstindigen, durchfiihrt, die mit den Grundsitzen im Einklang stehen,
die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iber bessere Rechtsetzung niedergelegt
wurden (*®). Um insbesondere fiir eine gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu
sorgen, erhalten das Européische Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstindigen
der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstindigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverstdndi-
gengruppen der Kommission, die mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

Den Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Mitgliedstaaten regelt die
Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) und den Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Kommission regelt die Verordnung (EU) 2018/1725 des
Europiischen Parlaments und des Rates (%), insbesondere hinsichtlich der Anforderungen an die Vertraulichkeit und
Sicherheit der Verarbeitung, der Ubertragung personenbezogener Daten von der Kommission an die Mitgliedstaaten,
die Rechtmafigkeit der Verarbeitung und die Rechte von betroffenen Personen auf Information, Zugang zu ihren
Daten und Berichtigung ihrer Daten.

Der Europiische Datenschutzbeauftragte wurde gemaff Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1725
angehort und hat am 20. Mai 2022 formelle Bemerkungen abgegeben.

Nach stindiger Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europiischen Union ist es Sache der Gerichte der
Mitgliedstaaten, den gerichtlichen Schutz der Rechte zu gewihrleisten, die einer Person aus dem Unionsrecht
erwachsen. Ferner sind die Mitgliedstaaten nach Artikel 19 Absatz 1 des Vertrags iiber die Europdische Union (EUV)
verpflichtet, Rechtsbehelfe bereitzustellen, die ausreichen, um einen wirksamen Rechtsschutz in den vom
Unionsrecht erfassten Bereichen zu gewihrleisten. In diesem Zusammenhang sollten die Mitgliedstaaten
sicherstellen, dass die Offentlichkeit, einschlielich natiirlicher oder juristischer Personen, im Einklang mit den
Verpflichtungen, die die Mitgliedstaaten mit dem Ubereinkommen der Wirtschaftskommission der Vereinten
Nationen fiir Europa iiber den Zugang zu Informationen, die Offentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren
und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten vom 25. Juni 1998 (*') (im Folgenden ,Ubereinkommen
von Aarhus®) eingegangen sind, Zugang zur Justiz erhilt.

ABL. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.

Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABL. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).

Verordnung (EU) 2018/1725 des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABL L 295 vom
21.11.2018, S. 39).

ABL. L 124 vom 17.5.2005, S. 4.

ELL http://data.europa.eu/elijreg/2024/590/0j



ABL. L vom 20.2.2024

DE

(45) Da die Ziele dieser Verordnung, nimlich die Bekdmpfung des Abbaus der Ozonschicht und damit die Leistung eines
Beitrags zur Erholung der stratosphirischen Ozonschicht, zur Einddimmung der Klimaerwirmung und zur
Gewihrleistung der Einhaltung des Protokolls, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden
konnen, sondern vielmehr aufgrund der Tatsache, dass das gegenstdndliche Umweltproblem grenziiberschreitend
ist, und wegen der Auswirkungen dieser Verordnung auf den innergemeinschaftlichen Handel sowie auf den
AufSenhandel auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 EUV
niedergelegten Subsidiaritdtsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der
Verhiltnismafigkeit geht diese Verordnung nicht tiber das fur die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maf§
hinaus.

(46) Die Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 ist erheblich zu dndern. Aus Griinden der Klarheit empfiehlt es sich, die
vorgenannte Verordnung aufzuheben und durch die vorliegende Verordnung zu ersetzen —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

Gegenstand

In dieser Verordnung sind Vorschriften fiir die Produktion, die Einfuhr, die Ausfuhr, das Inverkehrbringen, die Lagerung und
anschliefende Lieferung von ozonabbauenden Stoffen und fiir ihre Verwendung, Riickgewinnung, Recycling, Aufarbeitung
und Zerstorung, fir die Ubermittlung von Informationen iiber diese Stoffe sowie die Ein- und Ausfuhr, das
Inverkehrbringen, die anschliefende Lieferung und die Verwendung von Erzeugnissen und Einrichtungen, die solche Stoffe
enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen, festgelegt.

Artikel 2

Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt fiir

a) die in den Anhidngen I und II aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe und ihre Isomere, entweder allein oder in einem
Gemisch und

b) die Erzeugnisse und Einrichtungen, einschlielich ihrer Bestandteile, die ozonabbauende Stoffe enthalten oder zu ihrem
Funktionieren benétigen.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Fir die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1. ,Ausgangsstoff* bezeichnet jeden ozonabbauenden Stoff, dessen urspriingliche Zusammensetzung wiahrend eines
chemischen Umwandlungsprozesses vollstindig verdndert wird und dessen Emissionen unbedeutend sind;

2. Verarbeitungshilfsstoffe” bezeichnet jeden ozonabbauenden Stoff, der als chemischer Verarbeitungshilfsstoff in einer
in Anhang III genannten Anwendung eingesetzt wird;

3. ,Einfuhr” bezeichnet den Eingang von Stoffen, Erzeugnissen und Einrichtungen in das Zollgebiet der Union, soweit das
Gebiet von der Ratifizierung des Montrealer Protokolls von 1987 iiber Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht
fihren (im Folgenden ,Protokoll®), erfasst ist, und umfasst die voriibergehende Verwahrung und die Zollverfahren
gemdfS Artikel 201 und 210 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013;

4., Ausfuhr” bezeichnet die Verbringung von Stoffen, Erzeugnissen und Einrichtungen aus dem Zollgebiet der Union,
soweit das Gebiet von der Ratifizierung des Protokolls erfasst ist;
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5., Inverkehrbringen” bezeichnet die Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr in der Union oder die erstmalige
entgeltliche oder unentgeltliche Lieferung oder Bereitstellung an Dritte innerhalb der Union oder die Verwendung von
hergestellten Stoffen oder die Verwendung von Erzeugnissen oder Einrichtungen, die fiir den Eigengebrauch hergestellt
wurden;

6. ,Verwendung” bezeichnet in Bezug auf ozonabbauende Stoffe deren Einsatz zur Herstellung, Instandhaltung oder
Wartung (einschlieflich der Wiederbefullung) von Erzeugnissen und Einrichtungen oder zu anderen in dieser
Verordnung genannten Zwecken und Verfahren;

7. Hersteller” bezeichnet jede natiirliche oder juristische Person, die ozonabbauende Stoffe in der Union herstellt;

8. ,Riickgewinnung® bezeichnet die Entnahme und Lagerung von ozonabbauenden Stoffen aus Behaltern, Erzeugnissen
und Einrichtungen bei der Instandhaltung oder Wartung oder vor der Entsorgung der Behilter, Erzeugnisse oder
Einrichtungen;

9. ,Recycling” bezeichnet die Wiederverwendung eines riickgewonnenen ozonabbauenden Stoffs im Anschluss an ein
grundlegendes Reinigungsverfahren, einschlieflich Filterung und Trocknung;

10. ,Aufarbeitung bezeichnet die Behandlung eines riickgewonnenen ozonabbauenden Stoffs, durch die er unter
Beriicksichtigung seiner Verwendungszwecke Eigenschaften erreicht, die denen eines ungebrauchten Stoffs
gleichwertig sind, in zugelassenen Aufbereitungseinrichtungen, die iiber fir die Riickgewinnung dieser Stoffe
geeignete Anlagen und Ablaufe verfiigen und die die erforderliche Qualitit bewerten und bescheinigen kénnen;

11. ,Unternehmen® bezeichnet jede natiirliche oder juristische Person, die eine in dieser Verordnung genannte Tatigkeit
ausiibt;

12. ,Behilter” bezeichnet ein Gefdf}, das in erster Linie zum Transport oder zur Lagerung von ozonabbauenden Stoffen
bestimmt ist;

13. ,Erzeugnisse und Einrichtungen bezeichnet simtliche Erzeugnisse und Einrichtungen, einschlieSlich ihrer
Bestandteile, mit Ausnahme von Behiltern, die zum Transport oder zur Lagerung von ozonabbauenden Stoffen
verwendet werden;

14. ,ungebrauchter Stoff“ bezeichnet einen Stoff, der noch nicht verwendet worden ist;

15. ,Auflerbetriecbnahme* bezeichnet die dauerhafte Einstellung des Betriebs oder der Nutzung eines Erzeugnisses einer
Einrichtung, das bzw. die ozonabbauende Stoffe enthilt, einschlieflich der endgiiltigen Auflerbetriebsetzung einer
Anlage;

16. ,Zerstorung“ bezeichnet das Verfahren der dauerhaften und moglichst vollstindigen Umwandlung oder der
dauerhaften und moglichst vollstindigen Zerlegung eines ozonabbauenden Stoffs in einen oder mehrere stabile Stoffe,
die keine ozonabbauenden Stoffe sind;

17. ,Niederlassung innerhalb der Union“ bedeutet in Bezug auf eine natiirliche Person, dass diese Person ihren
gewohnlichen Aufenthalt in der Union hat, oder in Bezug auf eine juristische Person, dass diese Person in der Union
eine stindige Niederlassung im Sinne von Artikel 5 Nummer 32 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 unterhilt;

18. ,Schaumstoffelement” bezeichnet eine Struktur, die aus Schichten gefertigt ist und einen Schaum und eine starres, an
eine oder beide Seiten gebundenes Material wie Holz oder Metall enthalt;

19. ,Beschichtete Platte bezeichnet ein Schaumstoffelement, das mit einer diinnen Schicht aus einem nicht starren
Material wie Kunststoff tiberzogen ist.

KAPITEL I

Verbote

Artikel 4
Verbote in Bezug auf ozonabbauende Stoffe

(1)  Die Produktion, das Inverkehrbringen, die anschlieRende entgeltliche oder unentgeltliche Lieferung oder Uberlassung
an Dritte innerhalb der Union sowie die Verwendung der in Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe sind verboten.

(2)  Die Einfuhr und die Ausfuhr der in Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe sind verboten.
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Artikel 5

Verbot in Bezug auf Erzeugnisse und Einrichtungen, die ozonabbauende Stoffe enthalten oder zu ihrem
Funktionieren benétigen

(1)  Das Inverkehrbringen und die anschlieBende entgeltliche oder unentgeltliche Lieferung oder Uberlassung von
Erzeugnissen oder Einrichtungen, die die in Anhang I aufgefithrten ozonabbauende Stoffe enthalten oder zu ihrem
Funktionieren bendtigen, an Dritte innerhalb der Union sind verboten.

(2)  Die Einfuhr und die Ausfuhr von Erzeugnissen und Einrichtungen, die die in Anhang I aufgefithrten ozonabbauende
Stoffe enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen, sind verboten. Dieses Verbot gilt nicht fiir personliche Gebrauchs-
gegenstinde.

KAPITEL III

Ausnahmen von den Verboten

Artikel 6

Ausgangsstoffe

(1) Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 diirfen die in Anhang I aufgefiihrten ozonabbauenden Stoffe zur Verwendung
als Ausgangsstoff in der Union hergestellt, in Verkehr gebracht und anschlieSend entgeltlich oder unentgeltlich an einen
Dritten geliefert oder ihm iberlassen werden.

(2)  Die Kommission erldsst, sofern angezeigt, delegierte Rechtsakte gemaf$ Artikel 29 zur Ergdnzung dieser Verordnung
durch die Erstellung einer Liste chemischer Herstellungsverfahren, bei denen die Verwendung der in Anhang I aufgefiihrten
ozonabbauenden Stoffe als Ausgangsstoff auf der Grundlage der im Rahmen des Protokolls durchgefiihrten technischen
Bewertungen, insbesondere der vom Bewertungsausschuss im Rahmen des Protokolls erstellten vierjahrlichen Berichte, die
Bewertungen der verfugbaren Alternativen zu bestehenden Verwendungszwecken als Ausgangsstoffe und der
Emissionsmengen bestehender Verwendungszwecke als Ausgangsstoffe enthalten, verboten ist.

(3)  Liegen keine im Rahmen des Protokolls durchgefithrten technischen Bewertungen der verfiigbaren Alternativen zu
bestehenden Verwendungszwecken als Ausgangsstoffe und der Emissionswerte fiir bestehende Verwendungszwecke vor,
die eine ausreichende Grundlage fiir eine Entscheidung tiber ein Verbot der Verwendung als Ausgangsstoff bilden, so
nimmt die Kommission abweichend von Absatz 2 bis zum 31. Dezember 2027 eine eigene Bewertung auf der Grundlage
wissenschaftlicher Empfehlungen zu den bestehenden Verwendungszwecken als Ausgangsstoff, zu den Auswirkungen des
Ozonabbaupotenzials und zur Verfiigbarkeit genauerer Daten iiber die Treibhausgasemissionen von Ausgangsstoffen, zu
technologischen Entwicklungen, die zur Verfiigbarkeit technisch machbarer Alternativen fithren, und zu Energieverbrauch,
Effizienz, wirtschaftlicher Durchfiihrbarkeit und den Kosten dieser Alternativen vor und erldsst, sofern angezeigt, auf der
Grundlage dieser Bewertung die in Absatz 2 genannten delegierten Rechtsakte.

(4) Die gemi8 Absatz 2 erstellte Liste kann erforderlichenfalls auf der Grundlage der Ergebnisse der von den
Bewertungsausschiissen im Rahmen des Protokolls erstellten vierjahrlichen Berichte oder der eigenen Bewertungen der
Kommission aktualisiert werden.

Artikel 7
Verarbeitungshilfsstoffe

(1)  Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 diirfen die in Anhang I aufgefiihrten ozonabbauenden Stoffe zur Verwendung
als Verarbeitungshilfsstoffe in den in Anhang III aufgefithrten Verfahren in der Union hergestellt, in Verkehr gebracht und
anschliefend entgeltlich oder unentgeltlich an einen Dritten geliefert oder einem Dritten iiberlassen werden. Diese Stoffe
dirfen nur unter Einhaltung der auf der Grundlage der Absitze 2 und 3 des vorliegenden Artikels festgelegten
Bedingungen als Verarbeitungshilfsstoffe verwendet werden.

(2)  Ozonabbauende Stoffe nach Absatz 1 diirfen nur als Verarbeitungshilfsstoffe in Anlagen verwendet werden, die am
1. September 1997 bestanden, sofern die Emissionen von ozonabbauenden Stoffen aus diesen Anlagen unbedeutend sind
und die auf der Grundlage von Absatz 3 festgelegten Bedingungen erfullt sind.
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(3)  Die Kommission kann im Wege von Durchfithrungsrechtsakten eine Liste von Unternehmen festlegen, in denen die
Verwendung der in Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe als Verarbeitungshilfsstoffe in den in Anhang III
aufgefithrten Verfahren in den Anlagen nach Absatz 2 des vorliegenden Artikels zuldssig ist, wobei sie fur jedes der
betreffenden Unternehmen Obergrenzen fiir die Mengen, die als Verarbeitungshilfsstoffe zur Wiederbefullung verwendet
bzw. als Verarbeitungshilfsstoffe verbraucht werden konnen, und Obergrenzen fiir die Emissionen vorgibt. Diese
Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemafd Artikel 28 Absatz 2 erlassen.

(4  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemifl Artikel 29 delegierte Rechtsakte zur Anderung des
Anhangs 11 zu erlassen, wenn dies aufgrund von technischen Entwicklungen oder Entscheidungen der Vertragsparteien des
Protokolls erforderlich ist.

Artikel 8

Verwendung zu wesentlichen Labor- und Analysezwecken

(1)  Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 diirfen die in Anhang I aufgefiihrten ozonabbauenden Stoffe unter Einhaltung
der in Absatz 2 dieses Artikels festgelegten Bedingungen zur Verwendung zu wesentlichen Labor- und Analysezwecken in
der Union hergestellt, in Verkehr gebracht und anschliefend entgeltlich oder unentgeltlich an einen Dritten geliefert und
einem Dritten iiberlassen werden.

(2)  Die Kommission kann im Wege von Durchfihrungsrechtsakten die wesentlichen Labor- und Analysezwecke, fiir die
die Herstellung und Einfuhr von in Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden Stoffen in der Union zugelassen werden
diirfen, sowie die Geltungsdauer der Ausnahme und die Verwender, die sich diese wesentlichen Labor- und Analysezwecke
zunutze machen diirfen, festlegen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemidfl Artikel 28
Absatz 2 erlassen.

(3)  Ein Unternehmen, das ozonabbauende Stoffe zur Verwendung zu den in Absatz 1 genannten wesentlichen Labor-
und Analysezwecken in der Union in Verkehr bringt und anschliefend entgeltlich oder unentgeltlich an einen Dritten
liefert, muss Aufzeichnungen der folgenden Informationen iiber jeden Stoff aufbewahren:

a) Bezeichnung;

b) in Verkehr gebrachte oder gelieferte Menge;

¢) Verwendungszweck;

d) Liste der Abnehmer und Lieferanten.

(4)  Ein Unternehmen, das ozonabbauende Stoffe zu den in Absatz 1 genannten wesentlichen Labor- und
Analysezwecken verwendet, muss Aufzeichnungen der folgenden Informationen iiber jeden Stoff aufbewahren:

a) Bezeichnung;
b) gelieferte oder verwendete Mengen;
¢) Verwendungszweck;

d) Liste der Lieferanten.

(5)  Die in den Absitzen 3 und 4 genannten Aufzeichnungen sind mindestens fiinf Jahre lang aufzubewahren und den
zustindigen Behorden der betreffenden Mitgliedstaaten oder der Kommission auf Verlangen zur Verfiigung zu stellen.

(6)  Ozonabbauende Stoffe zur Verwendung zu den in Absatz 1 genannten wesentlichen Labor- und Analysezwecken
diirfen nur unter den in Anhang IV festgelegten Bedingungen in der Union in Verkehr gebracht und anschliefend
entgeltlich oder unentgeltlich an einen Dritten geliefert oder einem Dritten iiberlassen werden.

(7)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemidR Artikel 29 delegierte Rechtsakte zur Anderung des
Anhangs IV zu erlassen, wenn dies aufgrund von technischen Entwicklungen oder Entscheidungen der Vertragsparteien
des Protokolls erforderlich ist.
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Artikel 9

Kritische Verwendungszwecke von Halonen

(1) Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 diirfen Halone fir die kritischen Verwendungszwecke gemifl Anhang V in
Verkehr gebracht und verwendet werden. Halone diirfen nur von Unternehmen, denen die zustindige Behorde des
betreffenden Mitgliedstaats eine Genehmigung fiir die Lagerung von Halonen fiir kritische Verwendungszwecke erteilt hat,
in der Union in Verkehr gebracht und anschliefend entgeltlich oder unentgeltlich an einen Dritten geliefert oder einem
Dritten iiberlassen werden.

(2)  Brandschutzeinrichtungen und Feuerloscher, die Halone fiir die in Absatz 1 dieses Artikels genannten kritischen
Verwendungszwecke enthalten oder deren Funktion von diesen Halonen abhingt, sind bis zu den in Anhang V festgelegten
Endterminen aufSer Betrieb zu nehmen. Die in Brandschutzeinrichtungen und Feuerloschern enthaltenen Halone sind
gemaf$ Artikel 20 Absatz 5 zuriickzugewinnen.

(3)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemif Artikel 29 delegierte Rechtsakte zur Anderung des Anhangs V
zu erlassen, wenn fiir die in diesem Anhang aufgefiihrten kritischen Verwendungszwecke innerhalb der in Anhang V
festgelegten Fristen keine technisch und wirtschaftlich realisierbaren Alternativen oder Technologie zur Verfiigung stehen
oder diese aufgrund ihrer Auswirkungen auf die Umwelt oder die Gesundheit nicht annehmbar sind oder wenn es
notwendig ist, die Einhaltung der internationalen Verpflichtungen der Union in Bezug auf kritische Verwendungszwecke
von Halonen sicherzustellen, die insbesondere im Rahmen des Protokolls, der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation
oder des Internationalen Ubereinkommens zur Verhiitung der Meeresverschmutzung durch Schiffe eingegangen wurden.

(4)  Die Kommission kann im Wege von Durchfithrungsrechtsakten und auf begriindeten Antrag der zustindigen
Behorde eines Mitgliedstaats fiir einen bestimmten Fall zeitlich befristete Ausnahmen von den in Anhang V festgelegten
Endterminen oder Stichtagen gewahren, wenn in dem Antrag auf Gewahrung einer Ausnahme nachgewiesen wird, dass fur
die betreffende Anwendung keine technisch und wirtschaftlich realisierbare Alternative zur Verfigung steht. Die
Kommission nimmt in diese Durchfihrungsrechtsakte Berichtspflichten auf und verlangt die Vorlage unterstiitzender
Nachweise, die fiir die Uberwachung der Inanspruchnahme der Ausnahmeregelung erforderlich sind, einschlielich
Nachweisen iiber die Mengen an Halonen, die zwecks Recyclings oder Aufarbeitung riickgewonnen werden, die Ergebnisse
von Dichtheitskontrollen und die Mengen nicht verwendeter Halone in den Lagerbestinden. Diese Durchfithrungs-
rechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemaf Artikel 28 Absatz 2 erlassen.

Artikel 10
Verwendung von Methylbromid in Notfillen

(1)  In Notfillen kann die Kommission, wenn dies bei einem plétzlichen Befall durch besondere Schidlinge oder beim
plotzlichen Ausbruch besonderer Krankheiten erforderlich ist, auf Antrag der zustindigen Behorde eines Mitgliedstaats im
Wege von Durchfithrungsrechtsakten und unter Mitteilung an das Ozon-Sekretariat gemifl dem Beschluss IX/7 der
Vertragsparteien des Protokolls voriibergehend die Produktion, das Inverkehrbringen und die Verwendung von
Methylbromid genehmigen, sofern das Inverkehrbringen und die Verwendung von Methylbromid gemif den
Verordnungen (EG) Nr. 1107/2009 und (EU) Nr. 528/2012 zulissig sind. Nicht verwendete Mengen an Methylbromid sind
zu zerstoren.

(2)  Inden in Absatz 1 dieses Artikels genannten Durchfithrungsrechtsakten werden die Manahmen festgelegt, die zur
Verringerung der Methylbromidemissionen wihrend der Verwendung zu ergreifen sind; sie gelten fiir einen
Hochstzeitraum von 120 Tagen und fiir eine Hochstmenge von 20 metrischen Tonnen Methylbromid. Die Kommission
nimmt in diese Durchfithrungsrechtsakte Berichterstattungspflichten auf und verlangt die Vorlage unterstiitzender
Nachweise, die fiir die Uberwachung der Verwendung von Methylbromid erforderlich sind, einschlieBlich Nachweisen iiber
die Zerstorung des Stoffs nach Ablauf der Ausnahmeregelung. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem
Priifverfahren gemifs Artikel 28 Absatz 2 erlassen.

Artikel 11

Ausnahmen in Bezug auf Erzeugnisse und Einrichtungen, die ozonabbauende Stoffe enthalten oder zu ihrem
Funktionieren benétigen

(1)  Abweichend von Artikel 5 Absatz 1 kénnen Erzeugnisse und Einrichtungen, fur die die Verwendung des jeweiligen
ozonabbauenden Stoffs gemafl Artikel 8 oder 9 zugelassen ist, in der Union in Verkehr gebracht und anschliefend
entgeltlich oder unentgeltlich an einen Dritten geliefert oder ihm iiberlassen werden.
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(2)  Mit Ausnahme der kritischen Verwendungszwecke gemaf$ Artikel 9 Absatz 1 ist der Einsatz von Brandschutzein-
richtungen und Feuerloschern mit Halonen verboten und einzustellen.

(3)  Erzeugnisse und Einrichtungen, die ozonabbauende Stoffe enthalten oder zu ihrem Funktionieren bendétigen, sind
aufler Betrieb zu nehmen, wenn sie das Ende ihres Lebenszyklus erreichen.

Artikel 12

Zerstorung und Aufarbeitung

Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 5 Absatz 1 diirfen die in Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe
sowie Erzeugnisse und Einrichtungen, die ozonabbauende Stoffe enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen, zum
Zweck ihrer Zerstérung in der Union gemdfl Artikel 20 Absatz 6 in der Union in Verkehr gebracht und anschliefend
entgeltlich oder unentgeltlich an einen Dritten geliefert oder ihm tiberlassen werden. Die in Anhang I aufgefiihrten
ozonabbauenden Stoffe diirfen auch zum Zweck der Aufarbeitung innerhalb der Union in Verkehr gebracht werden.

Artikel 13
Einfuhren

(1)  Abweichend von Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 5 Absatz 2 sind die folgenden Einfuhren zuldssig:

a) ozonabbauende Stoffe zur Verwendung als Ausgangsstoff gemafs Artikel 6;

b) ozonabbauende Stoffe zur Verwendung als Verarbeitungshilfsstoffe gemaf§ Artikel 7;

¢) ozonabbauende Stoffe zur Verwendung fiir wesentliche Labor- und Analysezwecke gemaf$ Artikel 8;

d) ozonabbauende Stoffe zum Zweck der Zerstorung mit den in Artikel 20 Absatz 6 genannten Technologie;
€) ozonabbauende Stoffe zum Zweck der Aufarbeitung mit den in Artikel 12 genannten Technologien;

f) Methylbromid fur die Verwendung in Notfallen gemaf8 Artikel 10;

g) riickgewonnene, rezyklierte oder aufgearbeitete Halone, unter der Voraussetzung, dass sie nur fir die in Artikel 9
Absatz 1 aufgefithrten kritischen Verwendungszwecke von Unternehmen eingefithrt werden, denen die zustindige
Behorde des betreffenden Mitgliedstaats eine Genehmigung fiir die Lagerung von Halonen fur kritische
Verwendungszwecke erteilt hat;

h) Erzeugnisse und Einrichtungen, die Halone enthalten oder deren Funktion fiir die in Artikel 9 Absatz 1 genannten
kritischen Verwendungszwecke von Halonen abhingt;

i) Erzeugnisse und Einrichtungen, die ozonabbauende Stoffe enthalten oder zu ihrem Funktionieren bendtigen, zum
Zweck der Zerstorung, gegebenenfalls mit den in Artikel 20 Absatz 6 genannten Technologie;

j)  Erzeugnisse und Einrichtungen, die ozonabbauende Stoffe enthalten oder deren Funktion fiir die in Artikel 8 genannten
wesentlichen Labor- und Analysezwecke von diesen Stoffen abhingt.

(2)  AufSer im Fall einer voriibergehenden Verwahrung ist den Zollbehorden fiir die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels
genannten Einfuhren eine von der Kommission gemafl Artikel 16 erteilte giiltige Lizenz vorzulegen.

Artikel 14
Ausfuhren

(1)  Abweichend von Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 5 Absatz 2 sind die folgenden Ausfuhren zulissig:
a) ozonabbauende Stoffe zur Verwendung fiir die in Artikel 8 genannte wesentliche Labor- und Analysezwecke;

b) ozonabbauende Stoffe zur Verwendung als Ausgangsstoff gemaf Artikel 6;
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¢) ozonabbauende Stoffe zur Verwendung als Verarbeitungshilfsstoffe gemafd Artikel 7;

d) ungebrauchte oder aufgearbeitete teilhalogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe fiir andere als die unter den
Buchstaben a und b genannten Verwendungszwecke, aufSer zur Zerstérung;

e) riickgewonnene, rezyklierte oder aufgearbeitete Halone, die fiir die in Artikel 9 Absatz 1 genannten kritischen
Verwendungszwecke von Unternehmen gelagert werden, denen die zustindige Behorde des betroffenen Mitgliedstaats
eine Genehmigung fur die Lagerung von Halonen fur kritische Verwendungszwecke erteilt hat;

f) Erzeugnisse und Einrichtungen, die Halone enthalten oder deren Funktion fiir die in Artikel 9 Absatz 1 genannten
kritischen Verwendungszwecke von Halonen abhangt;

g) Erzeugnisse und Einrichtungen, die ozonabbauende Stoffe enthalten, die gemaf Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe j
eingefithrt werden oder zu ihrem Funktionieren benétigen.

(2)  Abweichend von Artikel 5 Absatz 2 kann die Kommission im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten auf Antrag einer
zustindigen Behorde eines Mitgliedstaats die Ausfuhr von Erzeugnissen und Einrichtungen, die teilhalogenierte Fluorchlor-
kohlenwasserstoffe enthalten, gestatten, wenn nachgewiesen ist, dass ein Ausfuhrverbot angesichts des wirtschaftlichen
Werts und der voraussichtlichen Restlebensdauer der betreffenden Ware eine unangemessen hohe Belastung fiir den
Ausfithrer darstellen wiirde und die Ausfuhr mit den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des Bestimmungslandes im
Einklang steht. Vor der Genehmigung des Ausfuhrantrags tiberpriift die Kommission, ob durch die innerstaatlichen
Rechtsvorschriften des Bestimmungslands gewéhrleistet ist, dass diese Erzeugnisse und Einrichtungen nach dem Ende ihres
Lebenszyklus in geeigneter Weise behandelt werden, um die Freisetzung von ozonabbauenden Stoffen auf ein Mindestmafd
zu beschrinken. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemafd Artikel 28 Absatz 2 erlassen.

Vor der Ausfuhr wird das Bestimmungsland von der Kommission davon in Kenntnis gesetzt.

(3)  Fiir die in den Absdtzen 1 und 2 dieses Artikels genannten Ausfuhren ist den Zollbehorden eine von der Kommission
gemif$ Artikel 16 erteilte giiltige Lizenz vorzulegen, aufler im Fall der Wiederausfuhr nach voriibergehender Verwahrung.

Artikel 15

Bedingungen fiir Ausnahmen

(1)  Die Einfuhr, das Inverkehrbringen, die anschliefende Weiterlieferung oder die entgeltliche oder unentgeltliche
Uberlassung an eine andere Person innerhalb der Union, die Verwendung oder die Ausfuhr von leeren, vollstindig oder
teilweise befiillten Einwegbehiltern fiir ozonabbauende Stoffe ist, mit Ausnahme der in Artikel 8 genannten Verwendung
zu wesentlichen Labor- und Analysezwecken, verboten. Solche Behilter diirfen nur zur spiteren Entsorgung gelagert oder
befordert werden.

Unterabsatz 1 gilt furnicht wieder auffiillbare Behilter, namlich
a) Behdlter, die nicht wieder aufgefiillt werden kénnen, ohne dass sie zu diesem Zweck umgearbeitet werden, und

b) Behilter, die wieder aufgefillt werden konnten, aber eingefithrt oder in Verkehr gebracht werden, ohne dass
Vorkehrungen fiir ihre Riickgabe zwecks Wiederauftiillung getroffen wurden.

(2)  Die in Unterabsatz 1 Buchstabe a genannten verbotenen Einwegbehilter werden von den Zollbehorden oder den
Marktiiberwachungsbehorden eingezogen, beschlagnahmt oder zur Entsorgung durch Zerstorung vom Markt genommen
oder zuriickgerufen. Es ist verboten, Einwegbehilter wiederauszufiihren, die gemaf§ Absatz 1 verboten sind.

(3)  Unternehmen, die wiederbefiillbare Behilter fiir ozonabbauende Stoffe in Verkehr bringen, miissen eine
Konformititserklarung vorlegen, die auch einen Nachweis dariiber umfasst, dass verbindliche Vorkehrungen fiir die
Riickgabe dieser Behilter zum Zwecke der Wiederauffullung getroffen wurden, wobei insbesondere die einschlidgigen
Akteure, ihre vorgeschriebenen Verpflichtungen und die entsprechenden logistischen Modalititen aufgefithrt werden.
Diese Vorkehrungen sind fiir die Vertreiber von wiederbefiillbaren Behiltern fiir ozonabbauende Stoffe fir Endverbraucher
verbindlich zu machen.

Die in Unterabsatz 1 genannten Unternehmen miissen die Konformititserklarung nach dem Inverkehrbringen der
wiederauffiillbaren Behilter fiir ozonabbauende Stoffe mindestens finf Jahre lang aufbewahren und diese Erkldrung der
zustdndigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats oder der Kommission auf Verlangen zur Verfiigung stellen. Anbieter
von wiederbefiillbaren Behiltern fiir ozonabbauende Stoffe fiir Endverbraucher miissen die Nachweise fiir die Einhaltung
der in Unterabsatz 1 genannten verbindlichen Vorkehrungen fiir einen Zeitraum von mindestens fiunf Jahren ab der
Lieferung an den Endverbraucher aufbewahren und sie der zustindigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats oder der
Kommission auf Verlangen zur Verfiigung stellen.
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Die Kommission kann im Wege von Durchfithrungsrechtsakten Anforderungen dafiir festlegen, dass Angaben, die fiir die in
Unterabsatz 1 genannten verbindlichen Vorkehrungen wesentlich sind, in die Konformititserklarung aufgenommen
werden. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemaf Artikel 28 Absatz 2 erlassen.

(4)  Das Inverkehrbringen ozonabbauende Stoffe ist verboten, sofern nicht die Hersteller oder Einfiihrer der zustindigen
Behorde eines Mitgliedstaats zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens nachweisen, dass jegliches Trifluormethan, das als
Nebenprodukt wihrend des Herstellungsprozesses der ozonabbauenden Stoffe, einschlieflich der Herstellung von
Ausgangsstoffen fur die Produktion dieser Stoffe, anfillt, unter Einsatz der besten verfiigbaren Technologien zerstort oder
fuir eine spatere Verwendung riickgewonnen wurde.

Zur Nachweisfithrung stellen die Hersteller und Einfiihrer eine Konformititserklarung aus und fiigen begleitende Unterlagen
bei, in denen

a) die Herkunft der in Verkehr zu bringenden ozonabbauenden Stoffe festgestellt wird;

b) die Produktionsanlage der in Verkehr zu bringenden ozonabbauenden Stoffe angegeben wird, einschlielich der Angabe
der Ursprungsanlagen aller Vorlduferstoffe, bei denen im Zuge der Herstellung der in Verkehr zu bringenden
ozonabbauenden Stoffe Chlordifluormethan (R-22) entsteht;

¢) die Verfiigbarkeit und der Betrieb der emissionsmindernden Technologie in Ursprungsanlagen nachgewiesen werden,
die der vom UNFCCC genehmigten Basismethodik AM0001 fiir die Verbrennung von Trifluormethan-Abfallstromen
gleichwertig sind, oder nachgewiesen wird, mit welcher Abscheidungs- und Zerstorungsmethode sichergestellt wurde,
dass die Trifluormethanemissionen gemif$ den Anforderungen des Protokolls zerstort werden;

d) alle zusitzlichen Informationen zur leichteren Riickverfolgung der ozonabbauenden Stoffe vor der Einfuhr
dokumentiert werden.

Die Hersteller und Einfithrer miissen die Konformititserklirung und die begleitenden Unterlagen fiir einen Zeitraum von
mindestens funf Jahren ab dem Inverkehrbringen aufbewahren und der zustindigen Behorde des betreffenden
Mitgliedstaats oder der Kommission auf Verlangen zur Verfiigung stellen.

Die Kommission kann im Wege von Durchfithrungsrechtsakten die Einzelheiten der Konformititserklirung und der
begleitenden Unterlagen gemidfl Unterabsatz 2 festlegen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren
gemifd Artikel 28 Absatz 2 erlassen.

(5)  In Anhang I aufgefiihrte ozonabbauende Stoffe, die als Ausgangsstoffe, als Verarbeitungshilfsstoffe, fiir wesentliche
Labor- und Analysezwecke oder zum Zwecke der Zerstorung oder Aufarbeitung im Sinne der Artikel 6, 7, 8 bzw. 12
hergestellt oder in Verkehr gebracht werden, diirfen nur fir diese Zwecke verwendet werden.

Behilter mit ozonabbauenden Stoffen die fur die in den Artikeln 6, 7, 8 und 12 dieser Verordnung genannten
Verwendungszwecke bestimmt sind, sind mit einer Kennzeichnung zu versehen, auf der deutlich angegeben ist, dass die
Stoffe nur fiir den betreffenden Zweck verwendet werden diirfen. Wenn solche Stoffe gemifl der Verordnung (EG)
Nr. 1272/2008 gekennzeichnet werden miissen, ist dieser Hinweis in die in jener Verordnung genannte Kennzeichnung
aufzunehmen.

Die Kommission kann im Wege von Durchfithrungsrechtsakten Form und Inhalt der gemidf Unterabsatz 2 zu
verwendenden Kennzeichnung festlegen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Prifverfahren gemafd
Artikel 28 Absatz 2 erlassen.

(6)  Unternehmen, die in Anhang I aufgefithrte ozonabbauende Stoffe, die fiir die Verwendung als Ausgangsstoffe oder
Verarbeitungshilfsstoffe vorgesehen oder zur Vernichtung oder Aufarbeitung bestimmt sind, in der Union — auch als
Abfall- oder Nebenprodukte — herstellen, in der Union in Verkehr bringen, an einen Dritten in der Union liefern oder von
einem Dritten in der Union erhalten, sowie Unternehmen, die diese Stoffe zerstoren oder aufarbeiten oder als
Ausgangsstoffe oder Verarbeitungshilfsstoffe verwenden, miissen Aufzeichnungen fithren, die zu jedem ozonabbauenden
Stoff mindestens die folgenden Angaben, falls zutreffend, umfassen:

a) Bezeichnung des ozonabbauenden Stoffs oder Gemisches, der bzw. das diesen Stoff enthilt;
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b) in dem jeweiligen Kalenderjahr hergestellte, eingefiihrte, ausgefiihrte, aufgearbeitete oder zerstorte Menge;
¢) in dem jeweiligen Kalenderjahr gelieferte und erhaltene Menge je Lieferant und Empfinger;

d) Namen und Kontaktangaben der Lieferanten und Empfinger;

e) in dem jeweiligen Kalenderjahr verbrauchte Menge unter Angabe der tatsichlichen Verwendung und

f) am 1.Januar und 31. Dezember des jeweiligen Kalenderjahrs gelagerte Menge.

Die Unternehmen miissen in Unterabsatz 1 genannten Aufzeichnungen nach der Herstellung, dem Inverkehrbringen, der
Lieferung oder dem Erhalt mindestens funf Jahre lang aufbewahren und den zustindigen Behérden des betreffenden
Mitgliedstaats oder der Kommission auf Verlangen zur Verfugung stellen. Diese zustindigen Behorden und die
Kommission gewihrleisten die Vertraulichkeit der in diesen Aufzeichnungen enthaltenen Angaben.

KAPITEL IV

Handel

Artikel 16

Lizenzvergabesystem

(1)  Die Kommission richtet ein elektronisches Lizenzvergabesystem fiir die in Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden
Stoffe sowie fiir Erzeugnisse und Einrichtungen, die diese Stoffe enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen, ein (im
Folgenden ,Lizenzvergabesystem®) und sorgt fiir dessen Betrieb.

(2)  Unternehmen, die die gemafs Artikel 13 Absatz 2 oder Artikel 14 Absatz 3 erforderlichen Lizenzen erhalten
mochten, miissen einen Antrag iiber das Lizenzvergabesystem einreichen. Vor der Einreichung eines solchen Antrags
miissen die Unternehmen iiber eine giiltige Registrierung im Lizenzvergabesystem verfiigen. Die Unternehmen miissen
zudem sicherstellen, dass sie iiber eine giiltige Registrierung im Lizenzvergabesystem verfiigen, bevor sie gemafd Artikel 24
Bericht erstatten.

Antrige auf Erteilung einer Lizenz werden innerhalb von 30 Tagen bearbeitet. Die Lizenzen werden gemaf den in
Anhang VII festgelegten Regeln und Verfahren erteilt.

(3)  Die Lizenzen konnen sowohl Unternehmen mit Sitz innerhalb der Union als auch Unternehmen mit Sitz auferhalb
der Union erteilt werden.

Unternehmen mit Sitz auRerhalb der Union miissen einen Alleinvertreter mit einer Niederlassung in der Union ernennen,
der die volle Verantwortung fiir die Einhaltung dieser Verordnung iibernimmt. Der Alleinvertreter kann mit dem gemaf
Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates (*} ernannten Vertreter
identisch sein.

(4)  Lizenzen sind zeitlich befristet. Sie bleiben bis zu ihrem Ablaufdatum, bis sie von der Kommission gemifl diesem
Artikel ausgesetzt oder widerrufen werden oder bis sie vom Unternehmen zuriickgezogen werden, giiltig. Im Fall der Ein-
oder Ausfuhr von riickgewonnenen, rezyklierten oder aufgearbeiteten Halonen, die fiir die in Artikel 9 Absatz 1 genannten
kritischen Verwendungszwecke gelagert werden, darf die Frist das in Anhang V festgelegte Enddatum fiir die kritische
Verwendung nicht tiberschreiten.

(5)  Jedes Unternehmen, dem eine Lizenz erteilt wurde, muss der Kommission wihrend der Giiltigkeitsdauer der Lizenz
unverziiglich simtliche Anderungen mitteilen, die wihrend der Giiltigkeitsdauer der Lizenz in Bezug auf die gemafd
Anhang VII ibermittelten Informationen eintreten konnten.

(*) Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung,
Zulassung und Beschrinkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Européischen Chemikalienagentur, zur Anderung der
Richtlinie 1999/45/EG und zur Authebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der
Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG
der Kommission (ABL L 396 vom 30.12.2006, S. 1).
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(6)  Die Kommission kann bei Bedarf zusitzliche Informationen anfordern, um die Richtigkeit und Vollstindigkeit der
von den Unternehmen gemifs Anhang VII ibermittelten Informationen zu bestitigen.

(7)  Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten einschlieflich der Zollbehérden oder die Kommission kénnen eine
Bescheinigung tiber die Art oder Zusammensetzung der einzufithrenden oder auszufithrenden Stoffe sowie eine Kopie der
vom Einfuhr- oder Ausfuhrland ausgestellten Lizenz verlangen.

(8)  Die Kommission kann die iiber das Lizenzvergabesystem iibermittelten Daten in dem in bestimmten Fillen
erforderlichen Umfang an die zustindigen Behorden der betreffenden Vertragsparteien des Protokolls weitergeben.

(9)  Eine Lizenz wird ausgesetzt, wenn der begriindete Verdacht besteht, dass eine der in dieser Verordnung festgelegten
Verpflichtungen nicht eingehalten wird. Eine Lizenz wird widerrufen, wenn nachgewiesen wird, dass eine der in dieser
Verordnung festgelegten Verpflichtungen nicht eingehalten wird. Der Antrag auf Erteilung einer Lizenz wird abgelehnt
oder die Lizenz wird widerrufen, wenn nachgewiesen wird, dass schwere oder wiederholte Verstofe gegen das Zoll- oder
Umweltrecht der Union durch das Unternehmen im Zusammenhang mit seiner Titigkeit im Rahmen dieser Verordnung
vorliegen.

Die Unternehmen werden so rasch wie moglich iiber die Ablehnung eines Antrags auf Erteilung einer Lizenz oder die
Aussetzung oder den Widerruf einer Lizenz unter Angabe der Griinde fiir die Ablehnung, die Aussetzung oder den
Widerruf informiert. Auch die Mitgliedstaaten sind iiber diese Fille zu unterrichten.

(10) Die Unternehmen ergreifen alle erforderlichen Mafnahmen, um sicherzustellen, dass eine Ausfuhr von
ozonabbauenden Stoffe

a) keinen illegalen Handel darstellt;

b) sich nicht nachteilig auf die Durchfithrung der Kontrollmafinahmen, die das Bestimmungsland zur Erfillung seiner
Verpflichtungen aus dem Protokoll ergriffen hat, auswirk;

¢) nicht zu einer Uberschreitung der im Protokoll festgelegten Hochstmengen fiir das unter Buchstabe b genannte Land
fuhrt.

(11)  Zur Durchsetzung dieser Verordnung haben die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten einschliefSlich der
Zollbehorden Zugang zum Lizenzvergabesystem. Der Zugang der Zollbehorden zum Lizenzvergabesystem wird iiber die
in den Absitzen 14 und 15 genannte Single-Window-Umgebung der Europiischen Union fiir den Zoll (im Folgenden
,Single-Window-Umgebung der EU fiir den Zoll“) sichergestellt.

(12)  Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten und die Kommission gewahrleisten die Vertraulichkeit der tiber das
Lizenzvergabesystem tibermittelten Informationen.

(13)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemifl Artikel 29 delegierte Rechtsakte zur Anderung des
Anhangs VII zu erlassen, wenn dies erforderlich ist, um das reibungslose Funktionieren des Lizenzvergabesystems
sicherzustellen, die Durchsetzung der Zollkontrollen zu erleichtern oder die Bestimmungen des Protokolls einzuhalten.

(14)  Die Kommission stellt sicher, dass das Lizenzvergabesystem tiber das mit der Verordnung (EU) 20222399
eingerichtete Single-Window-Zertifikatsaustauschsystem der Europdischen Union mit der Single-Window-Umgebung der
EU fiir den Zoll verbunden wird.

(15)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ihre nationalen Single-Window-Umgebungen fiir den Zoll mit dem Single-
Window-Zertifikatsaustauschsystem der Européischen Union zum Zweck des Informationsaustauschs mit dem Lizenzver-
gabesystem verbunden sind.

Artikel 17
Handelskontrollen

(1)  Die Zollbehorden und Marktiiberwachungsbehorden setzen die in dieser Verordnung festgelegten Verbote und
sonstigen Beschriankungen in Bezug auf Ein- und Ausfuhren durch.

(2)  Fir die Zwecke der Einfuhr ist der Einfithrer das Unternehmen, das Inhaber der Lizenz gemdfl Artikel 13 Absatz 2
der vorliegenden Verordnung ist. Ist der Einfithrer nicht verfiigbar, ist der in der Zollanmeldung anzugebende Anmelder,
der Zulassungsinhaber eines anderen besonderen Verfahrens als des Versandverfahrens ist, sofern keine Ubertragung von
Rechten und Pflichten gemifl Artikel 218 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 vorliegt, um eine andere Person als
Anmelder zuzulassen, das Unternchmen, das Inhaber dieser Lizenz ist. Im Falle eines Versandverfahrens ist das
Unternehmen, das Inhaber der Lizenz ist, Inhaber des Verfahrens.
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Fiir die Zwecke der Ausfuhr ist der in der Zollanmeldung anzugebende Ausfithrer das Unternehmen, das Inhaber der Lizenz
gemifS Artikel 14 Absatz 3 ist.

(3)  Den Zollbehorden sind in der Zollanmeldung — bei Einfuhren von ozonabbauenden Stoffen und von Erzeugnissen
und Einrichtungen, die diese Stoffe enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen, vom Einfithrer oder, falls nicht
verfiigbar, vom Anmelder, der in der Zollanmeldung oder der Anmeldung zur voriibergehenden Verwahrung angegeben
ist, und bei Ausfuhren vom in der Zollanmeldung angegebenen Ausfithrer — folgende Angaben, soweit erforderlich, zu
tibermitteln:

a) Registriernummer im Lizenzvergabesystem und die Nummer der Lizenz gemifl Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 14
Absatz 3;

b) Registrierungs- und Identifizierungsnummer fir Wirtschaftsbeteiligte (EORI-Nummer);

¢) Eigenmasse des/der ozonabbauenden Stoffs/Stoffe, auch wenn erfsie in Erzeugnissen und Einrichtungen
enthalten ist/sind;

d) Eigenmasse multipliziert mit dem Ozonabbaupotenzial des/der ozonabbauenden Stoffs/Stoffe, auch wenn er/sie in
Erzeugnissen und Einrichtungen enthalten ist/sind;

e) Warencode, in den die Waren eingereiht sind.

(4)  Die Zollbehorden priifen insbesondere, ob bei Einfuhren der in der Zollanmeldung angegebene Einfithrer oder, falls
nicht verfiigbar, der Anmelder und bei Ausfuhren der in der Zollanmeldung angegebene Ausfiihrer iiber eine giiltige
Lizenz gemaf$ Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 14 Absatz 3 verfigt.

(5)  Erforderlichenfalls iibermitteln die Zollbehorden iiber die Single-Window-Umgebung der EU fur den Zoll
Informationen zur Zollabfertigung von Waren an das Lizenzvergabesystem.

(6)  Einfithrer von in Anhang I aufgefuhrten ozonabbauenden Stoffe in wieder auffullbaren Behiltern legen den
Zollbehorden zum Zeitpunkt der Zollanmeldung fiir die Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr eine Konformitts-
erklirung gemafl Artikel 15 Absatz 3 samt Nachweis dariiber vor, dass Vorkehrungen fiir die Riickgabe des Behalters
zwecks Wiederauffillung getroffen wurden.

(7)  Einfithrer von Halonen gemifl Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe g und Ausfithrer von Halonen gemiaf§ Artikel 14
Absatz 1 Buchstabe e legen den Zollbehérden zum Zeitpunkt der Zollanmeldung fiir die Uberlassung zum zollrechtlich
freien Verkehr oder fur die Ausfuhr eine Bescheinigung vor, mit der die Art des in Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe g und
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe e aufgefiihrten Stoffs bestatigt wird.

(8)  Einfithrer von ozonabbauenden Stoffen legen den Zollbehorden zum Zeitpunkt der Zollanmeldung fiir die
Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr die Nachweise gemif Artikel 15 Absatz 4 vor.

(9)  Bei der Durchfithrung der Kontrollen auf der Grundlage einer Risikoanalyse im Kontext des Zollrisikomanage-
mentsystems und im Einklang mit Artikel 46 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 iiberpriifen die Zollbehorden die
Einhaltung der Ein- und Ausfuhrvorschriften der vorliegenden Verordnung. Bei dieser Risikoanalyse werden insbesondere
alle verfiigbaren Informationen iiber die Wahrscheinlichkeit eines illegalen Handels mit ozonabbauenden Stoffen sowie die
bisherige Einhaltung der Vorschriften durch das betreffende Unternehmen beriicksichtigt.

(10)  Auf der Grundlage einer Risikoanalyse tiberpriift die Zollbehorde bei physischen Zollkontrollen von unter diese
Verordnung fallenden ozonabbauenden Stoffen, Erzeugnissen und Einrichtungen bei der Ein- und Ausfuhr insbesondere,

a) ob die gestellten Waren den Angaben in der Lizenz und der Zollanmeldung entsprechen;

b) ob die Waren vor ihrer Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr ordnungsgemif gemif Artikel 15 Absatz 5
gekennzeichnet sind.

Gemifs Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 legt der Einfithrer oder der Ausfithrerden Zollbehorden bei den
Kontrollen die Lizenz vor.
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(11)  Ozonabbauende Stoffe, Erzeugnisse und Einrichtungen, die nach dieser Verordnung verboten sind, werden von den
Zollbehorden zur Entsorgung gemifl den Artikeln 197 und 198 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 eingezogen oder
beschlagnahmt, oder die Zollbehorden unterrichten die zustindigen Behorden, um dafiir zu sorgen, dass die betreffenden
ozonabbauenden Stoffe, Erzeugnisse und Einrichtungen zu ihrer Entsorgung eingezogen oder beschlagnahmt werden. Die
Marktiiberwachungsbehorden nehmen solche Stoffe, Erzeugnisse und Einrichtungen zudem gemifs Artikel 16 der
Verordnung (EU) 2019/1020 vom Markt oder rufen sie zuriick.

Die Wiederausfuhr von unter diese Verordnung fallenden ozonabbauenden Stoffen, Erzeugnissen und Einrichtungen, die
dieser Verordnung nicht entsprechen, ist verboten.

(12)  Die Zollbehorden oder Marktiiberwachungsbehorden treffen alle erforderlichen Mafnahmen, um Versuche zu
verhindern, die unter diese Verordnung fallenden ozonabbauenden Stoffen, Erzeugnisse und Einrichtungen, fiir die bereits
ein Ein- oder Ausfuhrverbot in das bzw. aus dem Hoheitsgebiet besteht, ein- oder auszufithren.

(13)  Die Mitgliedstaaten benennen oder genehmigen Zollstellen oder andere Orte und legen den Weg zu diesen
Zollstellen und Orten gemif8 den Artikeln 135 und 267 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 fiir die Gestellung der in
Anhang I der vorliegenden Verordnung aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe und von Erzeugnissen und Einrichtungen,
die diese Stoffe enthalten oder zu ihrem Funktionieren benotigen, bei deren Eingang in das oder Ausgang aus dem
Zollgebiet der Union fest. Die Kontrollen werden von Bediensteten der Zollstellen oder anderen im Einklang mit den
nationalen Vorschriften befugten Personen durchgefiihrt, die iber Sachkenntnis in Angelegenheiten, die die Verhiitung
illegaler Aktivitdten im Rahmen dieser Verordnung betreffen, verfiigen und Zugang zu geeigneter Ausstattung haben, um
die einschldgigen physischen Kontrollen auf der Grundlage einer Risikoanalyse durchfithren zu kénnen.

Nur die benannten oder zugelassenen Zollstellen oder anderen Orte gemidfd Unterabsatz 1 sind befugt, ein Versandverfahren
fir die in Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe oder fiir Erzeugnisse und Einrichtungen, die solche Stoffe
enthalten oder zu ihrem Funktionieren benoétigen, einzuleiten oder zu beenden.

Artikel 18

Mafnahmen zur Uberwachung des illegalen Handels

(1) Auf der Grundlage einer regelmifigen Uberwachung des Handels mit ozonabbauenden Stoffen und einer Bewertung
der potenziellen Risiken eines illegalen Handels, die mit der Verbringung von ozonabbauenden Stoffen sowie Erzeugnissen
und Einrichtungen, die diese Stoffe enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen, verbunden sein konnen, wird der
Kommission die Befugnis iibertragen, gemif Artikel 29 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um

a) diese Verordnung durch die Festlegung der Kriterien zu ergidnzen, die von den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten
zu beriicksichtigen sind, wenn sie Kontrollen gemifl Artikel 26 durchfithren, um festzustellen, ob die Unternehmen
ihren Verpflichtungen aus dieser Verordnung nachkommen;

b) diese Verordnung durch die Festlegung der Anforderungen zu ergénzen, die bei der Uberwachung gemif Artikel 17 von
ozonabbauenden Stoffen sowie von Erzeugnissen und Einrichtungen, die diese Stoffe enthalten oder zu ihrem
Funktionieren benétigen und die in die voriibergehende Verwahrung oder ein Zollverfahren, einschlieflich eines
Zolllagers oder der Freizone, iiberfihrt wurden oder die im Rahmen eines Versandverfahrens durch das Zollgebiet der
Union befordert werden, zu priifen sind;

c¢) diese Verordnung durch die Aufnahme von Methoden zur Riickverfolgung in Verkehr gebrachter ozonabbauender
Stoffe zu dndern, nach denen gemif den Artikeln 13 und 14 die Ein- und Ausfuhr von ozonabbauenden Stoffen sowie
von Erzeugnissen und Einrichtungen, die diese Stoffe enthalten oder zu ihrem Funktionieren benétigen und die in die
voriibergehende Verwahrung oder ein Zollverfahren tiberfithrt wurden, tiberwacht werden kann.

(2)  Beim Erlass eines delegierten Rechtsakts gemafd Absatz 1 beriicksichtigt die Kommission die Umweltvorteile und die
soziookonomischen Auswirkungen der Methode, die gemafl Absatz 1 Buchstaben a, b und ¢ festzulegen ist.
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Artikel 19

Handel mit Staaten oder Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration und Gebieten, die nicht unter das
Protokoll fallen

(1)  Die Ein- und Ausfuhr von in Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden Stoffen sowie von Erzeugnissen und
Einrichtungen, die diese Stoffe enthalten oder zu ihrem Funktionieren bendtigen, aus und in Staaten oder Organisationen
der regionalen Wirtschaftsintegration, die den fiir einen bestimmten nach dem Protokoll kontrollierten Stoff geltenden
Bestimmungen des Protokolls nicht zugestimmt haben, ist verboten.

(2)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemdfl Artikel 29 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese
Verordnung durch die Festlegung von Vorschriften zu erginzen, die fiir die Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr
sowie die Ausfuhr von Erzeugnissen und Einrichtungen, die aus Staaten oder Organisationen der regionalen Wirtschaftsin-
tegration im Sinne von Absatz 1 eingefiihrt oder in diese ausgefithrt und unter Verwendung der in Anhang I aufgefiihrten
ozonabbauenden Stoffen hergestellt wurden, jedoch keine eindeutig als solche identifizierbaren Stoffe enthalten, sowie fiir
die Identifikation solcher Erzeugnisse und Einrichtungen gelten. Beim Erlass dieser delegierten Rechtsakte trigt die
Kommission den einschligigen Entscheidungen der Vertragsparteien des Protokolls und — in Bezug auf die Vorschriften
zur Identifikation solcher Erzeugnisse und Einrichtungen — jeglicher technischen Beratung Rechnung, die den
Vertragsparteien des Protokolls in regelmifigen Abstinden bereitgestellt wird.

(3)  Abweichend von Absatz 1 kann die Kommission den Handel mit ozonabbauenden Stoffen, die in Anhang I
aufgefiihrt sind, sowie mit Erzeugnissen und Einrichtungen, die einen oder mehrere dieser Stoffe enthalten oder zu ihrem
Funktionieren benotigen oder die damit hergestellt wurden, mit Staaten oder Organisationen der regionalen Wirtschaftsin-
tegration im Sinne von Absatz 1 im Wege von Durchfithrungsrechtsakten gestatten, sofern auf einer Tagung der
Vertragsparteien des Protokolls gemifs Artikel 4 Absatz 8 des Protokolls festgestellt wurde, dass der Staat oder die
Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration alle Anforderungen des Protokolls erfiillt und diesbeziigliche Daten
nach Artikel 7 des Protokolls vorgelegt hat. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemif§
Artikel 28 Absatz 2 erlassen.

(4)  Vorbehaltlich eines von den Vertragsparteien des Protokolls gefassten Beschlusses gemifs Absatz 2 gilt Absatz 1 fiir
die nicht unter das Protokoll fallenden Gebiete in gleicher Weise wie fiir Staaten oder Organisationen der regionalen
Wirtschaftsintegration im Sinne von Absatz 1.

(5)  Erfiillen die Behdrden eines nicht unter das Protokoll fallenden Gebiets alle Anforderungen des Protokolls und haben
sie diesbeziiglich Daten nach Artikel 7 des Protokolls vorgelegt, so kann die Kommission im Wege von Durchfithrungs-
rechtsakten beschlieBen, dass die Bestimmungen von Absatz 1 des vorliegenden Artikels ganz oder teilweise in Bezug auf
dieses Gebiet keine Anwendung finden. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemaf Artikel 28
Absatz 2 erlassen.

KAPITELV

Emissionskontrolle

Artikel 20

Riickgewinnung und Zerstorung bereits verwendeter ozonabbauender Stoffe

(1)  Ozonabbauende Stoffe, die in Kilte- und Klimaanlagen sowie Wirmepumpen, Losungsmittel enthaltenden
Einrichtungen oder Brandschutzeinrichtungen und Feuerloschern enthalten sind, werden bei der Instandhaltung oder
Wartung der genannten Einrichtungen oder vor deren Abbau oder Entsorgung zwecks Zerstorung, Recycling oder
Aufarbeitung zuriickgewonnen, es sei denn, eine solche Riickgewinnung ist in anderen Rechtsakten der Union geregelt.

(2)  Ab dem 1. Januar 2025 stellen Gebdudeeigentiimer und Bauunternehmen sicher, dass bei der Durchfithrung von
Renovierungs- Sanierungs- oder Abbrucharbeiten, die eine Entfernung von Schaumstoffelementen erfordern, die Schaume
mit in Anhang I aufgefiihrten ozonabbauendenden Stoffen enthalten, Emissionen so weit wie méglich vermieden werden,
indem mit den Schiumen bzw. den darin enthaltenen Stoffen so umgegangen wird, dass die Zerstorung dieser Stoffe
sichergestellt wird. Im Falle einer Riickgewinnung dieser Stoffe darf die Riickgewinnung nur von angemessen qualifizierten
natiirlichen Personen durchgefiihrt werden.
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(3)  Ab dem 1. Januar 2025 stellen Gebdudeeigentiimer und Bauunternehmen sicher, dass bei der Durchfithrung von
Renovierungs- Sanierungs- oder Abbrucharbeiten, die eine Entfernung von Schdumen in beschichteten Plattenerfordern,
die in Hohlrdumen oder geschlossenen Strukturen installiert sind und in Anhang I aufgefithrte ozonabbauendende Stoffe
enthalten, Emissionen so weit wie moglich vermieden werden, indem mit den Schdumen bzw. den darin enthaltenen
Stoffen so umgegangen wird, dass die Zerstorung dieser Stoffe sichergestellt wird. Im Falle einer Riickgewinnung dieser
Stoffe darf die Riickgewinnung nur von angemessen qualifizierten natiirlichen Personen durchgefiihrt werden.

Ist die Entfernung der in Unterabsatz 1 genannten Schiume technisch nicht durchfiihrbar, so erstellt der Gebaudeei-
gentiimer oder das Bauunternehmen Unterlagen, die belegen, dass die Entfernung im konkreten Fall nicht moglich war.
Diese Unterlagen sind funf Jahre lang aufzubewahren und der zustindigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats oder
der Kommission auf Verlangen zur Verfiigung zu stellen.

(4)  Halone, die in Brandschutzvorrichtungen und Feuerloschern enthalten sind, werden bei der Instandhaltung oder
Wartung der Einrichtungen oder vor deren Abbau oder Entsorgung zwecks Recyclings oder Aufarbeitung
zuriickgewonnen.

Die Zerstorung von Halonen ist verboten, es sei denn, es liegt ein dokumentierter Nachweis dafiir vor, dass der
Reinheitsgrad des zuriickgewonnenen oder rezyklierten Stoffs seine Aufarbeitung und anschliefende Wiederverwendung
technisch nicht zuldsst. Unternehmen, die in solchen Fillen Halone zerstoren, miissen diese Unterlagen mindestens fiinf
Jahre lang aufbewahren. Diese Unterlagen sind den zustindigen Behérden des betreffenden Mitgliedstaats oder der
Kommission auf Verlangen zur Verfiigung zu stellen.

(5)  Ozonabbauende Stoffe, die in anderen als den in den Absitzen 1 bis 4 genannten Erzeugnissen und Einrichtungen
enthalten sind, werden zwecks Zerstorung, Recycling oder Aufarbeitung zuriickgewonnen, soweit dies technisch und
wirtschaftlich machbar ist, oder ohne vorherige Riickgewinnung zerstort, es sei denn, eine solche Riickgewinnung ist in
anderen Rechtsakten der Union geregelt.

(6) Die in Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe sowie Erzeugnisse und Einrichtungen, die diese Stoffe
enthalten, werden nur mithilfe von Zerstorungstechnologien zerstort, die von den Vertragsparteien des Protokolls
zugelassen wurden.

Andere ozonabbauende Stoffe, fiir die die Zerstorungstechnologie nicht zugelassen wurde, werden nur mithilfe von
Zerstorungstechnologien zerstort, die mit dem Unionsrecht und dem Recht der Mitgliedstaaten iiber Abfille im Einklang
stehen, und nur dann, wenn die zusatzlichen Anforderungen dieses Rechts erfiillt sind.

(7)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemifs Artikel 29 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese
Verordnung durch die Erstellung einer Liste der Erzeugnisse und Einrichtungen zu erginzen, fiir die die Riickgewinnung
von ozonabbauenden Stoffen oder die Zerstorung von Erzeugnissen und Einrichtungen ohne vorherige Riickgewinnung
von ozonabbauenden Stoffen als technisch und wirtschaftlich machbar gilt, wobei sie, soweit angemessen, die zu
verwendende Technologie angibt.

(8)  Die Mitgliedstaaten fordern die Riickgewinnung, das Recycling, die Aufarbeitung und die Zerstorung der in Anhang I
aufgefiihrten ozonabbauenden Stoffe und legen Mindestanforderungen an die Befihigung des betreffenden Personals fest.

Artikel 21
Freisetzung von ozonabbauenden Stoffen und Dichtheitskontrollen

(1)  Die absichtliche Freisetzung von ozonabbauenden Stoffen in die Atmosphire ist verboten, auch wenn sie in
Erzeugnissen und Einrichtungen enthalten sind, sofern die Freisetzung fir die nach dieser Verordnung zulissigen
Verwendungszwecke technisch nicht erforderlich ist.

(2) Die Unternchmen treffen alle erforderlichen Vorkehrungen, um jede unbeabsichtigte Freisetzung von
ozonabbauenden Stoffen wihrend der Herstellung zu verhindern oder auf ein Mindestmaf$ zu reduzieren; dies umfasst
auch die unbeabsichtigte Freisetzung bei der Herstellung anderer Chemikalien, der Herstellung von Einrichtungen, der
Verwendung, Lagerung und Umfiillung von einem Behilter oder System in einen anderen bzw. ein anderes oder bei der
Beforderung.

(3)  Betreiber von Kilte- und Klimaanlagen oder Warmepumpen oder Brandschutzeinrichtungen — einschlieflich deren
Kreisldufen —, die in Anhang I aufgefithrte ozonabbauenden Stoffe enthalten, gewahrleisten, dass ortsfeste Einrichtungen
oder ortsfeste Systeme,

a) die eine Fillmenge von mindestens 3 kg, jedoch weniger als 30 kg der in Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe
enthalten, mindestens alle zwolf Monate Dichtheitskontrollen unterzogen werden, ausgenommen Einrichtungen mit
hermetisch geschlossenen Systemen, die als solche gekennzeichnet sind und weniger als 6 kg der in Anhang I
aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe enthalten,
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b) die eine Fiillmenge von mindestens 30 kg, jedoch weniger als 300 kg der in Anhang I aufgefiihrten ozonabbauenden
Stoffe enthalten, mindestens alle 6 Monate Dichtheitskontrollen unterzogen werden,

¢) die eine Filllmenge von mindestens 300 kg der in Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe enthalten, mindestens
alle 3 Monate Dichtheitskontrollen unterzogen werden.

(4)  Betreiber von Einrichtungen oder Systeme, die ozonabbauende Stoffe enthalten, stellen unbeschadet des Verbots der
Verwendung dieser ozonabbauenden Stoffe sicher, dass jede festgestellte Undichtigkeit unverziiglich behoben wird, es sei
denn, eine solche Riickgewinnung ist in anderen Rechtsakten der Union geregelt.

(5)  Diein Absatz 4 genannten Betreiber fithren Aufzeichnungen tiber Menge und Art der nachgefillten Halone und der
in Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe, die bei der Instandhaltung bzw. Wartung und endgiiltigen Entsorgung
der in Absatz 4 genannten Einrichtungen oder Systeme zuriickgewonnen werden. Sie bewahren ferner Aufzeichnungen
iiber andere relevante Informationen auf, unter anderem zur Identifizierung des Unternehmens, das die Dichtheits-
kontrollen, Instandhaltung oder Wartung vorgenommen hat, sowie iiber die Termine und Ergebnisse der durchgefiihrten
Dichtheitskontrollen. Diese Aufzeichnungen sind mindestens funf Jahre lang aufzubewahren und der zustindigen Behorde
des betreffenden Mitgliedstaats oder der Kommission auf Verlangen zur Verfiigung zu stellen.

(6)  Die Mitgliedstaaten legen Mindestanforderungen an die Befihigung des Personals fest, das Tatigkeiten nach den
Absitzen 3 und 4 durchfiihrt.

KAPITEL VI

Liste der ozonabbauenden Stoffe und Berichterstattung

Artikel 22

Anderungen der Liste der ozonabbauenden Stoffe

(1)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemif Artikel 29 delegierte Rechtsakte zur Anderung des Anhangs II
zu erlassen, um Stoffe in diesen Anhang aufzunehmen, die nicht unter diese Verordnung fallen, die jedoch nach den
Erkenntnissen des durch das Protokoll eingesetzten wissenschaftlichen Bewertungsausschusses (Scientific Assessment
Panel — SAP) oder eines anderen anerkannten Gremiums von entsprechendem Niveau ein betrichtliches Ozonabbau-
potenzial aufweisen.

(2)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, geméf Artikel 29 delegierte Rechtsakte zur Anderung des Anhangs I
zu erlassen, um Stoffe in diesen Anhang aufzunehmen, die die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels festgelegten
Bedingungen erfiillen und in erheblichen Mengen ausgefiihrt, eingefiihrt, hergestellt oder in Verkehr gebracht werden und,
sofern angezeigt, mogliche Ausnahmen von den Beschrinkungen gemaf Kapitel I oder IV festzulegen.

(3)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, geméR Artikel 29 delegierte Rechtsakte zur Anderung der Anhénge I
und II in Bezug auf das Treibhauspotenzial (GWP) und das Ozonabbaupotenzial dieser Stoffe zu erlassen, wenn dies
aufgrund neuer Sachstandsberichte des Weltklimarats oder neuer Berichte des wissenschaftlichen Bewertungsausschusses
(SAP) und, soweit verfiigbar, zum Zwecke der Hinzufiigung des GWP dieser Stoffe iiber einen Zeitraum von 20 Jahren in
diese Anhinge erforderlich ist.

Artikel 23

Berichterstattung durch die Mitgliedstaaten

(1) Bis zum 30. Juni 2024 und jedes Jahr danach ubermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission fir das
vorangegangene Kalenderjahr die folgenden Informationen in elektronischer Form:

a) die Mengen der in Artikel 9 Absatz 1 genannten, fiir kritische Verwendungszwecke installierten, verwendeten oder
gelagerten Halone, die zur Verringerung ihrer Emissionen ergriffenen Mafinahmen und eine Schitzung dieser
Emissionen sowie Fortschritte bei der Bewertung und Verwendung geeigneter Alternativstoffe;

b) Fille illegalen Handels, insbesondere diejenigen, die bei den gemidfl Artikel 26 durchgefithrten Kontrollen aufgedeckt
wurden, gegebenenfalls einschlieflich der Verhdngung der in Artikel 27 genannten Sanktionen.
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(2)  Die Kommission kann, falls angezeigt, im Wege von Durchfithrungsrechtsakten die Form fiir die Ubermittlung der in
Absatz 1 dieses Artikels genannten Informationen festlegen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem
Priifverfahren gemafd Artikel 28 Absatz 2 erlassen.

(3)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemdf Artikel 29 delegierte Rechtsakte zur Anderung des Absatzes 1
zu erlassen, wenn dies aufgrund von Entscheidungen der Vertragsparteien des Protokolls erforderlich ist.

Artikel 24

Berichterstattung der Unternehmen

(1)  Bis zum 31. Marz 2025 und jedes Jahr danach meldet jedes Unternehmen der Kommission iiber ein Instrument zur
elektronischen Berichterstattung die in Anhang VI aufgefiihrten Daten fiir jeden ozonabbauenden Stoff fiir das
vorangegangene Kalenderjahr.

Die Mitgliedstaaten haben ebenfalls Zugang zu dem Instrument zur elektronischen Berichterstattung der Unternehmen, die
in ihre Zustandigkeit fallen.

Vor der Berichterstattung miissen sich die Unternehmen im Lizenzvergabesystem registrieren.

(2) Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten und die Kommission treffen geeignete Mafinahmen, um die
Vertraulichkeit der ihnen gemif§ diesem Artikel tibermittelten Daten zu gewihrleisten.

(3)  Soweit erforderlich, legt die Kommission im Wege von Durchfithrungsrechtsakten die Form und die Mittel fir die
Berichterstattung gemdff Anhang VI fest. Diese Durchfihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemifl
Artikel 28 Absatz 2 erlassen.

(4)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemifl Artikel 29 delegierte Rechtsakte zur Anderung des
Anhangs VI zu erlassen, wenn dies aufgrund von Entscheidungen der Vertragsparteien des Protokolls erforderlich ist.

KAPITEL VII

Durchsetzung

Artikel 25

Zusammenarbeit und Informationsaustausch

(1)  Istdies zur Sicherstellung der Einhaltung dieser Verordnung erforderlich, so arbeiten die zustdndigen Behorden jedes
Mitgliedstaats, einschlieflich der Zollbehorden, Marktiiberwachungsbehorden, Umweltbehorden und etwaiger anderer
zustdndiger Behorden mit Inspektionsaufgaben, untereinander, mit den zustindigen Behorden der anderen Mitgliedstaaten,
mit der Kommission und erforderlichenfalls mit den Verwaltungsbehorden von Drittlindern zusammen.

Ist eine Zusammenarbeit mit den Zollbehorden nétig, um eine ordnungsgemifle Umsetzung des Rahmens fiir das
Zollrisikomanagementsystem sicherzustellen, so stellen die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten den Zollbehorden
alle erforderlichen Informationen gemafs Artikel 47 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Verfiigung.

(2)  Stellt eine Zollbehorde, eine Marktiiberwachungsbehorde oder eine andere zustindige Behorde eines Mitgliedstaats
einen Verstof§ gegen diese Verordnung fest, so unterrichtet diese zustindige Behorde die Umweltbehorde oder, falls nicht
mafSgeblich, eine andere Behorde, die fiir die Durchsetzung von Sanktionen gemif$ Artikel 27 zustindig ist.

(3)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ihre zustindigen Behorden iiber einen effizienten Zugang zu allen fiir die
Durchsetzung dieser Verordnung erforderlichen Informationen verfiigen und diese untereinander austauschen konnen.
Diese Informationen umfassen zollbezogene Daten, Angaben zu Eigentum und finanzieller Lage, etwaige Verstofle gegen
das Umweltrecht sowie die im Lizenzvergabesystem gespeicherten Daten.
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Wenn dies zur Durchsetzung der vorliegenden Verordnung notwendig ist, werden die in Unterabsatz 1 genannten
Informationen auch den zustindigen Beh6rden anderer Mitgliedstaaten und der Kommission zur Verfiigung gestellt.

(4)  Die zustindigen Behorden warnen die zustindigen Behorden anderer Mitgliedstaaten, wenn sie einen Verstof§ gegen
diese Verordnung feststellen, der mehr als einen Mitgliedstaat betreffen konnte. Die zustindigen Behorden unterrichten
insbesondere die zustindigen Behorden anderer Mitgliedstaaten, wenn sie relevante Erzeugnisse auf dem Markt entdecken,
die dieser Verordnung nicht entsprechen, damit sie zur Entsorgung beschlagnahmt, eingezogen, vom Markt genommen
oder zuriickgerufen werden konnen.

Fiir den Austausch zollrisikorelevanter Informationen wird das Zollrisikomanagementsystem verwendet.

Die Zollbehorden tauschen ferner gemafd der Verordnung (EG) Nr. 515/97 des Rates (*) alle sachdienlichen Informationen
tiber Verstofle gegen die vorliegende Verordnung aus und ersuchen erforderlichenfalls die anderen Mitgliedstaaten und die
Kommission um Amtshilfe.

Artikel 26

Pflicht zur Durchfithrung von Kontrollen

(1)  Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten fithren Kontrollen durch, um festzustellen, ob die Unternechmen ihren
Verpflichtungen aus dieser Verordnung nachkommen.

(2)  Die Kontrollen werden nach einem risikobasierten Ansatz durchgefithrt, bei dem insbesondere die bisherige
Einhaltung der Verpflichtungen durch die Unternehmen, das Risiko der Nichtkonformitit eines bestimmten Erzeugnisses
mit dieser Verordnung und alle sonstigen einschldgigen Informationen, die von der Kommission, den Zollbehorden, den
Marktiiberwachungsbehorden, den Umweltbehorden und anderen Behérden der Mitgliedstaaten mit Inspektionsaufgaben
oder von den zustindigen Behorden von Drittlindern iibermittelt wurden, beriicksichtigt werden.

Ferner fithren die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten Kontrollen durch, wenn sie im Besitz von Nachweisen oder
anderen einschligigen Informationen, einschlieflich begriindeter Bedenken Dritter oder der Kommission, in Bezug auf
einen moglichen Verstoff gegen diese Verordnung sind.

(3)  Die Kontrollen in den Absitzen 1 und 2 genannten Kontrollen umfassen

a) mit angemessener Hiufigkeit durchgefithrte Vor-Ort-Besuche in den Niederlassungen sowie Uberpriifungen der
einschldgigen Unterlagen und Einrichtungen; und

b) Kontrollen von Online-Plattformen gemif diesem Absatz.

Unbeschadet der Verordnung (EU) 2022/2065 des Europdischen Parlaments und des Rates (**) iiberpriifen die zustindigen
Behorden, wenn eine in den Anwendungsbereich von Kapitel III Abschnitt 4 der genannten Verordnung fallende Online-
Plattform Verbrauchern den Abschluss von Fernabsatzvertrdgen mit Unternehmen ermdglicht, die ozonabbauende Stoffe
oder solche Stoffe enthaltende Erzeugnisse und Einrichtungen anbieten, ob das Unternchmen oder die angebotenen
ozonabbauende Stoffe, Erzeugnisse oder Einrichtungen die Anforderungen der vorliegenden Verordnung erfiillen. Die
zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission und die in Artikel 49 der Verordnung
(EU) 2022/2065 genannten jeweils zustindigen Behorden und arbeiten mit ihnen zusammen, um die Einhaltung jener
Verordnung sicherzustellen.

Die Kontrollen erfolgen ohne Vorwarnung an das Unternehmen, es sei denn, eine vorherige Benachrichtigung ist
erforderlich, um die Wirksamkeit der Kontrollen sicherzustellen. Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die Unternehmen
den zustindigen Behorden jede notwendige Unterstiitzung dabei leisten, die in diesem Artikel vorgesehenen Kontrollen
durchzufiihren.

(*) Verordnung (EG) Nr. 515/97 des Rates vom 13. Mdrz 1997 iiber die gegenseitige Amtshilfe zwischen Verwaltungsbehorden der
Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit dieser Behorden mit der Kommission im Hinblick auf die ordnungsgemiffe Anwendung der
Zoll- und der Agrarregelung (ABL. L 82 vom 22.3.1997, S. 1).

(*) Verordnung (EU) 2022/2065 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 19. Oktober 2022 iiber einen Binnenmarkt fur digitale
Dienste und zur Anderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz iiber digitale Dienste) (ABI. L 277 vom 27.10.2022, S. 1).
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(4)  Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten fithren Aufzeichnungen iiber die Kontrollen, aus denen insbesondere
deren Art und Ergebnisse hervorgehen, sowie iiber die bei Verstoflen ergriffenen Maffnahmen. Die Aufzeichnungen iiber
alle Kontrollen werden mindestens funf Jahre lang aufbewahrt.

(5)  Auf Ersuchen eines anderen Mitgliedstaats kann ein Mitgliedstaat Kontrollen oder andere formliche Ermittlungen bei
Unternehmen durchfiithren, die im Verdacht stehen, dass sie an der illegalen Verbringung von unter diese Verordnung
fallenden Stoffen, Erzeugnissen oder Einrichtungen beteiligt zu sein, und die im Gebiet des jeweiligen Mitgliedstaats titig
sind. Das Ergebnis der Kontrolle oder der Ermittlung wird dem anfragenden Mitgliedstaat mitgeteilt.

(6)  Zur Durchfithrung ihrer Aufgaben aufgrund dieser Verordnung kann die Kommission alle erforderlichen
Informationen von den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten sowie von Unternehmen verlangen. Richtet die
Kommission ein Informationsersuchen an ein Unternehmen, so iibermittelt sie zugleich eine Kopie dieses Ersuchens an die
zustdndige Behorde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet das Unternehmen seinen Sitz hat.

(7)  Die Kommission fordert einen angemessenen Informationsaustausch und eine angemessene Zusammenarbeit
zwischen den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten untereinander sowie zwischen diesen zustindigen Behorden und
der Kommission anhand geeigneter Mafinahmen. Die Kommission trifft geeignete Manahmen, um die Vertraulichkeit der
gemif diesem Artikel erhaltenen Informationen zu gewihrleisten.

KAPITEL VIII

Sanktionen, Ausschussverfahren und Ausiibung der Befugnisiibertragung

Artikel 27

Sanktionen

(1) Unbeschadet der Verpflichtungen, denen die Mitgliedstaaten gemaf der Richtlinie 2008/99/EG des Europiischen
Parlaments und des Rates (¥) unterliegen, erlassen die Mitgliedstaaten Vorschriften tiber Sanktionen, die bei Verstoen
gegen diese Verordnung zu verhdngen sind, und treffen alle fiir die Anwendung dieser Sanktionen erforderlichen
Mafinahmen. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Vorschriften und Maflnahmen vor dem 1. Januar 2026 mit
und melden ihr unverziiglich alle diesbeziiglichen Anderungen.

(2)  Die Sanktionen miissen wirksam, verhiltnismédfig und abschreckend sein und werden — gegebenenfalls unter
gebithrender Beriicksichtigung der folgenden Aspekte — festgelegt:

a) Art und Schwere des VerstofSes;

b) die von dem Verstof§ betroffenen Bevolkerung oder Umwelt, wobei ein hohes Mafl an Schutz der menschlichen
Gesundheit und der Umwelt sicherzustellen ist;

c) etwaige frithere Verstofe des zur Verantwortung gezogenen Unternehmens gegen die vorliegende Verordnung;

d) die finanzielle Situation des zur Verantwortung gezogenen Unternchmens.

(3)  Die Sanktionen umfassen

a) verwaltungsrechtliche finanzielle Sanktionen gemif Absatz 4; die Mitgliedstaaten konnen dariiber hinaus oder
alternativ dazu jedoch auch strafrechtliche Sanktionen verhingen, sofern diese ebenso wirksam, verhiltnisméfig und
abschreckend sind wie die verwaltungsrechtlichen finanziellen Sanktionen;

b) die Einziehung oder Beschlagnahmung oder Riicknahme oder Entfernung vom Markt oder die Inbesitznahme
rechtwidrig erlangter Waren durch die zustindigen Behérden der Mitgliedstaaten;

¢) ein voriibergehendes Verbot der Verwendung, Herstellung, Einfuhr, Ausfuhr oder des Inverkehrbringens von
ozonabbauenden Stoffen oder von Erzeugnissen und Einrichtungen, die ozonabbauenden Stoffe enthalten oder zu
ihrem Funktionieren bendtigen, im Falle eines schweren oder wiederholten Verstofes.

(*) Richtlinie 2008/99/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 iiber den strafrechtlichen Schutz der
Umwelt (ABL. L 328 vom 6.12.2008, S. 28).

26/46 ELL http://data.europa.eu/elijreg/2024/590/0j



ABL. L vom 20.2.2024 DE

(4)  Die verwaltungsrechtlichen finanziellen Sanktionen nach Absatz 3 Buchstabe a, miissen in einem angemessenen
Verhiltnis zu dem etwaigen Umweltschaden stehen und den Verantwortlichen effektiv den wirtschaftlichen Ertrag aus
ihren Verstoflen entziehen. Die Hohe der verwaltungsrechtlichen finanziellen Sanktionen ist bei wiederholten Verstofen
schrittweise zu erhchen.

Im Fall einer rechtswidrigen Herstellung, Einfuhr, Ausfuhr, Inverkehrbringung oder Verwendung von ozonabbauenden
Stoffen oder von Erzeugnissen und Einrichtungen, die diese Stoffe enthalten oder zu ihrem Funktionieren bendtigen,
entspricht der Hochstbetrag der verwaltungsrechtlichen finanziellen Sanktion mindestens dem Fiinffachen des Marktwerts
der betreffenden Stoffe, Erzeugnisse oder Einrichtungen. Werden die Verstofle innerhalb eines Zeitraums von fiinf Jahren
wiederholt, so entspricht der Hochstbetrag der verwaltungsrechtlichen finanziellen Sanktion mindestens dem Achtfachen
des Marktwerts der betreffenden ozonabbauenden Stoffe, Erzeugnisse oder Einrichtungen;

Artikel 28

Ausschussverfahren

(1)  Die Kommission wird vom Ausschuss fiir ozonabbauende Stoffe unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im
Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 29

Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemifd Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7 Absatz 4, Artikel 8 Absatz 7,
Artikel 9 Absatz 3, Artikel 18 Absatz 1, Artikel 19 Absatz 2, Artikel 20 Absatz 7, Artikel 22, Artikel 23 Absatz 3 und
Artikel 24 Absatz 4 wird der Kommission auf unbestimmte Zeit ab dem 11. Marz 2024 ibertragen.

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemifd Artikel 16 Absatz 13 wird der Kommission auf unbestimmte Zeit ab
dem 3. Mdrz 2025 ibertragen.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemafd Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7 Absatz 4, Artikel 8 Absatz 7, Artikel 9 Absatz 3,
Artikel 16 Absatz 13, Artikel 18 Absatz 1, Artikel 19 Absatz 2, Artikel 20 Absatz 7, Artikel 22, Artikel 23 Absatz 3 und
Artikel 24 Absatz 4 kann jederzeit vom Europaischen Parlament oder vom Rat widerrufen werden. Der Beschluss iiber den
Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Der Beschluss iiber den Widerruf
beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach der Veréffentlichung des
Beschlusses im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spiteren
Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den
Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber
bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsitzen.

(5)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, ibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europiischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemdfl Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7 Absatz 4, Artikel 8 Absatz 7, Artikel 9 Absatz 3,
Artikel 16 Absatz 13, Artikel 18 Absatz 1, Artikel 19 Absatz 2, Artikel 20 Absatz 7, Artikel 22, Artikel 23 Absatz 3 und
Artikel 24 Absatz 4 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europiische Parlament noch der Rat innerhalb einer
Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europiische Parlament und den Rat Einwinde erhoben
haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europdische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben,
dass sie keine Einwinde erheben werden. Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um
zwei Monate verlingert.
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KAPITEL IX

Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Artikel 30
Uberpriifung

(1) Die Kommission veroffentlicht spdtestens zum 1. Januar 2030 einen Bericht tiber die Auswirkungen dieser
Verordnung. Der Bericht enthilt eine Bewertung der Verfiigbarkeit von Alternativen zu ozonabbauenden Stoffen fur die in
den Artikeln 6 bis 9 geregelten Verwendungen.

(2)  Der gemidfl Artikel 10a der Verordnung (EG) Nr. 401/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates (*)
eingesetzte europdische wissenschaftliche Beirat fir Klimawandel kann auf eigene Initiative wissenschaftliche Gutachten

und Berichte iiber die Koharenz der vorliegenden Verordnung mit den Zielen der Verordnung (EU) 2021/1119 und mit
den internationalen Verpflichtungen der Union im Rahmen des Ubereinkommens von Paris vorlegen.

Artikel 31
Aufhebung und Ubergangsbestimmungen
(1)  Die Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 wird aufgehoben.

(2)  Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 in der am 10. Mirz 2024 geltenden Fassung gilt weiterhin bis zum
2. Mirz 2025.

(3)  Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 in der am 10. Marz 2024 geltenden Fassung gilt weiterhin fiir den
Berichtszeitraum vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023.

(4)  Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind
nach MafSgabe der Entsprechungstabelle in Anhang VIII zu lesen.

Artikel 32
Inkrafttreten und Anwendung
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
Artikel 16 Absitze 1, 2 und 4 bis 15, Artikel 17 Absatz 5 und Anhang VII Nummer 2 der vorliegenden Verordnung gelten

ab dem 3. Mirz 2025 fiir die Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr gemif Artikel 201 der Verordnung (EU)
Nr. 952/2013 sowie fiir alle anderen Einfuhrverfahren und die Ausfuhr.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Straburg am 7. Februar 2024.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Die Présidentin Die Présidentin
R. METSOLA H. LAHBIB

(*) Verordnung (EG) Nr. 401/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 iiber die Europdische Umweltagentur
und das Europdische Umweltinformations- und Umweltbeobachtungsnetz (ABL. L 126 vom 21.5.2009, S. 13).
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ANHANG I

OZONABBAUENDE STOFFE GEMAR ARTIKEL 2 BUCHSTABE A ()

Gruppe Stoffe Ozonal?bati- TreitEE;;SlPO-
potenzial (!) (GWP) ()
Gruppe CFCl, CFC-11 Trichlorfluormethan 1,0 5560
CF,Cl, CFC-12 Dichlordifluormethan 1,0 11200
C,F;Cl; CFC-113 Trichlortrifluorethan 0,8 6520
C,F.Cl, CFC-114 Dichlortetrafluorethan 1,0 9430
C,FsCl CFC-115 Chlorpentafluorethan 0,6 9600
Gruppe Il CF;Cl CFC-13 Chlortrifluormethan 1,0 16 200
C,FCl;s CFC-111 Pentachlorfluorethan 1,0 *)
C,F,(Cl, CFC-112 Tetrachlordifluorethan 1,0 4620
CFCl, CFC-211 Heptachlorfluorpropan 1,0 *)
C5F,Clg CFC-212 Hexachlordifluorpropan 1,0 *)
C5F;Cls CFC-213 Pentachlortrifluorpropan 1,0 *
C5F,Cly, CFC-214 Tetrachlortetrafluorpropan 1,0 *
C3FsCl, CFC-215 Trichlorpentafluorpropan 1,0 *)
C5F4Cl, CFC-216 Dichlorhexafluorpropan 1,0 *
C,F,Cl CFC-217 Chlorheptafluorpropan 1,0 *)
Gruppe IIl CF,BrCl Halon- Bromchlordifluormethan 3,0 1930
1211
CF;Br Halon- Bromtrifluormethan 10,0 7 200
1301
C,F,Br, Halon- Dibromtetrafluorethan 6,0 2170
2402
CBr, F, Halon- Dibromodifluoromethan 1,25 216
1202
Gruppe IV cdl, CTC Tetrachlormethan (Tetrachlorkohlenstoff) 1,1 2200
Gruppe V C,H;Cl5 () 1,1,1-TCA 1,1,1-Trichlorethan (Methylchloroform) 0,1 161
Gruppe VI CH;Br M%hylbro- Brommethan 0,6 2,43
mi

(") Dieser Anhang enthilt die ozonabbauenden Stoffe und ihre Isomere. Gemifd Artikel 2 Buchstabe a gelten Gemische, die die in diesem
Anhang aufgefiihrten ozonabbauenden Stoffe enthalten, als ozonabbauende Stoffe im Sinne dieser Verordnung.
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Treibhauspo-
Gruppe Stoffe Ozonat.)bati— tenzial
potenzial (') GWP) ()

Gruppe VII CHFBr, HBFC-21 Dibromfluormethan 1,00 *)
B2

CHF,Br HBFC-22 Bromdifluormethan 0,74 380
B1

CH,FBr HBFC-31 Bromfluormethan 0,73 *)
B1

C,HFBr, HBFC-121 Tetrabromfluorethan 0,8 *
B4

C,HF,Br; HBFC-122 Tribromdifluorethan 1,8 *
B3

C,HF;Br, HBFC-123 Dibromtrifluorethan 1,6 *
B2

C,HF,Br HBFC-124 Bromtetrafluorethan 1,2 201
B1

C,H,FBr; HBFC-131 Tribromfluorethan 1,1 *
B3

C,H,F,Br, HBFC-132 Dibromdifluorethan 1,5 *
B2

C,H,F;Br HBFC-133 Bromtrifluorethan 1,6 177
B1

C,H;FBr, HBFC-141 Dibromfluorethan 1,7 *
B2

C,H;F,Br HBFC-142 Bromdifluorethan 1,1 *)
B1

C,H,FBr HBFC-151 Bromfluorethan 0,1 *
B1

C;HFBr, HBFC-221 | Hexabromfluorpropan 1,5 *)
B6

C;HF,Brs HBFC-222 Pentabromdifluorpropan 1,9 *
B5

C;HF;Br, HBFC-223 Tetrabromtrifluorpropan 1,8 *
B4

C;HF,Br; HBFC-224 | Tribromtetrafluorpropan 2,2 *)
B3

C;HF;Br, HBFC-225 | Dibrompentafluorpropan 2,0 *)
B2

C;HF¢Br HBFC-226 | Bromhexafluorpropan 3,3 *
B1

C;H,FBrs HBFC-231 Pentabromfluorpropan 1,9 *
B5

C;H,F,Br, HBFC-232 Tetrabromdifluorpropan 2,1 *
B4
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Treibhauspo-
Gruppe Stoffe Ozonat.)bati— tenzial
potenzial (') GWP) ()
C;H,F;Br; HBFC-233 Tribromtrifluorpropan 5,6 *
B3
C;H,F,Br, HBFC-234 Dibromtetrafluorpropan 7,5 *
B2
C;H,F;sBr HBFC-235 | Brompentafluorpropan 1,4 *)
B1
C;H;FBr, HBFC-241 Tetrabromfluorpropan 1,9 *
B4
C;H;F;Br; HBFC-242 Tribromdifluorpropan 3,1 *
B3
C;H;F;Br, HBFC-243 | Dibromtrifluorpropan 2,5 *
B2
C;H;5F,Br HBFC-244 Bromtetrafluorpropan 4,4 *
B1
C;H,FBr; HBFC-251 Tribromfluorpropan 0,3 *
B1
C;H,F,Br, HBFC-252 Dibromdifluorpropan 1,0 *)
B2
C3H,F;Br HBFC-253 Bromtrifluorpropan 0,8 *
B1
C;H;FBr, HBFC-261 Dibromfluorpropan 0,4 *
B2
C;H,F,Br HBFC-262 | Bromdifluorpropan 0,8 *
B1
C;HFBr HBFC-271 | Bromfluorpropan 0,7 *)
B1
Gruppe VIII | CHFCl, HCFC-21 (%) | Dichlorfluormethan 0,040 160
CHF,Cl HCFC-22 () | Chlordifluormethan 0,055 1960
CH,FCl HCEC-31 Chlorfluormethan 0,020 79,4
C,HECl, HCFC-121 Tetrachlorfluorethan 0,040 58,3
C,HF,Cl; HCFC-122 | Trichlordifluorethan 0,080 56,4
C,HF;(Cl, HCEC- Dichlortrifluorethan 0,020 90,4
123 ()
C,HF,Cl HCFC- Chlortetrafluorethan 0,022 597
124 ()
C,H,FCl, HCFC-131 Trichlorfluorethan 0,050 30 ()
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ol B
C,H,F,Cl, HCFC-132 | Dichlordifluorethan 0,050 122
C,H,F;Cl HCFC-133 | Chlortrifluorethan 0,060 275 (%
C,H;FCl, HCFC-141 Dichlorfluorethan 0,070 46,6
CH,CF(Cl, HCFC- 1,1-Dichlor-1-fluorethan 0,110 860

141b ()
C,H;5F,Cl HCFC-142 | Chlordifluorethan 0,070 175 (%
CH;CFE,Cl HCFC- 1-Chlor-1,1-difluorethan 0,065 2300
142b ()

C,H,FCl HCFC-151 | Chlorfluorethan 0,005 10 (%
C;HFCl4 HCFC-221 | Hexachlorfluorpropan 0,070 110 (%
C;HF,Cls HCFC-222 | Pentachlordifluorpropan 0,090 500 (%)
C;HF;Cl, HCFC-223 | Tetrachlortrifluorpropan 0,080 695 (%
C;HF,Cl, HCFC-224 | Trichlortetrafluorpropan 0,090 1090 ()
C;HF;Cl, HCFC-225 | Dichlorpentafluorpropan 0,070 1560 (%)
CF;CF,CH- | HCEC- 3,3-Dichlor-1,1,1,2,2-Pentafluorpropan 0,025 137
cl, 225ca (%)

CF,CICF,C- | HCEC- 1,3-Dichlor-1,1,2,2,3-Pentafluorpropan 0,033 568
HCIF 225¢b ()

C;HF4(Cl HCFC-226 | Chlorhexafluorpropan 0,100 2455 (%
C;H,FCls HCFC-231 | Pentachlorfluorpropan 0,090 350 (%)
C;H,F,(l, HCFC-232 | Tetrachlordifluorpropan 0,100 690 (%
C;H,F;Cl, HCFC-233 | Trichlortrifluorpropan 0,230 1495 (%
C;H,F,Cl, HCFC-234 | Dichlortetrafluorpropan 0,280 3490 (%
C;H,FsCl HCFC-235 | Chlorpentafluorpropan 0,520 5320 (%
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Gruppe Swofte Orenabba T(Gttp)l(p)
C;H,FCl, HCFC-241 Tetrachlorfluorpropan 0,090 450 (%
C;H;F,Cl, HCFC-242 | Trichlordifluorpropan 0,130 1025 (%
C;H;F;(l, HCFC-243 | Dichlortrifluorpropan 0,120 2060 (%)
C;H;F,Cl HCFC-244 | Chlortetrafluorpropan 0,140 3360 (%
C;H,FCl, HCFC-251 Trichlorfluorpropan 0,010 70 (%)
C;H,F,Cl, HCFC-252 Dichlordifluorpropan 0,040 275 (%)
C;H,F5(Cl HCFC-253 | Chlortrifluorpropan 0,030 665 (%)
C;H;FCl, HCFC-261 Dichlorfluorpropan 0,020 84 ()
C;H,F,Cl HCEC-262 Chlordifluorpropan 0,020 227 (%
C;H4FCl HCFC-271 | Chlorfluorpropan 0,030 340 ()
Gruppe IX CH,BrCl BCM Bromchlormethan 0,12 4,74

() Standardwert, Treibhauspotenzial noch nicht verfiigbar.
() Diese Ozonabbaupotenziale sind Schatzungen aufgrund derzeitiger Erkenntnisse; sie werden anhand der von den Vertragsparteien

gefassten Beschliisse regelmiRig tiberpriift und revidiert.
(*) Gestiitzt auf den Sechsten Sachstandsbericht, Kapitel 7: The Earth’s energy budget, climate feedbacks, and climate sensitivity —

Supplementary Material adopted by the Intergovernmental Panel on Climate Change, soweit nicht anders angegeben.

(*) Diese Formel bezieht sich nicht auf 1,1,2-Trichlorethan.

(*) Kennzeichnet die kommerziell gangigsten Stoffe entsprechend dem Protokoll.

() Scientific Assessment of Ozone Depletion: 2018; Anlage A: Summary of Abundances, Lifetimes, Ozone Depletion Potentials (ODPs),
Radiative Efficiencies (REs), Global Warming Potentials (GWPs), and Global Temperature change Potentials (GTPs).
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ANHANG Il
OZONABBAUENDE STOFFE GEMAR ARTIKEL 2 BUCHSTABE A, DIE NICHT NACH DEM PROTOKOLL KONTROLLIERT
WERDEN ()
Stoffe Ozonabbau-potenzial (!) po tez;?gla}(lgi;]}) 0
C;H,Br 1-Brompropan (n-Propylbromid) 0,02-0,10 0,052
C,H,Br Bromethan (Ethylbromid) 0,1-0,2 0,487
CF;l Trifluoriodmethan (Trifluormethyliodid) 0,01-0,02 *)
CH,Cl Chlormethan (Methylchlorid) 0,02 5,54
C;H,BrF; 2-Brom-3,3,3-Trifluor-1-Propen (2-BTP) <0,05 () *)
CH,Cl, Dichlormethan (DCM) nicht Null (%) 11,2
C,Cl, Tetrachlorethen (Perchlorethylen (PER)) 0,006-0,007 () *)

(") Standardwert, GWP noch nicht verfiigbar.

(%) Diese Ozonabbaupotenziale sind Schitzungen aufgrund derzeitiger Erkenntnisse; sie werden anhand der von den Vertragsparteien
gefassten Beschliisse regelmafig iiberpriift und revidiert.

(*) Gestiitzt auf den Sechsten Sachstandsbericht, Kapitel 7: The Earth’s energy budget, climate feedbacks, and climate sensitivity —
Supplementary Material adopted by the Intergovernmental Panel on Climate Change, soweit nicht anders angegeben.

() Scientific Assessment of Ozone Depletion: 2018; Anlage A: Summary of Abundances, Lifetimes, Ozone Depletion Potentials (ODPs),
Radiative Efficiencies (REs), Global Warming Potentials (GWPs), and Global Temperature change Potentials (GTPs).

() Neue ozonabbauende Stoffe, die von den Vertragsparteien iibermittelt wurden: Beschliisse XI1I/5, X/8 und 1X/24 (Aktualisiert im Mai
2012); https://ozone.unep.org/resources?term_node_tid_depth%5b883%5d=883

(") Dieser Anhang enthilt die ozonabbauenden Stoffe und ihre Isomere. Gemifd Artikel 2 Buchstabe a gelten Gemische, die die in diesem
Anhang aufgefithrten ozonabbauenden Stoffe enthalten, als ozonabbauende Stoffe im Sinne dieser Verordnung.
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ANHANG III
VERARBEITUNGSHILFSSTOFFE

Die in Artikel 7 genannten Verfahren umfassen:

a) die Verwendung von Tetrachlorkohlenstoff zur Beseitigung von Stickstofftrichlorid bei der Herstellung von Chlor und
Atznatron;

b) die Verwendung von Tetrachlorkohlenstoff bei der Herstellung von Chlorkautschuk;
c) die Verwendung von Tetrachlorkohlenstoff bei der Herstellung von Polyphenylenterephthalamid;

d) die Verwendung von FCKW-12 bei der photochemischen Synthese von Perfluorpolyetherpolyperoxid-Prakursoren von
Z-Perfluorpolyethern und bifunktionellen Derivaten;

e) die Verwendung von Tetrachlorkohlenstoff bei der Herstellung von Cyclodim.

Die Hochstmenge an ozonabbauenden Stoffen, die als Verarbeitungshilfsstoffe in der Union verwendet werden diirfen,
betrdgt nicht mehr als 921 metrische Tonnen pro Jahr. Die Hochstmenge an ozonabbauenden Stoffen, die bei der
Verwendung als Verarbeitungshilfsstoffe in der Union freigesetzt werden diirfen, betrdgt nicht mehr als 15 metrische
Tonnen pro Jahr.
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ANHANG IV

BEDINGUNGEN FUR DAS INVERKEHRBRINGEN UND DIE ANSCHLIERENDE LIEFERUNG ODER BEREITSTELLUNG
OZONABBAUENDER STOFFE FUR WESENTLICHE LABOR- UND ANALYSEZWECKE GEMAR ARTIKEL 8 ABSATZ 6

(1)  Ozonabbauende Stoffe fiir wesentliche Labor- und Analysezwecke miissen folgende Reinheitsgrade aufweisen:

Stoffe %
Tetrachlorkohlenstoff (Reagenzgrad) 99,5
1,1,1-Trichlorethan 99,0
FCKW 11 99,5
FCKW 13 99,5
FCKW 12 99,5
FCKW 113 99,5
FCKW 114 99,5
Andere ozonabbauende Stoffe mit einem Siedepunkt P > 20 °C 99,5
Andere ozonabbauende Stoffe mit einem Siedepunkt P > 20 °C 99,0

Diese ozonabbauenden Stoffe konnen in der Folge von Herstellern, Lieferanten oder Vertreibern mit anderen durch
das Protokoll geregelten oder nicht geregelten Chemikalien gemischt werden, wie dies fur wesentliche Labor- und
Analysezwecke iblich ist.

(2)  Unter Nummer 1 genannte ozonabbauende Stoffe sowie Gemische, die diese Stoffe enthalten, diirfen ausschlieflich in
wieder verschlieBbaren Behiltern oder in Hochdrucktanks mit einem Fassungsvermdgen von weniger als 3 dm’ oder
in Glasampullen mit einem Fassungsvermogen von hochstens 10 cm® transportiert werden; sie miissen klar als
ozonschichtabbauende Stoffe gekennzeichnet sein, die nur fiir wesentliche Labor- und Analysezwecke verwendet
werden diirfen, und in der Kennzeichnung muss auflerdem darauf hingewiesen werden, dass gebrauchte oder
tiberschiissige Stoffe aufgefangen und rezykliert werden miissen, soweit dies durchfiihrbar ist. Die Stoffe miissen
zerstort werden, wenn ein Recycling nicht durchfithrbar ist.

(3) Gebrauchte oder iiberschiissige ozonabbauende Stoffe gemidfl Nummer 1 und Gemische, die diese Stoffe enthalten,
miissen aufgefangen und rezykliert werden, soweit dies durchfithrbar ist. Die Stoffe und Gemische, die diese Stoffe
enthalten, miissen zerstort werden, wenn ein Recycling nicht durchfiihrbar ist.
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ANHANG V

KRITISCHE VERWENDUNGSZWECKE VON HALONEN GEMAR ARTIKEL 9 ABSATZ 1

. ,Stichtag” bezeichnet das Datum, ab dem Halone fiir Feuerloscher oder Brandschutzeinrichtungen in neuen

Fiir die Zwecke dieses Anhangs gelten folgende Begriffsbestimmungen:

Einrichtungen und Anlagen fiir die betreffende Anwendung nicht mehr verwendet werden diirfen;

. »neue Einrichtungen® bezeichnet Einrichtungen, fur die bis zum Stichtag keines der folgenden Ereignisse eingetreten ist:

a) Unterzeichnung des betreffenden Beschaffungs- oder Entwicklungsvertrags;

b) Beantragung der Typgenehmigung oder -zertifizierung bei der zustindigen Regulierungsbehorde; die Beantragung

der Typzertifizierung fiir Luftfahrzeuge bezieht sich auf die Beantragung einer neuen Typzertifizierung;

. ,neue Anlagen“ bezeichnet Anlagen, fiir die bis zum Stichtag keines der folgenden Ereignisse eingetreten ist:

a) Unterzeichnung des betreffenden Entwicklungsvertrags;

b) Beantragung der Planungsgenehmigung bei der zustindigen Regulierungsbehorde;

. ,Endtermin“ bezeichnet das Datum, ab dem Halone fir die betreffende Anwendung nicht mehr verwendet werden
diirfen, und das Datum, bis zu dem Feuerloscher oder Brandschutzeinrichtungen mit Halonen aufer Betrieb

genommen werden miissen;

. Inertisierung® bezeichnet die Verhinderung der Entziindung einer feuer- oder explosionsgefiahrlichen Atmosphire

durch Zugabe von hemmenden oder verdiinnenden Stoffen;

. ,normalerweise besetzter Raum*“ bezeichnet einen geschiitzten Raum, in dem sich immer oder fast immer Personen
authalten miissen, damit die Einrichtung oder Anlage ordnungsgemif8 funktioniert; bei militdrischen Anwendungen

gilt fiir die Besetzung des geschiitzten Raums der Status, der in einer Gefechtssituation gelten wiirde;

. ,hormalerweise unbesetzter Raum"“ bezeichnet einen geschiitzten Raum, der nur fiir begrenzte Zeitrdume, insbesondere
fiir Wartungsarbeiten, besetzt ist und in dem fiir den ordnungsgemifen Betrieb der Einrichtung oder Anlage keine

stindige Anwesenheit von Personen erforderlich ist.

KRITISCHE VERWENDUNGSZWECKE VON HALONEN

Anwendung Stichtag Endtermin
Art des (31. Dezember (31. Dezember
Kategorie der Einrichtung Zweck Feuerloschsys- Halon-Typ des genannten des genannten
oder Anlage . Jahres) Jahres)
1. In  militdrischen | 1.1. Zum Schutzvon | Fest installiertes 1301 2010 2035
Landfahrzeugen Motorriumen System 1211
2402
1.2. Zum Schutzvon | Fest installiertes 1301 2011 2040
Mannschaftsrdumen System 2402
2. Auf  militirischen | 2.1. Zum Schutzvon | Fest installiertes 1301 2010 2040
Uberwasserschiffen normalerweise  be- System 2402

setzten Maschinen-
riumen
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KRITISCHE VERWENDUNGSZWECKE VON HALONEN

Anwendung Stichtag Endtermin
Art des (31. Dezember (31. Dezember
Kategorie der Einrichtung Zweck Feuerloschsys- Halon-Typ des genannten des genannten
oder Anlage tems Jahres) Jahres)
2.2. Zum Schutzvon | Fest installiertes 1301 2010 2035
normalerweise unbe- System 1211
setzten Maschinen- 2402
raumen
2.3. Zum Schutzvon | Fest installiertes 1301 2010 2030
normalerweise unbe- System 1211
setzten Ridumen mit
elektrischen  Schalt-
anlagen
2.4. Zum Schutzvon | Fest installiertes 1301 2010 2030
Befehlszentralen System
2.5. Zum Schutzvon | Fest installiertes 1301 2010 2030
Treibstoffpumpen- System
raumen
2.6. Zum Schutzvon | Fest installiertes 1301 2010 2030
Riaumen, in denen System 1211
brennbare Fliissigkei- 2402
ten gelagert werden
3. Inmilitdrischen Un- | 3.1. Zum Schutzvon | Fest installiertes 1301 2010 2040
terseebooten Maschinenrdumen System
3.2. Zum Schutzvon | Fest installiertes 1301 2010 2040
Befehlszentralen System
3.3. Zum Schutzvon | Fest installiertes 1301 2010 2040
Dieselgeneratorrdu- System
men
3.4. Zum Schutzvon | Fest installiertes 1301 2010 2040
Ridumen mit elektri- System
schen Schaltanlagen
4. In Luftfahrzeugen | 4.1 Zum Schutz von | Fest installiertes 1301 2024 2040
normalerweise unbe- System 1211
setzten Frachtraumen 2402
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KRITISCHE VERWENDUNGSZWECKE VON HALONEN

Anwendung Stichtag Endtermin
Art des (31. Dezember (31. Dezember
Kategorie der Einrichtung Zweck Feuerloschsys- Halon-Typ des genannten des genannten
oder Anlage tems Jahres) Jahres)
4.2. Zum Schutz von Tragbarer 1211 2014 2025
Kabinen und Mann- Feuerloscher 2402
schaftsriumen
4.3. Zum Schutzvon | Fest installiertes 1301 2014 2040
Triebwerksgondeln System 1211
und Hilfsaggregaten 2402
4.4. Zur Inertisie- | Fest installiertes 1301 2011 2040
rung von Treibstoft- System 2402
tanks
4.5. Zum Schutzvon | Fest installiertes 1301 2011 2040
Trockenbuchten (dry System 1211
bays) 2402
5. In landgestiitzten | Zum Schutz von Fest installiertes 1301 2010 2025
Befehls- und Kommu- | normalerweise System 2402

nikationsanlagen mit
wesentlicher  Bedeu-
tung fiir die nationale
Sicherheit

besetzten Riumen
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ANHANG VI

BERICHTERSTATTUNG GEMAR ARTIKEL 24

(1) Fur die Zwecke dieses Anhangs bedeutet ,Produktion” die Menge der beabsichtigt oder unbeabsichtigt hergestellten
ozonabbauenden Stoffe, einschlielich der als Nebenerzeugnis hergestellten Menge, es sei denn, dieses
Nebenerzeugnis wird als Teil des Produktionsverfahrens oder nach einem dokumentierten Verfahren im Einklang mit
dieser Verordnung und dem unionsweiten und nationalen Abfallrecht zerstort, jedoch ausschlieRlich der rezyklierten
oder aufgearbeiteten Mengen.

(2)  Jeder Hersteller teilt fiir jeden ozonabbauenden Stoff gesondert Folgendes mit:
a) seine Gesamtproduktion,

b) jede vom Hersteller in der Union in den Verkehr gebrachte oder fur den eigenen Bedarf verwendete Produktion
(unter getrennter Angabe der Produktion zur Verwendung als Ausgangsstoff, Verarbeitungshilfsstoff oder zu
sonstigen Zwecken),

¢) jede fur wesentliche Labor- und Analysezwecke in der Union bestimmte Produktion,
d) jede fiir wesentliche Labor- und Analysezwecke einer anderen Vertragspartei des Protokolls bestimmte Produktion,

e) jede Menge rezyklierter, aufgearbeiteter oder zerstorter Stoffe sowie die angewandte Zerstorungstechnik,
einschliefSlich der nach Nummer 1 als Nebenerzeugnis produzierten und zerstorten Menge,

f) jede Art von Lagerbestinden, iiber die er zu Beginn und am Ende des Berichterstattungszeitraums verfiigte,
g) jeden Bezug von anderen Unternehmen in der Union und jeden Verkauf an sie,

h) alle Emissionen, auch im Zusammenhang mit der Produktion, der Produktion von Nebenerzeugnissen, der
Lagerung und dem Transport, einschlieflich der Umfiillung von einem Behilter in einen anderen.

(3)  Jeder Einfiihrer teilt fiir jeden ozonabbauenden Stoff Folgendes gesondert mit:

a) jede in den zollrechtlich freien Verkehr iibergefithrte Menge unter getrennter Angabe der Einfuhren zur
Verwendung als Ausgangsstoffe, Verarbeitungshilfsstoffe, zu wesentlichen Labor- und Analysezwecken und zur
Zerstorung; Einfiihrer, die ozonabbauende Stoffe zur Zerstorung eingefiihrt haben, teilen auch den tatsichlichen
endgiiltigen Bestimmungsort bzw. die Bestimmungsorte jedes Stoffs mit und geben gesondert fur jeden
Bestimmungsort die Menge jedes Stoffs sowie Name und Adresse der Zerstorungsanlage an, an die der Stoff
geliefert wurde,

b) siamtliche Mengen, die im Rahmen anderer Zollverfahren eingefithrt wurden, wobei die Zollverfahren und die
festgelegten Verwendungszwecke gesondert anzugeben sind,

¢) jede zu Recycling- oder Aufarbeitungszwecken eingefithrte Menge bereits verwendeter Stoffe,
d) jede Art von Lagerbestinden, iiber die er zu Beginn und am Ende des Berichterstattungszeitraums verfiigte,
e) jeden Bezug von anderen Unternehmen in der Union und jeden Verkauf an sie,

f) das Herkunftsland.

(4)  Jeder Ausfithrer teilt fir jeden ozonabbauenden Stoff Folgendes gesondert mit:

a) jede Menge solcher ausgefiihrten Stoffe unter getrennter Angabe der Ausfuhren nach Bestimmungsldndern und der
zur Verwendung als Ausgangsstoffe oder Verarbeitungshilfsstoffe, fiir wesentliche Labor- und Analysezwecke und
fur kritische Verwendungszwecke ausgefithrten Mengen,

b) jede Art von Lagerbestinden, iiber die er zu Beginn und am Ende des Berichterstattungszeitraums verfiigte,
¢) jeden Bezug von anderen Unternehmen in der Union und jeden Verkauf an sie,

d) das Bestimmungsland.
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®)

Jedes Unternehmen, das ozonabbauende Stoffe zerstort und nicht der Nummer 2 Buchstabe e dieses Anhangs
unterliegt, teilt fir jeden Stoff gesondert Folgendes mit:

a) alle Mengen zerstorter Stoffe, wobei alle in Erzeugnissen und Einrichtungen enthaltenen Mengen getrennt
anzugeben sind, sowie alle als Nebenerzeugnisse hergestellten und zerstérten Mengen, und zwar — sofern
vorhanden — auf der Grundlage von Informationen, die von Herstellern oder Einfithrern zur Verfiigung gestellt
wurden,

b) alle zu Beginn und am Ende des Berichterstattungszeitraums gehaltenen zu zerstorenden Bestinde, einschliefSlich
der Mengen in Erzeugnissen und Einrichtungen,

¢) die angewandte Zerstorungstechnik,
d) alle Emissionen, auch im Zusammenhang mit der Zerstorung, Beforderung und Lagerung, einschlieflich der
Umfiillung von einem Behilter in einen anderen.

Jedes Unternehmen, das ozonabbauende Stoffe zerstort, die in Anhang I aufgefiihrt sind, und nicht der Nummer 2
Buchstabe e des vorliegenden Anhangs unterliegt, tibermittelt zudem Daten iiber jeden Bezug von anderen
Unternehmen in der Union und jeden Verkauf an sie.

Jedes Unternehmen, das ozonabbauende Stoffe als Ausgangsstoffe oder Verarbeitungshilfsstoffe verwendet, teilt
Folgendes gesondert fiir jeden Stoff mit:

a) alle Mengen, die als Ausgangsstoffe oder Verarbeitungshilfsstoffe verwendet werden,
b) jede Art von Lagerbestinden, iiber die er zu Beginn und am Ende des Berichterstattungszeitraums verfiigte,

¢) die Arten der Verwendung als Ausgangsstoff und die Prozesse und alle Emissionen, auch im Zusammenhang mit
der Beforderung und Lagerung, einschlieflich der Umfiillung von einem Behilter in einen anderen.

Jedes Unternehmen, das in Anhang I aufgefithrte ozonabbauende Stoffe als Ausgangsstoffe oder Verarbeitungs-
hilfsstoffe verwendet, teilt zudem Daten tiber jeden Bezug von anderen Unternehmen in der Union und jeden Verkauf
an sie mit.
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(1)

ANHANG VII

LIZENZVERGABESYSTEM

Fir die Registrierung im Lizenzvergabesystem gemifl Artikel 16 miissen Unternehmen der Kommission folgende
Angaben tibermitteln:

a) die Kontaktdaten des Unternehmens, einschlie€lich einer Telefonnummer, des Namens, der in den einschligigen
amtlichen Unterlagen erscheint, und der vollstindigen Anschrift, gegebenenfalls auch in Bezug auf den
Alleinvertreter geméf Artikel 16 Absatz 3 Unterabsatz 2;

b) die Registrierungs- und Identifizierungsnummer fiir Wirtschaftsbeteiligte (EORI-Nummer);

¢) den vollstindigen Namen und die elektronische Anschrift einer Kontaktperson des Unternehmens, gegebenenfalls
auch in Bezug auf den Alleinvertreter gemaf8 Artikel 16 Absatz 3 Unterabsatz 2;

d) eine Beschreibung der Geschiftstitigkeit des Unternehmens, einschlieflich der Angabe, ob das Unternehmen
ozonabbauende Stoffe einfithrt oder ausfithrt;

e) eine schriftliche Bestdtigung der Absicht des Unternehmens zur Registrierung mit einer Bestitigung der Richtigkeit
und Genauigkeit der Angaben im Lizenzvergabesystem, unterzeichnet von einem wirtschaftlichen Eigentiimer
oder Angestellten des Unternchmens, der ermichtigt ist, rechtlich bindende Erklirungen im Namen des
Unternehmens abzugeben, sowie gegebenenfalls vom Alleinvertreter des Unternchmens gemidfl Artikel 16
Absatz 3 Unterabsatz 2;

f) alle sonstigen fir die Ermittlung der rechtlichen oder finanziellen Form oder der Geschiftsspezifikationen des
Unternehmens erforderlichen Angaben.

Zur Beantragung einer Lizenz gemdf Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 14 Absatz 3 missen Unternehmen der
Kommission in einem vom Lizenzvergabesystem bereitgestellten elektronischem Format folgende Angaben
iibermitteln:

a) im Fall der Einfuhr oder der Ausfuhr ozonabbauender Stoffe eine Beschreibung jedes dieser Stoffe, darunter:
i) Bezeichnung und Verwendungszweck des Stoffs;
ii) die Tarifnummer der Waren im Integrierten Tarif der Européischen Gemeinschaften (TARIC);
iii) die Angabe, ob der Stoff in einem Gemisch enthalten ist;

b) im Fall der Einfuhr oder der Ausfuhr von Erzeugnissen und Einrichtungen, die ozonabbauende Stoffe enthalten
oder zu ihrem Funktionieren bendtigen:

i) Typ und beabsichtigte Verwendung des Produkts und der Einrichtung;
ii) Bezeichnung des Stoffs;
ifi) die Tarifnummer der Waren im TARIC.

¢) im Fall der Einfuhr von in Anhang I aufgefithrten ozonabbauenden Stoffen oder von Erzeugnissen und
Einrichtungen zur Zerstorung den Namen und die Anschrift der Anlage, in der sie zerstort werden;

d) alle sonstigen Angaben, die als erforderlich betrachtet werden, um die ordnungsgemifle Anwendung der Einfuhr-
und Ausfuhrvorschriften gemif dieser Verordnung und im Einklang mit internationalen Verpflichtungen
sicherzustellen.
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ANHANG VIII
ENTSPRECHUNGSTABELLE
Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 Vorliegende Verordnung
Artikel 1 Artikel 1
Artikel 2 Artikel 2

Artikel 3 Nummer 1
Artikel 3 Nummer 2
Artikel 3 Nummer 3
Artikel 3 Nummer 4
Artikel 3 Nummer 5
Artikel 3 Nummer 6
Artikel 3 Nummer 7
Artikel 3 Nummer 8
Artikel 3 Nummer 9
Artikel 3 Nummer 10
Artikel 3 Nummer 11
Artikel 3 Nummer 12
Artikel 3 Nummer 13
Artikel 3 Nummer 14
Artikel 3 Nummer 15
Artikel 3 Nummer 16
Artikel 3 Nummer 17
Artikel 3 Nummer 18
Artikel 3 Nummer 19
Artikel 3 Nummer 20
Artikel 3 Nummer 21
Artikel 3 Nummer 22
Artikel 3 Nummer 23
Artikel 3 Nummer 24
Artikel 3 Nummer 25
Artikel 3 Nummer 26
Artikel 3 Nummer 27
Artikel 3 Nummer 28
Artikel 3 Nummer 29
Artikel 3 Nummer 30
Artikel 3 Nummer 31
Artikel 4

Artikel 5 Absatz 1
Artikel 5 Absatz 2

Artikel 3 Nummer 1
Artikel 3 Nummer 2
Artikel 3 Nummer 7
Anhang VI Nummer 1

Artikel 3 Nummer 3
Artikel 3 Nummer 4
Artikel 3 Nummer 5
Artikel 3 Nummer 6
Artikel 3 Nummer 8
Artikel 3 Nummer 9
Artikel 3 Nummer 10
Artikel 3 Nummer 11

Artikel 3 Nummer 14

Artikel 3 Nummer 13

Artikel 4 Absatz 1

Artikel 4 Absatz 1

Artikel 15 Absatz 1 Unterabsatz 1
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Verordnung (EG) Nr. 1005/2009

Vorliegende Verordnung

Artikel 5 Absatz 3

Artikel 6 Absatz 1

Artikel 6 Absatz 2

Artikel 7 Absatz 1

Artikel 7 Absatz 2

Artikel 8 Absatz 1

Artikel 8 Absatz 2

Artikel 8 Absatz 3

Artikel 8 Absatz 4 Unterabsatz 1
Artikel 8 Absatz 4 Unterabsitze 2 und 3
Artikel 8 Absatz 5

Artikel 9

Artikel 10 Absatz 1

Artikel 10 Absatz 2

Artikel 10 Absatz 3 Unterabsitze 1 und 2
Artikel 10 Absatz 3 Unterabsatz 3
Artikel 10 Absitze 4 bis 8

Artikel 11

Artikel 12 Absatz 1

Artikel 12 Absatz 2

Artikel 12 Absatz 3

Artikel 13 Absatz 1

Artikel 13 Absatz 2

Artikel 13 Absatz 3

Artikel 13 Absatz 4

Artikel 14

Artikel 15 Absatz 1

Artikel 15 Absatz 2 Buchstaben a bis d
Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe e
Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe f Satz 1
Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe f Sitze 2 und 3
Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe g
Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe h
Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe i
Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe j
Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe k

Artikel 5 Absatz 1 und Artikel 11 Absatz 1
Artikel 11 Absatz 2
Artikel 6

Artikel 15 Absatz 5
Artikel 7 Absatz 1
Artikel 7 Absatz 2
Artikel 15 Absatz 5
Artikel 7 Absatz 3
Anhang I1I

Artikel 7 Absatz 4
Artikel 12

Artikel 8 Absatz 1
Artikel 8 Absatz 2
Artikel 15 Absatz 5
Artikel 8 Absatz 6

Artikel 10 Absitze 1 und 2

Artikel 9 Absatz 1

Artikel 9 Absatz 3

Artikel 9 Absatz 2

Artikel 9 Absatz 4

Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 5 Absatz 2
Artikel 13 Absatz 1 Buchstaben a bis d

Artikel 13 Buchstabe

Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe g
Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe i
Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe j
Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe h
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Verordnung (EG) Nr. 1005/2009

Vorliegende Verordnung

Artikel 15 Absatz 3

Artikel 16

Artikel 17 Absatz 1

Artikel 17 Absatz 2 Buchstaben a, b und ¢
Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe d
Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe e

Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe f

Artikel 17 Absatz 2 Buchstaben g und h
Artikel 17 Absatz 3

Artikel 17 Absatz 4

Artikel 18 Absatz 1

Artikel 18 Absatz 2

Artikel 18 Absatz 3

Artikel 18 Absatz 4

Artikel 18 Absatz 5

Artikel 18 Absatz 6 einleitender Satz
Artikel 18 Absatz 6 Buchstaben a und b
Artikel 18 Absatz 7

Artikel 18 Absatz 8

Artikel 18 Absatz 9

Artikel 19

Artikel 20

Artikel 21

Artikel 22 Absatz 1

Artikel 22 Absatz 2

Artikel 22 Absatz 3

Artikel 22 Absatz 4 Unterabsatz 1
Artikel 22 Absatz 4 Unterabsatz 2
Artikel 22 Absatz 5 Unterabsatz 1
Artikel 22 Absatz 5 Unterabsitze 2 und 3
Artikel 23 Absatz 1

Artikel 23 Absatz 2

Artikel 23 Absatz 3

Artikel 23 Absatz 4 Unterabsatz 1 Satz 1

Artikel 23 Absatz 4 Unterabsatz 1 Satz 2 und Unterabsatz 2

Artikel 23 Absatz 5

Artikel 13 Absatz 2

Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 5 Absatz 2
Artikel 14 Absatz 1 Buchstaben a, b und ¢
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe g

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe e

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe d

Artikel 14 Absatz 2

Artikel 14 Absatz 3

Artikel 16 Absatz 1

Artikel 16 Absatz 2

Anhang VII Nummer 2

Artikel 16 Absatz 5

Artikel 16 Absatz 7

Artikel 16 Absatz 8

Artikel 16 Absatz 13
Artikel 18

Artikel 19

Artikel 20 Absatz 1
Artikel 20 Absatz 6
Artikel 20 Absatz 5
Artikel 20 Absatz 7
Artikel 20 Absatz 8
Artikel 21 Absatz 2
Artikel 21 Absatz 3
Artikel 21 Absatz 5
Artikel 21 Absatz 6

Artikel 21 Absatz 2
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Verordnung (EG) Nr. 1005/2009

Vorliegende Verordnung

Artikel 23 Nummer 6
Artikel 23 Absatz 7
Artikel 24 Absatz 1
Artikel 24 Absatz 2
Artikel 24 Absatz 3
Artikel 25

Artikel 26

Artikel 27 Absatz 1
Artikel 27 Absitze 2 bis 6
Artikel 27 Absatz 7
Artikel 27 Absatz 8
Artikel 27 Absatz 9
Artikel 27 Absatz 10
Artikel 28 Absatz 1 Satz 1
Artikel 28 Absatz 1, Satz 2
Artikel 28 Absatz 2
Artikel 28 Absatz 3
Artikel 28 Absatz 4
Artikel 28 Absatz 5
Artikel 29

Artikel 30

Artikel 31

ANHANG I

ANHANG II

Anhang I1I

Anhang IV

Anhang V

Anhang VI

Anhang VII

Anhang VIII

Artikel 21 Absatz 2

Artikel 22 Absatz 1
Artikel 28
Artikel 23
Artikel 24 Absatz 1
Anhang VI
Artikel 24 Absatz 2
Artikel 24 Absatz 3
Artikel 24 Absatz 4
Artikel 26 Absatz 1

Artikel 26 Absatz 2 Unterabsatz 2

Artikel 25 Absatz 6
Artikel 26 Absatz 7
Artikel 26 Absatz 5
Artikel 27 Absatz 1
Artikel 31

Artikel 32
ANHANG I
ANHANG II
Anhang I1I

Anhang IV
Anhang V

Anhang VIII
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BESCHLUSS (GASP) 2024/628 DES RATES
vom 19. Februar 2024

zur Anderung des Gemeinsamen Standpunkts 2001/931/GASP iiber die Anwendung besonderer
Maflnahmen zur Bekimpfung des Terrorismus

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Europdische Union, insbesondere auf Artikel 29,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union fir Auffen- und Sicherheitspolitik,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1) Der Rat hat am 27. Dezember 2001 den Gemeinsamen Standpunkt 2001/931/GASP (') angenommen.

(2)  Am 20. Mai 2021 hat der Rat in seinen ,Schlussfolgerungen des Rates zur Mitteilung der Kommission an das
Europdische Parlament und den Rat {iber humanitire Mainahmen der EU: neue Herausforderungen, unverinderte
Grundsitze* seine Entschlossenheit bekriftigt, mogliche unbeabsichtigte negative Auswirkungen von restriktiven
Mafnahmen der Union auf grundsatzorientierte humanitire Mafnahmen zu vermeiden und, wo sie unvermeidbar
sind, so weit wie moglich zu mindern. Der Rat hat bekriftigt, dass die restriktiven Mafnahmen der Union mit allen
Verpflichtungen nach dem  Volkerrecht vereinbar sind, insbesondere mit den internationalen
Menschenrechtsnormen, dem humanitiren Volkerrecht und dem internationalen Flichtlingsrecht. Er hat
unterstrichen, wie wichtig es ist, die humanitiren Grundsitze und das humanitire Volkerrecht in der
Sanktionspolitik der Union uneingeschrinkt zu achten, unter anderem durch die konsequente Einbeziehung von
Ausnahmen fur humanitire Hilfe in die restriktiven Mafnahmen der Union, wo dies angezeigt ist, und durch die
Gewihrleistung eines wirksamen Rahmens fiir die Inanspruchnahme solcher Ausnahmen durch humanitire
Organisationen.

(3) Am 9. Dezember 2022 hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (VN-Sicherheitsrat) die Resolution 2664
(2022) verabschiedet, in der er auf seine fritheren Resolutionen verweist, mit denen er Sanktionsmafinahmen zur
Bewiltigung von Bedrohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit verhingt hat, und hervorhebt,
dass die von den Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen ergriffenen Mafnahmen zur Umsetzung von Sanktionen
mit ihren Verpflichtungen nach dem Volkerrecht im Einklang stehen und nicht den Zweck haben, nachteilige
humanitire Auswirkungen auf die Zivilbevolkerung hervorzurufen oder nachteilige Folgen fiir humanitire
Tatigkeiten oder diejenigen, die sie durchfithren, zu haben. Der VN-Sicherheitsrat hat in Punkt 1 der Resolution
2664 (2022) beschlossen, dass die Bereitstellung, der Einsatz oder die Zahlung von Geldern, anderen finanziellen
Vermogenswerten oder wirtschaftlichen Ressourcen oder die Bereitstellung von Giitern und Dienstleistungen, die
notwendig sind, um die rasche Bereitstellung humanitirer Hilfe oder die Unterstiitzung anderer Tatigkeiten zur
Deckung grundlegender menschlicher Bediirfnisse durch bestimmte Akteure zu gewihrleisten, erlaubt sind und
keinen Verstofl gegen das vom VN-Sicherheitsrat oder seinen Sanktionsausschiissen verhingte Einfrieren der
Vermogenswerte darstellen.

(4)  Am 14. Februar 2023 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2023/338 (3 angenommen, mit dem die Ausnahme fiir
humanitire Zwecke nach der Resolution 2664 (2022) in die Regelungen der Union fiir restriktive Mafsnahmen
aufgenommen wurde, mit denen die vom VN-Sicherheitsrat oder seinen Sanktionsausschiissen beschlossenen
Mafnahmen umgesetzt werden. Am 31. Marz 2023 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2023/726 (°) angenommen,
mit dem die Ausnahme fiir humanitire Zwecke nach der Resolution 2664 (2022) in die Regelungen der Union fiir
restriktive Malnahmen aufgenommen wurde, mit denen die vom VN-Sicherheitsrat oder seinen Sanktionsaus-
schiissen beschlossenen Mafinahmen und die vom Rat beschlossenen ergidnzenden Mafinahmen umgesetzt werden.
Am 27. November 2023 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2023/2686 (*) angenommen, mit dem die Ausnahme
fir humanitire Zwecke in bestimmte Regelungen der Union fiir restriktive Mafnahmen zugunsten der in der
Resolution 2664 (2022) genannten Akteure, von Organisationen und Agenturen, denen die Union das Zertifikat fiir
humanitire Partnerschaft erteilt hat, und von Organisationen und Agenturen, die von einem Mitgliedstaat oder von
einer spezialisierten Agentur eines Mitgliedstaats zertifiziert oder anerkannt sind, eingefiihrt wurde.

(") Gemeinsamer Standpunkt 2001/931/GASP des Rates vom 27. Dezember 2001 iiber die Anwendung besonderer Mafinahmen zur
Bekdmpfung des Terrorismus (ABL L 344 vom 28.12.2001, S. 93).

() Beschluss (GASP) 2023/338 des Rates vom 14. Februar 2023 zur Anderung bestimmter Beschliisse und Gemeinsamer Standpunkte
des Rates iiber restriktive Maffnahmen zur Aufnahme von Bestimmungen iiber eine Ausnahme fiir humanitire Zwecke (ABL L 47
vom 15.2.2023, S. 50).

() Beschluss (GASP) 2023/726 des Rates vom 31. Midrz 2023 zur Anderung bestimmter Beschliisse des Rates iiber restriktive
Mafinahmen zur Aufnahme von Bestimmungen iiber eine Ausnahme fiir humanitire Zwecke (ABL. L 94 vom 3.4.2023, S. 438).

(9 Beschluss (GASP) 2023/2686 des Rates vom 27. November 2023 zur Anderung bestimmter Beschliisse des Rates iiber restriktive
Maflnahmen zur Aufnahme von Bestimmungen iiber Ausnahmen fiir humanitire Zwecke (ABL L, 2023/2686, 28.11.2023, ELL
http://data.europa.eu/eli/dec/2023/2686/0j).
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(5)  Um die Einheitlichkeit der Regelungen der Union fiir restriktive Mafnahmen und mit den vom VN-Sicherheitsrat
oder seinen Sanktionsausschiissen angenommenen Regelungen zu erhdhen und die rechtzeitige Bereitstellung
humanitérer Hilfe oder die Unterstiitzung anderer Tatigkeiten zur Deckung grundlegender menschlicher Bediirfnisse
zu gewahrleisten, ist der Rat der Ansicht, dass in den Gemeinsamen Standpunkt 2001/931/GASP fiir einen Zeitraum
von zundchst zwolf Monaten zugunsten der in der Resolution 2664 (2022) genannten Akteure, von Organisationen
und Agenturen, denen die Union das Zertifikat fiir humanitére Partnerschaft erteilt hat, und von Organisationen und
Agenturen, die von einem Mitgliedstaat oder von einer spezialisierten Agentur eines Mitgliedstaats zertifiziert oder
anerkannt sind, eine Ausnahme fiir humanitire Zwecke von fiir benannte Personen, Vereinigungen und
Korperschaften geltenden Mafnahmen zum Einfrieren von Vermdgenswerten und Beschrinkungen der
Bereitstellung von Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen aufgenommen werden sollte. Dariiber hinaus ist der
Rat der Ansicht, dass eine weitere Ausnahmeregelung fiir diejenigen an humanitdren Titigkeiten beteiligten
Organisationen und Akteure, die die betreffende Ausnahme fiir humanitire Zwecke nicht in Anspruch nehmen
konnen, eingefithrt werden sollte. Der Rat ist ferner der Ansicht, dass im Zusammenhang mit diesen Ausnahmen
eine Uberpriifungsklausel eingefiithrt werden sollte.

(6)  Der Gemeinsame Standpunkt 2001/931/GASP sollte daher entsprechend gedndert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Folgender Artikel wird in den Gemeinsamen Standpunkt 2001/931/GASP eingefiigt:

JArtikel 3a

(1)  Die Artikel 2 und 3 finden keine Anwendung auf die Bereitstellung, den Einsatz oder die Zahlung von Geldern,
anderen finanziellen Vermogenswerten oder wirtschaftlichen Ressourcen oder die Bereitstellung von Giitern und
Dienstleistungen, die notwendig sind, um die rasche Bereitstellung humanitirer Hilfe zu gewihrleisten oder andere
Titigkeiten zur Deckung grundlegender menschlicher Bediirfnisse zu unterstiitzen, wenn die Hilfe bzw. die anderen
Titigkeiten durchgefiihrt werden von

a) den Vereinten Nationen (VN), einschlieflich ihrer Programme, Fonds und sonstigen Einrichtungen und Stellen, sowie
ihren Sonderorganisationen und verwandten Organisationen,

b) internationalen Organisationen,

¢) humanitire Hilfe leistenden Organisationen mit Beobachterstatus in der Generalversammlung der VN und Mitgliedern
dieser Organisationen,

d) bilateral oder multilateral finanzierten nichtstaatlichen Organisationen, die sich an Plinen der VN fiir humanitire
Mafinahmen, Plinen der VN fur Flichtlingshilfemafnahmen oder anderen Appellen der VN oder an vom Amt der VN
fir die Koordinierung humanitirer Angelegenheiten koordinierten humanitiren ,Clustern‘ beteiligen,

) Organisationen und Agenturen, denen die Union das Zertifikat fir humanitire Partnerschaft erteilt hat oder die von
einem Mitgliedstaat nach nationalen Verfahren zertifiziert oder anerkannt sind,

f) spezialisierten Agenturen der Mitgliedstaaten,

g) Beschiftigten, Zuschussempfingern, Tochtergesellschaften oder Durchfithrungspartnern der unter den Buchstaben a bis
f genannten Einrichtungen, wihrend und soweit sie in dieser Eigenschaft titig sind.

(2)  Unbeschadet des Absatzes 1 und abweichend von den Artikeln 2 und 3 koénnen die zustindigen Behorden eines
Mitgliedstaats unter ihnen geeignet erscheinenden Bedingungen die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder
wirtschaftlicher Ressourcen oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen,
nachdem sie festgestellt haben, dass die Zurverfiigungstellung dieser Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen notwendig
ist, um die rasche Erbringung humanitirer Hilfe zu gewihrleisten oder andere Tatigkeiten zur Deckung grundlegender
menschlicher Bediirfnisse zu unterstiitzen.

(3)  Ergeht innerhalb von funf Arbeitstagen nach Eingang eines Genehmigungsantrags nach Absatz 2 keine ablehnende
Entscheidung, kein Auskunftsersuchen oder keine Mitteilung tiber eine Fristverlingerung der einschligigen zustindigen
Behorde, so gilt die Genehmigung als erteilt.

ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2024/628oj
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(4)  Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission tiber jede nach diesem
Artikel erteilte Genehmigung innerhalb von vier Wochen nach der Erteilung einer solchen Genehmigungen.

(5)  Die Absitze 1 und 2 werden mindestens alle zwolf Monate oder auf dringenden Antrag eines Mitgliedstaats, des
Hohen Vertreters der Union fiir Aufen- und Sicherheitspolitik oder der Kommission infolge einer grundlegenden
Anderung der Umstinde tiberpriift.

(6)  Absatz 1 gilt bis zum 22. Februar 2025.
Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 19. Februar 2024.

Im Namen des Rates
Der Priisident
J. BORRELL FONTELLES

ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2024/628oj 3/3
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BESCHLUSS (EU) 2024/630 DES RATES
vom 9. Februar 2024

iiber im Namen der Europiischen Union in Bezug auf die Vorschlige mehrerer Parteien zur

Anderung der Anhiinge des Ubereinkommens zur Erhaltung der wandernden wild lebenden

Tierarten auf der 14. Tagung der Konferenz der Vertragsparteien dieses Ubereinkommens zu
vertretenden Standpunkt

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1 in
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 9,

auf Vorschlag der Europiischen Kommission,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)

Das Ubereinkommen zur Erhaltung der wandernden wild lebenden Tierarten (im Folgenden ,Ubereinkommen*)
wurde von der Union mit dem Beschluss 82/461/EWG des Rates (') geschlossen und ist am 1. November 1983 in
Kraft getreten.

Gemif Artikel XI des Ubereinkommens kann die Konferenz der Vertragsparteien des Ubereinkommens (im
Folgenden ,Konferenz der Vertragsparteien) Beschliisse iiber Anderungen der Anhinge des Ubereinkommens
annehmen.

Die Konferenz der Vertragsparteien soll auf ihrer 14. Tagung, die vom 12. bis 17. Februar 2024 in Samarkand,
Usbekistan stattfinden wird, Beschliisse iiber Anderungen der Anhinge des Ubereinkommens annehmen.

Es ist angezeigt, den im Namen der Union in der Konferenz der Vertragsparteien zu vertretenden Standpunkt
festzulegen, da die Beschliisse zur Anderung der Anhinge des Ubereinkommens fiir die Union bindend sein werden.

Die Union hat einen Vorschlag zur Aufnahme der Ostseepopulation des Gewdhnlichen Schweinswals Phocoena
phocoena in Anhang I des Ubereinkommens vorgelegt. Die Union sollte ihren eigenen Vorschlag unterstiitzen. Dieser
Anderungsvorschlag wiirden keine Anderung des Unionsrechts erforderlich machen.

Andere Vertragsparteien des Ubereinkommens haben Vorschlige zur Aufnahme von Lynx lynx balcanicus, Pelecanus
thagus, Pluvianellus socialis, der siidafrikanischen Population von Gypaetus barbatus meridionalis, Carcharias taurus, der
Mittelmeerpopulation von Aetomylaeus bovinus, der Mittelmeerpopulation von Rhinoptera marginata, Tursiops
truncatus gephyreus, und der Mittelmeerpopulation von Glaucostegus cemiculus, in Anhang I des Ubereinkommens
sowie zur Aufnahme von Lynx lynx, Felis manul, Lama guanicoe, Tursiops truncatus gephyreus, Pelecanus thagus,
Carcharias taurus, Glaucostegus cemiculus, Aetomylaeus bovinus, Rhinoptera marginata, Brachyplatystoma rousseauxii und
Brachyplatystoma vaillantii in Anhang 11 des Ubereinkommens vorgelegt.

Die Union sollte alle vorgenannten Vorschldge unterstiitzen, denn sie beruhen auf wissenschaftlichen Erkenntnissen,
entsprechen der gemdR Artikel 5 des VN-Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt bestehenden Verpflichtung
der Union zu internationaler Zusammenarbeit zum Schutz der biologischen Vielfalt und stehen in Einklang mit den
Beschliissen der Konferenz der Vertragsparteien des genannten Ubereinkommens, einschlieRlich des Globalen
Biodiversititsrahmens von Kunming-Montrea und des Handlungsziels 4 dieses Rahmens.

Der Vorschlag zur Aufnahme der Art Carcharias taurus in Anhang I des Ubereinkommens wiirde eine Anderung des
Unionsrechts erfordern, da das derzeitige Schutzniveau in der Union die Anforderungen des Artikels III Absatz 5
des Ubereinkommens nicht erfiillt. Ist eine solche Anderung des Unionsrechts nicht innerhalb des Zeitraums von
90 Tagen nach Artikel XI Absatz 6 des Ubereinkommens in Kraft getreten, so sollte die Kommission im Namen der
Union einen Vorbehalt gemif Artikel XI Absatz 6 des Ubereinkommens hinsichtlich der Aufnahme dieser Art in
Anhang I des Ubereinkommens einlegen —

() Beschluss 82/461/EWG des Rates vom 24. Juni 1982 iiber den Abschluss des Ubereinkommens zur Erhaltung der wandernden wild

lebenden Tierarten (ABI. L 210 vom 19.7.1982, S. 10).
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Standpunkt, der im Namen der Union auf der 14. Tagung der Konferenz der Vertragsparteien zu vertreten ist, lautet wie
folgt:

a) Die Aufnahme folgender Arten bzw. Unterarten in Anhang I des Ubereinkommens wird unterstiitzt:
— Lynx lynx balcanicus,
— Pelecanus thagus,
— Pluvianellus socialis,
— siidafrikanische Population von Gypaetus barbatus meridionalis,
— Mittelmeerpopulation von Aetomylaeus bovinus,
— Mittelmeerpopulation von Rhinoptera marginata,
— Ostseepopulation von Phocoena phocoena,
— Tursiops truncatus gephyreus,
— Mittelmeerpopulation von Glaucostegus cemiculus.

b) Die Aufnahme der Art Carcharias taurus in Anhang I des Ubereinkommens wird unterstiitzt; ist vor dem Ende des
Zeitraums von 90 Tagen nach Artikel XI Absatz 6 des Ubereinkommens keine Anderung des Unionsrechts in Bezug
auf das Schutzniveau fiir diese Art in Kraft getreten, so legt die Kommission im Namen der Union einen Vorbehalt
gemifl Artikel XI Absatz 6 des Ubereinkommens in Bezug auf die Aufnahme dieser Art in Anhang I des
Ubereinkommens ein.

c) Die Aufnahme folgender Arten in Anhang I des Ubereinkommens wird unterstiitzt:
— Lynx lynx,
— Felis manul,
— Lama guanicoe,
— Tursiops truncatus gephyreus,
— Pelecanus thagus,
— Carcharias taurus,
— Glaucostegus cemiculus,
— Aetomylaeus bovinus,
— Rhinoptera marginata,
— Brachyplatystoma rousseauxii,

— Brachyplatystoma vaillantii.

Artikel 2

Der Standpunkt gemidf Artikel 1 kann vor dem Hintergrund der Entwicklungen, die auf der 14. Tagung der Konferenz der
Vertragsparteien eintreten oder in Fillen, in denen der Standpunkt gemif Artikel 1 wahrscheinlich von neuen
wissenschaftlichen oder technischen Informationen betroffen sein wird, die nach der Annahme dieses Beschlusses
vorgestellt werden, wahrend Koordinierungssitzungen vor Ort ohne weiteren Beschluss des Rates prizisiert werden.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.
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Geschehen zu Briissel am 9. Februar 2024.

Im Namen des Rates
Die Présidentin
H. LAHBIB
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BESCHLUSS (GASP) 2024/632 DES RATES
vom 19. Februar 2024
zur Einleitung der Operation der Europiischen Union der maritimen Sicherheit zur Wahrung der
Freiheit der Schifffahrt im Zusammenhang mit der Krise im Roten Meer (EUNAVFOR ASPIDES)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Europdische Union, insbesondere auf Artikel 42 Absatz 4 und Artikel 43 Absatz 2,
gestiitzt auf den Beschluss (GASP) 2024/583 des Rates vom 8. Februar 2024 iiber eine Operation der Europiischen Union
der maritimen Sicherheit zur Wahrung der Freiheit der Schifffahrt im Zusammenhang mit der Krise im Roten Meer
(EUNAVFOR ASPIDES) (),
auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union fiir Auffen- und Sicherheitspolitik,
in Erwdgung nachstehender Griinde:
(1)  Am 8. Februar 2024 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2024/583 iiber eine Operation der Europaischen Union der

maritimen Sicherheit zur Wahrung der Freiheit der Schifffahrt im Zusammenhang mit der Krise im Roten Meer

(EUNAVFOR ASPIDES) angenommen.

(2) Am 14. Februar 2024 ist das Politische und Sicherheitspolitische Komitee iibereingekommen, dass der
Operationsplan (OPLAN), einschlieflich der Einsatzregeln, fiirr die EUNAVFOR ASPIDES gebilligt werden sollte.

(3)  EUNAVFOR ASPIDES sollte entsprechend der Empfehlung des Befehlshabers der EU-Operation am 19. Februar
2024 eingeleitet werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der OPLAN, einschlieflich der Einsatzregeln, fiir die EUNAVFOR ASPIDES wird genehmigt.

Artikel 2

Die EUNAVFOR ASPIDES wird am 19. Februar 2024 eingeleitet.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 19. Februar 2024.

Im Namen des Rates
Der Prisident
J. BORRELL FONTELLES

() ABLL, 2024/583 vom 12.2.2024, ELL: http://data.europa.eu/eli/dec/2024/583oj.
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BESCHLUSS (GASP) 2024/633 DES RATES
vom 19. Februar 2024

zur Anderung des Beschlusses (GASP) 2022/266 iiber restriktive Malnahmen als Reaktion auf die
illegale Anerkennung, Besetzung oder Annexion bestimmter nicht von der Regierung kontrollierter
ukrainischer Gebiete durch die Russische Foderation

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Europdische Union, insbesondere auf Artikel 29,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union fiir Auffen- und Sicherheitspolitik,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)~ Am 23. Februar 2022 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2022/266 (') angenommen.

(2)  Am 6. Oktober 2022 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2022/1908 (%) als Reaktion auf die rechtswidrige Annexion
der ukrainischen Regionen Cherson, Donezk, Luhansk und Saporischschja durch die Russische Foderation
angenommen. Durch diesen Beschluss wurde der Titel des Beschlusses (GASP) 2022/266 gedndert und der
geografische Geltungsbereich der darin vorgesehenen Beschrinkungen auf alle nicht von der Regierung
kontrollierten ukrainischen Gebiete in den Regionen Cherson, Donezk, Luhansk und Saporischschja ausgeweitet.

(3)  Am 14. und 15. Dezember 2023 hat der Europdische Rat Schlussfolgerungen angenommen, in denen er unter
anderem erneut den Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine, der eine offenkundige Verletzung der Charta der
Vereinten Nationen darstellt, verurteilt und erneut auf die unverbriichliche Unterstiitzung der Union fiir die
Unabhingigkeit, Souveranitit und territoriale Unversehrtheit der Ukraine innerhalb ihrer international anerkannten
Grenzen und auf das naturgegebene Recht der Ukraine auf Selbstverteidigung gegen den Angriff Russlands
hingewiesen hat.

(4 Auf der Grundlage einer Uberpriifung des Beschlusses (GASP) 2022/266 und solange die rechtswidrigen
Handlungen der Russischen Foderation weiterhin gegen das Verbot der Gewaltanwendung verstofen, was eine
schwerwiegende Verletzung des Volkerrechts ist, ist es angezeigt, alle von der Union derzeit verhingten
Mafnahmen aufrechtzuerhalten und erforderlichenfalls zusitzliche Mafnahmen zu ergreifen. Folglich sollten die in
Beschluss (GASP) 2022/266 enthaltenen restriktiven Mafnahmen um weitere 12 Monate bis zum 24. Februar 2025
verlingert werden.

(5)  Der Beschluss (GASP) 2022/266 sollte daher entsprechend gedndert werden —
HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1
Artikel 10 Absatz 2 des Beschlusses (GASP) 2022/266 erhilt folgende Fassung:

,Dieser Beschluss gilt bis zum 24. Februar 2025.“

Artikel 2
Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

(") Beschluss (GASP) 2022266 des Rates vom 23. Februar 2022 iiber restriktive Mainahmen als Reaktion auf die illegale Anerkennung,
Besetzung oder Annexion bestimmter nicht von der Regierung kontrollierter ukrainischer Gebiete durch die Russische Foderation
(ABL L 42 I vom 23.2.2022, S. 109).

() Beschluss (GASP) 2022/1908 des Rates vom 6. Oktober 2022 zur Anderung des Beschlusses (GASP) 2022/266 iiber restriktive
Mafinahmen als Reaktion auf die Anerkennung der nicht von der Regierung kontrollierten Gebiete der ukrainischen Regionen Donezk
und Luhansk und die Anordnung der Entsendung russischer Streitkrifte in diese Gebiete (ABL. L 259 Ivom 6.10.2022, S. 118).
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Geschehen zu Briissel am 19. Februar 2024.

Im Namen des Rates
Der Prisident
J. BORRELL FONTELLES

ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2024/633oj



Amtsblatt DE
der Europdischen Union Reihe L

2024/634 20.2.2024

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2024/634 DER KOMMISSION
vom 14. Dezember 2023

zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 in Bezug auf den Nachweis des
zollrechtlichen Status von Unionswaren und die Zollformlichkeiten betreffend elektronische
Frachtsensoren

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur
Festlegung des Zollkodex der Union (*), insbesondere auf Artikel 156 Buchstaben a, b und d, Artikel 160 und Artikel 253
Buchstabe b,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Bei der Umsetzung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 in Verbindung mit der Delegierten Verordnung
(EU) 2015/2446 der Kommission () hat sich gezeigt, dass einige Anderungen an dieser Delegierten Verordnung
notwendig sind, um den Bediirfnissen der Wirtschaftsbeteiligten und der Zollverwaltungen in Bezug auf den
Nachweis des zollrechtlichen Status von Unionswaren und die Zollférmlichkeiten bei einer Umladung von Waren
besser gerecht zu werden.

(2)  Um die Fille zu kldren, in denen Unionswaren ohne ein Zollverfahren zwischen zwei innerhalb des Zollgebiets der
Union gelegenen Orten und voriibergehend auch auflerhalb dieses Zollgebiets beférdert werden kénnen, ohne dass
sich ihr zollrechtlicher Status dndert, muss bestitigt werden, dass die Vermutung des Unionscharakters beinhaltet,
dass die Waren das Zollgebiet der Union zwar voritbergehend durch internationale Gewisser oder den
internationalen Luftraum verlassen diirfen, ein Zwischenstopp auferhalb des Zollgebiets der Union jedoch nicht
zulidssig ist.

(3)  Das Konzept der durch einen zugelassenen Aussteller ausgestellten Bewilligung soll ausschlieflich der Vereinfachung
der Zollformlichkeiten fiir den Nachweis des zollrechtlichen Status von Unionswaren dienen. Angesichts der
Inbetriebnahme des im Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/2151 der Kommission () genannten
elektronischen Systems zum Nachweis des Unionscharakters (PoUS) sollten die Bedingungen fiir solche
Bewilligungen klarer formuliert werden.

(4) Um die Zollformlichkeiten fur elektronische Frachtsensoren zu vereinfachen, die fir Sicherungs- und
Ortungszwecke in UmschlieSungen hineingelegt oder daran angebracht werden konnen und zur voriibergehenden
Verwendung angemeldet oder wiederausgefithrt werden, sollten fir diese Gerite vereinfachte Zollformlichkeiten
gelten. Auferdem muss sichergestellt werden, dass diese elektronischen Frachtsensoren vollstindig von den
Einfuhrabgaben befreit werden, wenn sie zur voriibergehenden Verwendung angemeldet werden. Eine solche
vollstindige Befreiung sollte auch fiirr Umschliefungen gelten, die gefillt eingefithrt werden und leer oder gefiillt zur
Wiederausfuhr bestimmt sind und die unausloschliche, nicht abnehmbare Zeichen zur Identifizierung einer
innerhalb oder auflerhalb des Zollgebiets der Union ansdssigen Person tragen, da fiir diese Umschliefungen
dieselben vereinfachten Zollformlichkeiten gelten, wenn sie zur voriibergehenden Verwendung oder zur
Wiederausfuhr angemeldet werden.

(5)  Die Delegierte Verordnung (EU) 2015/2446 sollte daher entsprechend gedndert werden —
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Die Delegierte Verordnung (EU) 2015/2446 wird wie folgt gedndert:

() ABLL269vom 10.10.2013,S. 1.

() Delegierte Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Ergdnzung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des
Europdischen Parlaments und des Rates mit Einzelheiten zur Prizisierung von Bestimmungen des Zollkodex der Union (ABL L 343
vom 29.12.2015, S. 1).

() Durchfithrungsbeschluss (EU) 2019/2151 der Kommission vom 13. Dezember 2019 zur Festlegung des Arbeitsprogramms fiir die
Entwicklung und Inbetriebnahme der im Zollkodex der Union vorgesehenen elektronischen Systeme (ABL L 325 vom 16.12.2019,
5. 168).
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1. Artikel 119 wird wie folgt gedndert:
a) Die Uberschrift erhilt folgende Fassung:
,Vermutung und Nachweis des zollrechtlichen Status
(Artikel 153 Absatz 1 und Artikel 155 Absatz 2 des Zollkodex)*;
b) Absatz 2 Buchstabe a erhilt folgende Fassung:

,a) wenn die Waren auf dem Luftweg befordert und auf einem Flughafen der Union fiir den Versand zu einem
anderen Flughafen der Union ohne Zwischenstopp auflerhalb des Zollgebiets der Union verladen oder
umgeladen werden, sofern fiir sie ein in einem Mitgliedstaat ausgestelltes einziges Beforderungspapier vorliegt;*;

¢) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

»(3)  Sofern ihr zollrechtlicher Status als Unionsware nachgewiesen ist, konnen in folgenden Fillen Unionswaren
zwischen zwei innerhalb des Zollgebiets der Union gelegenen Orten ohne Anderung ihres zollrechtlichen Status
voriibergehend auch aufSerhalb dieses Zollgebiets befordert werden, ohne einem Zollverfahren zu unterliegen:

a) wenn die Waren zwischen zwei innerhalb des Zollgebiets der Union gelegenen Orten befordert werden und
dieses Zollgebiet voriibergehend auf dem See- oder Luftweg verlassen, ohne einen Zwischenstopp auflerhalb des
Zollgebiets einzulegen;

b) wenn die Waren mit einem in einem Mitgliedstaat ausgestellten einzigen Beférderungspapier zwischen zwei
innerhalb des Zollgebiets der Union gelegenen Orten durch ein Gebiet auferhalb des Zollgebiets der Union
ohne Umladung befordert werden;

¢) wenn die Waren zwischen zwei innerhalb des Zollgebiets der Union gelegenen Orten durch ein Gebiet aufSerhalb
des Zollgebiets der Union befordert und auflerhalb des Zollgebiets der Union auf ein anderes Beforderungsmittel
als jenes, auf das sie urspriinglich verladen wurden, umgeladen und mit einem in einem Mitgliedstaat
ausgestellten einzigen Beforderungspapier befordert werden. Wird ein neues Beforderungspapier aufSerhalb des
Zollgebiets der Union ausgestellt, so ist das urspriingliche einzige Beforderungspapier beim Wiederverbringen in
die Union dem Zoll vorzulegen;

d) wenn in einem Mitgliedstaat zugelassene Straflenkraftfahrzeuge voriibergehend das Zollgebiet der Union
verlassen haben und wieder in dieses verbracht werden;

e) wenn Verpackungen, Paletten und dhnliche Gegenstidnde, ausgenommen Container, die einer im Zollgebiet der
Union ansissigen Person gehoren, zur Beforderung von Waren verwendet werden, die das Zollgebiet der Union
voriibergehend verlassen haben und wieder in dieses verbracht werden;

f) wenn es sich um Waren im Gepick von Reisenden handelt, die nicht fir gewerbliche Zwecke bestimmt sind und
die das Zollgebiet der Union voriibergehend verlassen haben und wieder in dieses verbracht werden.

2. Artikel 128 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

»(3)  Antrdge auf Erteilung der in den Absitzen 1 und 2 genannten Bewilligungen werden bei der entscheidungs-
befugten Zollbehorde in dem Mitgliedstaat gestellt, in dem die Waren zuerst zum Versand auf ein Beforderungsmittel
verladen werden und in dem alle notwendigen Angaben iiber die Waren vorliegen.”

b) Folgende Absitze 3a und 3b werden eingefiigt:
,(3a)  Diein Absatz 1 genannte Bewilligung wird nur erteilt, wenn
a) der Antragsteller im Zollgebiet der Union ansdssig ist;

b) der Antragsteller regelmifig Nachweise des zollrechtlichen Status von Unionswaren ausstellt oder die
zustdndigen Zollbehorden wissen, dass der Antragsteller in der Lage ist, die Anforderungen des Zollkodex und
der vorliegenden Verordnung in Bezug auf diese Nachweise zu erfiillen;
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¢) der Antragsteller die Voraussetzungen gemafd Artikel 39 Buchstaben a, b und d des Zollkodex erfiillt;

d) die zustindige Zollbehorde der Auffassung ist, dass sie in der Lage sein wird, die von dem Antragsteller
ausgestellten Nachweise des zollrechtlichen Status von Unionswaren ohne unverhidltnismifSigen
Verwaltungsaufwand zu tiberwachen und Kontrollen durchzufiihren.

(3b)  Die in Absatz 1 genannte Bewilligung umfasst insbesondere Folgendes:

a) die Bedingungen, unter denen Aufzeichnungen dem Zoll zu Kontrollzwecken zur Verfugung gestellt und fiir
mindestens drei Jahre aufbewahrt werden;

b) die Art und Weise, wie der zugelassene Aussteller belegt, dass die Nachweise ordnungsgemafd verwendet wurden;

¢) innerhalb welcher Frist und in welcher Art und Weise der zugelassene Aussteller die zustindige Zollstelle
unterrichtet, damit diese gegebenenfalls vor Abgang der Waren erforderliche Kontrollen vornehmen kann.“

3. In Artikel 136 Absatz 1 wird nach Buchstabe j folgender Buchstabe ja eingefiigt:
,(ja) Frachtsicherungs- und -ortungsgerite, die in Umschliefungen hineingelegt oder daran angebracht wurden;".
4. Artikel 138 Buchstabe ¢ erhilt folgende Fassung:

,¢) Waren gemifd Artikel 136 Absatz 1 Buchstaben a, j und ja dieser Verordnung, die als Riickwaren gemaf$ Artikel 203
des Zollkodex von den Einfuhrabgaben befreit sind;*.

5. Artikel 139 Absitze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

,(1)  Die in Artikel 136 Absatz 1 Buchstaben a bis d sowie Buchstaben h bis ja genannten Waren gelten gemif3
Artikel 141 als zur voriibergehenden Verwendung angemeldet, sofern sie nicht mit anderen Mitteln angemeldet werden.

(2)  Die in Artikel 136 Absatz 1 Buchstaben a bis d sowie Buchstaben h bis ja genannten Waren gelten gemafl
Artikel 141 als zur Wiederausfuhr mit Erledigung des Verfahrens der voriibergehenden Verwendung angemeldet,
sofern sie nicht mit anderen Mitteln angemeldet werden.

6. Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Ziffern iv und v erhalten folgende Fassung:

,iv) wenn Waren gemdfd Artikel 136 Absatz 1 Buchstaben a, j und ja dieser Verordnung gemaf Artikel 139 Absatz 1
dieser Verordnung als zur voriibergehenden Verwendung angemeldet gelten;

v) wenn Waren gemdfd Artikel 136 Absatz 1 Buchstaben a, j und ja dieser Verordnung, die die Bedingungen von
Artikel 203 des Zollkodex erfiillen, gemaf8 Artikel 138 Buchstabe ¢ dieser Verordnung in das Zollgebiet der Union

verbracht werden.”

7. Artikel 228 erhilt folgende Fassung:

LArtikel 228

Umschlieffungen und Sicherungs- und Ortungsgerite

(Artikel 250 Absatz 2 Buchstabe d des Zollkodex)

Fiir die folgenden Waren wird die vollstindige Befreiung von den Einfuhrabgaben gewéhrt:
a) gefiillt eingefithrte UmschlieBungen, die dazu bestimmt sind, leer oder gefiillt wiederausgefiihrt zu werden;
b) leer eingefithrte UmschlieBungen, die dazu bestimmt sind, leer oder gefiillt wiederausgefiihrt zu werden;

¢) Frachtsicherungs- und -ortungsgerite, die in UmschlieSungen hineingelegt oder daran angebracht wurden und zur
Wiederausfuhr bestimmt sind.

Der Antragsteller und der Inhaber des Verfahrens konnen im Zollgebiet der Union ansissig sein.”
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 14. Dezember 2023

Fiir die Kommission
Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2024/635 DER KOMMISSION
vom 2. Februar 2024

zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 in Bezug auf den Nachweis des
zollrechtlichen Status von Unionswaren und bestimmte Bestimmungen betreffend die
Unionsversandverfahren

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur
Festlegung des Zollkodex der Union ('), insbesondere auf die Artikel 157 und 232,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)

Bei der Umsetzung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 in Verbindung mit der Durchfithrungsverordnung
(EU) 20152447 der Kommission () in der Praxis hat sich gezeigt, dass einige Anderungen der genannten
Durchfiihrungsverordnung erforderlich sind, um sie besser auf die Bediirfnisse der Wirtschaftsbeteiligten und der
Zollbehérden abzustimmen und um dem Ubergang von papiergestiitzten Vorgingen zum elektronischen
Datenaustausch in Bezug auf die Mittel zum Nachweis des zollrechtlichen Status von Unionswaren und bestimmte
Aspekte der Unionsversandverfahren Rechnung zu tragen.

Was den Nachweis des zollrechtlichen Status von Unionswaren angeht, so miissen die Angaben fiir Unionswaren,
deren Verpackung nicht den zollrechtlichen Status von Unionswaren hat, aktualisiert werden. Auflerdem sollte die
nachtrigliche Ausstellung solcher Nachweise nur in hinreichend begriindeten Fallen zulissig sein, und der Zeitraum,
in dem diese Nachweise nachtriglich ausgestellt werden diirfen, muss festgelegt werden.

Gemifs Artikel 128 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission (°) kann zur Erleichterung der
Ausstellung eines T2L oder T2LF die Bewilligung erteilt werden, dass das T2L oder T2FL zum Nachweis des
zollrechtlichen Status von Unionswaren ohne Sichtvermerk ausgestellt wird. Eine solche Erleichterung sollte nur in
dem Mitgliedstaat gelten, in dem dem Aussteller die Bewilligung zur Ausstellung des T2L oder T2LF gemaf
Artikel 128 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 erteilt wurde. Diese Nachweise sind in dem im Anhang
des Durchfithrungsbeschlusses (EU) 2019/2151 der Kommission () genannten UZK-System zum Nachweis des
Unionscharakters (PoUS) zu registrieren.

Zudem sollte festgelegt werden, dass das T2L oder T2FL jeweils nur einmal verwendet werden kann, d. h. fiir die erste
Gestellung der Waren zur Bestimmung ihres zollrechtlichen Status als Unionswaren, und dass bei Verwendung des
Nachweises des zollrechtlichen Status von Unionswaren lediglich fiir einen Teil der Waren fiir etwaige verbleibende
Waren ein neuer Nachweis auszustellen ist.

Um den derzeitigen Bediirfnissen der Wirtschaft besser gerecht zu werden, sollte es der Person, die die Waren bei der
Abgangszollstelle gestellt, genau wie dem Inhaber des Verfahrens gestattet werden, die Abgangszollstelle um ein
Versandbegleitdokument oder ein Versandbegleitdokument/Sicherheit zu ersuchen.

ABL. L 269 vom 10.10.2013, S. 1.

Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Européischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der
Union (ABI. L 343 vom 29.12.2015, S. 558).

Delegierte Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Ergdnzung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des
Europdischen Parlaments und des Rates mit Einzelheiten zur Prizisierung von Bestimmungen des Zollkodex der Union (ABL L 343
vom 29.12.2015, S. 1).

Durchfithrungsbeschluss (EU) 2019/2151 der Kommission vom 13. Dezember 2019 zur Festlegung des Arbeitsprogramms fiir die
Entwicklung und Inbetriebnahme der im Zollkodex der Union vorgesehenen elektronischen Systeme (ABL L 325 vom 16.12.2019,
S. 168).
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(6)  Im Sinne eines einfacheren und gleichzeitig einheitlichen Ansatzes in der Union und den Lindern des gemeinsamen
Versandverfahrens sollte die Umladung von Containern und dhnlichen intermodalen Beférderungseinheiten unter
bestimmten Bedingungen von der Liste der Ereignisse gestrichen werden, die ein Eingreifen des Zolls erforderlich
machen.

(7)  Die Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 sollte daher entsprechend gedndert werden.

(8)  Die in dieser Verordnung vorgesechenen Mafnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir den
Zollkodex —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2015/2447 wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 199 Absitze 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

»(4)  Wird der Nachweis gemifl Absatz 1 fir Waren mit dem zollrechtlichen Status von Unionswaren mit einer
Verpackung verwendet, die nicht den zollrechtlichen Status von Unionswaren hat, enthilt dieser Nachweis folgenden
Hinweis:

N-Verpackung — 98200 (N packaging — 98200°)

(5)  Wird der in Absatz 1 Buchstaben b, ¢ und d genannte Nachweis in begriindeten Fallen nachtriglich ausgestellt,
enthilt er folgenden Hinweis:

Nachtraglich ausgestellt — 99210° (Issued retrospectively — 99210°)

Der in Unterabsatz 1 genannte Nachweis darf nur bis zum Ablauf der in Artikel 103 des Zollkodex genannten Fristen
fur die Mitteilung der Zollschuld nachtraglich ausgestellt werden.

2. Artikel 200 Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

»(3)  Der Nachweis gemify Absatz 1 wird der zustindigen Zollstelle, bei der die Waren nach Wiederverbringung in
das Zollgebiet der Union zur Bestimmung des zollrechtlichen Status als Unionswaren gestellt werden, unter Angabe der
MRN vorgelegt.”

3. Folgender Artikel 200a wird eingefiigt:
,Artikel 200a

Ausstellung eines Nachweises durch einen zugelassenen Aussteller
(Artikel 153 Absatz 2 des Zollkodex)

(1)  Die Erleichterung der Ausstellung eines Nachweises durch einen zugelassenen Aussteller gemaf8 Artikel 128 der
Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 gilt nur fir Nachweise des zollrechtlichen Status von Unionswaren, die in
dem Mitgliedstaat ausgestellt werden, welcher die Ausstellung dieser Nachweise bewilligt hat.

(2) Der zugelassene Austeller von T2L oder T2LF registriert den Nachweis des zollrechtlichen Status von
Unionswaren spitestens zum Zeitpunkt des Versands der Waren.

(3)  Der zugelassene Aussteller darf mit der Beforderung der Unionswaren erst nach Ablauf der in der Bewilligung
gemils Artikel 128 Absatz 3b Buchstabe ¢ der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 festgesetzten Frist beginnen.”

4. Artikel 205 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Wird die MRN zum Nachweis des zollrechtlichen Status von Unionswaren angegeben, konnen die T2L- oder
T2LF-Daten, die die Grundlage fiir die MRN bilden, nur bei der ersten Gestellung der Waren zur Bestimmung ihres
zollrechtlichen Status als Unionswaren verwendet werden.

Werden die T2L- oder T2LF-Daten nur fiir einen Teil der Waren bei ihrer ersten Gestellung zur Bestimmung ihres
zollrechtlichen Status als Unionswaren verwendet, so ist fiir den verbleibenden Teil der Waren gemafd Artikel 200
dieser Verordnung und Artikel 128 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 ein neuer Nachweis zu auszustellen.
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5. Artikel 303 Absatz 4 erhalt folgende Fassung:

»(4)  Auf Antrag des Inhabers des Verfahrens oder der Person, die die Waren bei der Abgangszollstelle gestellt, stellt
die Abgangszollstelle ihm bzw. ihr ein Versandbegleitdokument oder gegebenenfalls ein Versandbegleitdokument/
Sicherheit aus.

Das Versandbegleitdokument wird unter Verwendung des Formulars in Anhang B-02 der Delegierten Verordnung
(EU) 2015/2446 ausgestellt und erforderlichenfalls um eine Liste der Warenpositionen mit dem Formular in
Anhang B-03 derselben Delegierten Verordnung erganzt.”

6. In Artikel 305 Absatz 1 werden folgende Unterabsitze 2 und 3 angefiigt:

,In den in Unterabsatz 1 Buchstaben c und f genannten Fillen gilt der Wechsel der Beforderungsart nicht als Ereignis
im Sinne von Unterabsatz 1, wenn die Waren in ein und derselben intermodalen Beforderungseinheit befordert
werden, die Beforderungsart ohne Behandlung der Waren selbst gewechselt wird und die intermodale
Beforderungseinheit eine eindeutige Kennnummer tragt.

Fir die Zwecke von Unterabsatz 2 gelten als intermodale Beforderungseinheiten beispielsweise Container,
Wechselbehilter oder Sattelanhdnger. Unterabsatz 2 gilt auch fiir ein beladenes Fahrzeug, das seinerseits auf einem
aktiven Beforderungsmittel befordert wird.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 2. Februar 2024

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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BESCHLUSS (GASP) 2024/645 DES RATES
vom 19. Februar 2024

zur Unterstiitzung der Erh6hung der Biosicherheit in Lateinamerika im Einklang mit der Umsetzung
der Resolution 1540 (2004) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen iiber die Nichtverbreitung
von Massenvernichtungswaffen und ihren Trigersystemen

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Europdische Union, insbesondere auf Artikel 28 Absatz 1 und Artikel 31 Absatz 1,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union fir Auffen- und Sicherheitspolitik,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)

Der Europdische Rat hat am 12. Dezember 2003 die Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen angenommen.

Der Rat hat am 21. Mirz 2022 ein Dokument mit dem Titel ,Ein Strategischer Kompass fiir Sicherheit und
Verteidigung“ gebilligt, in dem Bezug auf die andauernde Gefahr der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen
und deren Trigermitteln genommen wird und in dem das Ziel der Union zum Ausdruck gebracht wird, konkrete
Mafinahmen zur Unterstiitzung der Ziele in den Bereichen Abriistung, Nichtverbreitung und Ristungskontrolle zu
verstirken.

Die Union setzt die Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen aktiv um und fithrt die in
deren Kapitel III aufgefithrten Mafnahmen durch, insbesondere die Maffnahmen zur Verstirkung, Umsetzung und
Universalitit des Ubereinkommens iiber das Verbot von biologischen Waffen und Toxinwaffen (BWU); ferner stellt
sie Ressourcen fiir Projekte zur technischen Unterstiitzung sowie Expertise in Bezug auf ein breites Spektrum von
Nichtverbreitungsmaffnahmen bereit und setzt sich fiir die Stirkung der Rolle des Sicherheitsrates der Vereinten
Nationen (im Folgenden ,VN-Sicherheitsrat®) ein.

Der VN-Sicherheitsrat hat am 28. April 2004 die Resolution 1540 (2004) (im Folgenden ,Resolution 1540 (2004))
verabschiedet, durch die allen Staaten verbindliche Verpflichtungen auferlegt wurden, mit denen nichtstaatliche
Akteure vom Zugang zu Massenvernichtungswaffen und waffenrelevantem Material abgehalten und abgeschreckt
werden sollen. Der VN-Sicherheitsrat hat ferner beschlossen, dass alle Staaten wirksame MafSnahmen ergreifen und
durchsetzen miissen, um innerstaatliche Kontrollen zur Verhinderung der Verbreitung von nuklearen, chemischen
und biologischen Waffen und ihren Trigersystemen einzurichten, einschlieflich angemessener Kontrollen iiber
verwandtes Material. Die in der Resolution 1540 (2004) des VN-Sicherheitsrats festgelegten Ziele des
VN-Sicherheitsrates wurden in der Resolution 2663 (2022) des VN-Sicherheitsrates bekriftigt.

Der Rat hat 2017 und in der Folge im Jahr 2023 Beschliisse zur Unterstiitzung der Umsetzung der Resolution 1540
(2004) erlassen, ndmlich die Beschliisse (GASP) 2017/809 () und (GASP) 2023654 (3). Mit der technischen
Durchfithrung der Titigkeiten nach dem Beschluss (GASP) 2023/654 wurde das Biiro der Vereinten Nationen fiir
Abriistungsfragen (UNODA) in Zusammenarbeit mit den einschldgigen regionalen internationalen Organisationen,
darunter die Organisation Amerikanischer Staaten (im Folgenden ,OAS*), betraut.

(") Beschluss (GASP) 2017/809 des Rates vom 11. Mai 2017 zur Unterstiitzung der Umsetzung der Resolution 1540 (2004) des

Sicherheitsrats der Vereinten Nationen iiber die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihren Trigersystemen

(ABL.L 121 vom 12.5.2017, S. 39).

() Beschluss (GASP) 2023/654 des Rates vom 20. Mirz 2023 zur Unterstiitzung der Umsetzung der Resolution 1540 (2004) des
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen iiber die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihren Trigersystemen (ABL. L 81

vom 21.3.2023, S. 29).
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(6)  Die Union unterstiitzt zudem die Arbeit im Rahmen des Ubereinkommens iiber das Verbot von biologischen Waffen
und Toxinwaffen und die Umsetzung dieses Ubereinkommens, und zwar durch die Gemeinsamen
Aktionen 2006/184/GASP (*) und 2008/858/GASP (*) des Rates sowie durch die Beschliisse 2012/421/GASP (%),
(GASP) 2016/51 () und (GASP) 2019/97 ()) des Rates.

(7)  Im Rahmen der Umsetzung der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen unterstiitzt
der Beschluss (GASP) 2019/2108 des Rates () die Tatigkeiten der OAS zur Erhohung der Biosicherheit in
Lateinamerika im Einklang mit der Umsetzung der Resolution 1540 (2004) des VN-Sicherheitsrates erlassen. Diese
Unterstiitzung durch die Union sollte fortgesetzt werden.

(8)  Das Sekretariat des Interamerikanischen Ausschusses zur Bekdmpfung des Terrorismus der Organisation
Amerikanischer Staaten (im Folgenden ,CICTE der OAS) sollte mit der Verwaltung und Abwicklung der im
Rahmen des vorliegenden Beschlusses durchzufithrenden Projekte betraut werden.

(9)  Das Sekretariat des CICTE der OAS sollte fiir eine effiziente Zusammenarbeit mit den einschldgigen internationalen
Organisationen und Einrichtungen sorgen, etwa mit der Gruppe fiir die Unterstiitzung der Durchfithrung des BWU,
dem mit der Resolution 1540 (2004) des VN-Sicherheitsrates eingesetzten Ausschuss des VN-Sicherheitsrates, der
Weltorganisation fiir Tiergesundheit (OIE) und der Globalen Partnerschaft gegen die Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen und -material. Auferdem sollte das Sekretariat des CICTE der OAS fiir Komplementaritit und Synergien
der auf der Grundlage des vorliegenden Beschlusses durchgefiihrten Projekte mit einschligigen abgeschlossenen und
noch laufenden Projekten, mit Tatigkeiten in Lateinamerika, die von einzelnen Mitgliedstaaten der Union
mitgetragen werden, und mit anderen von der Union in diesem Bereich geforderten Programmen sorgen,
einschlieBlich des Stabilitits- und Friedensinstruments und der Exzellenzzentren fiir die Eindimmung von
chemischen, biologischen, radiologischen und nuklearen Risiken —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Im Einklang mit der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, die am 12. Dezember
2003 angenommen wurde, unterstiitzt die Union die Titigkeiten des CICTE der OAS weiterhin durch eine operative
Mafinahme zur Unterstiitzung der Erhdhung der Biosicherheit in Lateinamerika.

(2)  Die allgemeinen Ziele der in Absatz 1 genannten MafSnahme sind die Folgenden:
a) Stdrkung der bestehenden nationalen normativen Rahmen fiir die biologische Sicherheit in den begiinstigten Staaten;

b) Forderung einer besseren Einhaltung internationaler Regelungen durch den Ausbau der Zusammenarbeit zwischen den
teilnehmenden Staaten, indem innovative Malnahmen wie ,,Peer Reviews” durchgefiihrt werden und die teilnehmenden
Staaten bei den im Zusammenhang mit den einschlidgigen Ubereinkommen iiber biologische Waffen zu iibermittelnden
Meldungen und Berichten unterstiitzt werden;

() Gemeinsame Aktion 2006/184/GASP des Rates vom 27. Februar 2006 zur Unterstiitzung des Ubereinkommens iiber das Verbot von
biologischen Waffen und Toxinwaffen (BWU) im Rahmen der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen
(ABL. L 65 vom 7.3.2006, S. 51).

(% Gemeinsame Aktion 2008/858/GASP des Rates vom 10. November 2008 zur Unterstiitzung des Ubereinkommens iiber das Verbot
von biologischen Waffen und Toxinwaffen (BWU) im Rahmen der Umsetzung der Strategie der EU gegen die Verbreitung von
Massenvernichtungswaffen (ABI. L 302 vom 13.11.2008, S. 29).

() Beschluss 2012/421/GASP des Rates vom 23. Juli 2012 zur Unterstiitzung des Ubereinkommens iiber das Verbot von biologischen
Waffen und Toxinwaffen (BWU) im Rahmen der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (ABL L 196
vom 24.7.2012, S. 61).

() Beschluss (GASP) 2016/51 des Rates vom 18. Januar 2016 zur Unterstiitzung des Ubereinkommens iiber das Verbot von biologischen
Waffen und Toxinwaffen (BWU) im Rahmen der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (ABL. L 12 vom
19.1.2016, S. 50).

() Beschluss (GASP) 2019/97 des Rates vom 21. Januar 2019 zur Unterstiitzung des Ubereinkommens iiber das Verbot von biologischen
Waffen und Toxinwaffen im Rahmen der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (ABL L 19 vom
22.1.2019, S. 11).

() Beschluss (GASP) 2019/2108 des Rates vom 9. Dezember 2019 zur Unterstiitzung der Erhohung der Biosicherheit in Lateinamerika
im Einklang mit der Umsetzung der Resolution 1540 (2004) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen iiber die Nichtverbreitung
von Massenvernichtungswaffen und ihren Tragersystemen (ABL L 318 vom 10.12.2019, S. 123).
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¢) Stiarkung der Kapazititen des 6ffentlichen und des privaten Sektors zur Sicherung biologischer Waffen durch Schulungs-
mafinahmen;

d) Schaffung einer regionalen Gemeinschaft bzw. eines regionalen Netzwerks der Akteure des offentlichen und des
privaten Sektors, die im Bereich der Biosicherheit titig sind.

(3)  Eine ausfuhrliche Beschreibung der in Absatz 1 genannten Mafinahme ist im Anhang enthalten.

Artikel 2

(1)  Der Hohe Vertreter der Union fiir Auffen- und Sicherheitspolitik (im Folgenden ,Hoher Vertreter) ist fur die
Durchfithrung dieses Beschlusses zustindig.

(2)  Die technische Durchfithrung der in Artikel 1 genannten Mafnahme tibernimmt der CICTE der OAS.

(3)  Der CICTE der OAS erfiillt die in Absatz 2 dieses Artikels genannte Aufgabe unter der Verantwortung des Hohen
Vertreters. Hierfiir trifft der Hohe Vertreter die notwendigen Vereinbarungen mit dem CICTE der OAS.

Artikel 3
(1)  Der finanzielle Bezugsrahmen fiir die Durchfithrung der in Artikel 1 genannten Mafnahme betragt 2 686 427 EUR.

(2)  Die aus dem Bezugsrahmen nach Absatz 1 finanzierten Ausgaben werden gemif den fiir den Gesamthaushaltsplan
der Union geltenden Vorschriften und Verfahren verwaltet.

(3)  Die Kommission beaufsichtigt die ordnungsgemafle Verwaltung der Ausgaben, die aus dem in Absatz 1 genannten
Bezugsrahmen finanziert werden. Hierzu schlieft sie eine Finanzhilfevereinbarung mit dem CICTE der OAS. In der
Finanzhilfevereinbarung wird festgehalten, dass der CICTE der OAS zu gewihrleisten hat, dass dem Unionsbeitrag die
seinem Umfang entsprechende 6ffentliche Beachtung zuteilwird.

(4)  Die Kommission strebt an, die in Absatz 3 genannte Vereinbarung so bald wie moglich nach Inkrafttreten dieses

Beschlusses zu schliefSen. Sie unterrichtet den Rat iiber etwaige Schwierigkeiten dabei und teilt ihm den Zeitpunkt mit, zu
dem die Vereinbarung geschlossen wird.

Artikel 4

(1)  Der Hohe Vertreter unterrichtet den Rat auf der Grundlage regelmifSiger Berichte des CICTE der OAS iiber die
Durchfithrung dieses Beschlusses. Diese Berichte bilden die Grundlage fiir die Bewertung durch den Rat.

(2)  Die Kommission stellt Informationen iber die finanziellen Aspekte der Durchfithrung der in Artikel 1 genannten
Mafinahme zur Verfiigung.

Artikel 5
(1)  Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.
(2)  Die Geltungsdauer dieses Beschlusses endet 36 Monate nach Abschluss der in Artikel 3 Absatz 3 genannten

Vereinbarung. Die Geltungsdauer des Beschlusses endet jedoch sechs Monate nach seinem Inkrafttreten, falls innerhalb
dieses Zeitraums keine solche Vereinbarung geschlossen worden ist.

Geschehen zu Briissel am 19. Februar 2024.

Im Namen des Rates
Der Priisident
J. BORRELL FONTELLES
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ANHANG

Unterstiitzung durch die Union zur Erh6hung der Biosicherheit in Lateinamerika im Einklang mit
der Umsetzung der Resolution 1540 (2004) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen iiber die
Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihren Trigersystemen

Hintergrund

Gemif$ der am 12. Dezember 2003 angenommenen Strategie der Europiischen Union (EU) gegen die Verbreitung von
Massenvernichtungswaffen, in der das Ziel einer Stirkung der Rolle des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und einer
Erweiterung seiner Expertise zur Bewiltigung der Herausforderungen durch die Proliferation verankert ist, hat die Union
weiterhin die Umsetzung der Resolution 1540 (2004) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen (im Folgenden
,Resolution 1540 (2004)“) und der sich daran anschliefenden Resolutionen unterstiitzt.

Die Umsetzung der Gemeinsamen Aktion des Rates zur Unterstiitzung der Umsetzung der Resolution 1540 (2004) wurde
vom Biiro der Vereinten Nationen fiir Abriistungsfragen (UNODA) im Wege der technischen Durchfithrung fritherer
Projekte ausgefiihrt, da das Biiro damit beauftragt war, dem Ausschuss des Sicherheitsrats nach Resolution 1540 (2004)
und seinen Experten substanzielle und logistische Unterstiitzung zu leisten.

Kurzbeschreibung des Projekts

Mit dem vorliegenden Projekt ,Erh6hung der Biosicherheit in Lateinamerika“ (im Folgenden ,Projekt®) soll im Einklang mit
der Resolution 1540 (2004) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen (im Folgenden ,Resolution 1540 (2004)“) eine
bessere Durchfithrung von Manahmen zur Biosicherheit in elf lateinamerikanischen Lindern (Argentinien, Chile, Costa
Rica, Dominikanische Republik, Ecuador, Kolumbien, Mexiko, Panama, Paraguay, Peru und Uruguay) erreicht werden.
Ferner soll das Projekt dazu dienen, die Fahigkeit dieser elf Linder zu erhohen, wirksam fir schwerwiegende Vorfille, bei
denen biologische Agenzien eine Rolle spielen, vorzusorgen und auf solche Vorfille zu reagieren.

Im Rahmen des Projektes werden durch eine Kombination von Mafinahmen auf nationaler und auf regionaler Ebene
Behorden sowie wichtige Vertreter des privaten Sektors, der Zivilgesellschaft und der Wissenschaft zusammenkommen,
um auf dem amerikanischen Kontinent fiir Biosicherheit zu sensibilisieren und die Kapazititen auf dem Gebiet der
Biosicherheit auszubauen. Konkret werden mit dem Projekt die folgenden vier Hauptziele verfolgt: 1) Stirkung der
bestehenden nationalen normativen Rahmen (einschlieSlich Vorschriften und Normen), 2) Verbesserung der Einhaltung
internationaler Regelungen durch Ermutigung zur Ubermittlung der gemdf diesen internationalen Regelungen
erforderlichen nationalen Berichte; 3) Ausarbeitung von Schulungsmafnahmen und von Mafnahmen im Bereich der
Offentlichkeitsarbeit und 4) Forderung einer regionalen Gemeinschaft bzw. eines regionalen Netzwerks der
Interessentrager des offentlichen und des privaten Sektors, die im Bereich der Biosicherheit titig sind.

1. Einleitung und Ziele

1.1.  Einleitung

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat im Jahr 2004 die Resolution 1540 (im Folgenden ,Resolution 1540 (2004))
angenommen, um der Bedrohung entgegenzuwirken, die davon ausgeht, dass nukleare, chemische und biologische Waffen,
dazugehoriges Material und ihre Trigersysteme in die Hinde von nichtstaatlichen Akteuren gelangen konnten. Nach der
Resolution 1540 (2004) miissen alle Staaten unter anderem wirksame Mafnahmen ergreifen und durchsetzen, um
innerstaatliche Kontrollen zur Verhinderung der Verbreitung von nuklearen, chemischen und biologischen Waffen und
ihren Trégersystemen einzurichten. Nach Absatz 3 Buchstaben a und b des Beschlussteils der Resolution zdhlen dazu
Maflnahmen, um angemessene Kontrollen einzurichten und wirksame Maflnahmen auszuarbeiten und aufrechtzuerhalten,
um iiber die Herstellung, die Verwendung, die Lagerung und den Transport solcher Gegenstinde Buch zu fithren und ihre
Sicherheit zu gewihrleisten.

Eine Moglichkeit fir Staaten, ihren Verpflichtungen gemif8 der Resolution 1540 (2004) nachzukommen, besteht darin,
Vertragspartei der wichtigsten Nichtverbreitungsiibereinkommen zu werden und die Verpflichtungen gemifl diesen
Ubereinkommen umzusetzen. Das Ubereinkommen iiber das Verbot von biologischen Waffen und Toxinwaffen (im
Folgenden ,BWU) beispielsweise ist 1975 in Kraft getreten und wurde von fast allen Mitgliedstaaten der OAS ratifiziert. Im
BWU ist festgelegt, dass jeder Vertragsstaat dieses Ubereinkommens nach Mafgabe der in seiner Verfassung vorgesehenen
Verfahren alle erforderlichen Manahmen trifft, um die Entwicklung, die Herstellung, die Lagerung, den Erwerb oder das
Behalten von Agenzien, Toxinen, Waffen, Ausriistungen und Einsatzmitteln zu verbieten und zu verhindern; dies schlieSt die
Durchfithrung von auf Artikel IV bezogenen Labormaffinahmen zum Schutz vor biologischen Gefahren ein.

Zwar sind die fiir eine Teilnahme an diesem Projekt vorgeschlagenen Staaten vielfach bereits Vertragsparteien dieser
wichtigen internationalen Ubereinkommen, dennoch fehlt es ihnen hiufig an den innerstaatlichen rechtlichen Rahmen
und Regelungsrahmen, die erforderlich sind, um ihren Verpflichtungen aus dem BWU und den damit zusammenhingenden
Durchfithrungsinstrumenten in vollem Umfang nachkommen zu kénnen. Hinzu kommt, dass der Ausschuss nach
Resolution 1540 (2004) anlsslich seiner letzten umfassenden Uberpriifung der Einhaltung der Verpflichtungen gemif der
Resolution 1540 (2004) durch die Staaten ein Abschlussdokument veroffentlicht hat, aus dem hervorgeht, dass die
Verpflichtungen gemifl der Resolution 1540 (2004) weltweit in einem relativ geringen Maf$ eingehalten werden und das
Maf der Einhaltung auf dem amerikanischen Kontinent noch geringer ist.
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So war beispielsweise bei Maflnahmen im Zusammenhang mit biologischen Waffen weltweit eine geringfiigige
Verbesserung beim Grad der Umsetzung zu verzeichnen, wohingegen der Grad der Umsetzung in Lateinamerika und in
der Karibik-Region gering ist: nur 19 % der Mafinahmen im Zusammenhang mit biologischen Waffen wurden ergriffen.

Die jiingsten Daten des Global Health Security Index (') lassen ebenfalls auf ein vergleichbar geringes Maf§ der Einhaltung
schlieen. Besonders besorgniserregend ist es, dass fiir mehrere Laboratorien der Biosicherheitsstufe 3 (*) und Laboratorien
fiir Tierversuche der Biosicherheitsstufe 4 (gemaf den Standards der Weltorganisation fiir Tiergesundheit) in der Region gilt,
dass sie wirksame Mafinahmen zum Schutz vor biologischen Gefahren nicht vollstindig umgesetzt haben. Und in den fiir
eine Teilnahme am vorliegenden Projekt vorgeschlagenen Staaten werden derzeit mindestens zwei weitere Laboratorien der
Biosicherheitsstufe 4 gebaut.

Vor diesem Hintergrund wird in dem Abschlussbericht zu der vom Ausschuss nach Resolution 1540 (2004)
vorgenommenen umfassenden Uberpriifung festgestellt, dass die vollstindige und wirksame Umsetzung der
Resolution 1540 (2004) durch die Mitgliedstaaten ein langfristiges Ziel bleibt und dass viele der OAS-Staaten bei der
Verwirklichung dieses Ziels der Unterstiitzung bediirfen (°). Daher gelangte der Ausschuss zu dem Schluss, dass die Staaten
dringend titig werden sollten, um Mafnahmen im Bereich der Buchfithrung tiber Material im Zusammenhang mit
biologischen Waffen und die Gewihrleistung ihrer Sicherheit zu erlassen.

Eine weitere Moglichkeit zur Bewertung der Umsetzung der Biosicherheitsstandards ist das Maf, in dem die vertrauens-
bildenden Manahmen im Kontext des BWU durchgefiihrt werden. Diese Manahmen, die 1986 von den Vertragsstaaten
des BWU vereinbart wurden, zielen darauf ab, das Aufkommen von Unklarheiten, Zweifeln und Verdachtsmomenten zu
verhindern oder zu verringern und die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet friedlicher biologischer Titigkeiten
zu verbessern. Im Jahr 2022 haben jedoch nur zehn der 34 OAS-Mitgliedstaaten der Gruppe fiir die Unterstiitzung der
Durchfithrung des BWU (im Folgenden ,BWU-ISU* (BTWC Implementation Support Unit)) ihre vertrauensbildenden
Mafinahmen iibermittelt (%).

Das mangelnde Engagement der Regierungen in der Region fiir Fragen der Biosicherheit resultiert aus einer Kombination
von Faktoren, darunter ein unzureichendes Bewusstsein der Politiker fur die von weitreichenden Biosicherheitsvorfillen
ausgehende Bedrohung und die potenziellen Kosten eines solchen Vorfalls, sicherheitsbezogene Priorititen, die um die
knappen Ressourcen auf nationaler Ebene konkurrieren und die mit der Entwicklung einer integrierten nationalen
Vorbereitung und Reaktionsfihigkeit auf Biosicherheitsvorfille verbundenen Herausforderungen.

Ein Vorfall, bei dem — sei es durch einen Akteur, der eine Zielpopulation schidigen will, oder durch natiirlich eintretende
Umstinde — ein pathogenes Agens vorsitzlich verbreitet wird, hat das Potenzial, erhebliche soziale, wirtschaftliche und
politische Folgen nach sich zu ziehen. Ein Beispiel hierfiir ist die unverhaltnisméafig hohe Zahl von Todesopfern, zu der der
weltweite HIN1-Ausbruch 2009 auf dem amerikanischen Kontinent gefithrt hat; hierdurch wird die Anfilligkeit der
Region verdeutlicht. Ebenso konnte gegenwirtig eine Grippepandemie mit potenziell hohen Krankheits- und Sterberaten
entstehen, wenn das Virus der hoch pathogenen Avidren Influenza (HPAI) wirksam und nachhaltig von Mensch zu Mensch
ibertragen werden konnte. Deshalb stellt diese Tierseuche nach wie vor eine groffe Gesundheitsbedrohung dar, die
modernste Praventionsmaffnahmen und eine stetige Verbesserung der bestehenden Eindimmungsmafinahmen notwendig
macht.

Diese Herausforderungen machen deutlich, dass in der OAS-Region eine koordinierte Reaktion auf Biosicherheitsvorfalle
erforderlich ist. An einer solchen Reaktion sollten zahlreiche Akteure einschlieflich Ministerien (Gesundheit,
Landwirtschaft, Sicherheit, Justiz, Verteidigung, Nachrichtendienste, Verkehr, auswirtige Angelegenheiten, internationaler
Handel, Wirtschaft, Wissenschaft und Technologie usw.), Strafverfolgungsbehorden und anderer Ersteinsatzkrifte,
Einrichtungen des privaten Sektors (insbesondere Industrie und Wissenschaft) und der Zivilgesellschaft beteiligt sein.

1.2. Ziele

Ziel dieses auf drei Jahre angelegte Projekts ist es, im Einklang mit der Resolution 1540 (2004) die Biosicherheit in elf
lateinamerikanischen Landern zu stirken, unter anderem durch die Einfithrung und Durchsetzung wirksamer Mafnahmen
zur Verhinderung der Verbreitung biologischer Waffen.

Den Mafinahmen, die in Abschnitt 5 niher erldutert werden, liegen die folgenden vier Hauptziele zugrunde:
— Stirkung der bestehenden nationalen normativen Rahmen fiir die biologische Sicherheit in den begiinstigten Staaten,

(") Global Health Security Index. Abrufbar unter: https://www.ghsindex.org/

(%) Mapping Biosafety Level-3 Laboratories by Publications. Center for Security and Emerging Technology. August 2022. Abrufbar unter:
CSET Mapping BSL3 Labs

() https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/N22/725/80/PDF/N2272580.pdf?OpenElement

(*) https:/[bwc-ecbm.unog.ch
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— Forderung einer besseren Einhaltung der internationalen Regelungen durch den Ausbau der Zusammenarbeit zwischen
den teilnehmenden Staaten, indem innovative Mafnahmen wie ,Peer Reviews durchgefithrt werden und die
teilnehmenden Lander bei den im Zusammenhang mit den einschligigen Ubereinkommen {iiber biologische Waffen zu
tibermittelnden Meldungen und Berichten unterstiitzt werden,

— Stiarkung der Kapazititen des offentlichen und des privaten Sektors zur Sicherung biologischer Waffen durch
Schulungsmafinahmen,

— Schaffung einer regionalen Gemeinschaft bzw. eines regionalen Netzwerks der Akteure des offentlichen und des
privaten Sektors, die im Bereich der Biosicherheit titig sind.

2. Auswahl der Durchfiihrungsstelle und Koordinierung mit anderen wichtigen Finanzierungsinitiativen

2.1. Durchfiithrungsstelle — die Organisation Amerikanischer Staaten (OAS)

Der Interamerikanische Ausschuss zur Bekdmpfung des Terrorismus der Organisation Amerikanischer Staaten (im
Folgenden ,OAS/CICTE) unterstiitzt seit 2005 die Nichtverbreitungsanstrengungen auf dem amerikanischen
Kontinent. 2010 hat der OAS/CICTE das konkrete Mandat erhalten, die Mitgliedstaaten der Organisation bei der
Umsetzung der Resolution 1540 (2004) zu unterstiitzen. Seitdem hat der OAS/CICTE die Mitgliedstaaten auf
unterschiedliche Weise unterstiitzt: bei der Ausarbeitung nationaler Aktionspline fiir die Umsetzung der
Resolution 1540 (2004), durch die Stirkung der Rechts- und Regelungsrahmen, durch den Aufbau von Kapazititen zur
Verhinderung und Bekdmpfung von illegalem Handel und Schmuggel mit Kernmaterial sowie radiologischem,
chemischem und biologischem Material, durch die Forderung des Austauschs wirksamer Verfahren durch Nutzung der
Peer-Review-Methode und die Erleichterung der Koordinierung auf politischer Ebene, um Bereiche fiir die regionale und
subregionale Zusammenarbeit zu ermitteln.

Der OAS/CICTE hat seit 2009 mehrere nationale Krisenmanagementiibungen fir biologische Vorfille geleitet, die darauf
abzielten, das Bewusstsein fuir Biosicherheitsbedrohungen zu schirfen und Beamte und Vertreter von Agenturen und
Organisationen zusammenzubringen, um ihnen zu vermitteln, wie sie ihre Reaktionen auf einen Biosicherheitsvorfall
koordinieren. Darauthin haben mehrere OAS-Mitgliedstaaten konkret die Unterstiitzung des CICTE angefordert, um
nationale Noteinsatzpline fur Biosicherheit auszuarbeiten oder zu aktualisieren.

Zuletzt hat der CICTE ein von der EU finanziertes auf drei Jahre angelegtes Projekt mit dem Titel ,Unterstiitzung der
Erhohung der Biosicherheit in Lateinamerika im Einklang mit der Umsetzung der Resolution 1540 (2004) des
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen iiber die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihren
Tragersystemen® durchgefiihrt (Beschluss (GASP) 2019/2108 des Rates). Durch diese bahnbrechende Initiative wurde die
Einfithrung wirksamer Maflnahmen zur Verhinderung der Verbreitung biologischer Waffen und ihrer Trigersysteme in
acht lateinamerikanischen Lindern (Argentinien, Chile, Dominikanische Republik, Kolumbien, Mexiko, Panama, Paraguay
und Uruguay) mafigeblich gefordert. Der CICTE hat zudem dazu beigetragen, dass in Uruguay kirzlich ein Dekret
verabschiedet und in Paraguay ein Gesetzentwurf gebilligt wurde; ferner hat der CICTE Unterstiitzung bei der Ausarbeitung
von Rechtsvorschriften in Argentinien und Kolumbien geleistet, die Dominikanische Republik im Zusammenhang mit
Gesetzgebungsvorschlidgen beraten und Chile bei einem Gesetz iiber die strategische Kontrolle sicherheitsrelevanter
Handelsgeschifte beraten, das derzeit iiberarbeitet wird.

Dariiber hinaus hat der OAS/CICTE mit Unterstiitzung der Vereinigten Staaten kiirzlich zwei weitere mit der Thematik in
Zusammenhang stehende Projekte durchgefiihrt. Das eine Projekt mit dem Titel ,Strengthening Strategic Control Regimes
in Latin America and the Caribbean (2020-2021 Phase One)“ (Stirkung der Regelungen zur strategischen Kontrolle in
Lateinamerika und der Karibik (2020-2021 Phase Eins) zielte darauf ab, fiir strengere Kontrollen bei der Weitergabe
sicherheitsrelevanter Giiter, einschlieflich biologischer und chemischer Agenzien, zu sorgen. Das zweite Projekt mit dem
Titel ,,Countering Illicit Trade of CBRN (Chemical, Biological, Radiological and Nuclear) materials in Free Trade Zones of
Latin America“ (Bekimpfung des illegalen Handels mit CBRN-Stoffen in den Freihandelszonen Lateinamerikas)
wurde 2022 durchgefiihrt, um die Verbreitung von Material und Technologie im Zusammenhang mit Massenvernich-
tungswaffen in sechs lateinamerikanischen Lindern (Argentinien, Brasilien, Chile, Mexiko, Panama und Paraguay), die vier
Freihandelszonen angehoren, zu verhindern und zu bekdmpfen, indem die Lieferketten gesichert und optimiert und die
strategischen Handelskontrollen verstirkt wurden.

Diese und weitere Anstrengungen, die unternommen wurden, um die Vorbereitung auf Biosicherheitsvorfille und die
Fahigkeit zur Reaktion auf solche Vorfille zu verbessern, haben zu wichtigen Ergebnissen gefiihrt. So hat der OAS/CICTE
ein Netzwerk geschaffen, dem mehr als 240 politische und technische Fachleute (einschlieflich Wissenschaftlern und
Laborpersonal) aus der gesamten Region angehoren, die derzeit im Online- oder im Prisenz-Modus geschult werden.
Durch dieses neue Projekt wird der OAS/CICTE auf dem bestehenden Netzwerk aufbauen und den Zugang zu einer von
der OAS geschaffenen Plattform propagieren, die Kontakte, Veroffentlichungen, Biichereien, Aktivititen und
Veranstaltungen von internationalen Organisationen, Denkfabriken und Nicht-Regierungsorganisationen unter anderem
zum Thema Biosicherheit usw. bietet (°). Netzwerke dieser Art haben sich als entscheidend fiir einen raschen Informations-
austausch erwiesen.

() Interaktiver Prototyp der Plattform: https://xd.adobe.com/view|68f5f48c-1813-4dff-8840-b5113a7c9a22-3da6 *fullscreen&hints=off
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Der regionale Rahmen der OAS bringt aufgrund des transnationalen Charakters der Bedrohungen, die notwendigerweise
einer Zusammenarbeit zwischen Nachbarlindern erfordern, um diese Herausforderungen zu bewiltigen, einen
komparativen Vorteil mit sich. Der Rahmen trdgt aufferdem dazu bei, Effizienz zu gewihrleisten und Doppelarbeit zu
vermeiden. Aufgrund einer Vereinbarung zwischen dem OAS/CICTE und dem Biiro der Vereinten Nationen fiir
Abriistungsfragen (UNODA) ist der durch die Resolution 1540 (2004) eingesetzte Hemisphiren-Koordinator fiir Amerika
seit 2017 in den Raumlichkeiten des OAS/CICTE untergebracht. Diese entscheidende Fithrungsrolle hat es
dem OAS/CICTE ermdoglicht, sich federfithrend fur ein besseres regionales Verstindnis der Bedeutung der Resolution
einzusetzen und federfithrend bei der nationalen und regionalen Umsetzung der Mafnahmen gemif8 der Resolution titig
zu sein.

In dieser Hinsicht bietet die OAS als fithrende regional Organisation auf dem amerikanischen Kontinent einzigartige
Voraussetzungen in dieser Hemisphdre, um mit ihrem bestehende Netzwerk nationaler Kontaktstellen, ihrer umfassende
Prisenz in der gesamten Region und ihrer Fihigkeit, vor Ort mit den vorgeschlagenen begiinstigten Landern zusammenzu-
arbeiten, Effizienz zu zeigen. Im Hinblick auf die politische Entwicklung wird der OAS/CICTE weiterhin durch wichtige
politische Gremien innerhalb der OAS, wie beispielsweise den Ausschuss fiir hemisphirische Sicherheit des Stindigen
Rates der OAS, sowie durch die regelmifigen jahrlichen Sitzungen des CICTE titig sein.

Mit dem nachstehend dargelegten Vorschlag sollen die vorstehend beschriebenen Anstrengungen fortgesetzt werden; ferner
soll durch ihn weiter dazu beigetragen werden, in der Region den Stand der Vorsorge zu verbessern und die Umsetzung der
Maflnahmen im Bereich der Biosicherheit voranzubringen.

2.2.  Koordinierung mit anderen wichtigen Finanzierungsinitiativen

Generell koordiniert der OAS/CICTE seine Tatigkeiten mit anderen Agenturen und Organisationen, die Mittel sowohl von
denselben als auch verschiedenen Geberregierungen und internationalen Einrichtungen erhalten.

Zwischen dem OAS/CICTE, dem Biiro der Vereinten Nationen fiir Abriistungsfragen (UNODA), einschliefSlich dessen
Regionalzentrum in Lateinamerika UNLIREC, und der Sachverstindigengruppe des mit der Resolution 1540 (2004)
eingesetzten Ausschusses besteht seit langem eine strategische Partnerschaft, um die technische Hilfe und den
Kapazititsaufbau in der Region im Zusammenhang mit der Resolution 1540 (2004) zu straffen und zu erleichtern.

Der OAS/CICTE arbeitet bereits eng mit Organisationen zusammen, die von der Europiischen Union bei Titigkeiten, die
mit im Rahmen dieses Projektes vorgeschlagen Aktivititen im Zusammenhang stehen, unterstiitzt werden. Ergdnzend zu
den vorstehend aufgefithrten Organisationen und Einrichtungen seien die Gruppe fuir die Unterstiitzung der Durchfiihrung
des Ubereinkommens iiber das Verbot von biologischen Waffen und Toxinwaffen (BWU-ISU), das Regionalzentrum fiir
Frieden, Abriistung und Entwicklung in Lateinamerika und in der Karibik (UNLIREC) und die Weltorganisation fiir
Tiergesundheit (WOAH) genannt. Die Koordinierung mit diesen Stellen wird von einem Verwaltungsteam am Sitz der OAS
durchgefiihrt, um sicherzustellen, dass alle Anstrengungen einander erganzen, um Doppelarbeit zu vermeidenund um daftir
zu sorgen, dass die Projekttitigkeiten mit den Verpflichtungen nach der Resolution 1540 (2004) und dem BWU
abgestimmt werden.

Die vorgeschlagenen Maffnahmen richten sich an Politiker und Gesetzgeber sowie an Biowissenschaftler im offentlichen
und im privaten Sektor, die auf dem Gebiet der Biosicherheit titig sind. Die Maflnahmen umfassen Schulungen im
Priasensmodus in den begiinstigten Lindern sowie ein Online-Schulungsangebot, um noch mehr Begiinstigte in der Region
zu erreichen. Fiir hochspezialisierte Schulungen und Aufgaben kann die OAS auch Vertrige tiber kurzfristige Unterstiitzung
(z. B. durch Experten, Ausbilder und Forscher) schliefen; ferner wird sie mit ihren Partnern in diesen Bereichen
(einschlieRlich BWU-ISU, UNODA, WOAH, der EU sowie der Wissenschaft) zusammenarbeiten, um sicherzustellen, dass
das Personal alle technischen Anforderungen erfiillt, wobei sie, soweit moglich, auf die Reservelisten dieser Organisationen
zuriickgreift.

Das Projekt ist zudem eindeutig mit dem Beschluss des Rates der Europdischen Union von 2019 zur Unterstiitzung der
Umsetzung des BWU auferhalb der EU vereinbar, da durch das Projekt ein Beitrag zur Verringerung der Gefahr einer
Verbreitung von biologischen Waffen in der Region geleistet wird. Hierfiir wiirde durch das Projekt dazu beigetragen,
sicherzustellen, dass die Rechts- und Regelungsrahmen der Regierungen geeignet sind, den raschen Fortschritten in der
Biowissenschaft Rechnung zu tragen, und dass sie die geltenden internationalen Standards erfiillen.

Da bei der umfassenden Uberpriifung 2022 eindeutig festgestellt wurde, dass das MaR und der Umfang der
Schutzmafinahmen und der Maffnahmen zur buchmifligen Erfassung in der Region nach wie vor gering sind, sind
zusidtzliche Anstrengungen erforderlich, um in der Region die Biosicherheit weiter zu erhohen. Insbesondere durch den
Finanzbeitrag der Europdischen Union konnten bedeutende Fortschritte erzielt werden, es bleibt jedoch noch viel zu tun.
Die neue Programmphase wiirde dazu beitragen, auf den zahlreichen bereits erzielten Ergebnissen aufzubauen, weitere
Lander in der Region einzubeziehen und die nachhaltige Wirkung der bereits getitigten bedeutenden finanziellen und
technischen Investitionen zu gewahrleisten.
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3. Projektbeschreibung

3.1. Beschreibung

Im Rahmen des Projekts werden nationale Behorden, Vertreter der Privatwirtschaft und der Zivilgesellschaft sowie
internationale Experten aus bis zu elf lateinamerikanischen Staaten zusammenkommen, um zu priifen, welche Schritte
unternommen werden konnen, um die Fihigkeiten auf dem Gebiet der biologischen Sicherheit in der Region zu stirken.
Mit dem Projekt sollen die bisherigen Erfahrungen des Sekretariats mit der Arbeit an diesen Fragen auf dem
amerikanischen Kontinent sowie sein gut etabliertes Netz von Kontakten und Partnern (einschliefSlich der Fachleute, die an
dem Projekt zur Biosicherheit, das von 2019-2024 durchgefiihrt wurde, beteiligt waren) wirksam genutzt werden.

Bei dem Projekt wird ein zweigleisiger Ansatz verfolgt, in den sowohl die nationalen als auch die subregionalen
Mafnahmen einbezogen werden. Im Mittelpunkt der Anstrengungen auf nationaler Ebene wird die Zusammenarbeit mit
einzelnen OAS-Mitgliedstaaten stehen, mit dem Ziel, die nationalen Kapazititen zu verbessern, Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften auszuarbeiten und lianderspezifische Aktionsplane zur Stiarkung der operativen Fihigkeiten aufzustellen. Auf
regionaler Ebene werden sich die Mafnahmen zum Kapazititsaufbau auf die Forderung des Austauschs von Informationen
und bewdahrten Verfahren sowie auf die Festlegung der strukturellen, inhaltlichen und funktionalen Parameter nach einem
regionalen Ansatz konzentrieren.

Dariiber hinaus soll mit dem Projekt als Teil des regionalen Ansatzes ein ,Peer-Review“-Prozess flankiert werden, der in den
jiingsten Jahren entwickelt wurde und in dessen Rahmen sich die Staaten auf eine freiwillige Zusammenarbeit verstindigen,
um ihre Stirken und Schwichen bei der Umsetzung der Verpflichtungen aus der Resolution 1540 (2004) gegenseitig zu
bewerten und wirksame Verfahren und Bereiche fiir eine fortgesetzte bilaterale Zusammenarbeit zu ermitteln. Nach den in
der Region erfolgreich durchgefithrten drei Peer-Review-Verfahren im Rahmen der Resolution 1540 (2004) zwischen Chile
und Kolumbien (2017), der Dominikanischen Republik und Panama (2019) und zwischen Paraguay und Uruguay (2019),
dem Folge-Verfahren zwischen der Dominikanischen Republik und Panama (2022) und den im Jahr 2023 vorgesehenen
Verfahren zwischen Mexiko, Brasilien und Chile (September/Oktober 2023) sowie zwischen Uruguay und Chile
(Oktober 2023) soll im Rahmen des Projekts angestrebt werden, zusitzliche Peer-Review-Verfahren mit diesen Staaten
einzuleiten. Bei einigen dieser zusitzlichen Peer-Review-Verfahren wiirde bei Lindern, die bisher noch nicht an einem
solchen Verfahren teilgenommen haben, ein besonderer Schwerpunkt (z. B. strategische Handelskontrolle und/oder
Ausrichtung auf biologische Gefahren) gesetzt.

Schlieflich soll das Projekt dazu dienen, die kontinuierliche Zusammenarbeit zwischen den Lindern zu férdern und zu
verbessern und bewihrte Verfahren sowie die Praxis der Veroffentlichung technischer Unterlagen (zusitzlich zu den von
den Staaten vorgelegten Abschlussberichten) zu fordern, um die bei den Peer-Review-Verfahren erzielten Fortschritte zu
erfassen.

3.2.  Methodik

3.2.1. Organisationsstruktur

Das Projekt wird vom Interamerikanischen Ausschuss zur Bekdmpfung des Terrorismus der Organisation Amerikanischer
Staaten (OAS/CICTE) in Abstimmung mit den unterstiitzten OAS-Mitgliedstaaten durchgefithrt. Das OAS/CICTE-
Managementteam fur dieses Projekt wird aus drei Mitarbeitern und einem Verwaltungs-/Finanzunterstiitzungsassistenten
am Sitz der OAS in Washington (DC) bestehen und in Abstimmung mit externen Mitarbeitern, die je nach den
durchzufihrenden speziellen Tatigkeiten unter Vertrag genommen werden, unter der allgemeinen Aufsicht und Leitung
des Exekutivsekretirs des CICTE titig sein.

Wie bereits erwdhnt wird dem externen Vertragspersonal auch ein Rechtssachverstindiger sowie ein technischer Spezialist
fur Kapazititsaufbau angehoren. Fiir hochspezialisierte Schulungen und Aufgaben kann die OAS auch Vertrige iiber
kurzfristige Unterstiitzung (durch Experten, Ausbilder und Forscher) von Expertenlisten anderer technischer Partnerorgani-
sationen — einschlieBlich BWU-ISU, UNODA, WOAH und Europaische Union — schlieRen.

Das OAS/CICTE-Programm-Managementteam wird sich direkt mit den nationalen Behorden der Mitgliedstaaten, die bereits
zuvor Unterstiitzung im Rahmen der Resolution 1540 (2004) beantragt haben, abstimmen. In mehreren Fillen kann die
OAS bestehende Kooperationsvereinbarungen nutzen, um die Mitgliedstaaten in denjenigen Bereichen der Umsetzung der
Resolution 1540 (2004) zu unterstiitzen, die die Grundlage fiir die technische Unterstiitzung bilden werden.

3.2.2. Technischer Ansatz

Ersuchen um gesetzgeberische und technische Unterstiitzung erfordern eine erste Bewertung und die Analyse der geltenden
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die von einem Rechtsspezialisten in Abstimmung mit dem Projektmanagementteam
und den zustindigen Behodrden in den begiinstigten Lindern im Wege von Missionen zur gesetzgeberischen und
technischen Unterstiitzung durchgefiihrt wird, um spezifische Liicken und Linderpriorititen zu ermitteln. Die im Zuge des
vorhergehenden Projekts zur Biosicherheit erzielten Ergebnisse und gewonnenen Erkenntnisse werden als Grundlage fiir
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kiinftige Schulungen dienen. Das regionale Netzwerk, das aus dem Kreis der Teilnehmer an den im Prasenzmodus
durchgefiihrten Kursen und an den offenen Online-Kursen (MOOC) geschaffen wurde, wird auch genutzt, um aktuelle
technische Informationen iiber Biosicherheit zu verbreiten, mit dem Ziel, ein Diskussionsforum fiir diese Themen zu
schaffen und die regionale Zusammenarbeit zu verbessern.

Die Titigkeiten zur Forderung und Verbesserung der Zusammenarbeit auf nationaler Ebene wiirden Folgendes
umfassen:

— Analyse der bestehenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften in den begiinstigten Lindern zur Ermittlung spezifischer
Liicken,

— Aufstellung und Verabschiedung von Kontrolllisten fiir biologische Agenzien und Toxine (auf der Grundlage eines
Kriteriums fur biologische Sicherheit je nach der Risikoeinstufung fiir Pathogene) sowie von Ausfuhrkontrolllisten,

— Ausarbeitung und Annahme eines nationalen Notfallplans fiir die Reaktion auf biologische Bedrohungen,

— Ausarbeitung nationaler Leitlinien fir den Schutz biologischer Agenzien vor versehentlicher oder vorsitzlicher
Freisetzung, einschlieBlich geeigneter wirksamer Mafinahmen zur buchmifigen Erfassung und Sicherung solcher
Agenzien bei Herstellung, Verwendung, Lagerung oder Transport sowie zu ihrem physische Schutz,

— Ausarbeitung von Leitlinien zur Erfassung, Zusammenstellung und Ubermittlung der von der BWU-ISU angeforderten
Informationen zu vertrauensbildenden Mafinahmen.

Die Tatigkeiten zur Forderung und Verbesserung der Zusammenarbeit auf regionaler Ebene wiirden Folgendes
umfassen:

— Entwicklung von Folgemafinahmen zum Kapazititsaufbau und zu Kooperationstitigkeiten fiir Linder in der Region, die
an Peer-Review-Verfahren im Zusammenhang mit der Umsetzung der Resolution 1540 (2004) teilgenommen haben,

— Einfithrung zusitzlicher Peer-Review-Verfahren mit einem besonderen Schwerpunkt auf den Verpflichtungen gemif§
der Resolution 1540 (2004) im Zusammenhang mit biologischen Waffen,

— Ausbau des regionalen Netzwerks von Fachkriften, die sich mit Fragen der Biosicherheit befassen mochten,

— Ausarbeitung und Verdffentlichung technischer Unterlagen iiber Mafnahmen im Zusammenhang mit Peer-Review-
Verfahren.

Der OAS/CICTE fithrt in jedem der begiinstigten Linder Schulungskurse zum Thema Biosicherheit durch, um die
technische und gesetzgeberische Hilfe und die Mafinahmen zur regionalen Zusammenarbeit, die in diesem Projekt
vorgesehen sind, zu unterstiitzen. Die Schulungskurse werden auf fritheren Mafnahmen aufbauen, von internationalen
Experten durchgefithrt und vom OAS/CICTE-Managementteam koordiniert. Die Kurse dienen auch dem Kapazititsaufbau,
der Einsetzung einer Gruppe von Ausbildern sowie der Schaffung von Netzwerken von Fachleuten aus den verschiedenen
wissenschaftlichen Einrichtungen der begiinstigten Linder. Diese Gruppen von Experten werden in der Lage sein,
Kenntnisse, bewidhrte Laborpraktiken, Techniken und Methoden des Biorisikomanagements in Laboratorien und
Forschungseinrichtungen weiter zu verbreiten.

Der OAS/CICTE wird mit Wissenschaftlern und Forschern zusammenarbeiten, um einen bereits bestehenden Online-Kurs
fur Laborpersonal und Politiker weiterzufithren. Die Weiterfithrung dieses Kurses wird zur Verbesserung der derzeitigen
Ressourcen fiir die weitere Wissensweitergabe und Sensibilisierung fur Biosicherheit und Bioethik unter Wissenschaftlern,
Lehrern, Studierenden und Forschern in den Biowissenschaften und anderen relevanten Interessentrigern beitragen.
Dariiber hinaus wird der OAS/CICTE neue MOOC-Module oder Kurse zu den Themen verantwortungsvolle Wissenschaft,
Forschung mit Dual-Use-Potenzial, Anlass zu Besorgnis gebende Forschung mit Dual-Use-Potenzial und Aufsichtsme-
chanismen ausarbeiten.

Und schlieflich werden wiahrend der Missionen zur technischen und gesetzgeberischen Unterstiitzung und den Titigkeiten
auf regionaler und subregionaler Ebene, die im Vorschlag vorgesehen sind, Mafnahmen der Offentlichkeitsarbeit und der
Sensibilisierung fiir Biosicherheit, die Resolution 1540 (2004) und die Umsetzung des BWU unter politischen
Entscheidungstragern, Parlamentsabgeordneten und Vertretern der Wirtschaft durchgefiihrt.

3.2.3. Geschlechtsspezifische Perspektive

Der OAS/CICTE spielt im Rahmen seines Programms zur Resolution 1540 (2004) eine wichtige Rolle bei der Unterstiitzung
der Mitgliedstaaten beim Aufbau von Kapazititen zur Umsetzung der Resolution 1540 (2004) und zur Bekidmpfung der
Proliferation sowie zur Forderung der Gleichstellung der Geschlechter. Alle diese Ergebnisse tragen zur Verwirklichung der
VN-Nachhaltigkeitsziele bei und erginzen die Bemithungen der OAS-Mitgliedstaaten um die Umsetzung der einschldgigen
Instrumente auf den Gebieten globale Abriistung und Nichtverbreitungssysteme.
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Der OAS/CICTE wird bestrebt sein, die Gleichstellung der Geschlechter bei den Einstellungsverfahren zur Unterstiitzung der
begiinstigten Lander sicherzustellen und diese darin zu bestirken, Frauen in allen Phasen des Projekts an wichtigen Stellen
einzusetzen. Es werden besondere Anstrengungen unternommen, um eine geschlechtsspezifische Perspektive
aufzunehmen und Frauen in den Mittelpunkt der erorterten Themen zu stellen.

Dariiber hinaus unterstiitzt der OAS/CICTE Maflnahmen zu Diversitit, Chancengleichheit, Inklusion und Barrierefreiheit
durch eine ,Institutional Policy on Gender Equality, Diversity, and Human Rights* (Institutionelle Politik zur Gleichstellung
der Geschlechter, zu Diversitit und Menschenrechten) sowie durch einen Kommunikationsleitfaden, der darauf ausgelegt
ist, dass bei allen Mafnahmen, Programmen, Projekten und Arbeitsverfahren verschiedene Gruppen, einschlieflich
schutzbediirftiger Gruppen, beriicksichtigt werden und visuell reprisentiert sind. Jedes Projekt durchlduft ein formliches
dienststelleniibergreifendes Freigabeverfahren (,clearance process), bei dem OAS-Experten fiir dieses Thema
Riickmeldungen geben, die von den Projektdurchfithrenden zu beriicksichtigen sind.

Der OAS/CICTE verfolgt auflerdem eine institutionelle Politik gegen sexuelle Beldstigung. Bevor mit der Durchfithrung einer
Mafinahme begonnen wird, iibergibt der OAS/CICTE allen Beteiligten (einschlieflich der hochrangigen Vertreter von
Regierungsbehorden) einen Verhaltenskodex, um wihrend der gesamten Programmdurchfithrung Achtung, Wiirde und
Inklusivitit zu gewahrleisten und dazu zu ermutigen, Verhaltensweisen zu melden, die dazu fithren, dass Personen sich
unbehaglich fuhlen.

3.2.4. Externe Koordinierung

Uber die Koordinierung und Zusammenarbeit mit nationalen Behdrden in der gesamten Region hinaus wird sich die OAS
mit anderen Institutionen und Organisationen wahrend der Durchfithrung des Projekts koordinieren und mit ihnen
zusammenarbeiten. Die nachstehend aufgefithrten Einrichtungen sind moglicherweise in der Lage, Unterstiitzung zu
speziellen Aspekten zu leisten und zur Forderung der Initiative in der Region beizutragen:

— der gemif$ der Resolution 1540 (2004) eingesetzte Ausschuss des Sicherheitsrates und seine Sachverstindigengruppe,

— das Biiro der Vereinten Nationen fiir Abriistungsfragen (United Nations Office for Disarmament Affairs, UNODA),
einschlieflich der Gruppe fiir die Unterstiitzung der Durchfithrung des Ubereinkommens {iber das Verbot von
biologischen Waffen und Toxinwaffen (BWU-ISU),

— das Regionalzentrum der Vereinten Nationen fiir Frieden, Abriistung und Entwicklung in Lateinamerika und in der
Karibik (UN-LIREC),

— die Weltgesundheitsorganisation (World Health Organisation, WHO), einschlieflich der Panamerikanischen
Gesundheitsorganisation (PAHO),

— die Weltorganisation fiir Tiergesundheit (World Organization for Animal Health, WOAH),

— Organisationen der Zivilgesellschaft, Hochschulen und Organisationen des Privatsektors, deren Ziele mit den Zielen
dieses Vorschlags tibereinstimmen, darunter auch die Sandia National Laboratories, das James Martin Center for
Nonproliferation Studies — CNS (James-Martin-Zentrum fur Nichtverbreitungsstudien), das Johns Hopkins Center for
Health Security (John-Hopkins-Zentrum fiir Gesundheitssicherheit), die International Federation of Biosafety
Associations ([FBA (Internationaler Dachverband der Vereinigungen fiir Biosicherheit)) sowie weitere nationale
Verbande fiir Biosicherheit in den begiinstigten Landern.

3.3.  Projektziele und Mafnahmen

Ziel 1: Stiarkung der bestechenden nationalen normativen Rahmen fiir die biologische Sicherheit in allen im Rahmen des
Projekts begiinstigten Staaten.

Unterstiitzende Maf$nahmen

— MaRnahme 1.1: Uberpriifung der bestechenden Rechts- und Regelungsrahmen in jedem begiinstigten Staat zur
Ermittlung von Liicken und vorrangigen Bereichen, in denen Bedarf besteht.

— Mafnahme 1.2: Bei Bedarf Leistung von Unterstiitzung bei der Ausarbeitung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften
zur Umsetzung, Aktualisierung oder Erstellung von nationalen Plinen und Kontrolllisten sowie zur Aktualisierung oder
Erstellung nationaler Krisenreaktions- [Notfallplane fiir Biosicherheitsvorfille.

— Mafnahme 1.3: Durchfithrung einer technischen Bewertung in jedem begiinstigten Staat unter Beteiligung wichtiger
nationaler Interessentriger, um den im Zusammenhang mit der Umsetzung der Resolution 1540 (2004) und des BWU
bestehenden Bedarf zu bewerten und die in diesem Zusammenhang bestehenden Liicken zu ermitteln; diese Bewertung
wird in einen Bewertungsbericht einfliefen.
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Mafinahme 1.4: Ermoglichung von bedarfs- und ressourcengestiitzten Schulungen, die auf den Ergebnissen bereits
durchgefiihrter Projekte aufbauen, in einem oder beiden der folgenden Bereiche: Umsetzung der Mafnahmen zur
Biosicherheit im nationalen Plan zur Reaktion auf biologische Bedrohungen undfoder zur Prdvention solcher
Bedrohungen.

Mafnahme 1.5: Beitrag zur Ausarbeitung nationaler Leitlinien fur den Schutz biologischer Agenzien vor
versehentlicher oder vorsitzlicher Freisetzung sowie von nationalen Leitlinien fiir die buchmifige Erfassung und
Sicherung biologischer Agenzien bei Herstellung, Verwendung, Lagerung oder Transport sowie zu ihrem physische
Schutz.

Mafinahme 1.6: Entwicklung und Bereitstellung von Unterstiitzung vor Ort auf einer Online-Plattform in spanischer
Sprache, um den Staaten bei der Registrierung von Einrichtungen zu helfen, um ihnen die Zusammenstellung der im
Rahmen der vertrauensbildenden Mafnahmen notwendigen Informationen, die der BWU-ISU zu iibermitteln sind, zu
erleichtern.

Erwartete Projektergebnisse

Vorlage eines Bewertungsberichts mit Empfehlungen fiir jeden Staat und jede Stelle,

Durchfithrung mindestens einer Mission zur Unterstiitzung bei der Gesetzgebung pro Land, um bei der Ausarbeitung
von Kontrolllisten und/oder den nationalen Plinen und/oder dem Entwurf einschldgiger Rechts-/Verwaltungsvor-
schriften Hilfe zu leisten,

Erstellung eines Verzeichnisses von Pathogenen gemifs einer Risikoeinstufung und/oder Ausarbeitung von Ausfuhrkon-
trolllisten gemifS den Bediirfnissen des Staates,

Ausarbeitung nationaler Pline durch die Staaten unter Beriicksichtigung der bestehenden Liicken und der Priorititen,

Ausarbeitung von Leitlinien mit Mafinahmen zur buchmifigen Erfassung und Sicherung biologischer Agenzien bei
Herstellung, Nutzung, Lagerung oder Transport sowie zum physischen Schutz solcher Agenzien,

Schaffung von Online-Plattformen fiir Netzwerke zur Erleichterung des Kapazititsaufbaus auf dem Gebiet der
Biosicherheit.

Ziel 2: Forderung der Einhaltung internationaler Regelungen durch Unterstiitzung der Zusammenarbeit zwischen
begiinstigten Staaten und Unterstiitzung bei den im Zusammenhang mit den einschligigen Ubereinkommen iiber
biologische Waffen zu tibermittelnden Meldungen und Berichten.

Unterstiitzende Maf$nahmen

Mafnahme 2.1: Erméglichung von bis zu drei Peer-Review-Verfahren mit besonderem Schwerpunkt unter anderem auf
Durchfithrungsmafinahmen auf dem Gebiet der Biosicherheit, strategischen Handelskontrollen, dem Transport
biologischer Agenzien.

Mafnahme 2.2: Durchfithrung von drei regionalen Workshops zu Peer-Review-Verfahren im Zusammenhang mit der
Durchfithrung der Resolution 1540 (2004).

Maflnahme 2.3: Ausarbeitung und Veroffentlichung technischer Unterlagen iiber Mafinahmen im Zusammenhang mit
,Peer Review“-Verfahren.

Mafinahme 2.4: Konzipierung und Ausarbeitung eines Schulungsmoduls unter Nutzung einer vor Kurzem entwickelten
Plattform fiir offene Online-Kurse (MOOC-Plattform), um den nationalen Behorden Orientierungshilfen in der Frage zu
bieten, wie die fiir die vertrauensbildenden Maflnahmen relevanten Informationen zu erheben und zusammenzustellen
und der BWU-ISU zu iibermitteln sind (zur Ergdnzung der in dem 2015 von der BWU-ISU veréffentlichten Leitfaden
fir die Teilnahme an vertrauensbildenden Mafinahmen enthaltenen Informationen).

Mafdnahme 2.5: Konzipierung einer regionalen/subregionalen Mafinahme zur Sensibilisierung fiir die Bedeutung und
den potenziellen Nutzen der Ubermittlung vertrauensbildender Malnahmen an die BWU-ISU.

Mafinahme 2.6: Veranstaltung einer regionalen Konferenz zur Biosicherheit, unter anderem mit dem Ziel, die
Koordinierung wichtiger nationaler Einrichtungen zu verbessern und den Informationsaustausch mit dem
Hochschulsektor, Nichtregierungsorganisationen und anderen relevanten Interessentrigern voranzubringen.

Mafinahme 2.7: Veranstaltung einer regionalen Konferenz zum Stand der Umsetzung der Resolution 1540 (2004) auf
dem amerikanischen Kontinent, um fiir die Einhaltung der einschlidgigen Regelungen zu sensibilisieren.

Erwartete Projektergebnisse

Verstirkte Sensibilisierung fiir die Einhaltung der internationalen Verpflichtungen gemaf$ der Resolution 1540 (2004)
und dem BWU im offentlichen und im privaten Sektor der begiinstigten Staaten,

Erméglichung von ,Peer Review“-Verfahren fiir sechs begiinstigte Lander,
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— Verbesserung der Koordinierung und der Zusammenarbeit zwischen den Einrichtungen der begiinstigten Staaten im
Hinblick auf die Verfahren im Bereich der Biosicherheit,

— Verschdrfung der Sicherungsmafinahmen fur Material, das mit biologischen Waffen in Zusammenhang steht, in
Freihandelszonen,

— verstirkte Sensibilisierung fiir die Einhaltung der internationalen Verpflichtungen gemidf dem BWU durch
Ubermittlung der relevanten Meldungen und Berichte sowie durch Teilnahme von Politikern an der Konferenz der
Vertragsstaaten und an anderen internationalen Foren entsprechend dem Bedarf.

Ziel 3: Ausarbeitung von Schulungsmaffnahmen zum Thema Biosicherheit in den begiinstigten Staaten.

Unterstiitzende Maf$nahmen

— Mafnahme 3.1: Organisation und Durchfithrung von bis zu acht Schulungsmafnahmen zum Thema Biosicherheit im
jeweiligen Land unter Befolgung des Ansatzes ,Ausbildung der Ausbilder”. Bei den Schulungen zur Biosicherheit
werden neben anderen Themen Sicherungsmaffnahmen fiir Pathogene mit hohem Gefahrenpotenzial und die
entsprechenden synthetischen biologischen Stoffe und die zugehorige Biowissenschaftsinfrastruktur behandelt. In den
Schulungskursen zur Biosicherheit wird der Aspekt des Risikomanagements ausfiihrlich behandelt, ferner werden die
Kurse die Forderung einer Biosicherheitskultur zum Thema haben. Themen wie Forschung mit Dual-Use-Potenzial,
Anlass zu Besorgnis gebende Forschung mit Dual-Use-Potenzial und die Einrichtung von Aufsichtsmechanismen
werden ebenfalls beriicksichtigt.

— Mafnahme 3.2: Einrichtung eines Netzwerks von Ausbildern fiir Biosicherheit in jedem begiinstigten Land und in
weiteren begiinstigten Staaten.

— Mafnahme 3.3: Konzipierung und Ausarbeitung eines Schulungsmoduls, basierend auf der bereits entwickelten
MOOC-Plattform, mit dem Ziel, fiir Forschung mit Dual-Use-Potenzial, fir Anlass zu Besorgnis gebende Forschung mit
Dual-Use-Potenzial, fiir Ethik und Biowissenschaften, Verhaltenskodizes und mogliche Aufsichtsmechanismen zu
sensibilisieren, um das Risiko des moglichen Missbrauchs von Material, Ausriistungen und Informationen,
einschlieflich implizitem Wissen, wihrend des Forschungsprozesses zu verringern.

— Mafnahme 3.4: Organisation und Durchfithrung einer Planiibung, der ein Szenario zugrunde liegt, das Mainahmen zur
Erhohung der Biosicherheit oder die Durchfithrung von Mafinahmen zum Schutz vor biologischen Gefahren
erforderlich macht (die Ubung kann am Rande der Kurse zur Biosicherheit durchgefithrt werden). Wihrend dieser
Ubung werden Themen im Zusammenhang mit internationalen Normen, Produktketten, der Absonderung von
gefihrlichen Stoffen und dem Transportrisiko-Management erortert.

Erwartete Projektergebnisse

— Einrichtung eines Netzes von Ausbildern und Fachleuten auf dem Gebiet der Biosicherheit in jedem Land,
— Einfithrung von offenen Online-Kursen und Durchfithrung von acht Kursen,

— Schulung von Wissenschaftlern in mit Biosicherheit befassten Stellen in den begiinstigten Staaten,

— Propagierung der IFBA-Zertifizierung (IFBA - International Federation of Biosafety Associations (Internationaler
Dachverband der Vereinigungen fuir Biosicherheit)) bei den Teilnehmern an den Ausbildungsmafnahmen und
Griindung von Vereinigungen fiir Biosicherheit/Mikrobiologie.

Ziel 4: Konsolidierung einer regionalen Gemeinschaft oder eines regionalen Netzwerks von Interessenstrigern, indem in
jedem begiinstigten Land die aktive Mitwirkung von Vertretern des privaten und des offentlichen Sektors in den
einschldgigen mit Biosicherheit befassten internationalen Foren gefordert wird.

Unterstiitzende Maf$nahmen

— Mafnahme 4.1: Im Rahmen dieses Projektes wird angestrebt, das kiirzlich geschaffene Netzwerk von Fachleuten im
Bereich Biowissenschaften zu erweitern. Dariiber hinaus soll im Rahmen des Projektes die Interaktion zwischen diesen
Fachleuten durch Online-Seminare, in denen verschiedene Themen im Zusammenhang mit ihrem Fachgebiet erértert
werden, gefordert und ein Raum zum Austausch von Erfahrungen und Erkenntnissen geschaffen werden.

— Mafnahme 4.2: Forderung der Teilnahme von Fachleuten, hochrangigen Beamten und Technikern an internationalen,
regionalen und sonstigen Foren, Veranstaltungen, Nebenveranstaltungen und Tagungen zum Thema Biosicherheit, die
eine Erweiterung des Kenntnisstands und eine aktive Teilnahme ermdglichen.
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Erwartete Projektergebnisse
— Schaffung eines Netzwerks von Ausbildern und Fachleuten auf dem Gebiet der Biosicherheit in der Region,

— Verstarkte Sensibilisierung der hochrangigen Behorden und ihrer technischen Mitarbeiter, die mit der Ausarbeitung von
Regulierungsmafinahmen zur wirksamen Umsetzung der Resolution 1540 (2004) und des BWU befasst sind.

4. Begiinstigte

Bei den direkt Begiinstigten in den Empfingerlindern handelt es sich um fiir die Gewihrleistung der Biosicherheit
zustdndige nationale Einrichtungen und Behorden in elf lateinamerikanischen Lindern (Argentinien, Chile, Costa Rica,
Dominikanische Republik, Ecuador, Kolumbien, Mexiko, Panama, Paraguay, Peru und Uruguay).

5. Offentlichkeitswirkung der Europiischen Union

Der OAS/CICTE wird dafiir sorgen, dass bei allen Projektmaflnahmen die finanzielle Unterstiitzung durch die Européische
Union auf vielfiltige Art und Weise kenntlich gemacht wird. In Pressemitteilungen, sozialen Medien und Interviews in den
neuen Medien fiir Veranstaltungen mit hoher Offentlichkeitswirkung wird die Unterstiitzung durch die EU hervorgehoben.
Samtliche den begiinstigten Landern gestiftete Ausriistungen, gedruckte Materialien oder Computersoftware werden als von
der Union finanziert gekennzeichnet. Das an den Projekten beteiligte Personal wird das EU-Logo und/oder die EU-Fahne auf
samtlichen Kopfbedeckungen, Schutzanziigen oder Arbeitsuniformen als deutliches Markenzeichen tragen. Die
Unterstiitzung durch die Union wird auf den OAS-Webseiten und in Veroffentlichungen der OAS mit Bezug zu dem
Projekt und den geforderten Programmen deutlich 6ffentlich sichtbar gemacht.

6. Dauer

Fiir die Durchfithrung des Projekts ist ein Zeitrahmen von 36 Monaten vorgesehen.

7. Allgemeiner Aufbau

Die technische Durchfihrung des Projekts wird durch den OAS/CICTE im Rahmen seines fir die Umsetzung der
Resolution 1540 (2004) eingerichteten Programms erfolgen.

8. Partner

Der OAS[CICTE wird das Projekt in Partnerschaft mit den nationalen Behorden in den begiinstigten Staaten und in
Zusammenarbeit mit strategischen Partnern durchfithren.

9. Berichterstattung

Fiir eine angemessene und rasche Uberwachung und Bewertung werden jahrlich Berichte iiber die erzielten Fortschritte und
den Finanzstatus vorgelegt, und der OAS/CICTE wird eng mit dem Geber Kontakt halten.
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BESCHLUSS (GASP) 2024/656 DES RATES
vom 19. Februar 2024

fir einen Beschluss des Rates iiber die Unterstiitzung der Union fiir die Titigkeiten der
Internationalen Atomenergie-Organisation im Bereich der nuklearen Sicherung

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Europiische Union, insbesondere auf Artikel 28 Absatz 1 und Artikel 31 Absatz 1,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union fiir Auffen- und Sicherheitspolitik,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)

()

()

Der Europdische Rat hat am 12. Dezember 2003 die Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen (im Folgenden ,Strategie”) angenommen.

Die Union setzt die Strategie zielstrebig um und fithrt die in ihrem Kapitel Il aufgefiihrten Mafnahmen durch, indem
sie insbesondere finanzielle Unterstiitzung fiir spezifische Projekte multilateraler Einrichtungen wie etwa der
Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEO) bereitstellt.

Im Rahmen der Durchfithrung der Strategie hat der Rat vier Gemeinsame Aktionen und vier Beschliisse iiber die
Unterstitzung  fir  die  Tatigkeiten  der IAEO  angenommen, ndmlich die = Gemeinsamen
Aktionen  2004/495/GASP ('), 2005/574/GASP (), 2006/418/GASP (), 2008/314/GASP () sowie die
Beschliisse 2010/585/GASP (°), 2013/517|GASP (%), (GASP) 2016/2383 (), verlingert durch den Beschluss
(GASP) 2020/755 (%), und (GASP) 2020/1656 (°), verlingert durch den Beschluss (GASP) 2022/1852 (*%). Diese
Unterstiitzung durch die Union sollte fortgesetzt werden.

Gemeinsame Aktion 2004/495/GASP des Rates vom 17. Mai 2004 zur Unterstiitzung von Aktivititen im Rahmen des Fonds fiir
nukleare Sicherheit der IAEO iiber die Durchfithrung von Mafinahmen im Rahmen der Strategie der EU gegen die Verbreitung von
Massenvernichtungswaffen (ABL L 182 vom 19.5.2004, S. 46).

Gemeinsame Aktion 2005/574/GASP des Rates vom 18. Juli 2005 zur Unterstiitzung der Tatigkeiten der IAEO in den Bereichen
nukleare Sicherheit und Verifikation im Rahmen der Umsetzung der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen (ABL. L 193 vom 23.7.2005, S. 44).

Gemeinsame Aktion 2006/418/GASP des Rates vom 12. Juni 2006 zur Unterstiitzung der Tatigkeiten der IAEO in den Bereichen
nukleare Sicherheit und Verifikation im Rahmen der Umsetzung der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen (ABL L 165 vom 17.6.2006, S. 20).

Gemeinsame Aktion 2008/314/GASP des Rates vom 14. April 2008 zur Unterstiitzung der Tatigkeiten der IAEO in den Bereichen
nukleare Sicherheit und Verifikation im Rahmen der Umsetzung der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen (ABL. L 107 vom 17.4.2008, S. 62).

Beschluss 2010/585/GASP des Rates vom 27. September 2010 zur Unterstiitzung der Tatigkeiten der IAEO in den Bereichen nukleare
Sicherheit und Verifikation im Rahmen der Umsetzung der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen
(AbL. L 259 vom 1.10.2010, S. 10).

Beschluss 2013/517/GASP des Rates vom 21. Oktober 2013 iiber die Unterstiitzung der Union fiir die Tatigkeiten der Internationalen
Atomenergie-Organisation in den Bereichen nukleare Sicherung und Verifikation im Rahmen der Umsetzung der Strategie der EU
gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (ABL. L 281 vom 23.10.2013, S. 6).

Beschluss (GASP) 2016/2383 des Rates vom 21. Dezember 2016 iiber die Unterstiitzung der Union fiir die Titigkeiten der
Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEO) im Bereich der nuklearen Sicherung im Rahmen der Umsetzung der Strategie der
EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (ABL L 352 vom 23.12.2016, S. 74).

Beschluss (GASP) 2020/755 des Rates vom 8. Juni 2020 zur Anderung des Beschlusses (GASP) 2016/2383 iiber die Unterstiitzung der
Union fiir die Tatigkeiten der Internationalen Atomenergie-Organisation im Bereich der nuklearen Sicherung im Rahmen der
Umsetzung der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (ABL L 1791 vom 9.6.2020, S. 2).

Beschluss (GASP) 2020/1656 GASP des Rates vom 6. November 2020 iiber die Unterstiitzung der Union fiir die Titigkeiten der
Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEO) im Bereich der nukleare Sicherung im Rahmen der Umsetzung der Strategie der EU
gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (ABL L 3721 vom 9.11.2020, S. 4).

Beschluss (GASP) 2022/1852 des Rates vom 4. Oktober 2022 zur Anderung des Beschlusses (GASP) 2020/1656 iiber die
Unterstiitzung der Union fir die Titigkeiten der Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEO) im Bereich der nuklearen
Sicherung im Rahmen der Umsetzung der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (ABL L 257 vom
5.10.2022, S. 10).
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(4) In dem Strategischen Kompass fiir Sicherheit und Verteidigung von 2022 wird darauf verwiesen , dass die
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihren Trigersystemen, die Erweiterung der Kernwaffenarsenale, die
Entwicklung neuer Waffensysteme und die von einigen Lindern ausgesprochenen nuklearen Drohungen eine
anhaltende Bedrohung darstellen; ferner wird darin das Ziel der Union zum Ausdruck gebracht, konkrete
Mafinahmen zur Unterstiitzung der Ziele der Abriistung, Nichtverbreitung und Riistungskontrolle zu verstirken.

(5)  Mit der technischen Durchfithrung dieses Beschlusses sollte die IAEO beauftragt werden. Die von der Union
unterstiitzte Mafinahme wird durch einen auferbudgetiren Beitrag zur IAEO finanziert —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Im Hinblick auf die Umsetzung der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, der
Globalen Strategie fiir die Aufen- und Sicherheitspolitik der Européischen Union und des Strategischen Kompass fiir
Sicherheit und Verteidigung unterstiitzt die Union weiterhin die Tétigkeiten der IAEO durch eine operative Mafinahme.

(2)  Die uiibergeordneten Ziele der in Absatz 1 genannten Maffnahme sind die Folgenden:

a) die Forderung der Einhaltung der relevanten rechtsverbindlichen und nicht rechtsverbindlichen internationalen
Ubereinkiinften zur Verbesserung der nuklearen Sicherung weltweit,

b) die Unterstiitzung von Staaten bei der Schaffung, Aufrechterhaltung und Gewiéhrleistung der langfristigen Tragfahigkeit
von nationalen Systemen zur nuklearen Sicherung von Kernmaterial und anderem radioaktive Material, auch wahrend
des Transports, und den zugehorigen, fur friedliche Zwecke verwendeten Anlagen,

¢) die Unterstiitzung der IAEO bei der Wahrnehmung einer zentralen Rolle bei der Erleichterung und Intensivierung der
internationalen Zusammenarbeit und bei der Verbesserung der 6ffentlichen Wahrnehmung und des Bewusstseins fiir
die Problematik durch Kommunikation zum Thema nukleare Sicherung.

(3)  Die Einzelziele der Maflnahme gemifd Absatz 1 sind die Folgenden:
a) Bereitstellung von Unterstiitzung im Bereich der nuklearen Sicherung fiir die Ukraine,

b) Stirkung der Beteiligung von Frauen an Laufbahnen im Bereich der nuklearen Sicherung, insbesondere Starkung des
Marie-Sklodowska-Curie-Stipendienprogramms,

¢) Aufbau von Kapazititen zur Verbesserung der nuklearen Sicherung in IAEO-Mitgliedstaaten.

(4)  Eine ausfiihrliche Beschreibung der Mainahme nach Absatz 1 ist im Anhang enthalten.

Artikel 2

(1)  Fir die Durchfihrung dieses Beschlusses ist der Hohe Vertreter der Union fiir Auffen- und Sicherheitspolitik (im
Folgenden ,Hoher Vertreter) zustindig.

(2)  Die technische Durchfithrung der in Artikel 1 genannten Mafsnahme erfolgt durch die IAEO.

(3)  Die IAEO nimmt die Aufgabe nach Absatz 2 unter der Verantwortung des Hohen Vertreters wahr. Hierfiir trifft der
Hohe Vertreter die notwendigen Vereinbarungen mit der IAEO.

Artikel 3

(1)  Der als finanzieller Bezugsrahmen fiir die Durchfithrung der in Artikel 1 genannten Maffnahme dienende Betrag
belduft sich auf 7 200 000 EUR.

(2)  Die aus dem Bezugsrahmen nach Absatz 1 finanzierten Ausgaben werden gemif den fiir den Gesamthaushaltsplan
der Union geltenden Vorschriften und Verfahren verwaltet.
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(3)  Die Kommission beaufsichtigt die ordnungsgemafle Verwaltung der Ausgaben, die aus dem in Absatz 1 genannten
Bezugsrahmen finanziert werden. Hierzu schliet sie eine Beitragsvereinbarung mit der IAEO. In dieser Beitragsver-
einbarung wird festgehalten, dass die IAEO zu gewdhrleisten hat, dass dem Beitrag der Union die seinem Umfang
angemessene Offentliche Beachtung zuteilwird.

(4)  Die Kommission ist bestrebt, die in Absatz 3 genannte Beitragsvereinbarung so bald wie moglich nach Inkrafttreten

dieses Beschlusses zu schlielen. Sie unterrichtet den Rat tiber etwaige dabei auftretende Schwierigkeiten und teilt ihm den
Zeitpunkt mit, zu dem die Vereinbarung geschlossen wird.

Artikel 4

(1)  Der Hohe Vertreter unterrichtet den Rat auf Grundlage regelmifiger Berichte, die von der IAEO erstellt werden, iber
die Durchfithrung dieses Beschlusses. Die Berichte bilden die Grundlage fiir die Bewertung durch den Rat.

(2)  Die Kommission stellt Informationen iber die finanziellen Aspekte der Durchfithrung der in Artikel 1 genannten
Mafinahme zur Verfiigung.

Artikel 5
(1)  Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.
(2)  Die Geltungsdauer dieses Beschlusses endet 36 Monate nach Abschluss der in Artikel 3 Absatz 3 genannten

Vereinbarung. Seine Geltungsdauer endet jedoch sechs Monate nach dem Tag seinem Inkrafttreten, falls innerhalb jenes
Zeitraums keine Vereinbarung geschlossen worden ist.

Geschehen zu Briissel am 19. Februar 2024.

Im Namen des Rates
Der Priisident
J. BORRELL FONTELLES
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ANHANG

PROJEKTDOKUMENT

UBER DIE UNTERSTUTZUNG DER EU FUR DIE TATIGKEITEN DER INTERNATIONALEN ATOMENERGIE-
ORGANISATION (IAEO) IM BEREICH DER NUKLEAREN SICHERUNG IM RAHMEN DER UMSETZUNG DER STRATEGIE
DER EU GEGEN DIE VERBREITUNG VON MASSENVERNICHTUNGSWAFFEN

ZYKLUS IX (2024-2027)

1. EINLEITUNG

Die Internationale Atomenergie-Organisation (im Folgenden ,JAEO®) und die Europdische Kommission (im Folgenden
Vergabebehorde®) arbeiten unter dem am 29. April 2003 unterzeichneten Rahmenabkommen iiber die
Zusammenarbeit im Finanz- und Verwaltungsbereich zwischen der Europiischen Gemeinschaft und den Vereinten
Nationen in der am 31. Dezember 2018 zwischen der Europiischen Kommission und der Organisation angepassten
Fassung zusammen; diesem Rahmenabkommen ist die IAEO am 17. September 2004 beigetreten.

Die EU betont regelmifig, dass die nukleare Sicherung weiterhin weltweit gestirkt werden muss, um Nuklearter-
rorismus zu verhindern und die Weiterentwicklung der friedlichen Nutzung der Nukleartechnologie zu erleichtern;
ferner erkennt sie die zentrale Rolle an, die der IAEO dabei zukommt, den Rahmen fiir die nukleare Sicherung weltweit
zu stirken, indem sie die internationale Zusammenarbeit bei Titigkeiten im Bereich der nuklearen Sicherung
koordiniert und Mitgliedstaaten technische Unterstiitzung bietet.

Die EU hat die Tatigkeiten der IAEO im Bereich der nuklearen Sicherung seit 2004 durch acht aufeinanderfolgende
Beitragszyklen finanziell unterstiitzt. Die IAEO fiihrt Projekte durch, mit denen sie auf den bei ihren Mitgliedstaaten
bestehenden Entwicklungsbedarf in Bereichen eingeht, die in den Anwendungsbereich des aufenpolitischen
Instruments (Foreign Policy Instrument — FPI) der Vergabebehorde fallen.

Die vorgeschlagenen Komponenten der Mafnahme beruhen auf dem Aktionsplan der IAEO zur Nuklearen Sicherung
2022-2025, der vom IAEO-Gouverneursrat am 14. September 2021 gebilligt und von der Generalkonferenz der IAEO
am 15. September 2021 zur Kenntnis genommen wurde (GC(65)/24).

In den Resolutionen der Generalkonferenz haben die Mitgliedstaaten bekriftigt, dass die Verantwortung fiir die nukleare
Sicherung in einem Staat ausschlieflich bei dem Staat selbst liegt, und dass sie sich der Verantwortung eines jeden
Mitgliedstaats dafiir bewusst sind, im Einklang mit seinen jeweiligen nationalen und internationalen Verpflichtungen zu
jeder Zeit die wirksame und umfassende nukleare Sicherung allen Kernmaterials und allen anderen radioaktiven
Materials zu gewéhrleisten.

Die vorgeschlagene Mafnahme wird auch im Einklang mit dem Programm 3.5 des Arbeitsprogramms und des
Haushalts der IAEO festgelegt.

Die Mafinahmen gemifl dem vorliegenden Projektdokument werden mit anderen freiwilligen Beitrdgen zum Fonds fiir
nukleare Sicherung der JAEO und zu den reguldren Haushaltsmitteln der IAEO abgestimmt und durch diese anderen
Beitrdge erginzt; die Mafnahmen werden als eine von mehreren Gebern finanzierte Maffnahme durchgefiihrt.

2. UBERGEORDNETES ZIEL

Im Rahmen der Umsetzung der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen wird mit der
vorliegenden Mafinahme der EU das iibergeordnete Ziel verfolgt, die Tatigkeiten der Internationalen Atomenergie-
Organisation (IAEO) im Bereich der nuklearen Sicherung wie nachstehend beschrieben zu unterstiitzen:

— Forderung des Beitritts zu den relevanten rechtsverbindlichen und nicht rechtsverbindlichen internationalen
Ubereinkiinften zur Verbesserung der nuklearen Sicherung weltweit;

— Unterstiitzung von Staaten bei der Schaffung, Aufrechterhaltung und Gewahrleistung der langfristigen Tragfahigkeit
nationaler Systeme der nuklearen Sicherung von Kernmaterial und anderem radioaktiven Material, auch wihrend
des Transports, und der fiir friedliche Zwecke genutzten zugehorigen Anlagen;

— Unterstiitzung der IAEO bei der Wahrnehmung der zentralen Rolle bei der Erleichterung und Intensivierung der
internationalen Zusammenarbeit und bei der Verbesserung der offentlichen Wahrnehmung und des Bewusstseins
fur die Problematik durch Kommunikation zum Thema nukleare Sicherung.
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3. EINZELZIELE

Zur Verwirklichung des iibergeordneten Ziels ist die Mafnahme auf folgende Einzelziele ausgerichtet:

EINZELZIEL 1 Unterstiitzung der Ukraine im Bereich der nuklearen Sicherung

EINZELZIEL 2 Ausbildungsmainahmen, die dem Gleichstellungsaspekt Rechnung tragen/
Marie-Sklodowska-Curie-Stipendienprogramm

EINZELZIEL 3 Aufbau von Kapazititen zur Verbesserung der nuklearen Sicherung

4. BESCHREIBUNG DER ERGEBNISSE UND TATIGKEITEN FUR JEDES EINZELZIEL

EINZELZIEL 1 — BEREITSTELLUNG VON UNTERSTUTZUNG IM BEREICH DER NUKLEAREN SICHERUNG FUR DIE
UKRAINE

Hintergrund

Die IAEO stellt seit Februar 2022 Unterstiitzung bereit, um der Ukraine dabei zu helfen, den sicheren Betrieb der
kerntechnischen Anlagen und die sichere Durchfiithrung aller Tatigkeiten im Zusammenhang mit radioaktiven Quellen
zu gewihrleisten. Hierzu gehort auch, unparteiische Lagebewertungen in Bezug auf die nukleare Sicherheit, Sicherung
und Sicherungsmafinahmen vorzunehmen, technische Expertise und Beratung bereitzustellen, Ausriistung im
Zusammenhang mit der nuklearen Sicherheit und Sicherung bereitzustellen und relevante Informationen mit der
internationalen Gemeinschaft auszutauschen. Die Ereignisse, die sich auf die Fremdenergieversorgung aller
Kernkraftwerke auswirken, stellen eine besorgniserregende Entwicklung dar. Daher muss die IAEO ihre technische
Arbeit in der Ukraine mit dem Ziel weiter intensivieren und vertiefen, zu einer Stabilisierung der Lage beizutragen und
einen kerntechnischen Zwischenfall oder Unfall zu verhiiten. Dies wurde unter anderem durch die kontinuierliche
Prasenz von Mitarbeitern der IAEO an allen kerntechnischen Anlagen der Ukraine sowie durch die Festlegung von funf
konkreten Grundsitzen fiir den Schutz des Kernkraftwerks von Saporischschya erreicht.

In der Resolution GOV/2022/17 forderte der IAEO-Gouverneursrat den Generaldirektor und das Sekretariat auf, die
Lage in der Ukraine weiterhin aufmerksam zu beobachten und dabei ein besonderes Augenmerk auf die Sicherheit und
Sicherung der ukrainischen kerntechnischen Anlagen zu legen und den Gouverneursrat nach Bedarf dariiber zu
unterrichten; in der Resolution GOV/[2022/58 forderte der Gouverneursrat den Generaldirektor auf, die Lage weiterhin
aufmerksam zu beobachten und dem Gouverneursrat in dieser Angelegenheit so lange wie notig formlich Bericht zu
erstatten; und in der Resolution GOV/[2022/71 forderte der Gouverneursrat den Generaldirektor ferner auf, die Lage [in
der Ukraine] weiterhin aufmerksam zu beobachten und dem Gouverneursrat regelmiflig und so lange wie notig in
dieser Angelegenheit formlich Bericht zu erstatten.

In der Resolution GC(67)/RES/16 brachte die Generalkonferenz in Anbetracht der nach wie vor bestehenden Risiken fiir
die Durchfiihrung der Sicherheits-, Gefahrenabwehr- und Sicherungsmafnahmen am Kernkraftwerk Saporischschya
ihre uneingeschrinkte Unterstiitzung fiir die kontinuierliche und verstirkte physische Prisenz der Unterstiitzungs- und
Hilfsmission der IAEO fiir Saporischschya (IAEA Support and Assistance Mission to Zaporizhzhya — ISAMZ) zum
Ausdruck; ebenso brachte die Generalkonferenz ihre uneingeschrinkte Unterstiitzung dafur zum Ausdruck, dass die
IAEO auf Ersuchen der Ukraine hin kontinuierlich technische Unterstiitzung und Hilfe bereitstellt, durch die zum
sicheren Betrieb kerntechnischer Anlagen und zur sicheren Durchfihrung von Titigkeiten im Zusammenhang mit
radioaktiven Quellen beigetragen wird, einschlieflich der kontinuierlichen physischen Anwesenheit von technischen
Experten der IAEO in den Kernkraftwerken von Tschernobyl, Riwne, Chmelnyzkyj und im Kernkraftwerk Siid-Ukraine.

Die Entsendung von IAEO-Experten fur nukleare Sicherheit und Sicherung zu allen funf ukrainischen Kernkraftwerk-
Standorten erfolgte im Januar 2023. Die Anwesenheit dieser Experten ermoglicht es der IAEO, die internationale
Gemeinschaft mit zuverldssigen Informationen {iber die Sicherheits- und Sicherungssituation an jedem Standort zu
versorgen, wahrend unsere Experten das technische Personal der Anlagen bei der Bewiltigung der zahllosen Herausfor-
derungen unterstiitzen, mit denen es beim Betrieb kerntechnischer Anlagen in Kriegszeiten konfrontiert ist.

Die EU hat seit dem 1. November 2022 im Rahmen des Zyklus VIII der Mafnahme der EU im Bereich der nuklearen
Sicherung und im Rahmen der Durchfithrung der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen (Rubrik 7) finanzielle Hilfe fur die Ukraine im Bereich der nuklearen Sicherung bereitgestellt. Einzelziel 1
ist eine Fortsetzung dieser Maffnahme.

Teilergebnis 1: Expertenmissionen mit IAEO-Personal werden in der Ukraine durchgefiihrt, und die Lage im
Hinblick auf die nukleare Sicherung wird kontinuierlich bewertet.

Erwartete Tdtigkeiten fiir Teilergebnis 1:

— Sicherheitsschulungen zur Vorbereitung des Personals auf eine Entsendung in die Ukraine
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— TAEO-Missionen in der Ukraine

Teilergebnis 2: Die nukleare Sicherung von Kernmaterial und kerntechnischen Anlagen, in Gebrauch oder
Lagerung befindlichem radioaktivem Material sowie von zugehérigen Anlagen und der physische Schutz
werden durch die Bereitstellung von Ausriistung, einschlieflich der Instandsetzung, Stirkung und
Modernisierung bestehender Systeme zum physischen Schutz, verbessert.

Erwartete Tatigkeiten fiir Teilergebnis 2:

— Bewertung und nihere Festlegung des von den ukrainischen Partnern angemeldeten Bedarfs an Ausriistung, um eine
angemessen Beschaffung zu ermoglichen

— Beschaffung der Ausriistung

— eventuell Schulungen

Teilergebnis 3: Soweit dies je nach der Lage vor Ort méglich ist, unterstiitzt die IAEO die zustindige Behorde
der Ukraine, um die Regulierungsaufsicht iiber radioaktive Quellen, fiir die keine Regulierungsaufsicht
gegeben ist, wiederzuerlangen.

Erwartete Ttigkeiten fiir Teilergebnis 3:

— Missionen

— eventuell Beratervertrage

EINZELZIEL 2 — STARKUNG DER BETEILIGUNG VON FRAUEN AN LAUFBAHNEN IM BEREICH DER NUKLEAREN
SICHERUNG DURCH AUSBILDUNGSMABNAHMEN, DIE DEM GLEICHSTELLUNGSASPEKT RECHNUNG TRAGEN
(MARIE-SKEODOWSKA-CURIE-STIPENDIENPROGRAMM)

Hintergrund

Mit dem Marie-Sklodowska-Curie-Stipendienprogramm (MSCFP) soll dazu beigetragen werden, die Zahl der Frauen, die
im nuklearen Bereich titig sind, zu erhohen, indem eine inklusive Beschiftigungspolitik unterstiitzt wird, die bewirkt,
dass Manner und Frauen gleichermaflen zur weltweiten wissenschaftlichen und technischen Innovation beitragen und
diese vorantreiben.

Das Programm soll junge Frauen dazu motivieren und ermutigen, eine berufliche Laufbahn im Nuklearbereich
anzustreben, indem akkreditierte Universititen Stipendien fir Masterstudienginge im Nuklearbereich fiir
hochmotivierte Studentinnen anbieten und fiir diese Studentinnen die Chance besteht, ein von der IAEO gefordertes
Praktikum mit einer Dauer von bis zu zw6lf Monaten zu absolvieren.

Einzelziel 2 wird als Fortsetzung der Maffnahmen in Rubrik 6 der vorhergehenden EU-Mafinahme vorgeschlagen.

Das Ziel ist, junge Frauen dazu zu ermutigen, sich fiir ein Studium der Nuklearwissenschaft und -technologie und fiir
Nichtverbreitungsstudien zu entscheiden, indem hochmotivierten und talentierten Studentinnen Stipendien fiir
Hochschulstudienginge und die Chance auf ein IAEO-Praktikum angeboten werden. Langfristig wird dank des
Programms eine neue Generation von weiblichen Fithrungskriften in Wissenschaft, Technologie, Ingenieurwesen und
Mathematik heranwachsen, die die wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen in ihren Lindern
vorantreiben wird.

Teilergebnis 1: Im Rahmen des Programms werden Stipendien von bis zu zwei Jahren Dauer fiir Studierende
finanziert.

Erwartete Tdtigkeiten fiir Teilergebnis 1:

— Auswahl der Studierenden

— Bereitstellung von Stipendien

Teilergebnis 2: Studierende erhalten die Moglichkeit, ein von der IAEO gefordertes Praktikum von bis zu
zwolf Monaten Dauer zu absolvieren.

Erwartete Ttigkeiten fiir Teilergebnis 2:

— Ausfindigmachen von méglichen Praktikumsplatzen

— Bereitstellung von Praktika
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EINZELZIEL 3 — AUFBAU VON KAPAZITATEN ZUR STARKUNG DER NUKLEAREN SICHERUNG

Bei der IAEO geht nach wie vor eine grofe Zahl von Ersuchen um Unterstiitzung bei Ausbildungs- und Schulungs-
mafinahmen fiir alle technischen Bereiche der nuklearen Sicherung ein. Um auf diese Ersuchen eingehen und Staaten
dabei unterstiitzen zu konnen, in einem breiteren Rahmen nationale Systeme der nuklearen Sicherung zu schaffen und
langfristig tragfahig zu erhalten, fuhrt die [AEO Maflnahmen zur Unterstiitzung beim Kapazititsautbau durch, unter
anderem auch durch das Schulungs- und Demonstrationszentrum fiir nukleare Sicherung (Nuclear Security Training
and Demonstration Centre — NSTDC). Die Unterstiitzung erfolgt auf der Grundlage einer Bestandsaufnahme des
Bedarfs und der Priorititen der Staaten im Bereich der nuklearen Sicherung.

KOMPONTENTE A — ENTWICKLUNG DER GRUNDLAGE FUR DEN AUFBAU VON KAPAZITATEN:
UNTERSTUTZUNG DER STAATEN BEI DER BEWERTUNG IHRES BEDARFS UND THRER PRIORITATEN IM BEREICH
DER NUKLEAREN SICHERUNG (INSSP)

Hintergrund

Die IAEO unterstiitzt Staaten bei der Schaffung, Aufrechterhaltung und der Gewihrleistung der langfristigen
Tragfahigkeit nationaler Systeme zur nuklearen Sicherung von Kernmaterial und anderem radioaktiven Material, auch
wihrend des Transports, und der zugehorigen Anlagen, die fiir friedliche Zwecke genutzt werden.

Um diese Unterstiitzung zu ermoglichen, hat die IAEO den integrierter Plan zur Unterstiitzung der nuklearen Sicherung
(Integrated Nuclear Security Sustainability Plan — INSSP) ausgearbeitet, der Staaten auf deren Ersuchen hin einen
systematischen und umfassenden Rahmen fiir die Uberpriifung ihrer Systeme der nuklearen Sicherung liefert, sodass
die Bereiche ermittelt werden konnen, in denen diese Systeme gestirkt werden miissen. In den Plinen wird auch
dargelegt, welche Unterstiitzung notwendig ist, um bei der Schaffung eines wirksamen und langfristig tragfihigen
Systems der nuklearen Sicherung zu helfen.

Gemeinsam mit der IAEO fasst der Staat seinen priorisierten Bedarf im Bereich der nuklearen Sicherung in einem
integrierten Plan zur Unterstiitzung der nuklearen Sicherung (INSSP) zusammen. Jeder dieser Pline ist auf den
spezifischen Bedarf des Staates zugeschnitten und stiitzt sich auf die in den Veroffentlichungen der Reihe ,Nukleare
Sicherung” enthaltenen Leitlinien.

Einzelziel 3 besteht darin, Staaten verstirkt bei der Bewertung ihres Bedarfs und ihrer Priorititen im Bereich der
nuklearen Sicherung zu unterstiitzen. Dies wird dadurch erfolgen, dass ein umfassender Rahmen bereitgestellt wird, um
den Bedarf der Staaten im Bereich der nuklearen Sicherung systematisch zu ermitteln und zu priorisieren, Unterstiitzung
dafiir zu leisten, die Bereitstellung von Unterstiitzung im Bereich der nuklearen Sicherung durch die IAEO zu planen
und zu priorisieren und die internationale Zusammenarbeit und Koordinierung bei der Erfillung des Bedarfs der
Mitgliedstaaten im Bereich der nuklearen Sicherung zu vereinfachen.

Teilergebnis 1: Ein auf Ebene der einzelnen Staaten erstellter integrierter Plan zur Unterstiitzung der
nuklearen Sicherung (INSSP) wird ausgearbeitet und umgesetzt, um den Bedarf im Bereich der nuklearen
Sicherung zu ermitteln und zu priorisieren.

Erwartete Tdtigkeiten fiir Teilergebnis 1:

— Durchfithrung von Missionen zur Uberarbeitung der INSSP sowie von Missionen zur abschlieBenden Umsetzung
der INSSP

Teilergebnis 2: Das gemeinsame Verstindnis der Bedeutung der nuklearen Sicherung sowie der wesentlichen
Bestandteile des Systems der nuklearen Sicherung wird weiter verbessert.

Erwartete Tétigkeiten fiir Teilergebnis 2:

— Regionale Koordinierungsworkshops

KOMPONENTE B — AUFBAU VON KAPAZITATEN IM BEREICH DER COMPUTERSICHERHEIT
Hintergrund

Den Mitgliedstaaten ist nach wie vor bewusst, dass Cyberangriffe und deren potenzielle Auswirkungen auf die nukleare
Sicherung eine Bedrohung darstellen und dass es unerldsslich ist, sich durch wirksame Schutzmafnahmen vor
derartigen Angriffe zu schiitzen. Die Zahl der Ersuchen von Mitgliedstaaten um Unterstiitzung im Bereich der
Informations- und Computersicherheit, einschlieflich der Ersuchen um Unterstiitzung bei der Ausarbeitung von
Computersicherheitsvorschriften, ist gestiegen und wird voraussichtlich weiter steigen.

Die IAEO unterstiitzt die Mitgliedstaaten weiterhin dabei, fir die Bedrohung durch Cyberangriffe und deren potenzielle
Auswirkungen auf die nukleare Sicherung zu sensibilisieren, indem sie die Staaten dabei unterstiitzt, wirksame
Schutzmafnahmen gegen derartige Angriffe zu ergreifen und ihre einschligigen Fihigkeiten im Bereich der nuklearen
Sicherung zu verbessern.

Verbesserte Fahigkeiten im Bereich der Computer- und Informationssicherheit in den Staaten durch Sensibilisierung fiir
die Bedrohung durch Cyberangriffe und deren potenzielle Auswirkungen auf die nukleare Sicherung; Unterstiitzung von
Staaten beim Ergreifen von wirksamen Schutzmafinahmen gegen derartige Angriffe.
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Hierdurch wird zum Erlangen verbesserter Fihigkeiten im Bereich der Informations- und Computersicherheit auf
Staatsebene und auf Anlagenebene beigetragen, um die Verhiitung und Erkennung von Computersicherheitsvorfillen,
die sich unmittelbar oder mittelbar negativ auf die nukleare Sicherheit und Sicherung auswirken konnen, und die
Abwehr solcher Vorfille zu unterstiitzen.

Teilergebnis 1: Fachleute fiir nukleare Sicherung werden im Bereich der Informations- und
Computersicherheit geschult, auch in Bezug auf die grundlegenden Begriffe der Computersicherheit wie
Bedrohungen, Verfahren zur Beherrschung der Risiken und Sicherheitskontrollen.

Erwartete Tdtigkeiten fiir Teilergebnis 1:

— Schulungsmaflnahmen auf internationaler, regionaler und nationaler Ebene

KOMPONENTE C — STARKUNG DER STRUKTUREN ZUR DETEKTION IM BEREICH DER NUKLEAREN SICHERUNG
DURCH AUFBAU VON KAPAZITATEN

Hintergrund

Die internationale Gemeinschaft ist sich der ernsthaften Bedrohung bewusst, die von Kernmaterial und anderem
radioaktiven Material, das keiner Regulierungsaufsicht unterliegt, ausgeht; daher sind kontinuierliche Anstrengungen
erforderlich, um die nationalen Fihigkeiten zur Schaffung und Erhaltung von wirksamen Strukturen zur Detektion im
Bereich nukleare Sicherung zu stirken. Die IAEO arbeitet umfassende Leitlinien fiir die nukleare Sicherung aus, um zu
den Anstrengungen beizutragen, die weltweit zur Verwirklichung des Ziels einer wirksamen nuklearen Sicherung
unternommen werden, und hat gemeinsam mit Mitgliedstaaten einen Projektansatz entwickelt, um die Anwendung der
IAEO-Leitlinien fur nukleare Sicherung durch Peer Reviews, Beratungsdienste, Maffnahmen zum Kapazititsautbau und
Unterstiitzung beim Einsatz von Detektionsgerdten zu fordern. Der Projektansatz umfasst eine klare Struktur fiir Hilfe
und Unterstiitzung fir die Staaten bei der Schaffung eines integrierten Pakets von Systemen und MaRnahmen zur
nuklearen Sicherung, die auf einem geeigneten Rechts- und Regulierungsrahmen beruhen und die Grundlage fiir eine
nationale Strategie und die damit verbundenen Fihigkeiten fiir die Detektion von Kernmaterial und anderem
radioaktiven Material, das keiner Regulierungsaufsicht unterliegt, bilden.

Die IAEO sieht sich zudem einer wachsenden Nachfrage nach Schulungskursen fiir die Ausbilder gegeniiber, die fiir die
Ausbildung von Beamten zustindig sind, die bei der Detektion von Kernmaterial und anderem radioaktiven Material,
das keiner Regulierungsaufsicht unterliegt, an vorderster Front titig sind.

Durch die Komponente C sollen wirksame nationale Strukturen zur Detektion im Bereich der nuklearen Sicherung in
Staaten geschaffen und aufrechterhalten werden, indem Kapazititen aufgebaut werden, die dazu dienen, die Fihigkeiten
zur Detektion und Lokalisierung und zum Verbot von Kernmaterial und anderem radioaktiven Material, das keiner
Regulierungsaufsicht unterliegt, zu stirken und zu verbessern.

Teilergebnis 1: Die Fihigkeiten der Staaten zur Aufdeckung von kriminellen oder vorsitzlich unzulissigen
Handlungen in Verbindung mit Kernmaterial oder anderem radioaktiven Material werden durch Schulungen,
Expertenmissionen, Peer Reviews sowie Feld- oder Planiibungen verbessert.

Erwartete Tdtigkeiten fiir Teilergebnis 1:

— Internationale und regionale Schulungen fiir den Aufbau von Kapazititen in den verschiedenen Bereichen der
Strukturen zur Detektion

— Feld- oder Planiibungen

KOMPONENTE D — STARKUNG DER FAHIGKEITEN DER STAATEN ZUR SICHERUNG VON TRANSPORTEN
DURCH AUFBAU VON KAPAZITATEN

Hintergrund

Kernmaterial und anderes radioaktives Material ist wihrend des Transports potenziell anfillig fiir Sicherheitsbed-
rohungen. Die IAEO unterstiitzt Staaten dabei, ein System der nuklearen Sicherung fiir den Transport solchen Materials
umzusetzen und aufrechtzuerhalten.

Ein wesentlicher Baustein der Unterstiitzung in diesem Bereich besteht im Aufbau von Kapazititen. Es werden
Schulungen auf internationaler und regionaler Ebene durchgefithrt, um bei den nationalen Stellen, die mit der
Sicherung von Transporten befasst sind, Verstandnis dafiir zu schaffen, dass wihrend des Transports von radioaktivem
Material Sicherungsmafinahmen erforderlich sind, und um diese Stellen mit dem Wissen zur Ausarbeitung und
Umsetzung von nationalen Transportsicherungsanforderungen auszuriisten. Bei diesen Schulungen vermittelt die IAEO
umfassende Einblicke in die Kategorisierung von radioaktivem Material, in Sicherheitsfunktionen, Sicherheitsma-
nagement und in die Schnittstellen fur Sicherheit und Gefahrenabwehr. Auferdem bietet die IAEO den Teilnehmern die
Gelegenheit zu Diskussionen und Ubungen, die sich auf typische Szenarien stiitzen.
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Es werden IAEO-Missionen durchgefithrt, um die Entwiirfe von nationalen Vorschriften fir den Transport von
Kernmaterial und anderem radioaktiven Material zu priifen, um so bei der Fertigstellung der nationalen Transportvor-
schriften des Landes Unterstiitzung zu leisten.

Teilergebnis 1: Die jeweils zustindigen Stellen der Mitgliedstaaten werden in Fragen der Sicherung des
Transports von Kernmaterial und anderem radioaktiven Material geschult.

Erwartete Tétigkeiten fiir Teilergebnis 1:

— Schulungsmaflnahmen auf nationaler und regionaler Ebene

Teilergebnis 2: Die Entwiirfe nationaler Transportvorschriften fiir den Transport von Kernmaterial und
anderem radioaktiven Material werden gepriift.

Erwartete Ttigkeiten fiir Teilergebnis 2:
— [AEO-Missionen

KOMPONENTE E — NUKLEARE FORENSIK
Hintergrund

Untersuchungen von Kernmaterial und anderem radioaktiven Material unter Nutzung von Analysetechniken zur
Bestimmung von Herkunft und Vorgeschichte des Materials werden im Zusammenhang mit strafrechtlichen
Ermittlungen oder zur Bewertung von Schwachstellen im Bereich der nuklearen Sicherung durchgefiihrt.

Die Untersuchungsergebnisse dienen als Grundlage fuir die Reaktion auf die unerlaubte Verwendung solchen Materials
und helfen den Staaten, in voller Kenntnis der Sachlage Entscheidungen zur Verbesserung ihrer Verfahren zur nuklearen
Sicherung zu treffen. Die IAEO unterstiitzt Staaten insbesondere durch das Angebot von Schulungen und Workshops
auf internationaler und regionaler Eben dabei, ihre Fahigkeiten auf dem Gebiet der nuklearen Forensik zu verbessern.

Die Schulungsmafinahmen sind wichtige Voraussetzungen dafiir, die Kenntnisse auf dem Gebiet der nuklearen Forensik
zu verbessern, um Zwischenfille im Bereich der nuklearen Sicherung zu verhindern und auf solche Zwischenfille zu
reagieren, die Einsatzkrifte mit der Sicherung von Beweismitteln fiir eine nuklearforensische Untersuchung vertraut zu
machen, sodass Beweismittelketten erstellt werden konnen, und um Fachleute mit den aktuellen Methoden der
nuklearen Forensik vertraut zu machen.

Teilergebnis 1: Die zustindigen Stellen der Mitgliedstaaten werden auf dem Gebiet der nuklearen Forensik
geschult, um Zwischenfille im Bereich der nuklearen Sicherung verhindern und darauf reagieren zu konnen.

Erwartete Tdtigkeiten fiir Teilergebnis 1:

— Schulungsmafinahmen auf nationaler und regionaler Ebene

— Ein internationaler integrierter Workshop zur radiologischen Tatortarbeit und zur nuklearen Forensik

KOMPONENTE F — UNTERSTUTZUNG DER AUS- UND WEITERBILDUNGSKAPAZITATEN DER
MITGLIEDSTAATEN IM BEREICH DER NUKLEAREN SICHERUNG

Hintergrund

Durch Aus- und Weiterbildungsmaffnahmen, die auf einem systematischen Ansatz basieren, werden die Staaten dabei
unterstiitzt, Fihrungskriften und Personal die Kenntnisse, Fertigkeiten und Einstellungen zu vermitteln, die notwendig
sind, um ihren Pflichten nachkommen und ihre Arbeit und Aufgaben in den verschiedenen Bereichen der nuklearen
Sicherung durchfiihren zu konnen.

2023 hat die IAEO in ihrem Forschungszentrum Seibersdorf ein Schulungs- und Demonstrationszentrum fiir nukleare
Sicherung (Nuclear Security Training and Demonstration Centre — NSTDC) eingerichtet; durch dieses Zentrum werden die
in den Mitgliedstaaten und durch die Zentren zur Unterstiitzung im Bereich der nuklearen Sicherung (Nuclear Security
Support Centres) bereitgestellten Schulungsmoglichkeiten erginzt; zudem wird dadurch der Aufbau von Kapazititen im
Bereich der nuklearen Sicherung durch den Einsatz von hochentwickelter Technologie und Expertise verbessert.

Die IAEO arbeitet weiterhin eng mit den Staaten zusammen, um die nationalen Fahigkeiten zum Aufbau von Kapazititen im
Bereich der nuklearen Sicherung zu unterstiitzen; dies geschieht auch durch die Tétigkeiten des internationalen Netzes fiir
Ausbildung im Bereich der nuklearen Sicherung (International Nuclear Security Education Network — INSEN), der nationalen
Unterstiitzungszentren fiir nukleare Sicherung (National Nuclear Security Support Centres — NSSCs), des internationalen
Netzes fiir Fortbildungs- und Unterstiitzungszentren im Bereich der nuklearen Sicherung (International Network for Nuclear
Security Training and Support Centres — NSSC Network), and der Zentren fiir Zusammenarbeit (Collaborating Centres).

Die nationalen Unterstiitzungszentren fiir nukleare Sicherung (NSSCs) tragen zur langfristigen Tragfihigkeit der
nationalen Systeme fur nukleare Sicherung bei, indem die zustindigen Behorden, befugte Personen und weitere
Einrichtungen mit Zustindigkeiten im Nuklearbereich unterstiitzt werden. Die Hauptaufgaben der nationalen Unterstiit-
zungszentren fiir nukleare Sicherung (NSSCs) sind die Folgenden:

— Entwicklung der Humanressourcen, insbesondere durch die Bereitstellung nationaler Schulungsprogramme im
Bereich der nuklearen Sicherung,

ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2024/6560j
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— technische Unterstiitzung bei dem Lebenszyklus-Management fiir Ausriistung fur die nukleare Sicherung und

— wissenschaftliche Unterstiitzung bei der Bereitstellung von Expertise, bei Analysen und bei Forschung und
Entwicklung im Bereich der nuklearen Sicherung.

Die Online-Lernmodule der IAEO zur nuklearen Sicherung, die auf der IAEO-Reihe ,Nukleare Sicherung® und auf
anderen Leitfaden basieren, werden als Ergdnzung fiir Prasenzschulungen und zur Unterstiitzung von Anstrengungen
eingesetzt, die darauf abzielen, Kompetenz, Fertigkeiten und eine ausgeprigte Kultur der nuklearen Sicherung zu
gewihrleisten. Die E-Learning-Module richten sich an ein breites Spektrum von Fachleuten mit Zustindigkeiten im
Bereich der nuklearen Sicherung und andere interessierte Personen.

Durch die Komponente F wird zur Schaffung und Aufrechterhaltung der E-Learning-Module zur nuklearen Sicherung
beigetragen; ferner wird dazu beigetragen, die Staaten in ihren Anstrengungen zur Ausarbeitung wirksamer und
langfristig tragfahiger Schulungen im Bereich der nuklearen Sicherung zu unterstiitzen, und die Staaten zu
unterstiitzen, die ein nationales Unterstiitzungszentrum fiir nukleare Sicherung einrichten und betreiben mochten.

Teilergebnis 1: E-Learning-Material fiir Schulungen im Bereich der nuklearen Sicherung wird ausgearbeitet
und gepflegt.

Erwartete Ttigkeiten fiir Teilergebnis 1:

— Ausarbeitung von E-Learning-Kursen einschlieRlich Ubersetzungen

— Uberpriifung und Pflege von E-Learning-Kursen

Teilergebnis 2: Die Fihigkeiten zur Ausarbeitung und Durchfithrung von Schulungen im Bereich der nuklearen
Sicherung und zum Management der Humanressourcen werden verbessert. Im Zusammenhang mit
Schulungen im Bereich der nuklearen Sicherung findet ein Austausch von Erfahrungen und bewihrten
Verfahren statt.

Erwartete Tatigkeiten fiir Teilergebnis 2:

— Veranstaltung von internationalen und regionalen Workshops einschlieflich Ubersetzung.

10/10
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VERORDNUNG (EU) 2024/669 DES RATES
vom 19. Februar 2024

zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 iiber spezifische, gegen bestimmte Personen und
Organisationen gerichtete restriktive MaRnahmen zur Bekimpfung des Terrorismus

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 215,

gestiitzt auf den Beschluss (GASP) 2024/628 des Rates vom 19. Februar 2024 zur Anderung des Gemeinsamen
Standpunkts 2001/931/GASP iiber die Anwendung besonderer Mafinahmen zur Bekdmpfung des Terrorismus ('),

auf gemeinsamen Vorschlag des Hohen Vertreters der Union fiir Auffen- und Sicherheitspolitik und der Europiischen
Kommission,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)~ Mit der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 des Rates () wird der Gemeinsame Standpunkt 2001/931/GASP ()
umgesetzt.

(2)  Am 19. Februar 2024 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2024/628 zur Anderung des Gemeinsamen
Standpunkts 2001/931/GASP angenommen, um darin eine Ausnahme aus humanitiren Griinden gemif8 der
Resolution 2664 (2022) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, eine weitere Ausnahmeregelung fiir diejenigen
an humanitdren Mafinahmen beteiligten Organisationen und Akteure, die die betreffende Ausnahme fiir humanitire
Zwecke nicht in Anspruch nehmen konnen, sowie eine Uberpriifungsklausel beziiglich dieser Ausnahmen,
aufzunehmen.

(3)  Da diese Mafinahmen in den Anwendungsbereich des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union fallen,
ist fiir ihre Umsetzung eine Regelung auf Unionsebene erforderlich, insbesondere um ihre einheitliche Anwendung
durch die Wirtschaftsbeteiligten in allen Mitgliedstaaten sicherzustellen.

(4)  Die Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 sollte daher entsprechend gedndert werden —
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
In Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 des Rates werden folgende Absitze angefiigt:

,(3)  Artikel 2 Absdtze 1 und 2 findet keine Anwendung auf die Bereitstellung von Geldern und wirtschaftlichen
Ressourcen, die notwendig sind, um die rasche Erbringung humanitirer Hilfe zu gewéhrleisten oder andere Tatigkeiten zur
Deckung grundlegender menschlicher Bediirfnisse zu unterstiitzen, wenn die Hilfe bzw. die anderen Titigkeiten
durchgefiihrt werden von

a) den Vereinten Nationen (VN), einschlieflich ihrer Programme, Fonds und sonstigen Einrichtungen und Stellen, sowie
ihren Sonderorganisationen und verwandten Organisationen,

b) internationalen Organisationen,

¢) humanitire Hilfe leistenden Organisationen mit Beobachterstatus in der Generalversammlung der VN und Mitgliedern
dieser Organisationen,

d) bilateral oder multilateral finanzierten nichtstaatlichen Organisationen, die sich an Plinen der VN fiir humanitire
Mafinahmen, Plinen der VN fiir Fliichtlingshilfemafnahmen oder anderen Appellen der VN oder an vom Amt der VN
fur die Koordinierung humanitarer Angelegenheiten koordinierten humanitiren ,Clustern‘ beteiligen,

() ABL L, 2024/628, 20.2.2024, ELL: http://data.europa.cu/eli/dec/2024/628/o0j.

() Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 des Rates vom 27. Dezember 2001 iiber spezifische, gegen bestimmte Personen und Organisationen
gerichtete restriktive MafSnahmen zur Bekdmpfung des Terrorismus (ABL L 344 vom 28.12.2001, S. 70).

() Gemeinsamer Standpunkt 2001/931/GASP des Rates vom 27. Dezember 2001 iiber die Anwendung besonderer Maffnahmen zur
Bekidmpfung des Terrorismus (ABL. L 344 vom 28.12.2001, S. 93).
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e¢) Organisationen und Agenturen, denen die Union das Zertifikat fiir humanitire Partnerschaft erteilt hat oder die von
einem Mitgliedstaat nach nationalen Verfahren zertifiziert oder anerkannt sind,

f) spezialisierten Agenturen der Mitgliedstaaten,

g) Beschiftigten, Zuschussempfingern, Tochtergesellschaften oder Durchfithrungspartnern der unter den Buchstaben a bis
f genannten Einrichtungen, wihrend und soweit sie in dieser Eigenschaft titig sind.

(4)  Unbeschadet des Absatzes 3 und abweichend von Artikel 2 Absitze 1 und 2 konnen die zustindigen Behorden
eines Mitgliedstaats unter ihnen geeignet erscheinenden Bedingungen die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder
oder wirtschaftlicher Ressourcen oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen
genehmigen, nachdem sie festgestellt haben, dass die Zurverfiigungstellung dieser Gelder oder wirtschaftlichen
Ressourcen notwendig ist, um die rasche Erbringung humanitirer Hilfe zu gewahrleisten oder andere Tatigkeiten zur
Deckung grundlegender menschlicher Bediirfnisse zu unterstiitzen.

(5)  Ergeht innerhalb von funf Arbeitstagen nach Eingang eines Genehmigungsantrags nach Absatz 4 keine
ablehnende Entscheidung, kein Auskunftsersuchen oder keine Mitteilung iiber eine Fristverlingerung der einschlidgigen
zustandigen Behorde, so gilt diese Genehmigung als erteilt.

(6)  Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission iiber jede nach
Absatz 4 erteilte Genehmigung innerhalb von vier Wochen nach der Erteilung einer solchen Genehmigung.

(7)  Die Absitze 3 und 4 werden mindestens alle zwolf Monate oder auf dringenden Antrag eines Mitgliedstaats, des
Hohen Vertreters der Union fiir AuRen- und Sicherheitspolitik oder der Kommission infolge einer grundlegenden
Anderung der Umstinde tiberpriift.

(8)  Absatz 3 gilt bis zum 22. Februar 2025.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am 19. Februar 2024.

Im Namen des Rates
Der Prisident
J. BORRELL FONTELLES

ELL http://data.europa.eu/elijreg/2024/669/0j
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Berichtigung der Richtlinie (EU) 2019/944 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni
2019 mit gemeinsamen Vorschriften fiir den Elektrizititsbinnenmarkt und zur Anderung der
Richtlinie 2012/27/EU

(Amtsblatt der Europdischen Union L 158 vom 14. Juni 2019)

Seite 129, Erwigungsgrund 34 letzter Satz:

Anstatt: ,Die Gesamtdauer des Wechselvorgangs sollte jedenfalls drei Wochen ab dem Antrag des
Verbrauchers tibersteigen.”

muss es heiflen: ,Die Gesamtdauer des Wechselvorgangs sollte jedenfalls drei Wochen ab dem Antrag des
Verbrauchers nicht tibersteigen.”

ELL http://data.europa.eu/eli/dir/2019/944/corrigendum/2024-02-20/o0j



	OJ_L_202400573
	Verordnung (EU) 2024/573 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Februar 2024 über fluorierte Treibhausgase, zur Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937 und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 
	ANHANG I FLUORIERTE TREIBHAUSGASE GEMÄẞ ARTIKEL 2 BUCHSTABE A — TEILFLUORIERTE KOHLENWASSERSTOFFE, PERFLUORIERTE KOHLENWASSERSTOFFE UND ANDERE FLUORIERTE VERBINDUNGEN 
	ANHANG II FLUORIERTE TREIBHAUSGASE GEMÄẞ ARTIKEL 2 BUCHSTABE A — UNGESÄTTIGTE TEIL(CHLOR)FLUORIERTE KOHLENWASSERSTOFFE, ALS INHALATIONSNARKOTIKA VERWENDETE FLUORIERTE STOFFE UND ANDERE FLUORIERTE STOFFE 
	ANHANG III FLUORIERTE TREIBHAUSGASE GEMÄẞ ARTIKEL 2 BUCHSTABE A — FLUORIERTE ETHER, KETONE UND ALKOHOLE UND ANDERE FLUORIERTE VERBINDUNGEN 
	ANHANG IV VERBOTE DES INVERKEHRBRINGENS GEMÄẞ ARTIKEL 11 ABSATZ 1 
	ANHANG V PRODUKTIONSRECHTE FÜR DAS INVERKEHRBRINGEN VON TEILFLUORIERTEN KOHLENWASSERSTOFFEN 
	ANHANG VI METHODE ZUR BERECHNUNG DES GWP EINES GEMISCHS GEMÄẞ ARTIKEL 3 NUMMER 1 
	ANHANG VII HÖCHSTMENGEN UND BERECHNUNG DER REFERENZWERTE UND QUOTEN FÜR DAS INVERKEHRBRINGEN VON TEILFLUORIERTEN KOHLENWASSERSTOFFEN GEMÄẞ ARTIKEL 17 
	ANHANG VIII ZUWEISUNGSMECHANISMUS GEMÄẞ ARTIKEL 17 
	ANHANG IX GEMÄẞ ARTIKEL 26 ZU MELDENDE ANGABEN 
	ANHANG X ENTSPRECHUNGSTABELLE 


	OJ_L_202400581
	Durchführungsbeschluss (EU) 2024/581 der Kommission vom 16. Februar 2024 über die harmonisierte Norm für die Akkreditierung medizinischer Laboratorien zur Unterstützung der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 

	OJ_L_202400590
	Verordnung (EU) 2024/590 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Februar 2024 über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen, und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 
	ANHANG I OZONABBAUENDE STOFFE GEMÄß ARTIKEL 2 BUCHSTABE A 
	ANHANG II OZONABBAUENDE STOFFE GEMÄß ARTIKEL 2 BUCHSTABE A, DIE NICHT NACH DEM PROTOKOLL KONTROLLIERT WERDEN 
	ANHANG III VERARBEITUNGSHILFSSTOFFE 
	ANHANG IV BEDINGUNGEN FÜR DAS INVERKEHRBRINGEN UND DIE ANSCHLIEßENDE LIEFERUNG ODER BEREITSTELLUNG OZONABBAUENDER STOFFE FÜR WESENTLICHE LABOR- UND ANALYSEZWECKE GEMÄß ARTIKEL 8 ABSATZ 6 
	ANHANG V KRITISCHE VERWENDUNGSZWECKE VON HALONEN GEMÄß ARTIKEL 9 ABSATZ 1 
	ANHANG VI BERICHTERSTATTUNG GEMÄß ARTIKEL 24 
	ANHANG VII LIZENZVERGABESYSTEM 
	ANHANG VIII ENTSPRECHUNGSTABELLE 


	OJ_L_202400628
	Beschluss (GASP) 2024/628 des Rates vom 19. Februar 2024 zur Änderung des Gemeinsamen Standpunkts 2001/931/GASP über die Anwendung besonderer Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus 

	OJ_L_202400630
	Beschluss (EU) 2024/630 des Rates vom 9. Februar 2024 über im Namen der Europäischen Union in Bezug auf die Vorschläge mehrerer Parteien zur Änderung der Anhänge des Übereinkommens zur Erhaltung der wandernden wild lebenden Tierarten auf der 14. Tagung der Konferenz der Vertragsparteien dieses Übereinkommens zu vertretenden Standpunkt 

	OJ_L_202400632
	Beschluss (GASP) 2024/632 des Rates vom 19. Februar 2024 zur Einleitung der Operation der Europäischen Union der maritimen Sicherheit zur Wahrung der Freiheit der Schifffahrt im Zusammenhang mit der Krise im Roten Meer (EUNAVFOR ASPIDES) 

	OJ_L_202400633
	Beschluss (GASP) 2024/633 des Rates vom 19. Februar 2024 zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2022/266 über restriktive Maßnahmen als Reaktion auf die illegale Anerkennung, Besetzung oder Annexion bestimmter nicht von der Regierung kontrollierter ukrainischer Gebiete durch die Russische Föderation 

	OJ_L_202400634
	Delegierte Verordnung (EU) 2024/634 der Kommission vom 14. Dezember 2023 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 in Bezug auf den Nachweis des zollrechtlichen Status von Unionswaren und die Zollförmlichkeiten betreffend elektronische Frachtsensoren 

	OJ_L_202400635
	Durchführungsverordnung (EU) 2024/635 der Kommission vom 2. Februar 2024 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 in Bezug auf den Nachweis des zollrechtlichen Status von Unionswaren und bestimmte Bestimmungen betreffend die Unionsversandverfahren 

	OJ_L_202400645
	Beschluss (GASP) 2024/645 des Rates vom 19. Februar 2024 zur Unterstützung der Erhöhung der Biosicherheit in Lateinamerika im Einklang mit der Umsetzung der Resolution 1540 (2004) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen über die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihren Trägersystemen 
	ANHANG Unterstützung durch die Union zur Erhöhung der Biosicherheit in Lateinamerika im Einklang mit der Umsetzung der Resolution 1540 (2004) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen über die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihren Trägersystemen 


	OJ_L_202400656
	Beschluss (GASP) 2024/656 des Rates vom 19. Februar 2024 für einen Beschluss des Rates über die Unterstützung der Union für die Tätigkeiten der Internationalen Atomenergie-Organisation im Bereich der nuklearen Sicherung 
	ANHANG 


	OJ_L_202400669
	Verordnung (EU) 2024/669 des Rates vom 19. Februar 2024 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 über spezifische, gegen bestimmte Personen und Organisationen gerichtete restriktive Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus 

	OJ_L_202490117
	Berichtigung der Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie 2012/27/EU (Amtsblatt der Europäischen Union L 158 vom 14. Juni 2019) 


